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1. Die ,,soeb-Werkstatt* im Uberblick

1.1 Ein neues Veranstaltungsformat

In den Jahren 2000 bis 2004 forderte das Bundesministerium fir Bildung und Forschung
(BMBF) in einem sozialwissenschaftlichen Verbundvorhaben die Entwicklung eines sozio-
6konomischen Berichtsansatzes fir die Bundesrepublik Deutschland. Zum Verbund gehdrten
Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen (SOFI), Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung, Nurnberg (IAB), Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Minchen (ISF),
Internationales Institut flr empirische Sozialokonomie, Stadtbergen (INIFES); die Projekt-
leitung lag beim SOFI.

Ergebnis des Projekts war der erste Bericht zur sozio6konomischen Entwicklung Deutsch-
lands — Arbeit und Lebensweisen (im Folgenden: soeb 1), der am 18. Februar 2004 in einer
ersten Fassung auf einer Fachtagung in Berlin vorgestellt und im Sommer 2005 in einer er-
neut Uberarbeiteten Buchfassung verdffentlicht wurde (SOFI u.a. 2005). Im Herbst 2005
nahmen drei dieser Institute — SOFI, ISF, INIFES — mit Férderung des BMBF die Arbeit an
einem zweiten Bericht (im Folgenden: soeb 2) auf, der im Spatsommer 2008 vorliegen soll.
Die Werkstattgesprache sollen die Arbeit am zweiten Bericht zur sozio6konomischen Ent-
wicklung Deutschlands (soeb I1) durch fachoffentliche, kollegiale Beratung begleiten. Exper-
tinnen und Experten, die andere Forschungs- und Berichtsansétze, Bestande an Wirtschafts-
und Sozialdaten, aber auch Akteursperspektiven in Politik und Gesellschaft repréasentieren,
sollen in die Diskussion uber die Weiterentwicklung dieses Berichtsansatzes einbezogen wer-
den. In den Werkstattgesprachen wird der Diskussions- und Arbeitsstand prasentiert werden,
den das Projekt erreicht hat. Zugleich wird offen und kritisch tber Fragen und Probleme ge-
sprochen.

Mit der ersten Werkstatt-Reihe (1. Halbjahr 2006) verfolgte der Forschungsverbund So-
ziobkonomische Berichterstattung drei Ziele:

Konzepte, Schwerpunkte und Themen fiir den zweiten Bericht friihzeitig in einem erweiter-

ten Kreis zu beraten: Auch integrierte Sozialberichterstattung kommt nicht ohne Themen-

auswahl aus. Welchen thematischen Zuschnitt der zweite Bericht hat, ergibt sich noch
nicht zwingend aus dem ersten. Wie gute Forschung, so beginnt auch gute Berichterstat-
tung mit den richtigen Fragen. Die Werkstattgesprache haben dem Verbund einen guten

Uberblick tiber den Stand von Diskurs und Technik in Bereichen gegeben, die fiir den

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006
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zweiten Bericht zentral sind. Potenzielle Nutzer/innen sollten Gelegenheit haben, ihre
Fragen und Probleme als Anforderungen an den zweiten Bericht zu formulieren. Die end-
gultige Auswahl der zu behandelnden Themen und ihre Bearbeitung soll dann durch in-
tegrierende theoretische Konzepte angeleitet werden.
Das Verhaltnis zu anderen Berichtsansatzen zu klaren: Sozialberichterstattung ist heute
ein verzweigtes Feld anwendungsorientierter Sozialwissenschaft. Zu einer ,,geregelten
Nachbarschaft“ der soziotkonomischen Berichterstattung zu anderen Berichtsansatzen
gehort, Unterschiede und Gemeinsamkeiten bei der Wahl der Gegenstéande, bei der Nut-
zung der Dateninfrastruktur und bei den Beobachtungskonzepten zu erdrtern sowie Er-
gebnisse untereinander auszutauschen und zu kommentieren.
Datenbasis und Kooperationsbeziehungen zu verbreitern: Der Forschungsverbund Sozio-
okonomische Berichterstattung versteht sich nicht als geschlossene Gesellschaft. Es liegt
in seinem Interesse, mit anderen wissenschaftlichen Einrichtungen und datenhaltenden In-
stitutionen Felder gemeinsamen Interesses bei der besseren Nutzung der Dateninfrastruk-
tur zu identifizieren und hierbei zu kooperieren.
Nach innen haben die Werkstattgesprache wesentlich dazu beigetragen, dass zwischen den
beteiligten Instituten der Kern einer teamfahigen Projektgruppe entstehen konnte, die nun auf
ein konzeptionelles VVorverstandnis und eine gemeinsame Diskussionserfahrung zu zentralen
Themen zurtickgreifen kann.
Der Verbund hatte mit der Werkstattreihe eine luxuriose Maoglichkeit, mit Expert/innen
gezielt die Probleme und Fragestellungen sozio6konomischer Berichterstattung beraten zu
kdnnen. In der Auswertung muss nun der Verbund darlber entscheiden, welche der erhalte-

nen Ratschlage er in die eigene wissenschaftliche Praxis umsetzen will, und wie.

1.2 Programm und Beteiligung

Im Rahmen dieser ersten Reihe fanden im ersten Halbjahr 2006 funf Werkstattgesprache statt:
Deutschland im Modell (21./22. Februar 2006, Gottingen),
Regulierung des Umbruchs — Umbruch der Regulierung (9./10. Mérz 2006, Goéttingen),
Ostdeutschland — Fragmentierte Entwicklung (11./12. April 2006, Berlin),
Gesellschaft im Betrieb (9./10. Mai 2006, Gottingen),
Arbeit und Lebensweise im Spiegel der Haushaltsékonomie (16./17. Mai 2006, Gottin-

gen).

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



12

Insgesamt nahmen etwa 140 externe Gaste einmal oder mehrmals an dieser Werkstattreihe teil
(vgl. die Listen der Teilnehmer/innen im Anhang 7.2). Die Beteiligten kamen tberwiegend
aus den Bereichen Wissenschaft und Statistik.

Grundlage jedes Werkstattgesprachs war ein Diskussionspapier, das allen Teilnehmer/innen
vorab zuging. In den Diskussionspapieren versuchte der Forschungsverbund, zu aus seiner
Sicht wichtigen Problemfeldern einen Uberblick tiber den Stand der Forschung und der wis-
senschaftlichen Diskussion zu geben sowie zentrale Befunde und Hypothesen fir die sozio-
6konomische Berichterstattung zu formulieren. Die Veranstaltungsreihe mit ihren insgesamt
10 Sitzungstagen umfasste 58 Beitrdge externer Teilnehmer/innen, sowie Einfuhrungs- und
Abschlussvortrage von Verbundmitgliedern. Ergebnisse jeder Veranstaltung wurden in einem
Werkstattbericht dokumentiert, VVortrage in der Regel als Foliensdtze auf die Website des
Verbunds (www.soeb.de) eingestellt. Eine Ubersicht (iber die Diskussionspapiere, Werkstatt-
berichte, Vortragsfolien und Materialien findet sich im Anhang (7.3).

Nach auRen haben die Werkstattgesprache das Projekt in der wissenschaftlichen Offent-
lichkeit prasent und ,,ansprechbar* gemacht. Die Uberwiegend konstruktiven und offenen Bei-
trage der Eingeladenen sind auch ein wichtiges Argument dafur, dass es einen Bedarf fir die-
sen neuen Ansatz der Berichterstattung gibt.

Nach innen haben die Werkstattgesprache nicht nur einen guten Uberblick (iber den Stand
von Diskurs und Technik in vielen Bereichen gegeben, sondern auch dazu beigetragen, dass
zwischen den beteiligten Instituten der Kern einer teamféhigen Projektgruppe entstehen konn-

te, die sich nun auf eine gemeinsame Diskussionserfahrung stitzen kann.

1.3 Wichtigste Ergebnisse

Teil | dieses Zwischenberichts dokumentiert die Ergebnisse der fiinf Werkstattgesprache. Zur
Ergebnissicherung und als Zwischenschritt zur Auswertung erstellte der Verbund fir jedes
Werkstattgesprach einen ausfiihrlichen Bericht, der die Referate und Diskussionsbeitrége in
einer von den Veranstaltern verantworteten Zusammenfassung wiedergibt. In den Berichten
werden nur die Namen der referierenden oder diskutierenden Personen genannt, Listen der
jeweiligen Teilnehmer/innen mit Angabe der Institution finden sich Sie im Anhang (7.1).

Im nachstehenden Unterabschnitt fasst der Forschungsverbund die aus seiner Sicht wich-
tigsten Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus den fiinf Werkstattgesprdchen zusammen.

Hierlber haben die Projektmitarbeiter/innen in einer Klausurtagung Anfang Juli gemeinsam
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beraten. Ausflhrliche Berichte zu den einzelnen Veranstaltungen finden sich in den anschlie-
Renden Abschnitten.

1.3.1 Werkstattgesprach 1: Deutschland im Modell

Konzeptionelle Integration und theoretische Fundierung

Das Werkstattgespréch hat gezeigt, dass es dem ersten Bericht zur soziobkonomischen Ent-
wicklung (soeb 1) an konzeptioneller Integration fehlt. Theoretisch interessierten Leserinnen
und Lesern reicht die dort versuchte theoretische Fundierung nicht, eher ergebnisorientierte
Anwender/innen finden die Uberlegungen zum soziokonomischen Entwicklungsmodell in
der Gliederung (Themenauswahl) und in den Fragestellungen der Themenfelder nicht hinrei-
chend wieder.

Natdrlich gibt es Grenzen fur eine konzeptionelle Integration und theoretische Fundie-
rung, will man dem Vorhaben nicht aufbiirden, alle (oder doch die meisten) Probleme der
Sozialwissenschaften bei der Gesellschaftsdiagnose zu losen. Aber dem zweiten Bericht
(soeb 2) ist ein Einleitungskapitel zum Konzept soziokonomischer Entwicklung (Produkti-
ons- und Sozialmodell), zu Umbruchannahmen und zu Teilhabe als Bewertungsmafstab vor-
anzustellen, das diesen Bericht wirklich als ,theoriegeleitet ausweisen kann, d.h. aus dem
hervorgeht, wie diese Konzepte die Themenauswahl angeleitet haben und wie sie sich zu an-
deren Theorieangeboten (Regulationstheorie, Varieties of Capitalism usw.) verhalten.

Die Auseinandersetzung mit verschiedenen Theorieansétzen, die Entwicklungspfade und
Modelle zu erfassen suchen, kann nicht zum Ziel haben, diese alle theoretisch zu integrieren.
Von besonderem Interesse sind aber die in verschiedenen Ansétzen, Typologien, Studien
verwendeten Beobachtungsdimensionen und Indikatoren, die auch flir soeb in Betracht kom-
men. Insofern dient die Auseinandersetzung mit anderen Konzepten auch als ,,Relevanzanzei-

ger* und zum ,,Themen-Scouting*.

Umgang mit politischen Diskursen

In soeb 1 war letztlich unbestimmt geblieben, wie ein kritischer Bezug des Projekts auf Ziele
und Indikatorik politischer Diskurssysteme — Lissabon-Strategie der EU und Nachhaltig-
keitskeitsstrategien — aussehen konnte. Das Werkstattgesprach hat geklart, dass sich diese
Diskurse nicht einfach zum normativen Bezugsrahmen eines wissenschaftlichen, theoriegelei-

teten Berichtsansatzes eignen. Um sie sich so ,,anzueignen®, dass sie wissenschaftlichen Ko-
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harenzanspriichen gentigten, miisste man sie ,,rekonstruieren®. Damit wéare aber moglicher-
weise gerade ihre Funktion anzuzeigen, was das politische System unter soziodkonomischer
Entwicklung versteht und welche Beobachtungsdimensionen es fur relevant halt, ,lost in
translation®.

Jedoch lautete die Botschaft des Werkstattgesprachs auch nicht, solche Diskurssysteme zu
ignorieren, sondern vielmehr, ,,dass auch virtuelle, kulturelle und ideologische Prozesse real
sind“ (Frieder O. Wolf). Die Antwort kann daher nur lauten, politische Strategiediskurse als
Relevanz- und Bedarfsanzeiger fur Berichtsthemen und Indikatoren zu rezipieren, ohne dass
der Verbund fir diese Diskurssysteme selbst Verantwortung tibernehmen misste.

Zu prifen ist, ob auch politische und soziale Bewegungen (d.h. auch das ,,Widerstéandige*,
wie es im Werkstattgesprach hiel, bei einer so konzipierten Bezugnahme auf das politische
System Berucksichtigung finden kdnnen. Fur den Nachhaltigkeitsdiskurs erscheint dies einfa-
cher als fur die Lissabonstrategie — denn auf ersteren beziehen sich auch gesellschaftliche

Akteure, wahrend die Lissabon-Strategie bisher ein Regierungsdiskurs geblieben ist.

Mehr Okonomie in der soziodkonomischen Berichterstattung

Die Kiritik, dass soeb 1 den ékonomischen ,,Motor* des Umbruchs vernachlassigt habe, ernst
zu nehmen, heil3t vor allem dreierlei:
mehr 6konomische Kompetenz ins Team zu holen,
Akkumulation, Krise, Geld- und Kapitalmarkt auf der Makroebene zu beobachten,
Produktionsmodelle, Unternehmensformen, Wertschépfungsketten als ékonomische Me-

soebene zu behandeln.

Lebensweise und Lebensfiihrung

Die Forschung zur Soziologie der alltaglichen Lebensfihrung kommt dem am néachsten, was
der Verbund als Lebensweise zu fassen versucht. Diese Forschungslinie ist unter der Frage-
stellung zu rezipieren, welche Beobachtungsdimensionen zu berticksichtigen sind und ob Er-
gebnisse qualitativer Forschung zum Alltagshandeln bei der Interpretation und Deutung quan-
titativer Befunde zu diesen Gegenstanden helfen kdénnen.

Fur die Berichterstattung tber Lebensweise und Lebensfuhrung ist die Zeit als Messein-
heit von zentraler Bedeutung.
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Teilhabe

Dass sich das Konzept der Teilhabe als normativer, multidimensionaler Bezugspunkt fur die
Bewertung soziodkonomischer Entwicklung anbietet, hat sich im Werkstattgesprach bestéatigt.
Bestatigt hat sich allerdings auch, dass diesem Begriff eine schliissige theoretische Fundie-
rung fehlt. Den Versuch, dies wenigstens fr den eigenen Gebrauch zu leisten, sollte der Ver-
bund — dem Pladoyer von Martin Kronauer folgend — darauf ausrichten, individuelle Outco-
mes mit Wirkungen von Institutionen (institutionell vermittelte Ressourcen) zu verknipfen.
Dabei stellen sich vor allem drei Aufgaben:
Das Teilhabekonzept als Bewertungsmafstab auf der Mikroebene muss noch mit dem
Makrokonzept (Kohérenz soziodkonomischer Entwicklung im Fordismus, Auflésung im
Umbruch) vermittelt werden. Dazu kénnte das Konzept des Teilhabemodus, in dem es um
das Zusammenwirken verschiedener Teilhabeformen geht, mit dem (auf Castel zurtickge-
henden) Konzept gesellschaftlicher Zonen gelingender, gefahrdeter und scheiternder Teil-
habe verknuipft werden. Uberhaupt muss als ,,Architektur“-Prinzip des Berichts klarer ge-
macht werden, dass er sowohl auf der Makro- wie auf der Mikroebene agiert.
Das deutsche Lebenslagenkonzept und der ,,Capabilities“-Ansatz von Sen treffen sich im
Konzept des Handlungsspielraums. Das Teilhabekonzept lasst sich vermutlich mit einer
Rekonstruktion des Sen’schen Ansatzes der Verwirklichungschancen (,,capabilities®) ver-
binden.
Ahnlich wie bei Ansatzen zu einer Lebenslagenberichterstattung kommt es empirisch vor
allem darauf an, das Zusammenwirken verschiedener Teilhabedimensionen zu erfassen

und die Berichterstattung darauf auszurichten.

Verlaufsdatenanalyse

Fur die Analyse verschiedener Langsschnittdatensétze sind aus dem Methodenkanon die Ana-
lysekonzepte auszuwéhlen, die in besonderem Mal ,,berichtstauglich® sind, d.h. deren Ergeb-
nissen eine gewisse Anschaulichkeit zukommt (vgl. den Beitrag von Karin Kurz). Zu kléren
ist die Frage, ob in soeb 2 der Schritt von Ubergédngen zur Analyse von Sequenzmustern ge-
gangen werden kann. Auch der Vorschlag von Karin Kurz, vor allem Ereignisse aus verschie-
denen Lebensbereichen in ihrem zeitlichen Zusammenhang zu analysieren, sollte bei der Fest-

legung des Arbeitsprogramms Beachtung finden.
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Verhaltnis zu anderen Berichtsansatzen

Bereits die breite Beteiligung an diesem Werkstattgesprach — wie an den folgenden — zeigt,
dass es auch aus der Sicht anderer Berichtsansdtze einen Bedarf an einem tbergreifenden,
interdisziplindren und auf die Gesellschaft als Ganzes ausgerichteten Berichtsvorhaben gibt.
Die Kollegen der ,,Zapf-Schule* (Heinz-Herbert Noll) kritisieren zwar die in soeb 1 verwen-
deten Konzepte, bearbeiten aber in ihren eigenen Arbeiten dhnliche Probleme mit gleichfalls
begrindungspflichtigen neuen Konzepten, die tber die Orthodoxie der ,,Wohlfahrtsmessung*
hinausweisen, wie Noll mit seinem Referat gezeigt hat (z.B. ,,gesunde* gesellschaftliche Ent-
wicklung, Messung auf der individuellen wie auf der gesellschaftlichen Ebene, Kapitalansatz
fir Nachhaltigkeit).

Die Empfehlungen der Kolleg/inn/en, die zur Anlage der Berichterstattung Beitrage leiste-
ten, weisen zwar in verschiedene Richtungen. Sie unterstreichen aber, dass soeb 2 ein eigenes
Profil nicht nur bei den Berichtsgegenstdnden und Berichtskonzepten, sondern auch beim
Anwendungsbezug ausweisen muss: An wen richtet sich der Bericht, wo liegen bei so einem
Vorhaben Grenzen der Politikberatung, die dann auch zu achten wéren, wie Roland Roth kri-
tisch angemerkt hat?

Unerwartet deutlich zeigen die Reaktionen der Kolleg/inn/en der Institute, die Auftrag-
nehmer klassischer Ressortforschung und Ressortberichterstattung sind, dass gerade der un-
abhangige wissenschaftliche Standpunkt, der durch die fiir Sozialberichterstattung ungewohn-
liche Finanzierung aus Mitteln der Forschungsforderung ermdglicht wird, ein Alleinstel-
lungsmerkmal darstellt und eine an eigenen Fragestellungen und Konsistenzanforderungen

orientierte Arbeitsweise ermdglicht, die den anderen Berichtsansatzen fehlt.

1.3.2 Werkstattgesprach 2: Regulierung des Umbruchs — Umbruch der Regulierung?

In diesem Werkstattgesprach bestand Einvernehmen dariiber, dass Fragen institutioneller und
politischer Regulierung in soeb 2 ausfuhrlicher und systematischer bearbeitet werden missen.
Das grundsatzliche Problem besteht darin, dass punktuelle Regulierungseingriffe, die zudem
auf Makro- und Mesoebene stattfinden, in der Berichterstattung interpretativ auf mittelfristige
sozio6konomische Verénderungen bezogen werden missen, die sich in Zeitreihen von Mik-

rodaten abbilden.
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Regulierung als mehrdimensionales Kraftefeld

Um Regulierung in die Berichterstattung einzubeziehen, muss der Verbund konzeptionell

klaren, welchen Institutionenbegriff er verwendet, und was alles unter Regulierung féllt.

Einigkeit bestand im Werkstattgesprach darlber, dass dem Berichtsansatz ein vergleichs-

weise weiter Regulierungsbegriff angemessen wére, der neben dem Staat Unternehmen

und Haushalte als Regulierungsinstanzen einschlief3t. Bewahrt hat sich in der Diskussion
die Idee des Kraftefelds: Verschiedene unterschiedlich wirkungsmachtige und oftmals
nicht gleichgerichtete Regulierungsstrukturen und —praktiken wirken bei der Regulierung
einer Arena zusammen. Regulierung wird so nicht als punktueller Eingriff verstanden;
vielmehr wird — einen Vorschlag von Ludger Pries folgend — zwischen Strukturierung

(Regulierung durch Struktur) und Eingriff unterschieden. Dass Regulierungsstrukturen

und —praktiken nicht gleichgerichtet wirken, kann auch darauf zuriickgehen, dass in Ge-

sellschaft und Politik uneinheitliche Leitbilder (z.B. Gleichstellung und Erndhrermodell)
nebeneinander bestehen. Zu beriicksichtigen ist auch, was in einer Arena nicht reguliert
wird.

Der Umbruch midsste sich bei einem solchen Konzept in einem verdnderten ,,Mix* an Re-
gulierung zeigen: Nur ausnahmsweise diirften einzelne regulierende Instanzen oder Institutio-
nen neu entstehen oder ganz verschwinden; die Regel dirfte vielmehr sein, dass ihr regulie-
render Einfluss im Kréftefeld einer Politikarena zu- oder abnimmt (z.B. Markt oder Staat,

Tarif- oder Betriebsparteien).

Regulierung exemplarisch beobachten

Der Verbund sollte in soeb 2 nicht versuchen, die ,,Gesamtregulierung“ der Gesellschaft in
allen Aspekten und Veranderungen zu rekonstruieren. Vielmehr wird es darum gehen, eher
exemplarisch in einzelnen Gegenstandsbereichen (Arenen) solche Kraftefelder der Regulie-
rung in die Berichterstattung einzubeziehen, in denen die Datenlage und der Arbeitsstand eine
quantitative, indikatorgestltzte Darstellung von Outcomes (Ergebnisindikatoren) erlauben,
die dann mit einer qualitativen Beschreibung des Kraftefelds der Regulierung verbunden wer-
den. Auf dieser Grundlage kann die Berichterstattung Uberlegungen zu den Zusammenhan-
gen zwischen Ergebnisindikatoren und Regulierung anstellen, ohne sich dabei zur Formulie-
rung einfacher Ursache-Wirkungs-Relationen verleiten zu lassen. Eine offene Frage ist bei
dieser Vorgehensweise, wie weit Prozessindikatoren verfugbar sind und wie man die ,,Quali-

tat" von Regulierung angemessen beurteilen kann.
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Auch im Hinblick auf Landervergleiche ist eine Beschrankung auf solche Bereiche sinn-
voll, um nicht von vornherein ganze historische und internationale Modelle vergleichen zu
mussen.

Zu solchen Gegenstandsbereichen sollen speziell Geschlechterregime sowie Einkommen
und Einkommensverteilung gehoren, die im ersten Bericht noch keine zentrale Rolle spielten,
da sich hier die Verédnderung von Regulierungsstrukturen und -praktiken bzw. die Neujustie-

rung der jeweils spezifischen Regulierungs-Mixtur besonders gut studieren lasst.

Negative Individualisierung

Am Beispiel der gering Qualifizierten (Heike Solga) wird moglicherweise eine Konjunk-
tur politischer Diskurse deutlich, die auch in anderen Arenen der Regulierung wirkt und
die man (in Anlehnung an Castel) als negative Individualisierung bezeichnen konnte: Es
fehlen nicht etwa Lehrstellen, sondern immer mehr Schulabgéanger sind nicht ausbildungs-
fahig. Es fehlen nicht Arbeitsplatze, sondern immer mehr Arbeitssuchende weisen Defizi-

te bei der Beschaftigungsfahigkeit auf usw.

Diskursanalysen

Ulrike Kress hat mit ihrem Beitrag zu diesem Werkstattbericht einen wichtigen Hinweis auf
Methoden der Diskursanalyse gegeben, die bisher nicht genutzt wurden: Textmining, Dis-

kursanalyse, Bibliometrie.

1.3.3 Werkstattgesprach 3: Ostdeutschland — fragmentierte Entwicklung

Umbruch und Transformation

Einen ersten Themenkomplex bildeten die Rolle Ostdeutschlands im Umbruch des deutschen
Wirtschafts- und Sozialmodells und der Zusammenhang bzw. das Verhéltnis von Transforma-
tion und Umbruch. Aus den verschiedenen Referaten und Diskussionsbeitrdgen lassen sich
trotz einzelner Differenzen und weiter erkennbarem Forschungsbedarf folgende Positionen
formulieren:
Die Entwicklungen in Ostdeutschland und Westdeutschland unterscheiden sich in mehre-
rer Hinsicht: bezuglich der gesamtwirtschaftlichen Situation (Produktionsliicke, Produkti-
vitatsriickstand, Transfergesellschaft), bei den Ergebnissen des Strukturwandels der Wirt-
schaft (Nutzung spezifischer ostdeutscher Ressourcen, ostdeutsche ,,Geschaftsmodelle®),
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in den sozialen Problemlagen und ihrer Bearbeitung (Uberflussige, sekundarer Integrati-
onsmodus), in der Dimension regionaler Disparitaten und bei den mit der demografischen
und wirtschaftlichen Schrumpfung verbundenen gesellschaftlichen Problemen. Aber ob-
wohl regionale Disparitaten und Eigenheiten in Ost- wie in Westdeutschland wichtiger
werden, machen die genannten Ubergreifenden Problemlagen eine eigenstandige Behand-
lung Ostdeutschlands und der Wechselwirkungen zwischen West- und Ostdeutschland in
soeb 2 erforderlich. Der Bericht Uber die Entwicklung in Ostdeutschland kann aus Sicht
des Verbunds bis auf weiteres nicht in Analysen einzelner Regionen aufgeltst werden.

In der soziobkonomischen Berichterstattung reicht es nicht, die Unterschiede und Eigen-
heiten der ostdeutschen Entwicklung flr sich darzustellen. Es muss darum gehen, den Zu-
sammenhang zwischen dem Umbruch des (gesamt)deutschen Wirtschafts- und Sozialmo-
dells und der Spezifik der ostdeutschen Entwicklung zu verstehen. Die sozio6konomische
Berichterstattung betrachtet die Transformation in Ostdeutschland als Teil dieses Um-
bruchs. Die Gestaltung der deutschen Einheit und die Bewaltigung der ostdeutschen Prob-
leme beeinflussen auch die Entwicklung in Westdeutschland in hohem Mal3e.

In West- und Ostdeutschland vollzieht sich im Kern der gleiche Umbruch der wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung. Allerdings ist das Umbruchsszenario in Ostdeutschland
zeitlich konzentriert und besonders tief, oft haben wir es daher mit einer qualitativ anderen
Dimension der zu bewéltigenden wirtschaftlichen und sozialen Probleme zu tun. Daraus
resultiert die Gefahr von Blockaden — etwa wenn wirtschaftlicher Niedergang und Ab-
wanderung sich zu Abwértsspiralen kombinieren —, aber es kann auch bedeuten, dass sich
die Suche nach Innovationen, das Experimentieren mit neuen Entwicklungsstrategien und
die Neubildung von Sozialkapital zu neuen tber den Umbruch hinausweisenden Entwick-
lungspfaden kombinieren, wie dies beispielsweise bei der Bewaéltigung von Schrump-
fungsprozessen im Stadtumbau Ost aber auch bei der Modernisierung bestimmter Wirt-
schaftszweige beobachtet werden kann. Fir die soziobkonomische Berichterstattung be-
deutet dies, dass Ostdeutschland in bestimmten Konstellation auch eine Vorreiterrolle

spielen kann.

Transfergesellschaft

Ein zweiter grundsétzlicher Themenblock befasste sich genauer mit der makrookonomischen

Entwicklung und den West-Ost-Transfers. Unterschiedliche Positionen gab es zu der Frage,

ob die Finanztransfers als solche eine neutrale Wirkung haben oder langfristig als Konjunk-
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turprogramm fur den Westen wirken, dabei aber zugleich die Entwicklung eines selbsttragen-
den Aufschwungs im Osten hemmen. Alle Beitrdge dazu gingen allerdings davon aus, dass
die langjéhrigen und auch in Zukunft weiter erforderlichen Transfers gepaart mit einer anhal-
tenden Bevoélkerungswanderung von Ost nach West sich zu einem Transfermodus verfestigen
konnen, der die Humanressourcen in Ostdeutschland weiter auszehrt und die zwischen West-

und Ostdeutschland divergente Entwicklung weiter verstérken kann.

Fragmentierte Entwicklung?

Der Vorschlag, die ostdeutsche Situation als fragmentierte Entwicklung zu bezeichnen, hat zu
kontroversen Diskussionen geflihrt. Dabei war die empirische Evidenz gegenlaufiger Ent-
wicklungen kaum strittig, wohl aber die theoretisch-konzeptionelle Deutung und Annahmen
uber die Ursachen. Einig waren sich die Diskussionsteilnehmer/innen dartiber, dass die seit
1997 stagnative Gesamtentwicklung der Wirtschaft (Produktivitat, Wachstum, Einkommen,
Beschaftigung) durch das Nebeneinander sich zugleich wechselseitig bedingender erfolgrei-
cher und dynamischer Aufwartsentwicklungen und parallel verlaufender Abwartsentwicklun-
gen gekennzeichnet ist. Strittig ist, wie weit die Entbettung erfolgreicher Entwicklungen aus
regionalen Wirtschaftszusammenhangen mit der Konsequenz negativer wirtschaftlicher Ef-
fekte auf die Region als eine wichtige Ursache solcher Gegenlaufigkeiten anzusehen ist und
welche Rolle die Entwicklung neuer globaler Strukturen industrieller Netzwerke dabei spielt.
Dies ist wichtig, um beurteilen zu kdnnen, in welchem Mafe Fragmentierungen tbergreifen-
de, neue Tendenzen der Wirtschaftsentwicklung zum Ausdruck bringen und in welchem Ma-
Re es sich um nur temporare oder spezifische Entwicklungsprobleme des ostdeutschen Trans-
formationsgeschehens handelt. Die Diskussion hat gezeigt, dass hinter dem Fragmentierungs-
problem auf der Makroebene unterschiedliche Modernisierungs- und Restrukturierungspro-
zesse auf der Ebene der Betriebe, Cluster und Regionen stecken kénnen, tber die es aber noch
keine umfassenden Untersuchungen gibt. Hier besteht Forschungsbedarf. Fir soeb 2 konnte
es ein gangbarer Weg sein, verschiedenen Félle zu vergleichen und so aus einer deskriptiven
Darstellung zu einer differenzierten Beurteilung der Ursachen gegenlaufiger Entwicklungen
zu kommen. Dann kénnte es moglicherweise gelingen, Uber die Darstellung von Fragmentie-
rungen an makrodkonomischen Kennziffern hinaus auch Indikatoren flr die Mesoebene zu

entwickeln.
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Neue soziale Problemlagen

Der vierte wichtige Problemkreis betraf die neuen sozialen Problemlagen, die sich mit der
inzwischen seit 15 Jahre anhaltend hohen Arbeitslosigkeit herausgebildet haben, und die bis-
her ent-standenen gesellschaftlichen und staatlichen Formen der Bearbeitung der ,,Uberflissi-
gen“ in einem sekundéren Integrationsmodus. Aufbauend auf den bereits fir soeb 1 erstellten
Untersuchungen von Erwerbsverldufen konnte gezeigt werden, dass es einen anhaltenden
Prozess der Erosion der fordistischen Erwerbsarbeit gibt, der allerdings in Ostdeutschland
nicht nur weiter fortgeschritten ist. Wahrend er sich im Westen langsam utber die Verkiirzung
der Beschéftigungsdauer und die Zunahme prekérer Vertragsformen vollzieht und ver-
gleichsweise starke Gegenspieler bislang starke desintegrative Prozesse begrenzen, verlauft
das Umbruchsszenario im Osten deutlich anders. Die Transformation hat grofle Ausschlage in
kurzer Zeit bewirkt, die den Anteil langfristiger Vollzeitbeschéftigung (mit dem Fordismus
weitgehend entsprechenden Arbeitsregimen) gravierend vermindert haben. Der Sektor von
prekéren Beschaftigungsformen und vor allem der Anteil der Erwerbsbevdélkerung, der zwi-
schen Arbeitslosigkeit, Aktivierungsmalinahmen und kurzfristiger Beschéftigung hin und her
pendelt und keine Mdglichkeit hat, den Erwerbsverlauf zu stabilisieren, ist wesentlich groRer.
Uber einen Funktionswechsel der zunéchst mit der Transformation aus dem Westen ibertra-
genen Arbeitsmarktpolitik ist eine neue gesellschaftliche Praxis der ,,Dauerbearbeitung” von
Arbeitslosen durch ein System von MalRnahmen, Beschaftigungsférderung und Lohnersatz-
leistungen entstanden. Mit dem Modell des ,,sekundéren Integrationsmodus* und den Verfah-
ren zur Untersuchung von mehrfach unterbrochenen Erwerbsverldufen haben die soziotko-
nomische Berichterstattung und die Ostdeutschlandforschung ein Instrumentarium geschaf-
fen, das es ermdglicht, diese Entwicklung empirisch genauer zu beobachten und theoretisch
schlussig zu interpretieren. Dieser Forschungsansatz und die Ergebnisse wurden in der Dis-
kussion sehr weitgehend unterstltzt und auch empirisch bestétigt. An die Weiterfihrung die-
ser Untersuchungen sind hohe Erwartungen gekniipft. In diesem Zusammenhang wurde auch
die Frage nach neuen, den sekundaren Integrationsmodus nutzenden Rekrutierungsstrategien

von Arbeitskraften durch die Betriebe als Forschungsthema aufgeworfen.

Schrumpfung

Bei den Problemen der Schrumpfung, der damit verbundenen rdumlichen Disparitdten und der
Gestaltung des soziodkonomischen Wandels durch Stadtumbau und Raumordnung befindet

sich die soziodkonomische Berichterstattung noch in einer Orientierungsphase, bei der die fir
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den Umbruch des Wirtschafts- und Sozialmodells relevanten Fragestellungen auch in Ab-
stimmung mit anderen Berichtssystemen — etwa dem Raumordnungsbericht und der demo-
graphischen Berichterstattung — herausgearbeitet werden massen. Zum Thema ,,Schrumpfung
— Raumordnung oder Gesellschaftsordnung fand daher auch eine Podiumsdiskussion mit
sechs Teilnehmer/inne/n statt, am Abend des ersten Werkstatt-Tages wurde ein Dokumentar-
film gezeigt.

In der Podiumsdiskussion zu diesem Thema ging es zum einen darum, die in der gegen-
wartigen Debatte hdufige einseitige Trennung demographischer und wirtschaftlicher Aspekte
zu Uberwinden und die soziobkonomisch relevanten Merkmale von Schrumpfung herauszuar-
beiten. Klar wurde, dass weniger Schrumpfung als Outcome, sondern vielmehr die Bewalti-
gung der mit dem Schrumpfungsprozess verbundenen sozialen Briche und Interessenkonflik-
te sowie die Reorganisation der Planungs- und Gestaltungsverfahren im Zentrum des Interes-
ses stehen mussen. Eine zentrale Problematik ist die Inkompatibilitat der Entscheidungs-, Pla-
nungs- und Beteiligungsverfahren, die auf die Gestaltung von Wachstum angelegt sind und
die zu den Problemkonstellationen von Schrumpfung, Rickbau, Funktionswechsel und Um-
nutzung technisch und sozial nicht gut passen. Ein damit verbundenes Problem ist die Reor-
ganisation sozialen Kapitals, die Entstehung und Entwicklung von Kommunikation und Ko-
operation, von Netzwerken und birgerlichem Engagement, die auf die Entwicklung in Prob-

lemregionen besonderen Einfluss haben kénnen.

Soziodkonomische Berichterstattung und Ostdeutschland

Dieses Werkstattgesprach hat gezeigt, dass eine Verbindung von sozio6konomischer Bericht-
erstattung und Ostdeutschlandforschung groRen wissenschaftlichen Gewinn verspricht. Beide
Forschungsansétze treffen sich im Versuch, verschiedene Themenfelder in ein Gesamtbild der

ostdeutschen Entwicklung im gesamtdeutschen Zusammenhang zu integrieren.

1.3.4 Werkstattgesprach 4: Gesellschaft im Betrieb

Das Werkstattgespréach sollte die Forschungsperspektive Betrieb zur Diskussion stellen, d.h.
versuchen, von der betrieblichen Ebene aus den Umbruch der Gesellschaft zu denken und
zentrale Einflusse der veranderten Organisation der Produktion, der Wertschépfung und der
Erwerbsarbeit auf Arbeit und Lebensweisen sowie auf gesellschaftliche Teilhabe zu begrin-
den. Dabei setzten sich die Beitrdge zuerst mit dem Wandel des Gegenstandes Betrieb in einer

veranderten dkonomischen Situation selbst auseinander und versuchten dann, diese Verdande-
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rungen in ihren Wirkungen auf Beschéaftigte und Familien zu konkretisieren und zu diskutie-
ren.

Es hat sich gezeigt, dass die verschiedenen Themenfelder wichtige Bezugspunkte zum
Verstandnis des soziodkonomischen Entwicklungsmodells Deutschlands beinhalten. Auch
ergaben sich viele Beziige zwischen den einzelnen Themenfeldern, die durch die Forschungs-
perspektive Betrieb gebiindelt werden kdnnen. So zeigte sich beispielsweise, dass Qualifikati-
on und betriebsspezifisches Wissen, Mitarbeitervertretungen und Betriebsrat, aber auch die
Heterogenisierung der Unternehmens- und Betriebslandschaft und ReorganisationsmafBnah-
men fir die Entwicklung der Beschaftigungsstabilitat wichtig sind. Aber in allen diesen unter-
schiedlichen Bereichen der betrieblichen Organisation zeigen sich zum Teil dramatische Ver-
anderungen, die sich kurz-, mittel- und langfristig auf die Erwerbsarbeitsgesellschaft auswir-
ken werden und damit die Moglichkeiten der gesellschaftlichen Teilhabe und der Arbeit und

Lebensweise von Menschen beeinflussen.

Prekarisierung

Im Rickblick scheint sich die zunehmende Prekarisierung und Entsicherung als ein zentrales
Thema der Berichterstattung herauszukristallisieren. Dieses Thema durchzog die unterschied-
lichen Beitrage der Referenten sowie die Diskussionen wie ein roter Faden. So zeigten die
Ergebnisse von Christoph Kohler und Olaf Struck, dass sich bestimmte Zonen externer Ar-
beitsmérkte entwickeln und dass sich die Muster von Erwerbsbeteiligung und zunehmender
Instabilitdt zwischen Ost- und Wesdeutschland unterscheiden. Darauf machte auch Rainer
Land aufmerksam, der die Thesen einer fragmentierten Entwicklung und des ,sekundéaren
Integrationsmodus’ vorstellte. Wie sich einzelne Regionen in Zukunft unter veranderten 6ko-
nomischen Rahmenbedingungen entwickeln werden und welche sozialen Folgen dies fiir die
Menschen haben wird, bleibt dabei noch eine offene Frage. Wie diese Ubergangsmarkte von
staatlicher Seite reguliert werden kdnnen, wie das Bildungssystem auf zunehmende flexible
Arbeitsanforderungen reagieren kann und sollte, waren ebenfalls Fragen, die auf diesem
Werkstattgesprach diskutiert wurden. Im Mittelpunkt standen jedoch die Wirkungen auf die
Beschaftigten und die gesellschaftlichen Teilhabechancen. Das Referat von Tatjana Fuchs hat
den hohen Stellenwert von Beschéftigungssicherheit und stabilen und existenzsichernden
Einkommen aus der Sicht der Beschaftigten unterstrichen. Auch der Input von Nick Kratzer
hat anhand der Entwicklung von Arbeitszeiten, Arbeitsbelastungen und Arbeitsleistungen

gezeigt, wie wichtig die Entwicklungen in der betrieblichen Organisation von Arbeit fir die
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Qualitat der Arbeit der Beschaftigten einerseits und fiir die Familien und Haushalte anderer-
seits sind. Auch seine Ergebnisse sprechen fir eine Verschéarfung der Arbeitssituation, aus der
sich negative Entwicklungen auch fiir die soziale Situation von Familien und Beschaftigten
ableiten lassen. Wie Beschaftigte jedoch ihre Anspriiche und Interessen in Zukunft geltend
machen kdénnen, wurde in dem Block des Wandels der Arbeitsbeziehungen zum Thema ge-
macht. Auch wenn auf institutioneller Ebene, wie Peter Ellguth gezeigt hat, sich keine Erosi-
on des institutionellen Systems der Interessenvertretung abzeichnet, spricht Klaus Dérre von
einem dramatischen Wandel der Arbeitsbeziehungen. Insbesondere Verénderungen des
Dispositivs der Regulierung von Arbeitsbeziehungen sieht er als den zentralen Kern des
Wandels an. Es bleibt eine offene Frage, wie Beschaftigte in Zukunft ihre Anspriiche geltend
machen kénnen und welche Auswirkungen diese Verdnderungen in den Arbeitsbeziehungen
letztlich auf die deutsche Konsenskultur haben.

Neben der Beschaftigungssicherheit und -stabilitat sind Einkommen und Wohlstand, die
sie durch Erwerbsarbeit oder durch Transferleistungen erzielen kdénnen, fir die Beschaftigten
von zentraler Wichtigkeit. Diese Themen werden in der zweiten Berichtsphase sicherlich eine
bedeutendere Rolle spielen. Wie wir durch die Ergebnisse von Holger Alda erfahren haben,
haben die Lohnspreizung, die Sortiereffekte und der Einfluss von betrieblichen Entlohnungs-
praktiken zugenommen. Auch daraus kénnen sich verstéarkte Polarisierungstendenzen ableiten
lassen.

Die Sozialintegration von Beschaftigten in einen sozialen Zusammenhang, wie er in Be-
trieben mit VVorgesetzten, Kollegen und Kunden hergestellt wird, ist ein weiteres wesentliches
Merkmal fir die Qualitdt von Arbeit und Leben. Dies haben die Ergebnisse von Tatjana
Fuchs ausdrtcklich gezeigt. Der Modus der Sozialintegration veréndert sich ebenfalls durch

die verdnderten Bedingungen der Organisation von Arbeit.

Internationalisierung der Produktion

Dass diese — hier nur kurz skizzierten — Entwicklungen im Zusammenhang einer veranderten
6konomischen Organisation der Produktion und Erwerbsarbeit mit dem veranderten Einsatz
von Techniken und dem daraus resultierenden Produktivkraftsprung, mit der zunehmenden
Bedeutung der nationalen und internationalen Finanz- und Kapitalmarkte und mit der Interna-
tionalisierung der Produktion zu tun haben, steht auBer Frage. Boy Luthje hat sich mit der In-
ternationalisierung der Produktion beschaftigt und mit seinen Forschungsergebnissen einen

Blick tber die Grenzen Deutschlands geworfen. Der mit einer neuen Qualitat von Informati-
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sierung verbundene Produktivkraftsprung, die Optionalitit von Produktionsstandorten und die
Ersetzbarkeit von Beschéftigten im internationalen Produktionsraum erhéhen die Mdglichkei-
ten, durch Verlagerung von Produktion Kosteneinsparungen des Faktors Arbeit zu realisieren.
Auch die unterschiedlichen ReorganisationsmaRnahmen von Unternehmen, welche die Orga-
nisation von Arbeit, Beschaftigung, Arbeitszeit, Arbeitsleistung und Qualifizierung sowie den
Technikeinsatz in Betrieben betreffen, wirken auf die Beschéftigten und ihre Moglichkeiten

ein, Arbeit und Lebensweisen zu gestalten.

Betrieb als Knotenpunkt

Zentrales Anliegen der Veranstaltung war es, die Verbindungen von verénderten 6konomi-
schen Bedingungen, unternehmerischem Handeln auf der betrieblichen Ebene (fassbar in ver-
anderter Organisation von Beschaftigung, Arbeit, Zeit und Bildung usw.) und den Wirkungen
auf Arbeit und Lebensweisen von Beschéftigten zu thematisieren. Wie Olaf Struck und Chris-
toph Kohler in ihrem Beitrag zur Entwicklung von Beschéftigungsstabilitat darstellen,
verbleiben empirische Analysen hdufig auf einer deskriptiven Ebene, die abgeleiteten Ursa-
che-Wirkungs-Beziehungen werden kaum hinterfragt. Um jedoch zeitnahe Aussagen und
Prognosen zur Entwicklung der Beschéftigungsstabilitat herzuleiten, bedarf es des Wegs uber
eine theoretisch begriindete Ursachenanalyse, wie sie in den Vorlberlegungen zu betriebli-
chen Beschaftigungssystemen vorgestellt wurde. Auch bei den anderen Themen, die auf der
Veranstaltung diskutiert wurden, beinhaltet das Verstandnis fir die verdnderte betriebliche
Organisation von Arbeit, Produktion und Wertschopfung den Schlissel fur die verédnderten
,Outputs’ auf Beschéftigtenseite. Der Betrieb ist als gesellschaftlicher Knotenpunkt fiir die
sozio6konomische Entwicklung zu begreifen; diese Forschungsperspektive ist weiter auszu-
bauen und als theoretische Referenzfolie fiir die Berichterstattung zu nutzen. Die Forschungs-
perspektive Betrieb meint nicht nur einen ,Ort der Hypothesenbildung’, wie Peter Bartelhei-
mer es in seinem Schlusswort ausdrlickte, sondern kann auch dazu dienen, die veranderten
Arbeits- und Lebensweisen in ihrer Entwicklung und Entstehung besser zu verstehen. Eine
Rickbindung der im Rahmen der Berichterstattung generierten Ergebnisse an die Ebene des
Betriebes sowie die 6konomische Entwicklung und Organisation von Produktion, Arbeit und
Wertschépfung wird fir fruchtbar gehalten. Daher wird es fir die Berichterstattung auch in
Zukunft notwendig sein, den ,Betrieb im Wandel’ zu thematisieren und die 6konomische Ent-

wicklung in Deutschland genauer zu erfassen.
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Verschiedene Organisationseinheiten

Ein Berichtsansatz, der die Organisation von Produktion, Arbeit und Wertschdopfung beobach-
ten will, muss die verschiedenen ékonomischen und organisatorischen Einheiten berticksich-
tigen, die auf das Kréftefeld der Regulierung von Erwerbsarbeit einwirken. Schon der Betrieb
als Produktionsort kann in verschiedenen Statistiken oder Rechtsbereichen unterschiedlich
abgegrenzt sein, und der Begriff muss hinreichend weit gefasst werden, um auch den nicht-
gewerblichen Bereich, etwa den Haushalt als Dienstleistungsort oder die Dienststelle im 6f-
fentlichen Sektor, einzuschlieRen. Eine Reihe von Beitrdgen auf dem Werkstattgesprach hat-
ten jedoch daruber hinaus die Gestaltung von Arbeitssystemen (Martin Kuhlmann), die Reor-
ganisation von Unternehmen und Wertschopfungsketten (Dieter Sauer) und die Einbettung in
regionale oder globale Produktionskomplexe und Netzwerke (Rainer Land, Boy Lithje) oder
zum Gegenstand. Je nach dem Gegenstand der Regulierung kommen also auch Organisati-
onsebenen unterhalb wie oberhalb des Betriebs in den Blick.

Fur die Berichterstattung ergeben sich daraus zwei Aufgabenstellungen.

Zum einen mussen die verschiedenen Untersuchungseinheiten — vom Arbeitssystem ber

den Betrieb bis zum Unternehmen, zur Wertschopfungskette oder zur regionalen Wirt-

schaftsverflechtung — begrifflich und statistisch mdglichst genau bestimmt und in ihrer

Entwicklung und in ihrem Verhéltnis zu einander beobachtet werden.

Zum anderen muss wenigstens flr die Ebene des Betriebs eine dieser Ebenen eine geeig-

nete Typologie entwickelt werden, die der Heterogenitat dieser Vermittlungsinstanz zwi-

schen Individuen und Haushalten einerseits und den grolien volkswirtschaftlichen Aggre-

gaten andererseits Rechnung tragt.
Ein heil? diskutiertes Thema des Werkstattgesprachs waren die methodische Umsetzbarkeit
dieser Aufgaben im Rahmen der Berichterstattung sowie Mdglichkeiten und Grenzen von
vorliegenden Daten. Immer wieder wurden die unzureichende Datenlage auf der Ebene von
Betrieben und Unternehmen und die je nach Statistik unterschiedliche Definitionen von Be-
trieben und Unternehmen angesprochen. Die Datenlage erschwert beispielsweise eine Zuord-
nung von Betrieben zu Untenehmen und Konzernen. Ebenso h&ufig war der Hinweis, dass
man bei der Beantwortung einiger aufgeworfener Fragen eigene Erhebungen oder qualitative
Studien bendtige. Da die Erhebung eigener Daten den Rahmen der Berichterstattung sprengen
wirde, muss der Verbund versuchen, die Mdglichkeiten der gegebenen Datenbestédnde auszu-

schopfen und zugleich stérker als bisher auf qualitative Ergebnisse zurtickzugreifen. Gleich-
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zeitig kann er systematisch Datenliicken thematisieren und Anregungen fir die Weiterent-

wicklung der Datenbestande geben.

Betriebs- oder Personendaten

Burkart Lutz hat zu Recht bemerkt: Nicht alle hier diskutierten Themen erfordern auch in der
methodischen Umsetzung den Einbezug von betrieblichen Merkmalen; viele kdnnen ausrei-
chend durch die Betrachtung der Personenebene erfasst werden. Burkart Lutz wahlte in seiner
Abschlussreflexion als Beispiel fur ein solches Thema die Entwicklung der Arbeitszeit, die in
dem Referat von Nick Kratzer behandelt wurde. Die Entwicklung der Zeitverwendung und
der Vereinbarkeit von Arbeit und Leben lasst sich empirisch und theoretisch vorrangig mit
der Haushalts- und Familienebene verbinden. Auch wenn man in der empirischen Umsetzung
dieses Themas auf den Einbezug von betrieblichen Merkmalen verzichten kann, kénnen die
Ergebnisse in Bezug auf die veranderten Arbeitszeiten jedoch an die Themen Reorganisation
und Arbeitsorganisation, wie sie von Dieter Sauer und Martin Kuhlmann vorgestellt wurden,
angebunden werden: So kdnnen wichtige Hinweise auf die Griinde erarbeitet werden, warum
beispielsweise immer mehr Menschen langer und intensiver arbeiten, auch wenn diese Mehr-
arbeit und Mehrbelastung nicht finanziell vergitet wird. Der Befund der verstarkten Imple-
mentation von indirekten Steuerungsmodi in Unternehmen im Zusammenhang mit der Ver-
marktlichungsthese bezieht sich ja explizit auf die zunehmende Selbstorganisation von Be-
schéftigten, die — um den gewachsenen Anforderungen an die (Selbst-)Organisation der Ar-

beitsmenge entsprechen zu kénnen — zunehmend auf die Ressource Arbeitszeit zurlickgreifen.

Verlaufsanalysen und subjektive Indikatoren

Klaus Dorre hat darauf aufmerksam gemacht, dass insbesondere die Beobachtungsmethoden
fir den Blick auf Wandel und Umbruch von entscheidender Bedeutung sind. Das heift: Die
Ph&nomene, an denen man die Verdnderungen messen mdchte, missen immer wieder hinter-
fragt werden. So zeigt sich beispielsweise beim Thema der Arbeitsbeziehungen der Wandel
eben nicht durch eine Erosion auf Ebene der Institutionen. Auch beim Thema der Beschéfti-
gungsstabilitat manifestieren sich auf Vertragsebene und im Bereich der Entwicklung von
atypischen Beschéaftigungsverhéltnissen nur geringe Tendenzen zunehmender Instabilitat.
Betrachtet man jedoch Erwerbsverldufe oder bezieht die subjektive Unsicherheit von Beschéaf-

tigten in Bezug auf ihre Beschéaftigungsperspektiven ein, so zeigen sich zum Teil dramatische
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Umbriche. Eine verstarkte Einbeziehung von Verlaufsanalysen sowie von subjektiven Wer-

tungen und Einschétzungen erscheint daher wichtig.

1.3.5 Werkstattgesprach 5: Arbeit und Lebensweisen im Spiegel der Haushaltsékonomie

Die Teilnehmer/innen des flinften Werkstattgesprachs heben die hohe Bedeutung von Haus-
halts- bzw. haushaltsnaher Arbeit als Beobachtungsgegenstatt der sozioékonomischen Be-
richterstattung hervor. Insbesondere die Organisationsform der Tatigkeiten (Eigenarbeit,
marktférmig, sozialstaatlich) wie auch sozialen und institutionellen Kontextfaktoren sollen in
der weiteren Berichterstattung berlcksichtigt werden. Die in soeb 1 begonnene Thematisie-
rung bedarf an einigen Stellen weiterer Konkretisierungen und Erganzungen, die im Folgen-

den kursorisch erlautert werden.

Kategoriale Klarheit und deskriptive Erdrterung des Berichtsgegenstandes

Fur die Kategorien Haushaltsarbeit und haushaltsnahe Arbeit wird mehr Klarheit gewinscht -
obgleich das Werkstattgesprach gezeigt hat, dass auch der aktuelle Forschungsstand dies bis-
her noch nicht leistet. Im Rahmen der zukinftigen Berichterstattung sind somit weitere
Schritte in die Richtung einer Heuristik von Haushalts- und haushaltsnaher Arbeit nétig, die
u.a. das Anforderungsniveau der Tatigkeiten, den Arbeits- bzw. Ausflihrungsort, den Formali-
sierungsgrad und die Organisationsform bertcksichtigt. Zudem erweist es sich als notwenig,
Haushalte, Familien und Individuen in Haushalten stérker von einander abzugrenzen.

Neben verstarkten Anstrengungen im Sinne notwendiger begrifflicher Erweiterungen und
Differenzierungen besteht ein hoher Bedarf nach einer grundlegenden und ausfiihrlichen Be-
schreibung des Berichtsgegenstandes: Uber Arbeit in und fiir private Haushalte ist noch im-
mer wenig bekannt. Notwendig ist eine Beschreibung des Umfangs von Arbeitsvolumina und
der (Erwerbs-)personen, die in diesem Bereich tétig sind, sowie — soweit moglich — eine Be-
schreibung der Einkommens- und Arbeitsbedingungen. Neben dem realisierten Arbeitsange-
bot gilt es aber auch, den Bedarf nach erwerbsférmigen Haushaltsdienstleistungen zu ermit-
teln: In welchem Umfang existiert eine latente Nachfrage nach Unterstitzung im Haushalt,
bei der Pflege, Erziehung, etc.? Vor diesem Hintergrund ist auch die Fortschreibung von
Haushaltsstrukturen, Erwerbskonstellationen auf der Haushaltsebene notwendig, da die GroRe
der Haushalte, die Erwerbsbeteiligung, Zahl der Kinder, usw. wichtige Kontextfaktoren des
potenziellen Bedarfs sind. Dies soll zukiinftig durch eine entsprechende Beschreibung von

Familientypen ergénzt werden.
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Beschaftigungswirkung von haushaltsnahen Dienstleistungen

Der Verlagerung von bisher privat geleisteter Arbeit auf erwerbsformige Dienstleistungen
wird in der 6ffentlichen Debatte eine hohe Beschaftigungswirkung zugeschrieben, meist ohne
Bedingungsfaktoren und mittel- und l&ngerfristige Folge- und Wechselwirkungen zu prifen.
Durch die differenzierte Behandlung dieses Sachverhaltes konnte das Konzept der Berichter-
stattung, soziale und 6konomische Entwicklung aufeinander zu beziehen, einen hohen prog-
nostischen Wert entfalten. Hierfiir missen die 6konomischen, sozialen und kulturellen Bedin-
gungsfaktoren flr eine erwerbsformige Organisation von Haushalts-, Erziehungs-, Betreu-
ungs- und Pflegearbeit etc. ermittelt werden. Unter Bercksichtigung des Organisationsmodus
(marktférmig, sozialstaatlich) sollen magliche Folge- und Wechselwirkungen im Hinblick auf
die soziale Lage der Dienstleistenden sowie der nachfragenden Haushalte, auf die Qualitét der

Arbeit und auf das Konsum- und Einkommensgefiige ermittelt werden.

Dienstleistungen fur besondere Lebensphasen

Umfang und Art der Haushaltsarbeit bzw. haushaltsnahen Arbeit sind eng mit den Lebens-
phasen der Haushaltsmitglieder verwoben — unabhangig davon, ob die Arbeit privat oder in
Form von Dienstleistungen organisiert wird. Besondere Relevanz fiir den Bedarf nach Dienst-
leistungen entfalten die Lebensphasen Kindheit, (doppelte) Erwerbstatigkeit und Alter. Fir
jede diese Phasen sollte der realisierte und der gewiinschte Wohlfahrtsmix, bestehend aus
privater, marktformiger und sozialstaatlicher VVersorgung, in den Blick genommen.
Haushaltsnahe Dienste sind kein Konsumgut wie jedes andere. Sie werden im personlichen
Nahbereich der Adressat/inn/en oder Kund/inn/en geleistet. Daher kommt bei ihrer Inan-
spruchnahme kulturellen Leitbildern, die die Vorstellungen Uber die Ausgestaltung des Wohl-
fahrtmix prégen, eine wichtige Rolle zu. Diese Leitbilder sind eng mit geschlechtsspezifi-
schen Auffassungen Uber die Arbeitsteilung verwoben. Der Beobachtung von kulturellen
Leitbildern, subjektiven Einstellungen und deren Konkretisierung in Form von institutioneller
Regulierung sollte daher auch bei der Bearbeitung des Gegenstandes eine hohe Bedeutung

zukommen.

Internationale und regionale Vergleiche, methodische Herausforderungen

Insbesondere im Hinblick auf die angesprochene Beschaftigungswirkung aber auch mit Blick
auf den realisierten Wohlfahrtmix privater Haushalte sind internationale Vergleiche auf-

schlussreich: Gepruft werden soll, in welchem AusmaR und unter welchen institutionellen,
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sozialen und 6konomischen Voraussetzungen in vergleichbaren Léndern Haushalts- und
haushaltsnahe Arbeit erwerbsférmig organisiert wird. Hierflr sollen geeignete Indikatoren fiir
internationale Vergleiche geprift werden, wobei die eigentliche Herausforderung in der sen-
siblen Berucksichtigung von relevanten Kontextfaktoren liegt.

Zu diesen Kontextfaktoren gehdéren auch regionale Unterschiede (z.B. stadtische versus
landliche Regionen, Ost- West-Unterschiede). Sowohl das Angebot wie auch die Nachfrage
differieren regional. Solche Unterschiede sollten — wenn mdéglich — auch auf der Ebene inter-
nationaler Vergleiche berticksichtigt werden, etwa durch Vergleiche stadtischer Regionen.

Weitere methodische Herausforderungen bestehen darin, die vielen ,,Grauzonen® zu erfas-
sen, die gerade diesen Berichtsgegenstand charakterisieren. Da ein betrachtlicher Teil der er-
werbsformig geleisteten Arbeit in privaten Haushalten dem Bereich der Schwarz- bzw. Schat-
tenarbeit liegt, entzieht sich diese der Statistik. Die daraus resultierenden Leerstellen sollen
durch die Berlcksichtigung von qualitativen Untersuchungen verkleinert bzw. geschlossen
werden. Das Einbeziehen von qualitativen Untersuchungen ist aber auch nétig, um etwa die
spezifischen Qualitaten von Dienstleistungsarbeit bzw. von privat geleisteter Arbeit zu ermit-
teln und zu bertcksichtigen. Andernfalls bliebe die Berichterstattung — bezogen auf den Ge-
genstand Haushalts- und haushaltsnahe Arbeit — darin verhaftet, Zeitbudgets, Zeit- und Be-

schaftigungsanteile aufzulisten.
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2. Werkstattgesprach 1: Deutschland im Modell
(Autor: Peter Bartelheimer, SOFI)

2.1 Umbruch des Produktions- und Sozialmodells

Fur den Forschungsverbund flihrt Peter Bartelheimer (siehe Foliensatz in der Materialsamm-
lung) in die Werkstattreihe zur sozio6konomischen Berichterstattung und in das Thema des

ersten Werkstattgesprachs ein.

Peter Bartelheimer: Umbruch als Leitkonzept der soziobkonomischen Berichterstattung

Der zweite Bericht, den der Verbund bis 2008 erstellen will, ist zugleich ,,schwerer und wich-
tiger” als der erste: Schwerer nicht nur, weil der néchste Bericht immer der Schwerste ist. Der
Anféngerbonus, den man dem ersten Bericht mit all seinen Schwéachen zugute halten konnte,
fallt nun weg. Obwohl der Verbund weiteren theoretischen und methodischen Entwicklungs-
bedarf fur seinen Berichtsansatz sieht, hat er sich zu mehr fachéffentlicher Prasenz verpflich-
tet. Und wichtiger ist die Fortsetzung, denn schlie3lich wird erst mit ihr aus einem mehr oder
weniger plausiblen Forschungsprojekt ein Berichtsansatz. In dieser Situation stellt die Werk-
stattreihe eine ,,verbundeigene Fortbildungsmoglichkeit” dar, in der — neben der Prasentation
und Erdrterung eigener Arbeitsergebnisse — ein offener Umgang mit offenen Fragen gepflegt
werden kann.

Der Beitrag zeichnet zunéchst die Entwicklung des Vorhabens von den ersten Anfédngen
(1997) bis zur Présentation der Buchfassung des ersten Berichts (2005) nach. Im November
1997 veranstaltete der Forschungsverbund Sozialwissenschaftliche Technikberichterstattung,
der damals aus dem Institut fiir Sozialwissenschaftliche Forschung (ISF) Miinchen, dem In-
ternationalen Institut fur empirische Sozialokonomie (INIFES) Stadtbergen, dem Institut fir
Sozialforschung (IfS) Frankfurt am Main sowie dem Soziologischen Forschungsinstitut Got-
tingen (SOFI) bestand, in der Gottlieb-Daimler-und-Karl-Benz-Stiftung in Ladenburg einen
Workshop unter dem Titel ,,Gesellschaftliche Organisation von Arbeit”, um mit Fachleuten
mogliche Beitrdge der beteiligten Institute zu einer integrierten Sozialberichterstattung zur
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Entwicklung von Arbeit zu erdrtern.! Insbesondere drei Beitrage waren damals wesentlich fiir
die Verstandigung Uber dieses erste ,,Ladenburger Programm* fir einen neuen Berichtsansatz:

Heinz-Herbert Noll (IfS u.a. 1998: 33ff.) verwies damals auf Liicken gesellschaftlicher
Berichterstattung und schlug vor, die Anstrengungen des Verbunds auf diese Liicken auszu-
richten: Der Schwerpunkt der Sozialberichterstattung habe auf empirischer Deskription ,,des
Zustands und Wandels der Gesellschaft mit Hilfe von Leistungs- oder Endproduktindikatoren,
zu einem geringeren Teil auch unter Beriicksichtigung von Nebeneffektindikatoren“ gelegen.
Zwischen exogenen Variablen und Ergebnisvariable liege aber eine ,,Black box“. ,Innerhalb
der Sozialberichterstattung gibt es bisher nur wenige Versuche, gesellschaftliche Outputs
nicht nur zu messen, sondern auch in ihrer Entwicklung und Verteilung zu erklaren.” Ein sol-
cher Versuch sei Wolfgang Zapfs Konzept der Wohlfahrtsproduktion, der Wohlfahrt als Pro-
dukt von Markt, Staat, Assoziationen, privaten Haushalten und Individuen auffasst und die
Konstellationen, in denen sie dazu beitragen, als ,,welfare mix“. Nachholbedarf bestehe bei
der systematischen Beobachtung und Analyse der Verknipfung von Output- und Inputfakto-
ren.

Auch die systematische Beobachtung und ,Vermessung‘ des Institutionengefiiges, in des-
sen Rahmen Wohlfahrtsertrdge produziert werden, habe Sozialberichterstattung bisher nur in
geringem Umfang geleistet: ,,Sozialstaatsbeobachtung* (P. Flora 1998) in international ver-
gleichender Perspektive héatte ,,konkurrierende institutionelle Arrangements unter Effektivi-
tatskriterien zu bewerten und ,best practice’-Modelle zu identifizieren®. Hierher gehore aber
auch die Beobachtung von Unternehmen und Betrieben.

Aus dieser Defizitanalyse ergab sich der VVorschlag einer Arbeitsteilung: ,,Wie Institutio-
nen sind auch Organisationen im Prozess der Wohlfahrtsproduktion auf der Ebene von ,In-
puts’ oder ,Throughputs’ anzusiedeln und liegen daher auBerhalb des Blickwinkels der Sozi-
alberichterstattung.” Die Arbeitsberichterstattung des Verbunds kdnnte daher Sozialberichter-
stattung z.B. Wohlfahrtsertrdge wie Arbeitsmarktchancen, Arbeitsbedingungen und Arbeits-
zufriedenheit, die Sozialstaatsbeobachtung ferner die Arbeitsmarktregulierung zum Gegens-
tand haben.

Hansvolker Ziegler (ebd.: 303ff.), damals zustédndiger Referatsleiter im Bundesministeri-

um fur Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie (BMBWFT) verwies in Laden-

1 Nachzulesen in: Institut fir Sozialforschung (IfS) / Internationales Institut fir empirische Sozialékonomie

(INIFES) / Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung (ISF) / Soziologisches Forschungsinstitut (SOFI)
(Hg.) 1998: Beobachtungsfeld Arbeit, Sonderband des Jahrbuchs Sozialwissenschaftliche Technikberichter-
stattung, Berlin (sigma).
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burg auf die Erfahrungen in der ,,Kommission zur Erforschung des sozialen und politischen
Wandels in den neuen Landern“ (KSPW), die einen Bedarf an integrierter Sozialberichterstat-
tung zur interdisziplindren Beobachtung des Umbruchs im Osten deutlich gemacht habe.
Gleichzeitig sei in der EU im Anschluss an Uberlegungen zu einem neuen, tauglicheren Ent-
wicklungsmodell im WeiRbuch von Jacques Delors (1993) ein Interesse an ,,scientific systems
of socio-economic reporting on Europe“ (P. Flora) entstanden, das zur Key Action ,,Impro-
ving the Socio-economic Knowledge Base“ im Funften Européischen Forschungsrahnmenpro-
gramm gefuhrt habe. Weiter regte Ziegler Forschung dazu an, was Technik und Innovation zu
Optionen des Gesellschaftsmodells beitragen kdnnten, und forderte eine bessere Nutzung der
Dateninfrastruktur durch die Sozialwissenschaften.

Franz-Xaver Kaufmann (ebd.: 313ff.) riet in Ladenburg zur Bescheidenheit: Statt integ-
rierte Sozialberichterstattung — wie in den 60er und 70er Jahren — als Erfolgskontrolle umfas-
sender, aktiver Gesellschaftspolitik (Zapf 1978) aufzufassen, gehe es heute eher darum, ,klei-
ne, aber esshare Brotchen backen” und ,.ein etwas tiberschaubareres und in sich kohé&rentes
Bild von Teilwirklichkeiten“ zu liefern. Die Wirklichkeit werde immer multiperspektivischer
— d.h. es gibt immer mehr Orte, von denen aus man die gleiche gesellschaftliche Wirklichkeit
betrachten kann. Diskussionen uber ,,sensitizing concepts®“ muisse man fiihren ,,im Wissen,
dass sie nicht abschlie3bar sind und dass die Konzepte in einigen Jahren durch eine neue wis-
senschaftliche Mode abgeltst werden®. Jedoch solle man besser eine groRere Zahl vergleich-
barer Indikatoren verwenden, wobei es ,,nicht die Hauptsache“ sei, ob diese immer ,,in einer
korrelativen Beziehung zu bestimmten sensitizing concepts stehen®. Indikatoren seien eher
»Schwache Anhaltspunkte fur das, was eigentlich interessiert”. Schliellich forderte er, den
Dialog von Wissenschaft und Politik in der Sozialberichterstattung starker zu institutionalisie-
ren.

Einige dieser Ratschlége, so Peter Bartelheimer, hat der Verbund bei der sozio6konomi-
schen Berichterstattung zu beherzigen versucht. Die soziookonomische Berichterstattung
sucht nach 6konomischen und aufRerokonomischen Koordinationsinstanzen von Produktions-
und Lebensweise. Arbeit bleibt die zentrale gesellschaftliche VVermittlungsinstanz zwischen
Produktion in Unternehmen einerseits und Lebensweisen von Haushalten andererseits, doch
wurde der Berichtsansatz thematisch auf der Grundlage ,,starker Thesen® zur Diskontinuitét in
der gesellschaftlichen Entwicklung erweitert. Leitkonzept des Berichtsansatzes ist die An-
nahme eines Umbruchs im deutschen soziobkonomischen Entwicklungsmodell. Dass in Pro-

duktions- und Lebensweise jeweils relativ autonome Antriebskréfte des Umbruchs wirken,

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



34

stellt eine ,,Absage an Okonomismus* dar: Die Lebensweise ist nicht passives Ergebnis der
Okonomie; sie bietet Spielraum fiir subjektive Motive: Die Gesellschaft geht mit der Wirt-
schaft um und nicht umgekehrt. Einzelne Lander passen sich nicht einfach an globale Trends
an, weshalb die Beobachtung und dichte Beschreibung einzelstaatlicher Entwicklungsmodelle
Voraussetzung fur Landervergleiche sei. SchlieRlich hat der Verbund fir seine Fragestellun-
gen Haushalt, Unternehmen und institutionelle Ordnung als drei wichtige Analyseebenen aus-
gemacht.

Indem der Verbund die Beobachtung des Ubergangs zu einem neuen Entwicklungsmodell
als ,,sensitizing concept” verwendete, folgte er Franz-Xaver Kaufmanns Rat zur Bescheiden-
heit nicht: Dieses Konzept erzeugt nicht nur groRen ,,Datenhunger*, sondern groflen Bedarf
an Annahmen Uber Gesellschaft als soziotkonomischen Entwicklungszusammenhang. Ein
solches Modell soziodkonomischer Entwicklung, das Beitrdge 6konomischer Akteure (Unter-
nehmen und Haushalte), des Sozialstaats und des gesellschaftlichen Institutionensystems wie
deren Wechselwirkungen untereinander berticksichtigt, ist theoretisch und empirisch nicht
fundiert. Und entgegen der Empfehlung von Heinz-Herbert Noll verzichtete der Berichtsan-
satz auf eine strenge Arbeitsteilung zwischen Lebenslagenbeobachtung mit Mikrodaten und
Sozialstaatsbeobachtung auf der Makroebene.

An diesen Rickblick auf die Entstehung des sozio6konomischen Berichtsansatzes schlie-
Ren sich Erdrterungen zu drei Fragen an: Was heiflt Modell? Was heit Umbruch? Was heilit
soziobkonomisch?

Das Denken im Modell erfillt nach Peter Bartelheimer drei Funktionen flr integrierte
Sozialberichterstattung:

Es soll eine theoretische Integration verschiedener Perspektiven auf den Gegenstand ge-

sellschaftlicher Entwicklung und eine Orientierung im sozialwissenschaftlichen Theorie-

angebot ermoglichen; dabei ist zu bericksichtigen, dass Berichterstattung scharfere An-
forderungen an Stabilitat und Konsistenz der Begriffe stellt als Einzelstudien.

Es soll eine theoretische Abgrenzung des Gegenstandsbereichs anleiten und mehr oder

weniger strenge Auswahlkriterien fur Berichtsgegenstande abgeben.

Seine theoretischen Zusammenhangsannahmen sollen es ermdglichen, mehr oder weniger

streng (sicher weniger streng als in einer ékonometrischen Modellierung) zu bewerten,

welchen Daten fiir soziodkonomische Entwicklung Indikatorqualitat zukommt.
Daraus folgen fur die weitere Berichterstattung zwei Aufgaben: Der Verbund muss ,,besser im
Modell denken*, und das Modell muss die Berichterstattung besser strukturieren. Erkennbar
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bestimmen die — im Buch (vgl. SOFI u.a. 2005: 55) skizzierten — Modellannahmen noch nicht
die Gliederung des ersten Berichts. Der Referent erinnert aber daran, dass auch der erste unter
der Leitung von Wolfgang Zapf erstellte Sozialbericht zu Lebensbedingungen in der Bundes-
republik (1978)? zehn Zielbereiche ,,aufgrund der Forschungsinteressen der einzelnen Auto-
ren bearbeitete, ,,ohne zu behaupten, dass es sich um die zehn ,wichtigsten* Bereiche handelt
oder dass diese Liste in irgendeiner Weise Vollstandigkeit beansprucht®.

Der Modellbegriff bringt zum Ausdruck, dass eine Gesellschaft nicht Elemente beliebig
kombinieren kann. Daher lassen sich in der gesellschaftlichen Entwicklung Phasen von Stabi-
litdt und Umbruch unterscheiden. Unter Stabilitat versteht der Verbund dynamische, aber
gleichgerichtete Entwicklungen innerhalb eines Modells oder Entwicklungspfads, unter Um-
bruch die abnehmende ,,Passfahigkeit* wirtschaftlicher und sozialer Entwicklungen und zu-
mindest die Moglichkeit von Pfad- oder Modelldnderungen. Fiir das ,,deutsche Modell, das —
so die Annahme — seit Mitte der 70er Jahre in eine solche Umbruchssituation eintritt, ergeben
sich somit zwei Vergleichsperspektiven:

Historisch (,,diachron®) ist die aktuelle ,,postfordistische* Umbruchssituation an einer for-

distischen Vergangenheit zu messen (oder, in Ostdeutschland, an einer Gesellschaft ,,vor

der Wende®).

Im Landervergleich (,,synchron®) ist das deutsche Modell mit anderen Gesellschaften zu

vergleichen (oder die ostdeutsche Situation des ,,doppelten Umbruchs mit der West-

deutschlands). Solche Vergleiche kénnen durch Typologien angeleitet werden (z.B. ,,libe-

raler”, ,,konservativer®, ,,sozialdemokratischer und ,,spater* Wohlfahrtsstaat).
Zu berlcksichtigen ist dabei der Eigensinn des Modellbegriffs: Auch wenn Modelle analy-
tisch, d.h. als vereinfachendes Abbild, dienen sollen, kdénnen sie einen paradigmatischen Ne-
bensinn als Vorbild entwickeln. So gerat, wer das deutsche Modell des ,,Fordismus® histo-
risch (retrospektiv) zu rekonstruieren sucht, rasch unter Nostalgieverdacht. Und zu den Ne-
benwirkungen von Modellen und Typologien gehért, dass man sich bei der Beobachtung von
Veranderungen stets zwischen zwei Deutungsmustern entscheiden muss — dem der ,,pfadab-
héngigen“ Entwicklung und dem des ,,Modellwechsels®.

Soziodkonomische Kategorien bezeichnen in diesem Berichtsansatz nicht abgegrenzte

Gegenstandsbereiche. ,,Okonomisch“ und ,,sozial* steht vielmehr fiir verschiedene Perspekti-

2 Vgl. Zapf, W. 1978: Einleitung in das SPES-Indikatorensystem, in: ders. (Hg.): Lebensbedingungen in der

Bundesrepublik, Sozialer Wandel und Wohlfahrtsentwicklung, Frankfurt a.M. (u.a.): 11-27.
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ven auf die gleichen gesellschaftlichen Gegenstandsbereiche. Als solche Kategorien benennt
Peter Bartelheimer:

das Produktionsmodell (z.B. Geschaftspolitik, Arbeitsorganisation, Technikeinsatz), wo-

bei verschiedene Produktionsmodelle von Unternehmen nebeneinander stehen, so dass zu

fragen ist, ob es Uberhaupt ein gesellschaftlich bestimmendes Produktionsmodell gibt,

das Sozialmodell, d.h. die Gesamtheit nicht marktférmiger Sozialbeziehungen, wozu auch

sozialstaatliche Sicherungsanspriiche gehdren,

Arbeit, Bildung und Konsum als Vermittlungen zwischen ¢konomischen Motiven der

Wirtschaftssubjekte (Unternehmen wie Haushalte) und individueller Bedurfnisse und Le-

bensziele,

den Haushalt als 6konomischen Akteur und sozialen Nahbereich,

den Betrieb als Produktionsort und sozialen Handlungsraum.

Im dritten Teil seines Beitrags begriindet Peter Bartelheimer die Themenschwerpunkte des
Werkstattgesprachs.

Erstens geht es darum, welche Themenkomplexe ber die im ersten Bericht (soeb 1) iden-
tifizierten hinaus zu einer dichten Beschreibung des Produktions- und Sozialmodells ben6tigt
werden. Im Mittelpunkt von soeb 1 standen sichere und unsichere Muster der Erwerbsbeteili-
gung, Verdienermodelle des Haushalts, Zeitmuster von Erwerbsarbeit und anderen Aktivita-
ten, Erwerb und Verteilung von Bildung, das Verhéltnis formeller Dienstleistungen und in-
formeller Hausarbeit sowie Formen und Mix von Engagement und Partizipation. Weniger gut
konzeptionell integriert waren die Berichtsgegenstdnde Unternehmensorganisation, Formen
der Internet-Nutzung, Migration und materieller Lebensstandard (Einkommen, Ungleichheit).
Erweiterungswiinsche des Verbunds richten sich insbesondere auf das politische Institutio-
nensystem, die weltwirtschaftliche Einbindung Deutschlands, den Kapitalmarkt, auf Kon-
summuster und gesellschaftliche Verarbeitung demografischer Trends sowie auf die Energie-
wirtschaft angesichts der Endlichkeit fossiler Energietrager.

Zweitens geht es um MaRstdbe zur Bewertung soziodkonomischer Entwicklung. Solche
BewertungsmaRstdbe mussen wissenschaftlich begriindbar (d.h. nicht beliebig) und gesell-
schaftlich gultig sein. Unumgénglich ist daher eine Auseinandersetzung mit den — veranderli-
chen und unbestimmten — Leitideen des politischen Diskurses, weshalb Strategien der Zielop-
timierung auf der Makroebene (Europdisches Sozialmodell, Nachhaltigkeit) und das Konzept
der Teilhabe als normatives MaR fur die Mikroebene erortert werden sollen: Nimmt die Ge-
sellschaft im Umbruch ,,alle mit“? Wer bleibt auf der Strecke? Schliel3lich soll das in soeb 1
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entwickelte Konzept der Lebensweise, das fur den subjektiven Faktor soziobkonomischer
Entwicklung steht, in seinen Beziehungen zu Genderansatzen, zum Konzept der alltaglichen
Lebensfuhrung und des sozialen Milieus verhandelt werden. Und abschlieRend sollen die
,»Nachbarschaftsbeziehungen* zu anderen Berichtsansédtzen zur Sprache kommen.

Diskussion

Im Mittelpunkt der Diskussion steht die Frage, wie die Berichterstattung fortgesetzt wird:
Welche Indikatoren werden bendtigt, um Gesellschaft zu beschreiben? Welche Themen wer-
den vielleicht verlassen, welche fortgefihrt, und welche sollen hinzukommen. Waltraud Cor-
neliRen spricht sich dafiir aus, die Anderung von Wertvorstellungen und Interessen, also die
unterschiedliche Perspektive von Subjekten auf ihre Lebenslage starker zu berticksichtigen.
Norbert Schwarz merkt an, fur einen soziodkonomischen Berichtsansatz mussten Einkom-
menserzielung, materielle Situation und Vermogensverhéltnisse zentralere Bedeutung haben.
Ortrud Lessmann wendet ein, die Einkommensverhéltnisse besagten wenig (ber die Lebens-
verhéltnisse der Menschen, Benachteiligung gebe es eben auch bei der Einkommensverwen-
dung. Kerstin Jurgens empfiehlt, da die ,,Komplexitit des Sozialen* in Berichtsform schwer
zu erfassen sei, eher wenige ausgewéhlte Themen quantitativ und qualitativ zu erforschen und
in ihren Wechselwirkungen darzustellen. Martin Kronauer wiinscht sich eine Prazisierung des
Interesses am Umbruch: Geht es um die Leistungsfahigkeit des Institutionensystems und um
dessen Auswirkungen auf die Menschen?

2.2 Soziobkonomische Entwicklung — Auf der Suche nach Ubersicht

Roland Roth ist einer der ersten Autoren, die den Begriff des ,,Fordismus® zur stilisierten
Kennzeichnung des historischen Referenzzeitraums der Nachkriegsjahrzehnte in den deut-
schen sozialwissenschaftlichen Diskus einfiihrten®. Ihn hatte der Verbund um eine kritische
Kommentierung seiner Arbeitsdefinitionen zum soziodkonomischen Entwicklungsmodell
gebeten. Als Politikwissenschaftler sollte er sich mit der Frage befassen, welchen Anteil Poli-
tik und Zivilgesellschaft an der gesellschaftlichen Regulierung haben und wo entscheidende

Veranderungen in der Regulationsweise und der institutionellen Ordnung zu beobachten sind.

% Hirsch, J. / Roth, R. 1986: Das neue Gesicht des Kapitalismus: Vom Fordismus zum Postfordismus, Hamburg
(VSA).
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Roland Roth: Suche nach Ubersicht in regulationstheoretischer Perspektive

Fur Roland Roth (vgl. Vortragstext in der Materialsammlung) hebt sich der sozio6konomi-
sche Berichtsansatz positiv gegeniiber der soziologischen Gewohnheit ab, das allgemeine
,Umbruchs- und Zasurbewusstsein* mit Zeitdiagnosen zu bedienen, die jeweils ein Element
der Veranderung verabsolutierend in den Mittelpunkt eines neuen Gesellschaftsbegriffs stel-
len: sei es die Risiko- und Multioptionsgesellschaft, die Netzwerkgesellschaft und Bewe-
gungsgesellschaft, die Beschleunigungsgesellschaft, die Erlebnisgesellschaft oder die Wis-
sensgesellschaft. Der vorliegende Bericht teilt zwar die Umbruchdiagnose und verspricht e-
benfalls — auch politikberatende — Orientierungen, verzichtet aber auf einen handlichen Ge-
sellschaftsbegriff und ist empirisch anspruchsvoller.

Gemeinsam hat der Bericht mit dem breiten und vielstimmigen Feld der Regulationstheo-
rie, dass Gesellschaftsformationen auf der Verknupfung (,,Artikulation®) eines Produktions-
und Sozialmodells beruhen, die aufeinander abgestimmt bzw. miteinander kompatibel sein
mussen (,,Kohdrenz*). Dafir sorgen eine Vielfalt von gesellschaftlichen Regulationsweisen,
die Regeln und Institutionen auspréagen, in denen widersprichliche Interessen eingebunden
werden. Dieses Gefuige ist dynamisch und krisenbehaftet, aber vergleichsweise stabil, solange
Kohérenz gesichert werden kann. Der Bericht macht noch einmal deutlich, dass wichtige in-
stitutionelle Arrangements der fordistischen Phase (z.B. Normalarbeitsverhaltnis, Erndhrer-
familie) an Inklusionskraft verloren haben. Andere Arbeits- und Lebensformen sind im Vor-
marsch, auf die das bestehende institutionelle Geflige (z.B. das Bismarcksche Sozialversiche-
rungssystem) keine angemessenen Antworten anbieten kann.

Doch bleibt der Begriff ,,Entwicklung” im Bericht eigentimlich leer, weil — im Unter-
schied zur Regulationsdebatte — darauf verzichtet wird, den 6konomischen Motor der Ent-
wicklung né&her zu inspizieren. In der Regulationsdebatte geht es ja darum, 6konomische
Prosperitatskonstellationen, neue Produktionsmodelle und deren gesellschaftliche Einbettung
zu identifizieren. Wertschopfung, Wirtschaftswachstum, Renditen bzw. deren Fehlen sind
wesentliche Triebkrafte des gesellschaftlichen Umbaus, die durch die 6konomische Dynamik,
vor allem durch strukturelle Krisen etc. freigesetzt werden. Aus regulationistischer Sicht
»passiert am meisten im Produktionsmodell“. Diesen harten 6konomischen Kern kapitalisti-
scher Entwicklung zu benennen, heillt keineswegs einem 6konomischen Reduktionismus zu
fronen und die relative Eigenstandigkeit von politischen und gesellschaftlichen Entwicklun-

gen und deren Wechselwirkung zu ignorieren. Niemand geht davon aus, dass ,,sich die Le-
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bensziele von Individuen vollstandig von 6konomischen Interessen kolonialisieren lassen*
(SOFI u.a. 2005: 155). Gesellschaftliche Regulationsweisen (Lohnformen, Arbeitsvertrage,
soziale Sicherungssysteme etc.) dienen gerade immer erneut der Abstimmung und Vermitt-
lung von 6konomischer Rationalitdt und dem Eigensinn von Lebensweisen. Aber das regula-
tionstheoretische Vokabular macht ohne Bezug auf Akkumulation und Krise wenig Sinn.
Auch wenn wir heute mit 6konomischen Krisenaussagen zu Recht vorsichtig sind, geht es in
den letzten beiden Jahrzehnten in erster Linie um die Suche nach neuen Produktions- und
Sozialmodellen, die eine neue dauerhafte Prosperitatskonstellation, ein neues ,,Modell
Deutschland* bzw. einen wettbewerbsféhigen Sozialraum — von der Kommune bis zur EU -
versprechen.

Im Bericht selbst wird diese 6konomisch angetriebene Dynamik im Abschnitt Gber die
Reorganisation der Unternehmen uberdeutlich. Im Unterschied zum beachtlichen Behar-
rungsvermdgen in vielen Dimensionen der Lebensweise wird dort eine ,,massive Reorganisa-
tionswelle in den 1990er Jahren* festgestellt, die nicht in neue stabile Organisationsmuster
mindete. ,,Die Reorganisation scheint auf Dauer gestellt und die einzige Stabilitat scheint der
Wandel selbst zu sein.“(Ebd.: 323.) Absetzbewegungen vom fordistischen Unternehmensmo-
dell sind deutlich, die Konturen eines neuen stabilen Produktionsmodells liegen jedoch im
Nebel (ebd. 331).

Angesichts dieser Dynamik im Produktionsmodell mutet es wie eine Verkehrung an,
wenn das Ende der Vollbeschéftigung und steigende Arbeitslosigkeit als Antriebskraft der
Veranderung ins Spiel gebracht wird: ,,Massenhafte unfreiwillige Beschéftigungslosigkeit und
unsichere Erwerbsbeteiligung werden auf absehbare Zeit wesentliche Antriebskrafte des Um-
bruchs im soziodkonomischen Entwicklungsmodell Deutschlands bleiben “(ebd.: 302). Lage
es nicht naher, Freisetzungen als Folge dynamischer Suchbewegungen nach neuen Produkti-
onsmodellen zu begreifen, die in erster Linie fur das Sozialmodell, aber nicht fur die betrieb-
liche Arbeitskraftnutzung ein ,,Problem* darstellen?

Der vorliegende Bericht wirkt ,,unentschlossen: er verwendet als gemeinsame Referenz
ein formales, lediglich durch ,vorsichtige Sammelkategorien® bestimmtes Produktions- und
Sozialmodell, das inhaltlich durch verschiedene konkrete Merkmale des alten ,,Modell
Deutschland* geflllt wird. Die sehr pluralistischen Beitrdge von 19 Autor/inn/en aus vier In-

stituten verstehen sich nicht alle als Beitrage zu einem Modell.
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Im Kapitel 11.1 (Teilhabe, Gefahrdung, Ausgrenzung) dominiert der Bezug auf Robert

Castels ,,Metamorphosen der sozialen Frage* und deren ,,Zonen der Erwerbsbeteiligung“.

Teilhabe ist auch in einigen anderen Berichtsteilen der zentrale Bezugspunkt.

Im Kapitel 11.2 (Flexibilisierung und Subjektivierung der Arbeit) spielen die industrieso-

ziologischen Traditionen der beteiligten Institute eine groRe Rolle.

Das Kapitel 11.4 (Bildung und soziale Strukturierung) ist ebenfalls eher in der Qualifikati-

onsforschung des SOFI angesiedelt als durch das sozio6konomische Entwicklungsmodell

inspiriert.

Auch die in der Einleitung zentral verwendeten Begriffe der Individualisierung und der

Vielfalt kommen aus einer ganz anderen theoretischen Tradition. Und Vielfalt als Aus-

druck von zunehmenden ,,echten* Wahlméglichkeiten l&sst sich jedenfalls mit Blick auf

die prasentierten Daten zur geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung (,,die Penetranz des Er-

néhrermodells®), zum berufsstdndisch segmentierten Bildungswesen oder zur sicheren

bzw. unsicheren Erwerbsbeteiligung kaum als gesellschaftlicher Trend behaupten.

Mit der Lissabon-Strategie, die mit Wettbewerbsfahigkeit, sozialer Inklusion und indivi-

dueller WahImdglichkeiten sehr unterschiedliche Leitbilder kombiniert, und mit dem Re-

kurs auf Nachhaltigkeit werden zusatzliche politisch-strategische Konzepte eingefiihrt, de-

ren analytischer Gebrauchswert noch zu entdecken ist.
Der Bericht versucht — so Roland Roths Eindruck — zu viele Ansatze zu inkorporieren. Ver-
stdndigt haben sich die beteiligten Einrichtungen allenfalls auf einen sehr allgemeinen Refe-
renzrahmen, um in den jeweils eigenen theoretischen Traditionen zu bleiben, ohne die Ver-
traglichkeit der verschiedenen Ansdtze zu diskutieren. Die Kapitel Uber Teilbereiche (The-
menfelder) sind zumeist nur sehr locker bzw. gar nicht miteinander verknilpft (Bildung, Ar-
beitslosigkeit, Informatisierung etc.), sondern folgen ihrer Eigenlogik. Sie lassen sich als
plausible Bereichsanalysen lesen. Eine Perspektive auf mogliche Wechselwirkungen geben
sie nur bedingt frei. Theoretischer Pluralismus ist ebenso legitim wie methodischer. Aber den
Anspruch einer integrierten” Sozialberichterstattung kann der vorliegende Band so nur be-
grenzt erfullen. ,,Ein deutliches Bild einer Gesellschaft im Umbruch, gar noch ihrer mogli-
chen und umkampften zukinftigen Konturen, habe ich noch nicht gewinnen kénnen.*

Die Politikempfehlungen, die in den Band eingestreut werden, sind ,,in der Regel sympa-
thisch, aber nicht systematisch begriindet”, ihre Koharenz bleibt ungepruft. Sie sind eher an
Gerechtigkeits- und Gleichheitsnormen der fordistischen Phase orientiert, als auf ein mogli-

ches neues Entwicklungsmodell bezogen, fir das immanent z.B. mehr Ungleichheit er-
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winscht und produktiv erscheinen kann. Das Pladoyer fiir eine Infrastruktur zur Erhaltung
sozialstaatlicher Mindeststandards; die Uberlegungen zur Bedeutung 6ffentlicher personenbe-
zogener Dienstleistungen und sozialstaatlicher Teilhabe oder zu mehr Durchldssigkeit zwi-
schen den verschiedenen Zonen der Erwerbsbeteiligung, die Forderung nach weniger innere
Segmentierung im Bildungssystem — diese Teilempfehlungen fugen sich nicht zu einem neu-
en Akkumulationsmodell, méglicherweise stehen sie einer neuen Prosperitatskonstellation
eher im Wege. Sie wirken eher formkonservativ. Aus ihnen spricht ,,keine Inspiration, son-
dern Trauer Uber den Verlust®. Die aktuelle Diskussion zu einer starkeren Entkopplung von
Erwerbsarbeit und sozialer Sicherung wird nicht aufgegriffen. ,,Vermutlich sind mit dem
Blick auf Zukunftsentwiirfe strukturelle Grenzen von Politikberatung auf der Grundlage von
Sozialberichterstattung erreicht. Wenn dem so ist, sollten sie auch respektiert werden.*
Seine kritischen Bemerkungen bilindelt Roland Roth abschlieBend zu zwei Nachfragen:
Wenn sich seit mehr als 30 Jahren Umbriiche und Krisen eines Modells namens ,,Fordis-
mus* anhaufen, das selbst in Deutschland allenfalls 20 Jahre pragend war, verliert die
Umbruchsmetapher an Uberzeugungskraft. Muss man sich von der Idee einer Abfolge von
Prosperitatskonstellationen verabschieden, d.h. den ,,Fordismus®“ als Ausnahme betrach-
ten? Sind wir bereits langst in einer neuen postfordistischen Phase, mit neuen Merkmalen
beim Akkumulationsprozess (globalisiert), bei der Unternehmensform (inter- und transna-
tionale Integration, shareholder value), beim Lohnverhaltnis ((Re-)Kommodifizierung,
Flexibilisierung), beim Geld und in der Haushalts- und Familienform?
Lassen sich Phasen kapitalistischer Entwicklung, Umbriiche und Alternativen in der Sozi-
alberichterstattung nur im Modus des Abschieds vom Normalitaitsmodell Nachkriegs-
deutschlands bzw. der nur teilweise vollzogenen Abschiede (Ernédhrermodell) erfassen,
oder wére es auch moglich, Potenziale alternativer Zukunfte starker sichtbar zu machen?
Wenn diese Zukiinfte bislang eher blass bleiben, liegt dies an der Eigenart sozialstatisti-
scher Arbeitsweisen und konzeptioneller Vorentscheidungen (etwa der, dass allgemeine
Charakterisierungen materieller Lebensweisen nur im Rickblick — auf den Fordismus —
maoglich seien, vgl. SOFI u.a. 2005: 62), oder gébe es auch alternative Wege? In der regu-
lationstheoretischen Debatte spielt das Denken in neuen Wachstumsmodellen eine zentra-
le Rolle, eine Fiille alternativer Wege aus der Krise des Fordismus sind inzwischen aufge-
listet worden. Wére es nicht hilfreich, statistisches Material auch so aufzubereiten, dass
diese Zukunftspotenziale sichtbarer werden? SchlieBlich ist auch fir den Fordismus sei-
nerzeit ,,missioniert* worden. Der Verweis auf die Lissabon-Strategie leistet dies nicht,

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



42

weil es sich dabei eigentlich um kein Modell handelt und dieser Diskurs gerade in den so-
ziobkonomischen Dimensionen vielen zu vieles verspricht (,,eingebetteter Neoliberalis-
mus*).

Schliel’lich formuliert Roland Roth eine Reihe von Winschen und offenen Fragen flr eine

Fortsetzung des Berichtsansatzes:
Im ersten Bericht erstaunt der weitgehende Verzicht auf die Einbeziehung staatlicher Ak-
tivitaten in die Betrachtung des Produktions- und Sozialmodells. Der Staat gehort sicher-
lich zu den bedeutenden der institutionellen Formen, die fir die Beschreibung einer Regu-
lationsweise bestimmend sind. Veranderte Formen der Staatlichkeit (etwa die Tendenz
zum ,Wettbewerbsstaat™) stehen auch im Zentrum der Suche nach postfordistischen (neo-
liberalen) Produktions- und Sozialmodellen. Politisch-strategisch wére es deshalb sehr
wichtig, die Entwicklung 6ffentlicher Dienste und Transfers im Blick zu behalten, um ih-
ren moglichen positiven wie negativen Einfluss auf das Entwicklungsmodell zu gewich-
ten.
Auch die Ausfiihrungen zur Strukturverédnderung der Zivilgesellschaft, zum birgerschaft-
lichen Engagement uberzeugen Roland Roth eher nicht, weil sie ,,eher defensiv gestrickt
sind“. Unterschlagen wird die aktive Seite, die ,,Rebellion der Konsumenten®, d.h. veréan-
derte Anspriiche an soziale Dienste. Zwar gibt es bislang in der Bundesrepublik allenfalls
schwache Anzeichen fir eine ,,manufactured civil society”, d.h. fur die staatliche Forde-
rung und Inanspruchnahme von zivilgesellschaftlichen Organisationen zu Lasten staatli-
cher Einrichtungen, doch wird der Substitutionsblick dem Phdnomen nicht gerecht.
Das nationalstaatliche Container-Modell ist heute fiir Gesellschaftsbeobachtung weniger
plausibel als in fordistischen Zeiten. Rdumliche Disparitaten unterhalb des Nationalstaats
gewinnen an Bedeutung; gleichzeitig gewinnen transnationale Trends und Einflisse an
Gewicht. Der homogene nationale Raum verliert als Pramisse nationaler Statistiken an
Aussagekraft, Produktions- und Sozialrdume treten auseinander, es kommt zu ,,Wettbe-
werbsfdderalismus®. Die Konsequenz kann sowohl sein, Daten kleinrdumiger zu dis-
aggregieren, als auch internationale Wachstumsmodellen stérker zu beachten. Rainer
Lands uberzeugendem Deutungsangebote zur ostdeutschen Entwicklung (doppelter Um-
bruch, selektive Fragmentierung) fehlt die Riickkopplung fiir die westdeutsche Entwick-

lung.
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Diskussion

Kerstin Jirgens fragt, was die vom ISF erorterte Entgrenzung und Subjektivierung von Ar-
beit, die Auflosung kollektiver Formen fiir die Regulation bedeutet. Man muss auf die Sub-
jekte schauen, und was dort vorgeht, l&sst sich nicht regulationstheoretisch erklaren. Rainer
Land bezweifelt, dass es bereits ein funktionierendes neoliberales Wirtschaftssystem gebe.
Der Bericht nutzt die Orientierung am koharenten Modell des Fordismus lediglich, um Ab-
weichungen zu erklaren. Auch hat sich dieses Modell nicht komplett aufgel6st. Erwerbsver-
ldufe sind immer noch fordistisch gepragt. Sie ,,fransen zwar immer mehr aus*, aber normati-
ve Vorstellungen orientieren sich immer noch daran. Holger Alda fragt danach, wie man sup-
ranationale und regionale Vergleiche in nationaler Berichterstattung kombinieren kann. Ro-
land Roth rdumt Grenzen der Regulationstheorie ein. Sozialer Widerstand — wie etwa die Pro-
teste gegen die Hartz-Gesetze — l&sst sich nicht sozialstatistisch abbilden. Deutschland hatte
nie ein einheitliches Produktionsmodell. Er empfiehlt, Heterogenitat im Bericht zu kenn-

zeichnen und zu besprechen.

2.3 Politische Diskurse 1 —Was ist dran am europdaischen Sozialmodell?

Frieder O. Wolf kennt die politische Blihne der EU sowohl aus der Perspektive politischer
Akteure (als Mitglied des Europaparlaments und als Koordinator eines Europdischen Aufrufs
fir Vollbeschéftigung wie aus der sozialwissenschaftlicher Forschungskonsortien als Koordi-
nator eines Forschungsnetzwerks zur EU-Strategie nachhaltiger Entwicklung). Ihn hatte der

Verbund um eine Einschéatzung des Diskurses (ber ein européisches Sozialmodell gebeten.

Frieder O. Wolf: Europaisches Sozialmodell? Erste Antworten auf gestellte Fragen

Es gibt kein Européisches Sozialmodell (ESM), und trotzdem ist die Debatte dariiber nicht
falsch — so l&sst sich Frieder O. Wolfs Vorschlag zum Umgang mit diesem Konzept zusam-
menfassen (vgl. Foliensatz in der Materialsammlung). Es existiert, wenn berhaupt, als Ziel-
bindel, nicht als ein gemeinsamer Regulationspfad. Er erléutert dies am Beispiel der Sozial-
politik: Das ESM zielt nicht darauf, einen gemeinsamen Kern der EU-Sozialpolitik zu defi-
nieren, sondern es will ein ,,kohédrentes Bedeutungsfeld* schaffen. Sein gemeinsamer Zielbe-
zug lasst sich funktional beschreiben als ein bestimmtes, in Auseinandersetzung mit der Ar-
beiterbewegung entstandenes Niveau der Absicherung typischer Lebensrisiken von Lohnar-
beit. Niveaus der Zielerreichung lassen sich in einer ,,europaischen Sozialschlange* beschrei-

ben und mit Indikatoren etwa der Armutsentwicklung oder des Arbeitsplatzverlusts messen,
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auch wenn dabei ,,operativ* ganz unterschiedliche Kombinationen von 6ffentlicher Daseins-
vorsorge, privater Versicherung, Familien- und Geschlechterverhéltnisse, Sozialversiche-
rungssysteme, staatliche VVorsorge und gesetzliche Voraussetzungen von Arbeitsverhaltnissen
wirken. Dabei vergleicht sich das ESM — bei innereuropéischer Vielfalt — mit auRereuropai-
schen Sozialstaaten.

Die Lissabon-Strategie zur Modernisierung und Verbesserung des ESM ist vor dem Hin-
tergrund der Geschichte der EU-Strategie zu erértern: vom Vertrag von Maastricht (1992) bis
zur EU-Erweiterung 2004, die in ihrer grofitmoglichen Form realisiert wurde. Bis in die 80er
Jahre wurde die EU von ,,nationalstaatlichem Wachstums-Keynesianismus* geprégt. Danach
wechselte die Logik der EU-Integration von ,,Keynes plus* zu Hayek: Das Ziel war Integrati-
on durch Vermarktlichung, und die EU als transnationale Koérperschaft sollte dem Einfluss
der nationalen Parlamente entzogen werden, um die Rationalitat der Méarkte durchzusetzen.

Dabei war die Lissabon-Strategie immer beides: Zum einen fungierte sie als ,Globalisie-
rungsverstarker®, d.h. sie spitzte den neoliberalen Umbaukurs in den Mitgliedstaaten der EU
unter Berufung auf die selbstgesetzten ,Zwénge‘ der EU zu. Zum anderen machte sie das da-
bei zu verfolgenden Zielblindel zumindest virtuell komplexer, indem sie Ziele, die tber Dere-
gulierung, Privatisierung und Wettbewerbsfahigkeit hinausgingen verbindlich machte — so
ambivalente ,06konomische* Zielsetzungen wie ,Vollbeschéftigung, aber auch zusétzliche
soziale und 6kologische Ziele. Diese virtuelle Ambivalenz blieb allerdings in der Realitéat we-
nig wirksam — was sich exemplarisch an dem Schicksal der EU-Strategie der Nachhaltigen
Entwicklung (EU SDS) verfolgen l&sst, die 2001 in Goteborg als langfristige Erganzung der
Lissabon-Strategie beschlossen wurde. Die erhofften Win-Win-Situationen, die eine reale
gesellschaftspolitische Erganzung der neoliberalen Zielsetzungen ermdglichen wirden, haben
sich nicht eingestellt. Nachdem sich die Prognose eines IT-Booms, die den Kompromiss von
Lissabon ermdglichte, als unrealistisch erwies, wurde die Lissabon-Strategie auch ganz offi-
ziell mehr und mehr den kurzfristigen ,Leitlinien der Wirtschaftspolitik® untergeordnet, an-
statt verbindlich auf die langfristigen Nachhaltigkeitsziele bezogen zu werden. Doch auch der
Versuch der Kok-Gruppe®*, deswegen auf die virtuelle Dimension der Lissabon-Strategie, die
uber das Ziel der Wettbewerbsfahigkeit hinausgeht, gleich ganz zu verzichten, erwies sich als

nicht durchsetzbar.

* Kok, W. 2003: Jobs, Jobs, Jobs, Mehr Beschaftigung in Europa schaffen, Bericht der Taskforce Beschéfti-
gung, Briissel.
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Zwar haben sich die Ansatze zu einer zivilgesellschaftlichen oder auch nur sozialpartner-
schaftlichen Offnung, wie sie die EU-Kommission seit der Mitte der 1990er Jahre verstarkt
propagierte, bisher als Versuche erwiesen, durch direkte administrative Akzeptanzbeschaf-
fung einer verstirkt fiir EU-Vorgéangen sensibilisierten Offentlichkeit in den Mitgliedstaaten
und einem erstarkenden europdischen Parlament entgegenzuwirken. Es fehlt eine EU-
Sozialpolitik von unten, die Ziele nicht nur technisch umsetzt. Doch konkurrierende Aktivie-
rungsansétze in Verbindung mit dem Européaischen Parlament kénnen weiterhin mit ,lberra-
schenden® Erfolgen rechnen (wie sich z.B. in der Auseinandersetzung um die Bolkestein-
Richtlinie zu Dienstleistungen zeigte).

Die offene Methode der Koordinierung (OMK) ist nur dort rational, wo sie zum einen auf
verbindlich und eindeutig definierten Zielsetzungen beruht, die in ihrer Kompensations- und
in ihrer Gestaltungsfunktion klar definiert sind, und wo zum anderen die Zielerreichung an
Kriterien gemessen wird, die nicht von den Mitgliedstaaten manipulierbar sind. Indikatoren-
und Berichtssysteme sollten nicht auf wirtschafts- und sozialstatistisch ohnehin erhobene Da-
ten oder leicht zu bewerkstelligende Erganzungen beschrénkt werden, sondern an tiefer grei-
fende sozial- und umweltwissenschaftliche Untersuchungen von Strukturen und Dynamiken
anschlieRen bzw. fir deren Weiterentwicklungen offen bleiben.

Das européische Benchmarking, das die OMK ermdglichen soll, kann die tiefer reichende
vergleichende Forschung nicht ersetzen. Immerhin kann es dazu beitragen, Problem- und L6-
sungszonen in schwerpunktmaRig zu untersuchenden Funktionsbereichen sozialer Siche-
rungssysteme zu identifizieren. Auch europaisches Benchmarking kann einen Beitrag zur An-
regung der politischen Phantasie leisten — allerdings nur neben einer umfassenderen Betrach-
tung minoritarer bzw. alternativer Entwicklungsansétze in der jeweils eigenen Geschichte der
Lander, in denen die politische Debatte gefuhrt wird. Und naturlich funktioniert Benchmar-
king nicht im Sinne eines Modell-Shopping, also einer beliebigen Kombination verschiedener
Praktiken.

Solange der Stabilitats- und Wachstumspakt nicht neu bestimmt und das Verfahren bei der
Erarbeitung der ,Leitlinien der Wirtschaftspolitik* nicht verandert wird, ist weiterhin damit zu
rechnen, dass auch die erneuerte Lissabon-Strategie ihre 6konomischen Ziele verfehlt und
schon gar nicht die ,Win-Win-Situationen® herbeifuhrt, die eine relevante Berlicksichtigung

langerfristiger sozialer und 6kologischer Zielsetzungen ermdglichen wirden.
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Diskussion

Alle Diskussionsbeitrdge beurteilen die Mdoglichkeiten, am EU-Diskurs zur Lissabon-
Strategie anzuknupfen, mit groRer Skepsis.

Hansvolker Ziegler merkt an, das Nachhaltigkeitsparadigma sei weder wissenschaftlich
geklart noch politisch durchsetzbar, fuhrt dies aber auch auf ein ,,Versagen der wissenschaftli-
chen Zulieferung* zuriick.

Heinz-Herbert Noll halt den Begriff ,,Europaisches Sozialmodell“ flr ,,so vielfaltig wie
unklar®, so dass man allenfalls sehr pragmatisch daran ankntipfen kann. Was fir ein Modell
ist Uberhaupt gemeint? Ein Auslaufmodell, ein Realmodell, ein Minimalmodell mit Zukunfts-
charakter oder ein idealtypisches Modell davon, wie es sein sollte? Ist es ein nationalstaatli-
ches Modell oder ein supranationales Modell, was durch die EU entstehen soll? Der internati-
onale Vergleich mit anderen L&ndern und die Suche nach ,,best practice” sind heute wichtiger
als der Vergleich ,,mit den eigenen alten Zeiten“. Die OMK ist zwar ein ,,softes* Steuerungs-
instrument, aber auch sie kann sanktionieren — durch ,,naming and shaming*.

Anne Karras sieht die Wirtschaft — Wachstum, Beschéftigung und Wettbewerb — von An-
fang an im Mittelpunkt der Lissabon-Strategie. Das Ziel war, viele moglichst billige und mog-
lichst gut ausgebildete Beschéftigte und somit mehr Wettbewerb am Arbeitsmarkt zu haben.

Waltraud Cornelilen rdumt zwar ein, dass man am ESM nicht vorbeikommt. Doch das
Ziel, alle Uber Erwerbsarbeit abzusichern, bewertet sie aus der Geschlechterperspektive kri-
tisch: Viele Frauen leisten unbezahlte Firsorgearbeit, und der Bedarf danach wird auch nicht
abnehmen, da man sich um immer mehr alte Menschen kiimmern muss.

Peter Bartelheimer fragt, ob der Diskurs tber die Lissabon-Strategie angesichts der Ziel-
verfehlungen uberhaupt das Produktionsdatum fur soeb 2 (2008) liberstehen kann.

In seinem Schlusswort erinnert Frieder O. Wolf daran, dass auch virtuelle, kulturelle und
ideologische Prozesse real sind. Der Nachhaltigkeitsdiskurs hat bisher allen versuchen wider-
standen, ihn zu ,,versenken®. Der Begriff der Nachhaltigkeit wird nur klar, wenn man ihn auf
die gesellschaftliche Reproduktion bezieht. Bei wirtschaftlicher Nachhaltigkeit gilt das Primat
der Kapitalakkumulation. Das ESM ist ein Realmodell in dem Sinn, dass es real gemeinsame
Ziele benennt. Man muss zwischen Benchmarking und internationalem Vergleich unterschei-
den. Gefordert ist eine Ubersetzungsleistung: Was hieRe das Poldermodell in Deutschland?
Zwar ,lauft nur, was die nationalen Regierungen wollen*, aber anhand eines Indikatorenbdiin-
dels kann man durchaus Konvergenz zwischen Landergruppen beobachten. Das ESM ist um-
kampft, und man soll es nicht fallen lassen. Die Lissabon-Strategie wird sicher bis 2010 nicht
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abgeschafft. Sie ist flr die européische Politik, was man in der Architektur ein ,,spanisches

Fenster” nennt: Als Fenster funktioniert es nicht, aber fur die Symmetrie ist es notig.

2.4 Lebensfuihrung, Lebensverlauf, Milieus — Das Konzept der Lebensweise im

Spiegel anderer Ansatze

Gemeinsam ist den Beitragen in diesem Diskussionsblock der Bezug auf das in soeb 2 entwi-
ckelte Konzept der Lebensweise: Wie kann diese soziobkonomische Kategorie besser be-
stimmt werden, und wie verhalt sie sich zu anderen Konzepten der Forschung und Berichter-

stattung?

Waltraud Corneli3en: Optionen der Sozialberichterstattung zur Geschlechtergerechtigkeit

in Deutschland

Mit dem kommentierten Datenreport zur Gleichstellung von Méannern und Frauen in der
Bundesrepublik (im Auftrag des BMFSFJ) wurde die sozialwissenschaftliche Berichterstat-
tung um eine aulerst differenzierte empirische Darstellung von geschlechtsspezifisch gepréag-
ten Lebensweisen und deren institutionelle Pragung erganzt. Der Verbund hatte die Heraus-
geberin dieses Datenreports, Waltraud CorneliRen (DJI), um einen Beitrag (siehe Foliensatz
in der Materialsammlung) zu Geschlecht als soziale Strukturkategorie in der Berichterstattung
gebeten.

Waltraud Cornelilen stellt zundchst einige der Indikatoren vor, die weltweit (etwa im
Humand Development Report der UN) flr den Geschlechtervergleich genutzt werden.

In den Gender Related Development Index (GDI) gehen die Lebenserwartung in Jahren,

die Bildungsabschlisse in %, der Prozentanteil an Analphabeten, die Jugend- und Lang-

zeitarbeitslosigkeit fir Mé&nner und Frauen ein.

Das Gender Empowerment Measure (GEM) wird auf der Grundlage der Relation von

Frauen- zu Mannerléhnen in % und der Prozentanteile von Frauen in Parlamenten und

Regierungen sowie an Fihrungskréften in der Wirtschaft berechnet.

Deutschland nimmt beim allgemeinen Entwicklungsindex Platz 18, beim GDI dagegen Rang
15 und beim GEM Rang 8 ein (Human Development Report 2003).

Als Gender Budgeting werden Verrechnungssysteme bezeichnet, mit denen die Ge-
schlechtergerechtigkeit 6ffentlicher Ausgaben und Transferleistungen geprift werden soll. Sie
beriicksichtigen, welcher Anteil von Dienstleistungen und von o6ffentlichen Geldern Frauen

und Mannern zu Gute kommt, welche Kosten welches Geschlecht verursacht, welche Ein-
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nahmen es dem Staat sichert (Steuern) und wie viel gesellschaftlich nitzliche Arbeit Frauen
und Ménner leisten. Man koénnte z.B. fragen: ,,Wie viel kostet die hochriskante mannliche
Sozialisation?* Bei der Entwicklung dieser Verrechnungssysteme sind allerdings noch ,tau-
send Zurechnungsfragen® offen.

In der EU wird derzeit soziale Ungleichheit mit einem noch sehr unscharfen Begriff sozia-
ler Exklusion beobachtet. Kieselbach/Beelmann (2003)° unterscheiden sechs Aspekte der
Ausgrenzung: Arbeitsmarktexklusion, ékonomische und institutionelle Exklusion, Exklusion
durch soziale Isolierung, kulturelle und rdumliche Exklusion — wobei einige dieser Dimensio-
nen die Frage aufwerfen, wie ,,Selbstdistanzierung der Betroffenen“ von der Mehrheitsgesell-
schaft bewertet werden soll.

Der Begriff der ,,Lebensqualitat” ist, so Waltraud CorneliRen, zu Unrecht ,,aus der Mode
gekommen® — er er0ffnet Zugang zu Dimensionen wie Sicherheit durch Solidaritat, Selbst-
verwirklichung und Balancen zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit. Gewalt kann als
Beeintrachtigung von Lebensqualitat thematisiert werden. Zufriedenheit und Glick tauchen
als eigenstandige Kategorien der Lebensqualitat auf.

Das Konzept des Handlungsspielraums ist entscheidend fiir die Bewertung von Lebensla-
gen. Enders-Dragasser/Sellach (2000)° haben den fiinf von I. Nahnsen unterschiedenen Le-
benslagedimensionen: Versorgungs- und Einkommensspielrdumen, Kontakt- und Kooperati-
onsspielraumen, MulRe und Regenerationsspielraumen (was auch Daten zu Arbeitsbedingun-
gen, Zeitnot und Zeitwohlstand einschliel3t) sowie Dispositions- und Partizipationsspielrdu-
men (im Offentlichen Raum, im Beruf und in personlichen Beziehungen) zwei weitere hinzu-
gefligt: Zum Sozialbindungsspielraum rechnen sie etwa die Moglichkeit, Care-Aufgaben zu
ubernehmen oder zuriickzuweisen, und Schutz- und Sicherheitsrdume ermdglichen, Gewalt
im Geschlechterverhaltnis zu thematisieren.

Lebensqualitat lasst sich u.a. operationalisieren als Ubereinstimmung von gewiinschter
und realisierter Lebensweise. Insofern lohnt es sich, in der Sozialberichterstattung auf Daten-
sétze aus Befragungen zuriickzugreifen, mit denen die Lebensweise und die subjektiven Le-
benswiinsche etwa in weiblichen Lebenslaufen erfasst werden (z.B. Kinderwunsch, Bildungs-
aspirationen, Interesse an Vollzeit- und Teilzeitbeschéaftigung, Interesse an Zeit fiir Care, Be-

darf an Kinderbetreuung).

> Kieselbach/Beelmann 2003: Arbeitslosigkeit als Risiko sozialer Ausgrenzung bei Jugendlichen in Europa;

In: Aus Politik und Zeitgeschichte, Ausgabe B 6-7/2003: 32-39.
Enders-Dragésser, U./Sellach, B. 2000: Der ,,Lebenslagen-Ansatz*“aus der Perspektive der Frauenforschung,
in: Zeitschrift fur Frauenforschung 4/2000: 56-66.

6
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Entscheidend ist dabei die Passung gewinschter und vorhandener Handlungsspielrdume.
Aus einem generellen Mehr an Optionen kann nicht unbedingt auf hohere Lebensqualitét ge-
schlossen werden. Eine groRRe Auswahl von Bildungswegen, mehr Freizeit, mehr soziale Kon-
takte missen nicht immer zur Optimierung des eigenen Lebens beitragen, selbst mehr Geld
hilft nicht immer weiter. Es kommt darauf an, ob in jeder Lebensphase die subjektiv ,,richti-
gen“ Lebensbedingungen vorzufinden sind, die namlich, die nétig sind, um das eigene Leben
mdoglichst weitgehend nach eigenen Winschen gestalten zu kénnen. Das Konzept des Hand-
lungsspielraum ermdglicht es, sowohl dem geschlechterdifferenzierten Zuschnitt von Gele-
genheitsstrukturen als auch dem geschlechterdifferenzierten Zuschnitt von Interessen und
Wiunschen Rechnung zu tragen.

Berichterstattung, die sich an diesem Konzept orientiert, sollte sensible fur die verschie-
denen Dimensionen des sozialen Raums sein. Aufschlussreich ist auch, welche Gruppen von
Frauen und Méannern besondere Diskrepanzen im Hinblick auf ihr subjektives Wohlergehen
(Zufriedenheit und Glick) aufweisen.

Schlief3lich wirft Waltraud Cornelien die Frage auf, ob Berichterstattung die Geschlech-
terdifferenz verfestigt, indem sie diese aufzeigt. Gegen dieses Risiko stellt sie eine Reihe von
,Losungswegen* zur Diskussion:

Neben der Geschlechterdifferenz mussen andere Ungleichheiten sichtbar gemacht werden.

Differenzen und Ungleichheiten innerhalb jeder Geschlechtergruppe missen aufgezeigt

werden.

Wechselwirkungen und Bezlige zwischen Kategorien miissen sichtbar gemacht werden.

Die historische Entwicklung der Differenz muss aufgezeigt werden.

Kontexte der gegenwaértigen Konstruktion von Geschlecht missen einander vergleichend

gegenuber gestellt werden.

Neue Dimensionen der Ungleichheit missen berlicksichtigt werden, um alte Paradigmen

und alte Zuweisungen zu durchkreuzen.

Statt nur die verbliebenen Differenzen in immer spezielleren Gruppen zu analysieren,

muss Forschung die Angleichung und Gleichheit thematisieren.

Diskussion

Im Mittelpunkt der Diskussion steht das Konzept des Handlungsspielraums. Ortrud LeBmann
pladiert fir eine ,,Riickbesinnung* auf diesen Begriff. Heinz-Herbert Noll verweist auf das

Ressourcenkonzept im schwedischen ,,level-of-living“-Ansatz der Sozialberichterstattung, das
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nach seiner Ansicht das Konzept der Fahigkeiten und Verwirklichungschancen von Amartya
Sen vorwegnahm. Da jede Berichterstattung nach Geschlecht differenziert, ist fur ihn die Fra-
ge, was eine geschlechterspezifische Sozialberichterstattung ausmacht, weiter offen. Und er
verweist darauf, dass eine Analyse von Umverteilung zwischen den Geschlechtern Vertei-
lungswirkungen zwischen Haushalten erfasst, nicht solche zwischen Personen. Rainer Land
betont die Bedeutung subjektiver Lebensfiihrungsmodelle: Fur den Handlungsspielraum ist es
ein Unterschied, ob jemand bei defizitdaren Ressourcen eine echte Lebensperspektive hat oder
ob etwa ALG-II-Empfanger mit ihrem Geld auskommen, aber in Perspektivlosigkeit leben.
Wahrend der Fordismus Lebensentwiirfe vorgeformt hat, konnte heute die ,,Chaotisierung des
Regulationssystems® einen Gewinn an Handlungsspielraum bewirken. Fir Frieder O. Wolf
hat das Konzept des Handlungsspielraums dem der Ressourcen voraus, dass es an Personen
gebunden ist und danach fragt, was eine Person mit ihren eigenen Ressourcen und den offent-
lich bereitgestellten (Dienst-) Leistungen erreichen kann.

In ihrem Schlusswort betont Waltraud CorneliRen, dass Handlungsspielradume und Gele-
genheitsstrukturen durch einen Mix an eigenen und staatlichen oder ¢ffentlichen Ressourcen
entstehen; zu fragen ist daher auch nach den Gelegenheitsstrukturen bereitgestellter Dienst-
leistungen und Institutionen und nach dem Einfluss unterschiedlicher Kompetenzen bei ihrer
Nutzung. Der Geschlechteransatz in der Berichterstattung berticksichtigt etwa, dass bestimm-
te Lebenssituation in den Lebensverldaufen von Ménnern nicht auftauchen oder dass kinderlo-
se Frauen und Manner und Frauen mit mehreren Kindern ,,disparate Lebensverlgufe® aufwei-
sen. Zu bertcksichtigen sind sowohl unterschiedliche Lebenssituationen von Mannern und
Frauen als auch Ausdifferenzierungen innerhalb der Geschlechtergruppe, etwa in bezug auf

die soziale Absicherung.

Kerstin Jirgens: Alltagliche Lebensfiihrung und soziale Ungleichheit

Der Beitrag von Kerstin Jirgens sollte der Frage nachgehen, wie sich das Konzept der alltag-
lichen Lebensfuhrung zu dem der Lebensweise verhalt und welchen Beitrag es zur Beobach-
tung sozialer Ungleichheit leisten kann.

Das mal3geblich von Karl M. Bolter, Glinther Vo, Werner Kudera, Kain Jurczyk, Maria
Rerrich und anderen entwickelte Konzept der alltaglichen Lebensfiihrung fragt subjektorien-
tiert nach dem konkreten Tun: Was tun Menschen, um so zu leben wie sie leben? Wie syn-
chronisieren und koordinieren sie Alltagstatigkeiten? Der Vorteil dieses Konzepts liegt fir

Kerstin Jirgens darin, dass es zum einen Handlungspraxen theoretisch beleuchtet und zum
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zweiten eine wirklich konsequente Perspektiverweiterung auf die Arbeit auBerhalb von Er-
werbsarbeit vornimmt. Der erweiterte Arbeitsbegriff, den der Ansatz zugrunde legt, teilt Ar-
beit nicht in zwei Segmente, Erwerbsarbeit auf der einen Seite und Familien- und Hausarbeit,
Ehrenamtliche Arbeit oder Eigenarbeit auf der anderen Seite. Vielmehr geht es um das Her-
stellen eines Gesamtarrangements von Arbeit und Leben. Dieses umfasst sowohl die Arbeits-
leistungen in den einzelnen Lebensbereichen als auch die Arbeit der Integration dieser sehr
unterschiedlichen Arbeitsanforderungen, also auch die Abfederung von Widerspriichen, die
zwischen den Lebensbereichen entstehen.

Eine Gemeinsamkeit mit dem Begriff der Lebensweise in der soziookonomischen Be-
richterstattung sieht Kerstin Jirgens in der Abgrenzung zum Begriff des Lebensstils, der eher
Fragen der Stilisierung, des Geschmacks und der Konsumorientierung meint, und im Interesse
an der ,,materiellen Basis solcher Selbststilisierung. Doch wirde sich die Lebensfiihrungsfor-
schung aber auch nicht auf die materielle Basis reduzieren lassen. Lebensfiihrung héngt natur-
lich davon ab, welche Ressourcen zur Verfligung stehen und welche Arbeits- und Lebensbe-
dingungen angetroffen werden, aber der Ansatz betont ,,die Praxis der Regulation von Arbeit
und Leben durch die Person selbst”. Zudem handelt es sich um einen rein qualitativen For-
schungsansatz, der daher nur begrenzt mit der soziokonomischen Berichterstattung kompati-
bel ist.

Der Ansatz soll Handlungsformen und Handlungsmuster in der qualitativen Forschung, zu
operationalisieren und zu identifizieren helfen. Er liefert bestimmte Auswertungsdimensionen
wie Zeit, Raum, Sachen, Inhalte, mediale Nutzung, Emotionen, etc. Zum anderen liefert das
Konzept Idealtypen alltaglicher Lebensfuhrung und zeigt gleichzeitig Realtypen, die in der
empirischen Lebensfihrung fundiert sind. In der Arbeitsforschung lassen sich etwa die Arbei-
ter nennen, die eine eher traditionelle Lebensfiihrung haben, die Entwickler, die eine sehr stra-
tegische Lebensfuhrung praktizieren, sowie Journalisten, die sich eher situativ, spontan, ad
hoc den Arbeits- und Lebensbedingungen anpassen. Vielleicht entspricht dieser situative Ty-
pus von Lebensflihrung am ehesten einer flexiblen und voll mobilen Arbeitsgesellschaft.

Selbstverstandlich ist Lebensfuhrung ,,hochgradig differenziert”; allerdings ergeben sich
die Differenzierungen nicht allein aus den Bedingungen, die Menschen vorfinden, sondern
auch aus der Eigenlogik ihrer Praxis. So halten Beschéftigte, die zuvor in sehr starren Ar-
beitszeitregimen gearbeitet haben, auch in neuen hoch flexiblen Arbeitszeitmodellen, die auf
Zeiterfassung verzichten, an der Trennung von Arbeit und Leben fest und etablieren eine ei-
gene Zeiterfassung: Das zeigt, dass sie eine eigene Logik der Lebensfiihrung beibehalten ha-
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ben, welche als eine Form der Bewéltigung gewertet werden kann, um sich an den Wandel
anzupassen. Trotz der Starken dieses Ansatzes, der rein qualitativ ist, mochte ich folgend auf
die Grenzen des Konzepts eingehen.

Die Grenzen des Konzepts liegen, so Kerstin Jurgens, in der Vernachlassigung des Un-
gleichheitsaspekts und der Sozialstruktur. Man erfahrt in diesem Konzept weder etwas tber
die Ursachen von Lebensfiihrung, noch sind in der Lebensfuhrungsforschung die betriebli-
chen und gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhéltnisse systematisch untersucht wor-
den. Wie kommt es eigentlich zu einem Modus von Lebensfiihrung? Welcher Bezug besteht
zum Milieu, zum Bildungsniveau, etc.? Welche Folgen hat ein bestimmter Modus von Le-
bensfuhrung im Lebenslauf und worin unterscheidet sich eigentlich die Lebensflihrung zwi-
schen den Geschlechtern?

Gelingende oder misslingende Synchronisation von Arbeit und Leben reproduziert auch
soziale Ungleichheit. N6tig wére deshalb erstens, die Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern auszuleuchten. Bei Frauen kommt in der Regel mit der privaten Sorgearbeit (,,Caring*)
ein ganzer Arbeitsbereich hinzu. Daraus folgt, dass Lebensfiihrung im weiblichen Lebensall-
tag weit komplexer ist. In der Regel erfordert er auch ein anderes zeitliches und sonstiges Ko-
ordinationsmanagement. Zum anderen hangt ein Modus der Lebensfiihrung natirlich auch
vom Bildungs- und Qualifikationsgrad ab. In Bildungsprozessen werden unterschiedliche
Kompetenzen von Lebensfiihrung erworben: im Studium wird zum Beispiel bereits ein hohes
MaR an Selbststeuerung und Selbstmanagement vermittelt, was spater auch vom Arbeitgeber
offensiv abgefragt und genutzt wird. Kerstin Jirgens Resimee: Das Konzept der Alltaglichen
Lebensfuhrung hat bislang noch keinen Anschluss an die Sozialstrukturanalyse gefunden hat.
Ihre These ist dazu, dass sich diese Ungleichheit der Lebensfiihrung nicht unbedingt mit den
klassischen Ungleichheitskriterien decken wird. Die Ungleichheit der Lebensfiihrung ergibt
sich nicht einfach aus dem Bildungsgrad oder der Lebensform, sondern auch daraus, welche
Formen von Lebensfiihrung in der Gesellschaft eher belohnt und welche eher negativ sanktio-
niert werden. Die Mobilitats- und Flexibilitatsanforderungen, die wir gegenwartig in der Ar-
beitswelt erleben, favorisieren natirlich eher ein situatives Anpassen. Dadurch sind die Be-
schaftigungschancen der Beschaftigen, die es schaffen, ad hoc den Lebensort zu wechseln und
sich zeitlich flexibel anzupassen, ungleich groRer.

Einen methodischen Schwachpunkt des Ansatzes sieht Kerstin Jirgens darin, dass er rein
qualitativ konzipiert wurde und daher Schnellschlisse nahelegt: etwa den von der Berufs-
gruppe, zum Beispiel den Journalisten, auf eine situative Lebensfiihrung.
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Eine Mdglichkeit, das Konzept der alltdglichen Lebensfihrung mit der sozio6konomi-
schen Berichterstattung zu verknipfen, bestiinde nach Kerstin Jirgens im Versuch, soziale
Strukturierung und Regulation subjektorientierter zu konzipieren: Regulierung ist noch sehr
stark auf die Bedingungen ausgerichtet, die das Handeln des Einzelnen beeinflussen. Aber
wie regulieren sich einzelne Menschen und welche Ressourcen brauchen sie, etwa um heutzu-
tage ihre Position auf dem Arbeitsmarkt zu erhalten oder um tberhaupt in den Arbeitsmarkt
integriert zu bleiben? Diese Frage wird sicherlich in einem entgrenzten Kapitalismus noch an
Bedeutung gewinnen und sie hangt maRgeblich mit der Lebensfiihrung zusammen, die hier
als Ressource wirkt: Zum einen als F&higkeit, mit einem Wandel umzugehen, sich anzupassen
und Arbeitsprozesse selbst zu regulieren. Zum anderen als ein Gespur daftr, Arbeit und Le-
ben insgesamt so zu regulieren, dass man sich selbst als Person erhélt, seine Arbeitskraft im-
mer wieder reproduziert, auch wenn sich keine Gewerkschaft und kein Betriebsrat fur diese
Regulierung verantwortlich fuhlen, und dass man seine soziale Integration durch den Selbst-
erhalt nicht gefahrdet. Diese Handlungsanforderungen werden Beschéftigten im Unternehmen
Tag fur Tag abverlangt, und diese Handlungsleistungen sind auch gesellschaftlich enorm
funktional. Sobald man eine ganz enge betriebswirtschaftliche, kurzfristige Gewinnorientie-
rungsperspektive verlasst und die volkswirtschaftliche Sicht einnimmt, wird offenkundig,
dass die Folgekosten misslingender alltdglicher Lebensfiihrung ganz immens sind. Das zeigt
sich im Verzicht auf Kinder oder in den Krankenkassenberichten, nach denen sinkende Kran-
kenstdnde mit zunehmenden psychosomatischen Erkrankungen und l&dngeren Krankschrei-
bungen einher gehen.

Die soziodokonomische Berichterstattung kénnte durch Ruckgriff auf vorliegende qualita-
tive Studien Hintergriinde des Wandels von Arbeit und des Wandels von Alltagsleben naher
ausleuchten. Z.B. sollte man nicht nur beobachten, wie viele Mé&nner und wie viele Frauen in
welchen Altersgruppen an Bildung partizipieren, sondern es sollte hinterfragt werden, in wel-
chen Bildungseinrichtungen Kompetenzen vermittelt werden, die Menschen befahigen, diesen
Wandel der Arbeitsgesellschaft mitzumachen: Welche Kompetenzen sind erforderlich fur den
Einsatz in einer entgrenzten Arbeitswelt? Was tun Familien, um gemeinsame Sozialzeit auf-
rechtzuerhalten, damit es nicht zu Konflikten oder zur Trennung kommt? Dabei geht es wirk-
lich um das Wie. Diese Leistungen werden nicht im Bildungsabschluss deutlich, und auch
nicht in der Verteilung von Arbeits- und Familienzeit: Ist das Familienleben eher ein Neben-
einander im Stress, oder ist auch gemeinsame Sozialzeit moglich? Natirlich kann die sozio-

6konomische Berichterstattung dies nicht selbst erforschen. Es ware aber vielleicht mdglich,
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offensiv Fragen zu formulieren, um darauf hinzuweisen, dass in den einzelnen Forschungsge-
bieten noch Fragen offen und zu beforschen sind.
Kerstin Jurgens beendet ihren Beitrag mit einigen Anmerkungen zum Thema Zeit:
Im Bericht wird zwischen Zeitruhestand als quantitativer Dimension und Zeitsouveranitat
als qualitativer Dimension unterschieden. Sie empfiehlt einen ganzheitlichen Begriff von
Zeitwohlstand als Kombination aus Verfligung Uber ein gewisses Quantum an Zeit und
aus Mitsprache bei der Verteilung und Nutzung von Zeit. Ein solcher Zeitwohlstand béte
auch ein Gegenmodell zu Guterwohlstand.
Den Wandel von Zeitmustern als veranderte Verteilung von Tétigkeiten in der Zeit zu
untersuchen, erfasst nicht, welche Belastungen durch die Gestaltung von Arbeitszeit ent-
stehen. Es kann somit keine Aussage Uber die moglichen gesundheitlichen Risiken von
flexibilisierten Arbeitszeiten getroffen werden. Mit dem Konzept der alltédglichen Lebens-
fihrung wére eher erkennbar, welche Belastungen sich zum Beispiel durch Arbeitszeitver-
langerungen ergeben.
Die Regulierung von Arbeit und Arbeitszeit findet zunehmend auf Ebene der Personen
statt, d.h. weniger Uber kollektive Akteure, sondern zunehmend uber den Einzelnen. Bei
der sogenannten ,,Individualisierung des Arbeitskonflikts* ware es wichtig, auch die Ver-
anderungen kollektiver Interessenvertretungsstrukturen mehr in den Blick zu nehmen.
Denn fiir das deutsche Produktions- und Sozialmodell war der ,,Deal” zwischen den Ta-
rifparteien immer kennzeichnend
Durch den Wandel von Erwerbsarbeit und durch die sozialpolitischen Verénderungen wird
die individuelle Handlungspraxis als eine Art von Organisation des Lebens an Stellenwert
gewinnen. Um die Folgen abzuschatzen, muss man rechtzeitig neue Polarisierungen auch

zwischen Beschaftigtengruppen identifizieren und Ungleichheitslagen erkennen.

Diskussion

Die Diskussion zu diesem Beitrag beschrénkt sich auf Nachfragen: In welchem Verhaltnis
stehen quantitative Ansétze wie ,,work-life-balance* zum Konzept der alltdglichen Lebensfiih-
rung (Petra Bohnke)? Wie verhalten sich Handlungsspielraum und Lebensfihrung zu einan-
der (Peter Bartelheimer)? In ihrer Schlussbemerkung betont Kerstin Jirgens noch einmal,
dass nach ihrer Ansicht die Frage, woher die Varianz in der Lebensfiihrung kommt, unzurei-
chend erforscht ist. Das Konzept der work-life-balance kam erst spat aus US-Unternehmens-

kontexten nach Deutschland. Handlungsspielraume stellen sich ber Bedingungen her. Dage-
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gen wirde Glnther Vol sagen: Lebensfiihrung wéhlt man nicht, die hat man. Zur Erklarung

ware auf Milieus oder Habitus zu betrachten.

Heiko Geiling: Soziales Milieu und sozialer Raum

Mit Heiko Geiling wollte der Verbund vor allem die Frage erértern, welchen Beitrag die Mi-
lieuforschung und Raumbilder zur empirischen Abbildung sozialer Ungleichheit in der Sozi-
alberichterstattung leisten kénnen.

Der erste Bericht zur soziookonomischen Entwicklung hatte in Heiko Geilings Wahrneh-
mung vor allem die Funktion; ,,einen Pfad in das Dickicht der Sozialstatistik zu schlagen®.
Doch viele Daten, die dort erhoben werden, erscheinen ihm zundchst als ,,statistische Artefak-
te*, die mit dem Sozialmodell oder der Lebensweise wenig zu tun haben.

In seinem Beitrag stellt Heiko Geiling dar, was die Hannoveraner Autorengruppe von
,Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel“ (1993/2001) unter sozialem Milieu
versteht. Im Sinne von Emile Durkheim und Pierre Bourdieu meint Milieu nichts anderes als
einen soziokulturellen Vergemeinschaftungszusammenhang, den es schon immer in allen Ge-
sellschaften und zu allen historischen Zeiten gegeben hat und der seine spezifische Form in
Abhangigkeit von den gesellschaftlichen Bedingungen annimmt, beispielsweise als Stand,
Klasse oder Schicht.

Nach Durkheim sind Milieus aus der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, aus raumlichen
Nachbarschaftsbeziehungen und auch aus Verwandtschaftsbeziehungen zu erklarende Zu-
sammenhange, die sich dadurch auszeichnen, dass sie einen Korpus moralischer Regeln her-
vorbringen. Ein solcher moralischer Habitus meint, was auch Bourdieu unter Habitus ver-
steht: keine vergangliche oder substantialisierte Form, sondern ein Prinzip der Organisierung
des eigenen Lebens, Habitus als unabhangige Variable, die sich symbolisch darstellen lasst.

Das wirft natirlich die Frage auf, welche Rolle dabei andere gesellschaftliche Ressourcen
wie z.B. Bildung spielen, die man aus der Schichtungssoziologie kennt.

Jetzt entsteht natirlich sofort die Frage, was mit den ubrigen tblichen gesellschaftlichen Res-
sourcen wie beispielsweise Bildung und all das, was wir aus der Schichtungssoziologie ken-
nen ist. Bei Bourdieu sind es die duBere soziale Stellung oder duRere soziale Merkmale, wel-

che die Auspragung oder Herausbildung eines spezifischen Habitus beeinflussen und daftr

7 Vester, M./Oertzen, Peter v./Geilig, H./Hermann, Th./Miiller, D. 2001: Soziale Milieus im gesellschaftli-
chen Strukturwandel, Zwischen Integration und Ausgrenzung (vollstdndig Uberarbeitete, erweiterte und ak-
tualisierte Fassung, Frankfurt am Main.
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entscheidend sind, wie Menschen aus einem bestimmten sozialen Milieu mit Handlungsspiel-
raumen umgehen. Bourdieu sagt, es sei oft viel schwieriger, Millionar zu sein als Millionér zu
werden. Wer Millionér geworden ist, kann den Handlungsspielraum, der sich ihm auf einmal
ergibt, aufgrund seines Habitus und seiner Habitusdisposition nicht bewaltigen. Das ist eine
wesentliche Problematik im Umgang mit solchen Begriffen wie Handlungsspielrdumen. Be-
gebe ich mich in einen sozialen Raum in der Gesellschaft, signalisiere ich ein Interesse. ES
kann aber nicht davon ausgegangen werden, dass alle diese Leute, die dies tun, fir sich die
gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen koénnen. Der Handlungsspielraum ist fur alle
scheinbar gleich, aber die Bedingungen und Voraussetzungen, die wir mit Habitus bezeich-
nen, sind vollig unterschiedlich.

Wir haben die Milieus der alltdglichen Lebensfiihrung im sozialen Raum in einer visuell

schematisierten Form dargestellt. Die vertikale Dimension nennen wir die Herrschaftsachse
und die horizontale Differenzierungsachse — klassisch kdnnte man diese auch als Achse der
gesellschaftlichen Arbeitsteilung bezeichnen.
Diese Uber die unabhdngige Variable Habitus identifizierten Milieus lassen sich natirlich
auch entsprechend der sozialstrukturellen Merkmale, die jedes Milieu fur sich représentiert, in
eine rdumliche Position bringen und daruber wird deutlich gemacht, dass es dort soziale Dif-
ferenzen nicht nur zwischen oben und unten gibt, sondern auch zwischen links und rechts in
der Horizontalen. Diese sozialen Differenzen sind nachweisbar in der alltaglichen Lebensfiih-
rung bzw. im Umgang mit Ressourcen.

Auf diese Weise lassen sich auch verschiedene Generationen darstellen. Nimmt man eine
Milieudifferenzierung vor, so wird deutlich, dass in den so genannten oberen Schichten oder
Milieus — bei gleichem durchschnittlichen Bildungsniveau — mit Bildung ganz unterschiedlich
umgegangen wird. Ob jemand aus einem bildungsburgerlichen Haushalt oder aus einem ge-
hobenen kleinbirgerlichen Haushalt kommt, macht dabei offenbar sehr viel aus. Im so ge-
nannten modernen Arbeitnehmermilieu haben 40% Abitur und 15% den Hochschulabschluss,
aber dass jemand Abitur hat oder einen Hochschulabschluss, ist noch lange keine Garantie,
dass er zu dem entsprechend positiv privilegierten Teil der Bevolkerung gehort. Aufschluss-
reich ware aus dieser Perspektive eine stdrkere Beriicksichtigung von schichtungssoziologi-
schen Datenbefunden, auf die man diese Milieuperspektive anzulegen versuchen kénnte.

Im Rahmen des Bund-Lander Programms soziale Stadt haben wir auf einen von uns unter-
suchten Stadtteil nach diesem Muster eine Raumperspektive angelegt. Wir haben auf einer

Achse die soziale Lage abgetragen und auf der anderen das, was wir Habitus nennen. In die-
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sem Raum lassen sich N&he und Distanz zwischen Stadtteilakteuren abbilden und interpretie-
ren. Das ist nur so etwas wie eine heuristische Perspektive, die man interpretieren muss, weil
es immer wieder Einrichtungen gibt, die zwischen den Milieus vermitteln, und die somit fast
einen korporativen Charakter haben, weil sie institutionalisiert und anerkannt sind. Diese
raumliche topologische Perspektive hat Anregungsqualitat fur etwas, was oft Daten allein
nicht preisgeben konnen. Die Frage ist nur, wie das im Rahmen einer Berichterstattung pas-
sieren kann.

Zur Erweiterung des soziobkonomischen Berichtsansatzes empfiehlt Heiko Geiling, Kon-
summuster in die Beobachtung einzubeziehen, dabei die akademische Distanz zur Markt- und
Meinungsforschung ein wenig aufzuheben und dort nach Kooperationsmdglichkeiten zu su-

chen.

Diskussion

Mehrere Diskussionsbeitrage fragen skeptisch nach dem Zusammenhang zwischen sozialem
Milieu und Lebenslage: Anhand welcher Merkmale definiert die Hannoveraner Autorengrup-
pe Milieus, und aufgrund welcher sozialer Gegebenheiten wird eine Milieudefinition veréan-
dert? Gibt es Mobilitat zwischen Milieus? Welche Wechselwirkungen gibt es zwischen Le-
bensstil und Milieu? In seiner Antwort beschreibt Heiko Geiling die 1991 konzipierte Repra-
sentativbefragung (n=7.200), die Deutungs- und Interpretationsarbeit und die qualitative
Uberpriifung der verwendeten Milieuindikatoren. Aus seiner Sicht gibt es so gut wie keine
Milieumobilitat; entscheidend fur die Zugehdrigkeit zu einem Milieu sind demnach Familien-

geschichten.

Karin Kurz: Uberlegungen zu Analysen von Erwerbsverlaufen

In soeb 1 blieb die Analyse von Lebensverlaufen auf wenige Merkmale des Erwerbsverlaufs
begrenzt. Der Verbund hatte Karin Kurz darum gebeten, vor dem Hintergrund ihrer umfas-
senden Verlaufsanalysen zum Erwerbsverhalten daruber zu sprechen, wie der Wandel von
Bildungs- und Erwerbsverhalten anhand von L&ngsschnittdaten in der Berichterstattung iden-
tifiziert und dargestellt werden kann.

Karin Kurz unterscheidet vier Dimensionen soziokonomischer VVeranderungen:

wirtschaftliche Entwicklungen,

den Wandel von Institutionen (Beschaftigungssystem, Wohlfahrtsregime, Bildungssys-

tem),
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den Wandel individueller Orientierungen und Einstellungen

und den Wandel von Erwerbsverldufen und Lebensweisen.

Veranderungen auf der Makro- und Mesoebene spiegeln sich in den Lebensverldufen von
Individuen. Diese sind daher eine zentrale Kategorie der Sozialstrukturanalyse, und der Ko-
hortenvergleich von Lebensverldufen ist geeignet, Wandel abzubilden. Zunehmende Instabi-
litdt von Erwerbsverlaufen muss sich in der Dauer bestimmter Phasen und im Risiko von be-
stimmten Erwerbsstatus zeigen.

Von besonderem Interesse, bisher aber zu wenig thematisiert, sind Wechselwirkungen
zwischen verschiedenen Bereichen des Lebensverlaufs, also zwischen dem Erwerbsverlauf
einerseits und Ausbildungsphasen, Partnerschaft, Familienereignissen und Kindern anderer-
seits. Dabei sind vor allem sensible Phasen des Erwerbsverlaufs zu betrachten:

Wie schnell und wie prekar verlauft der Erwerbseinstieg? Zu wie vielen Wechseln kommt

es, gibt es Phasen der Arbeitslosigkeit?

Wie weit reichen Veranderungen in die mittlere Erwerbsphase? Verlauft sie stabil?

Wann beginnt der Ausstieg? Gibt es danach noch eine Rickkehr in Erwerbsarbeit, oder

werden Zusatzjobs angetreten?

Bereits in der Einstiegsphase zeigen sich Geschlechterunterschiede. Auch Ungleichheiten
zwischen Bildungsgruppen und Einflusse nationaler institutioneller Kontexte sind bei der
Analyse von besonderem Interesse.

Anhand von Daten des sozio-oekonomischen Panels (SOEP) lassen sich bei der Analyse
der ersten Lebensverlaufsphase Ereignisse aus Bildung (Abschluss der Ausbildung bzw. des
Studiums), Einstieg ins Erwerbsleben und Familiengrindung (Auszug aus dem Elternhaus,
Zusammenziehen mit Partner/in, Heirat, Geburt des ersten Kindes) verknipft betrachten. Da-
bei zeigt sich z.B., dass Episoden der Arbeitslosigkeit bei Mannern die Familiengriindung
verzogern.

Zentrale Grol3en eines solchen Untersuchungsdesigns sind die Dauern bis zu einem Zu-
standswechsel (etwa die Dauer vom Verlassen des Bildungssystems bis zur ersten Arbeits-
stelle, die Dauer der Jobsuche, die Beschaftigungsdauer im gleichen Job, die Dauer der Ar-
beitslosigkeit) und Wahrscheinlichkeiten bestimmter Phasen (relative Haufigkeiten, Odds
ratios, Ubergangsraten). Ubergangsratenmodelle (d.h. Ubergangswahrscheinlichkeiten in ei-
nem bestimmten Zeitabschnitt) haben eine Reihe von Vorteilen: Rechtszensierungen stellen
kein methodisches Problem dar, erkldrende Variablen kdnnen zeitabhéngig variieren und
Wahrscheinlichkeits- und Timing-Effekte kdnnen untersucht werden. Survivorfunktionen,
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die kumulierte relative Haufigkeiten bis zum Zustandswechsel darstellen, erscheinen Karin
Kurz fiir Zwecke der Sozialberichterstattung geeigneter als Regressionsmodelle. Als Beispiel
zeigt sie eine aus dem SOEP berechnete Survivorfunktion, die fur verschiedene Bildungsab-
schlusskohorten die Dauer in Monaten bis zum Einstieg in den Arbeitsmarkt darstellt.

Einen weiteren Schritt der Analyse von Lebensverldufen wirde die Identifizierung haufi-

ger Sequenzmuster darstellen.

Diskussion

Gert Hullen spricht die Notwendigkeit an, das deutsche ,,Modell* fiir den Beginn einer Kar-
riere, Partnerschaft und Familiengriindung mit den Verlaufsmustern anderer Lander zu ver-
gleichen. Gerd Paul merkt an, im Vortrag sei von der relativ breiten mittleren Erwerbsphase
kaum die Rede gewesen. Tatjana Fuchs fragt, wie zuverldssig man Effekte von Regulierun-
gen in Lebensverlaufsdaten beobachten kann. In ihrer Schlussbemerkung erkléart Karin Kurz,
der Verlauf der mittleren Erwerbsphase sei — vor allem bei den Ménnern — stabil geblieben.
Auch die Dauer der Betriebszugehorigkeit ist stabil, zugleich hat aber das Risiko von Arbeits-
losigkeit zugenommen. Regulierende Eingriffe lassen sich ber Dummy-Variablen in die

Analyse einbeziehen.

2.5 Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept

Martin Kronauer: Teilhabekonzept, Ausgrenzung, gesellschaftliche Zugehorigkeit

Martin Kronauer, an dessen Beitrdgen zur Klarung des Ausgrenzungsbegriffs und zu Formen
gesellschaftlicher Zugehorigkeit im entwickelten Kapitalismus sich insbesondere das The-
menfeld Teilhabe, Gefahrdung, Ausgrenzung (Kap. I11.1) von soeb 1 orientierte, war gebeten
worden zu bewerten, wie weit der Versuch gelungen war, die im heutigen sozialpolitischen
Diskurs zentralen Begriffe — Armut, Lebenslage, Ausgrenzung, Teilhabe — zueinander in Be-
ziehung zu setzen und methodisch zu fundieren.

Mit dem Exklusionsbegriff soll aus Sicht von Martin Kronauer vor allem die Frage ge-
stellt werden, wie sich institutionelle Umbriiche auf die Teilhabechancen von Menschen aus-
wirken.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurden die Menschen wie nie zuvor in der Geschichte in die
burgerliche Gesellschaft eingebunden. Dies geschah auf zwei Wegen: erstens durch Erwerbs-
arbeit (relative Vollbeschaftigung fir Manner) und zweitens durch eine Ausweitung sozialer
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Rechte. Mit der Statusabsicherung abhangig Beschaftigter entstanden soziale Rechte fur alle:
der Wohlfahrtsstaat war nicht mehr nur fir Randgruppen da, sondern fiir die Einbeziehung
aller. Eine dritte Form der sozialen Einbindung, die (ber soziale Netze, erfuhr in dieser Zeit
einen enormen Bedeutungswandel: Soziale Nahbeziehungen haben in dem Mal} an 6konomi-
scher Bedeutung relativ eingebuf3t, in dem Subsistenzwirtschaft, Landwirtschaft und Eigen-
versorgung zuriickgingen. Das, was Ulrich Beck Individualisierung nennt, hat flr die Einzel-
nen mehr Moglichkeiten ergeben, sich durchs Leben zu schlagen. Auf der anderen Seite stellt
sich die Frage, was diese Entwicklung flr die Tragféhigkeit sozialer Netze in kritischen Situa-
tionen bedeutet.

Genau diese Einbindungsformen geraten seit den 70er und 80er Jahren in erheblichem
MaRe unter Druck. Fir die Erwerbsarbeit ist das ziemlich eindeutig. Fur die sozialen Netze
sieht Martin Kronauer zumindest bei den Mannern empirisch bestatigt, dass berufliche Unsi-
cherheit nicht mehr durch stabile soziale Netze aufgefangen wird, sondern im Gegenteil mit
einer Destabilisierung und einer Einschrankung der Reichweite sozialer Netze einhergeht, so
dass beide Formen der Unsicherheit einander verstarken. Die Entwicklung des Sozialstaats
tendiert eher zu einer Grundsicherung auf niedrigem Niveau. Es fragt sich: ist dieses Niveau
ausreichend, wenn gleichzeitig Differenzierungen und soziale Ungleichheit in der Gesell-
schaft zunehmen?

Diese Entwicklungen lassen die Frage der Teilhabe dringlich werden. Was, so fragt Mar-
tin Kronauer, hei8t Gefahrdung von Zugehorigkeit und Teilhabe? Es heil3t nicht, aus der Ge-
sellschaft herauszufallen, es heif3t vielmehr, innerhalb der Gesellschaft an Anforderungen zu
scheitern, welche die Gesellschaft an die Einzelnen stellt, und es heif3t, von Teilhabemdglich-
keiten mehr oder weniger ausgeschlossen zu sein, die sich an dem bemessen, was in der je-
weiligen Gesellschaft als kulturell angemessen gilt. Es geht also um Ausgrenzung in der Ge-
sellschaft, nicht um Ausgrenzung aus der Gesellschaft.

Martin Kronauer vergleicht im Folgenden das Exklusionskonzept mit dem Lebenslagen-
konzept und dem ,,Capabilities“-Ansatz von Amartya Sen, und er stellt sowohl Ubereinstim-
mungen wie auch Unterschiede fest.

Lebenslagen und Lebensstandards sind nur mehrdimensional zu erfassen, sie beziehen
sich auf vielfaltige Lebensumsténde. Das haben sie gemeinsam mit dem Exklusionsverstand-
nis, und damit teilen alle drei Konzepte auch die Schwierigkeit, in welchem Verhéltnis diese
Dimensionen zueinander stehen und wie man sie Uberhaupt empirisch fassen soll. Eine zweite

Ubereinstimmung besteht darin, dass alle drei Ansétze gegeniiber dem einkommens- und res-
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sourcenorientierten Armutsverstandnis einen Perspektivenwechsel vornehmen: Sie interessiert
nicht die Verteilung von Ressourcen per se, sondern die Frage, woflr diese Ressourcen im
Leben der Menschen wichtig sind und welche Mdglichkeiten sie den Menschen erdffnen,
oder welche Mdoglichkeiten Ressourcenmangel verschlie3t. Starker als beim Armutsbegriff
kommt die Gesellschaft (implizit oder explizit) als Bezugsrahnmen und Mdoglichkeitsraum in
den Blick.

Im Zentrum des Lebenslagenansatzes wie auch des Capabilities-Ansatzes steht die Wohl-
fahrt von Personen, das Wohlergehen von Menschen. Man konnte im Prinzip die Dimensio-
nen, mit denen Wohlfahrt dabei gemessen wird, aus einer Theorie der Bedirfnisse herleiten.
Die Gesellschaft ist dabei allerdings eher implizit gegenwartig: tber die gesellschaftlich ge-
formten individuellen Préaferenzen oder Bedirfnisse und uber die von der Gesellschaft eroff-
neten oder verschlossenen Mdoglichkeiten zur Bedirfnisbefriedigung. Dieser nur implizite
Bezug auf die Gesellschaft muss expliziert werden. Bei Sen geschieht das auf eine radikalde-
mokratische Weise, indem er sagt: Die Menschen missen sich durch partizipative Prozesse
untereinander dartiber verstandigen konnen, was eigentlich wichtig ist, welche Funktionen
wichtig sind, welche Lebensstandarddimensionen wichtig sind. Das ist das Radikale an Sens
Ansatz.

Im Zentrum des Exklusionsbegriffs steht das Wohlergehen der Individuen im Bezug auf
die Gesellschaft, in der sie leben. Gesellschaft ist also in den Dimensionen, mit denen sich der
Exklusionsbegriff auseinandersetzt, von vornherein explizit prasent. Sonst wiirde dieser Beg-
riff gar keinen Sinn ergeben und man kdnnte nicht sagen: Ausgrenzung wovon? Wie préasent
Gesellschaft dabei ist, das kann man sowohl theoretisch bestimmen, indem man bestimmte
Dimensionen fir wichtiger erklart als andere, aber auch — das ist zumindest ein Anspruch des
Exklusionsbegriffs — durch Befragungen als subjektive Gewichtungen und Wahrnehmungen
der Menschen erheben. Fir die mehrdimensionale Analyse lautet die zentrale Frage, welches
relative Gewicht gesellschaftliche Institutionen haben und wie sie in ihrer relativen Eigen-
standigkeit und Verschrankung auf die Individuen wirken. Und sie wirken zwiespaltig: Insti-
tutionen ermdglichen immer etwas und schranken immer ein.

Erwerbsarbeit spielt heute als gesellschaftliche Institution noch immer eine zentrale Rolle.
Das gilt in den Kopfen der Leute, aber man kann es auch theoretisch begriinden. Der Sozial-
staat spielt zur Ermoéglichung einer erweiterten Marktwirtschaft theoretisch gesehen immer

eine wichtige Rolle, aber unter den historischen Bedingungen nach dem Krieg auch eine be-
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sondere Rolle bei der Einbindung von Menschen in Teilhabechancen. Man kann also diese
Dimensionen von beiden Seiten her gewichten, theoretisch wie empirisch.

Die grundlegenden menschlichen Bedurfnisse sind dagegen in diesem Konzept implizit:
Man mdasste erst herausarbeiten, welche grundlegenden Bedirfnisse in diesen Dimensionen
befriedigt werden. Wie bei Sen, kommt auch im Exklusionskonzept der Demokratie eine zent-
rale Rolle zu, aber wieder in einer anderen Weise. Bei Sen ist Demokratie oder Partizipation
eine methodische Voraussetzung dafir, dass wir Uberhaupt wissen, was die Menschen flr
Bedurfnisse haben. Sie missen sie aussprechen, artikulieren kénnen. Im Exklusionsbegriff
kommt Demokratie vielmehr in einer historischen, normativ-empirischen Weise zum Tragen.
Zugehorigkeit und Teilhabe sind historisch erkdmpfte, auf widersprichliche und unzuléngli-
che Weise realisierte, aber gleichwohl normativ im gesellschaftlichen Bewusstsein gegenwaér-
tige Anspriche, an denen sich moderne kapitalistische Gesellschaften messen lassen miissen.

Das Lebenslagenkonzept orientiert sich also an der Wohlfahrt von Personen, das Exklusi-
onskonzept am (gesellschaftlichen) Verhaltnis von Personen zur Gesellschaft und zu ihren
Madglichkeiten. Der Lebenslagenansatz ist wichtig flr die vertiefte Untersuchung sozialer Un-
gleichheit. Doch wenn das gesamte Spektrum der Lebenslagen einer Gesellschaft ausgebreitet
waére und man die Rander sehen wirde, bedirfte es immer noch einer spezifischen Teilhabe-
oder ExKklusionsfrage: Fihlt ihr euch eigentlich, wenn ihr unterversorgt seid, auch draulen?
Das ware die Zusatzperspektive des Exklusionsbegriffs.

Fur die soziobkonomische Berichterstattung scheint Martin Kronauer die Kategorie des
Handlungsspielraums besonders interessant. Man konnte argumentieren, dass selbst Men-
schen in integrierten Arbeitsverhaltnissen aufgrund interner Verdnderungen dieser Verhéltnis-
se verengte Handlungsspielrdume haben. So konnte man entgrenzte Arbeit (Vertrauensar-
beitszeit) interpretieren als eine Einschrénkung von Handlungsmadglichkeiten. Eine andere
Frage ware, ob dies auch weniger Partizipation bedeutet.

Starker als zum Lebenslagenansatz sieht Martin Kronauer eine ,,Wahlverwandtschaft” der
soziookonomischen Berichterstattung zum Exkusionsverstandnis: Beide fragen nach dem
Wandel der Institutionen und nach dessen Auswirkungen auf die Menschen, die von diesen
Institutionen erfasst sind. Stéarker als der Lebenslagenbegriff und als der Ansatz Sens zwingt
der ExKlusionsbegriff dazu, vom Rand ins Zentrum der Gesellschaft zu schauen. Ausgren-
zung ist ein Prozess, und der Begriff zwingt dazu, die Akteure, Prozesse, Veranderungen und
Institutionen zu bezeichnen, die ausgrenzend und gefédhrdend wirken. Die groRe Chance des
Berichts bestiinde darin, auf der einen Seite die Veranderungen von Institutionen ins Auge zu
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fassen und auf der anderen Seite Teilhabemdglichkeiten. Diese beiden Perspektiven missen
endlich mal zusammen gedacht werden.
Martin Kronauer schliel3t seinen Beitrag mit Anmerkungen und Anregungen zur Umset-
zung dieses Ansatzes in der Berichterstattung:
Die Einkommensverteilung fehlt ,,schmerzlich® als Auskunftsmittel ber Teilhabe. Der
Ansatz, der hier am weitesten der Exklusionsforschung entspricht, ware der der relativen
Deprivation (Hans-Jirgen AndreR).
Das Konzept der drei Zonen von Teilhabe, Gefdhrdung und Ausgrenzung ist nicht rick-
gebunden an Ungleichheitsindikatoren. Gefdhrdung und Ausgrenzungsrisiken sind aber
sozial ungleich verteilt.
Die subjektive Wahrnehmung von Teilhabemdglichkeiten sollte im Kontrast zu objekti-
ven Lagemerkmalen ein starkeres Gewicht haben.
Uber politische Teilhabe findet sich zu wenig im Bericht.
Teilhabe ist nicht ein Themenfeld neben vielen anderen, sondern ein Querschnittsthema. Man
sollte gesellschaftlichen Umbruch nicht als eine Modellfrage begreifen, sondern sich verge-
wissern, welche gesellschaftlichen Dimensionen wichtig sind und wie sich VVeranderungen in
diesen Dimensionen mit einander verbinden: Welche Akteure, welche institutionellen Verén-

derungen geféhrden, grenzen aus oder stabilisieren das Zentrum der Gesellschaft?

Diskussion

Auf eine Frage von Michael Corsten nach unterschiedlichen Theorieangeboten zu Inklusion
und Exklusion préazisiert Martin Kronauer den von ihm verwendeten Exklusionsbegriff. Wah-
rend ein enthistorisiertes Verstdndnis von Exklusion unterstellt, man kénne aus der Gesell-
schaft herausfallen (nach Luhmann sind die Exkludierten ,,nur noch Kdérper®), findet nach
seiner Auffassung Ausgrenzung in der Gesellschaft statt. Eine traditionelle Form der Aus-
grenzung ist die Verweigerung von Rechten, und sie trifft nach wie vor z.B. auf Migranten zu.
In ihrer modernen Form ist Ausgrenzung ein gesellschaftliches Ungleichheitsverhaltnis mit
besonderen Merkmalen, das sich an gesellschaftlich giiltigen Standards bemisst.
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Jean-Michel Bonvin: Employment and Labour Market Regulation — A Capability Approach

Jean-Michel Bonvin erldutert in seinem Beitrag (vgl. Foliensatz in der Materialsammlung)
eine Interpretation des Konzepts der Verwirklichungschancen (,,Capabilities) nach Amartya
Sen, die im europaischen Forschungskonsortium EUROCAP® entwickelt und auf zentrale
Bereiche der europaischen Beschéftigungs- und Sozialpolitik angewendet wurde. Beitrag und
Diskussion zu diesem Punkt wurden in englischer Sprache belassen.

Ubersicht 1: Capability Approach

The Theoretical Framework:

he Capability Approach (Amartya Sen)

Conversion Choice

Factors l
B capabilities - functionings

resources

Resources (commodities) vs.
capabilities: the issue of conversion (or

obstruction) factors

Capabilities vs. functionings : the issue
of choice

Source: J.-M. Bonvin.

An dem Verbundprojekt unter dem Akronym EUROCAP (Social Dialogue, Employment and Territories.
Towards a European Politics of Capabilities) sind Institute aus fiinf EU-L&ndern und der Schweiz beteiligt
(darunter auch das SOFI). Das Projekt wird aus Mitteln des EU-Forschungsrahmenprogramms gefordert; die
Koordination liegt bei Robert Salais, Directeur de Recherche an der ENS Cachan, Frankreich. Jean-Michel
Bonvin vertritt die Université de Genéve im Projektverbund.
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Capability is defined by the EUROCAP project as “the real freedom (not a formal one) to lead
the life one has reason to value”. In this adaptation of Sen’s Capability Approach (see graph
1) there are two key distinctions: The first distinction concerns the left hand side of the graph
— the one you might call the capacity side. Here a distinction is being made between
commodities or resources on the one hand and capabilities on the other. If you give people
resources or commodities (in a wide sense which for Sen comprises goods, services or money
that people have at their disposal) these do not yet give people real freedom to lead the life
they have reason to value. In order to pass from resources to capabilities you have to take into
account what Sen calls conversion factors — factors that convert resources into real freedom.
Sen gives the classical example of the bike: If you want to give someone the capability (the
real freedom) to move freely you have to take into account not only the bike, the resource, but
also conversion factors. In this case, the ability to ride a bike can be conversion factor at the
individual level. At the social or environmental level social norms could be such factors: just
think of a country where women are not allowed to ride bikes. And then you must have roads
or infrastructure in order to be able to ride bikes. With view to capabilities, just to have
resources is not enough: You must have resources and individual, social and environmental
conversion factors that are adequate.

In our project we decided to widen the scope of the Capability Approach even further. We
will not just focus on resources but on all formal rights and all formal freedoms. Take for
example the right to have a job. What is needed to pass from the right to have a job (or even a
valuable job) to the real right to have a valuable job? You must take into account adequate
resources, adequate individual conversion factors and adequate social and environmental
conversion factors, so you have to take into account the whole scene.

The right-hand hand side of the graph shows what we call the freedom side of the
Capability Approach: People must not only be able to choose their valuable way of life, they
also have to be free to choose their own way of living as freely as possible. And this is the
second key distinction between capabilities on one side and the real freedom to do what |
have reason to value and functioning on the other side.

Functionings only refer to what a person is actually doing. Take the distinction between a
starving person and a fasting person: If you fast you have the real freedom to eat if you wish,
so it’s a choice. If you are starving because you are in an underdeveloped country with very
little resources you have no real freedom to eat or not to eat. So this issue of freedom of
choice is also fundamental in the Capability Approach. People must be granted the capacity
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and the resources, and they must be free. Functionings should not be imposed on them as
something they have to do. They should be free to choose the most valuable way of life for
them. In the terms proposed by Albert Otto Hirschman they should have the option to exit, to
negotiate or to conform.

What Sen says to us is that the focus of public action or social policies should be not on
the redistribution of resources, which was the classical way of welfare. Neither should the
focus of public action be on functionings, as in the case of workfare, where you impose jobs
on people. Nor should the focus be on conversion factors alone, as for example in human
capital approaches which try to improve someone’s competences. Rather, it should be on
capabilities.

That means you have to take into account all of these four dimensions:

(1) resources, which have to be there even if in this approach they do not determine the
whole picture;

(2) competences and training programs as individual conversion factors;

(3) social and environmental conversion factors; and

(4) issue of choice.

The capacity side (left hand side of the graph) is mainly about collective choice: What will

society decide? What kind of resources or conversion factors will society put at people’s

disposal? But if the collective choice is too constraining then the individual freedom of choice

shown on the right hand side of the graph will be constrained or maybe even erased or

eliminated. The relationship between the capacity and the freedom sides of this graph,

between the collective or institutional framework and individual freedom raises the issue of

this “Handlungsspielraum” that was mentioned again and again yesterday afternoon.

Now there is one important precision: The normative point of reference for the Capability
Approach is not absolute freedom for everyone. The objective is rather the reduction of
inequalities between people in term of capabilities. So how should public policies be shaped
in order for people to have more or less the same capabilities, the same real freedom, to
choose the life they have reason to value.

In our research project we used this approach on two main research issues. The first one
was “capability for work”. Capability for work means the extent to which people are really
free to choose the job they have reason to value. The second one is “capability for voice”. As
you may have guessed the relationship between the capacity (left hand) side and the freedom
side (right hand side) of the graph is very much an issue of democratic participation. How are
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people allowed to voice their concerns when it comes to defining resources and conversion
factors? If someone says: “This would be a valuable solution for me”, that view does not have
to prevail but it has to be seriously taken into account. We did empirical research on these two
questions: To what extend is there capability for work and capability for voice in social
integrations policies mainly in local employment agencies.

What is meant by resources in this context? You have a formal right to have a valuable job
or to be socially integrated. How can we pass from the formal to a real right to be socially
integrated or to live the life you have reason to value? In terms of resources we mainly
focused on cash resources. What are the level of wages and the level of social or cash
benefits? The level of cash or social benefits also defines the cost of the exit option. People
are really free if they have these three options: to exit, to voice their concerns and negotiate
the way they want to participate in the labour market, or to conform to what is proposed to
them.

Modes of allocation also have to be taken into account: How are resources given to
people? Are they given in a statutory way, or is it individualised? At least in Switzerland an
increasing part of the wage is individualised, and this has a very strong impact in terms of
capability for work. Whether your wage is statutory or individualised very much changes the
relationship you have with your employer, and thus it very much changes the extent of
capability for work that you have. Exactly the same is true for social benefits: Are they
conditional, are they distributed without any condition or are they conditional upon the
appropriate behaviour of the recipient in his or her search for a job? Both cases are very
different in terms of capability for work.

Let us look at conversion factors. The concept of employability can refer to individual
conversion factors. But does this simply mean adaptability to the requirements of the labour
market? This can mean adaptability in terms of wages, in terms of time tables or in terms of
competences. So you have many forms of capability, and then these somehow have to connect
with the wishes and expectations people have about the labour market or about their
professional activity. Do they mainly expect a good wage or do they expect an attractive job
which allows them self-realization, or do they expect a job which gives them more time for
family work, leisure or sports? As expectations concerning of work are very diverse, the issue
of employability can be emphasised in very diverse ways. And every individual conversion

factor can at the same time be an obstruction factor. Depending on the way you conceive
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employability this can either impede or obstruct or rather facilitate or promote capability for
work.

Of the many social or environmental conversion factors emphasised in the project Jean-
Michel Bonvin just mentions two. First of all: are there available jobs? If you insist only on
employability and you forget employment, people can be employable but still have no jobs.
This raises the issue of who is responsible for creating jobs. Is it a public responsibility, as in
Fordism, is it a corporate social responsibility or is it even an individual responsibility? How
do we define employment policies or employment strategies? The second environmental
conversion factor was anti-discrimination policies: What anti-discrimination strategies are
being designed in order to bring women and immigrants into the labour market question, or to
question prevailing social norms concerning the gender division of labour?

The last issue is participation. How do collective choices and individual choice relate to
each other? Is collective choice an obstacle in the path of individual choice, or do they both
somehow connect? Within the project, three forms of regulation were distinguished (as
proposed by Jean-Daniel Renaud):

Controlling regulation is the top down form of regulation.

Autonomous regulation can be a very dysfunctional way in which people in a strongly

controlled environment try to use their “Handlungsspielraum”: for example, in a day-

labour firm workers try to slow down on their job.

A third form would be joint regulation which means that the collective does not impose its

choices on the individual but leaves some space for individual freedom and individual

choice. In this case, two kinds of regulation meet and build together what should be a

combination of collective choices, resources, individual and social conversion factors and

individual choices.

Discussion

Heinz-Herbert Noll objects that the Swedish level-of-living is much more operational and
much closer to empirical research, as it takes into account both arenas of social action and
subjective assessments of resources. Manfred Moldaschl asks about the distinction between
resources and capabilities: Is formal freedom a resource, or rather a conversion factor? Jean-
Michel Bonvin concedes that the view EUROCAP takes on resources differs from that of Sen.
The project does not focus on the transformation of resources into capabilities, as Sen would

do, but rather on the transformation of formal into real freedom. In this view, resources are a
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conversion factor just like the others that determine to what extent a person is able to
transform a formal right into a real right. “You may have just resources but no conversion
factors. Or you may have just employability but no employment. Or you may have just social
benefits but there is no employment policy.” In all these cases, freedom would remain formal.
Real freedom to have a job would require a combination of these three factors. “But this is not

Sen’s orthodoxy.”

Ortrud LeBmann: Zum Verhaltnis von Lebenslage und Capability

Ortrud LefBmann hat Gber die Entwicklung des deutschen Lebenslagenansatzes, tber das
Konzepte der Verwirklichungschancen nach Amartya Sen und tber ihre Verwendung in der
Sozialberichterstattung gearbeitet. Im Versuch, das Verhaltnis zwischen beiden Ansatzen the-
oretisch besser zu bestimmen, greift sie auf die Geschichte des Lebenslagenkonzepts zuruck.

Das Konzept der Lebenslage und das der Capability weisen, so Ortrud LeRmann, drei U-
bereinstimmungen auf (vgl. Foliensatz in der Materialsammlung):

Beide Ansétze haben sich aus der Auseinandersetzung mit der Wohlfahrtsokonomie erge-

ben. Sie fordern eine multidimensionale Betrachtung von Wohlergehen, Lebensstandard,

Lebensqualitat und Armut und wenden sich dagegen, blof3 den Nutzen oder das Einkom-

men als monetarisierte Form des Nutzens zu betrachten.

Beide blicken kritisch auf das Einkommen als Indikator fiir Wohlergehen.

In beiden Ansétzen findet sich das Konzept eines Handlungsspielraums, der in der social-

choice-Theorie als ,,opportunity set* beschrieben wird.
Ortrud LelBmann beginnt ihren historischen Abriss des Lebenslagenkonzepts mit Otto Neurath
(1882 — 1945). Als Vertreter des logischen Empirismus und Organisator des Wiener Kreises
setzte er sich mit der Frage auseinander, ob Nutzen interpersonell vergleichbar ist. In zwei
Beitrdgen (1911 und 1912) kam er zu dem Schluss, dass Nutzen nicht kardinal messbar ist
und daher das Wohlergehen von zwei Personen nicht verglichen werden kann. Die Lésung lag
fir ihn im Ubergang zur Lebenslage, die diesen Nutzen hervorbringt und bedingt: Beispiele
aus seiner ,,Empirischen Soziologie* (1931) sind Wohnung, Nahrung, Kleidung, Gesund-
heitspflege, Bucher, Theater, freundliche menschliche Umgebung und die Menge an Malaria-
keimen, die bedrohlich einwirken. Statt das Problem der interpersonellen Vergleichbarkeit
geldst zu haben, hat er nun noch ein anderes Problem: Ein solcher ,,Lebenslagenkataster
(1937) ist multidimensional, und nicht alle Elemente der Lebenslage zeigen in die gleiche

Richtung.
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Hier sieht Ortrud LeBmann eine Parallele zu Amartya Sen. Auch er hat sich zun&chst mit
der mangelnden interpersonellen Vergleichbarkeit des Nutzens beschaftigt (,,Collective Choi-
ce And Social Welfare®, 1970). Mit seiner Kritik des Nutzenbegriffs geht er tiber Neurath
hinaus, doch wie Neurath kommt er zu dem Schluss, man misse das Leben anschauen, das
Menschen fiihren. Unter ,,functionings® versteht Sen Tatigkeiten, Zustdnde und Féhigkeiten
(,,doings and beings*). Sen schlagt die Dominanz einzelner Dimensionen der Lebenssituation
als eine gute Ausgangsbasis fir multidimensionale Vergleiche vor, und hier setzt ein, was
Martin Kronauer als ,,radikaldemokratisch* bezeichnet hat: Sen ist so optimistisch zu glauben,
wir kdnnten uns daruiber einigen, welche Dimensionen wie wichtig sind.

Um von ,,functionings“ zu ,,capablities”, von der Lebenslage zum Handlungsspielraum zu
kommen, geht Ortrud LeBmann in ihrer historischen Rekonstruktion des Lebenslagenansatzes
zu Gerhard Weisser (1898 — 1989) weiter. Als Lebenslage gilt ihm ,,der Spielraum, den die
aulReren Umstdnde dem Menschen fiir die Erfillung der Grundanliegen bieten* (Weisser
1972). Das ist das klassische Zitat zum Lebenslageansatz, aber Gerhard Weisser verweist hier
auf Kurt Grelling (1886 — 1942), der nach dem ersten Weltkrieg in Goéttingen Assistent von
Leonard Nelson war, bei dem Weisser studiert hat. Leonard Nelsons Interessentheorie steht
aber in einer komplett anderen philosophischen Tradition als Otto Neurath.

Kurt Grelling hielt im Wintersemester 1919/1920 fur die Gottinger Ortsgruppe des von
Nelson gegriindeten Internationalen Jugendbunds (1JB) ein sozialpolitisches Seminar. In ei-
nem wirtschaftlichen Newsletter, der innerhalb des 1JB kursierte, findet sich das Zitat (Grel-
ling 1921): ,,Die Gesamtheit der von einem Menschen in einer bestimmten Periode seines
Lebens faktisch befriedigten Interessen, wobei jedes einzelne mit dem Grade zu versehen ist,
bis zu welchem es befriedigt wird, will ich die Lebenshaltung dieses Menschen wéhrend die-
ser Periode seines Lebens nennen. Die Gesamtheit der moglichen Lebenshaltungen, zwischen
denen er am Anfang der Periode (etwa bei Aufstellung eines Haushaltsplanes) wahlen kann,
nenne ich seine Lebenslage.*

Wer sich mit dem Capability-Ansatz auskennt und das liest, wird sofort die gleiche Struk-
tur wieder erkennen wie bei Amartya Sen. Kurt Grelling hat genau wie Sen die Vorstellung,
dass ein multidimensionaler Raum aufgespannt wird: bei Sen der Raum der ,,functionings*
und bei Grelling der Raum der Interessen. Damit lasst sich das Leben, das eine Person fiihrt,
als Punkt in diesem Raum beschreiben: Sen wirde sagen, ,,a bundle of functionings* Grelling
spricht von Lebenshaltung. Beide haben schlieBlich diese Idee einer Auswahlmenge — eines
»capability set” oder einer Lebenslage als Menge moglicher Lebenshaltungen.
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Ubersicht 2: Vergleich der Lebenslage- und ,,capability*“-Ansatze

Ansatz Lebenslage-Ansatz ~capability approach®
Vertreter Neurath Grelling Weisser Sen Nussbaum
Bewertungs- | Bestandteile | Inferessen Grund- functionings central
raum: der anliegen functional
Dimensionen | Lebenslage capabilities
Bindel Lebenslage Lebens- / bundle of | functionings

haltung functionings
Teilmenge / Lebenslage | Lebenslage | capability- /

set

Quelle: Ortrud Lemann.

Ortrud LelSmann weist darauf hin, dass es nicht nur Unterschiede zwischen dem ,,capability
approach* auf der einen Seite und dem Lebenslageansatzes auf der anderen Seite gibt, son-
dern auch grofRe Unterschiede innerhalb des Lebenslagenansatzes, und wenn man neben Sen
auch noch Martha Nussbaum einbezieht, auch innerhalb des ,,capability approach* (vgl. Uber-
sicht 2).
Was versuchen diese Ansédtze multidimensional zu bestimmen? Neurath spricht von Be-
standteilen der Lebenslagen, Grelling von Interessen, Weisser irgendwann von Grundan-
liegen; Sen spricht von ,functionings® und Nussbaum von ,,central functional capabili-
ties™.
Das Leben, das ein Mensch fiihrt, beschreibt Neurath als Lebenslage, Grelling spricht von
Lebenshaltung, und Weisser lasst das komplett fallen. Sen spricht von einem ,,bundle of
functionings® und Nussbaum spricht immer dann von ,,functionings®, wenn etwas erreicht
worden ist. (Nussbaum bezeichnet mit ,,capability” eine Mdglichkeit und mit ,,functio-
nings* das Ausschopfen dieser Moglichkeit.)
Die Idee eines Handlungsspielraums und das konkrete Konzept eines ,,opportunity set”,
einer Auswahlmenge, finden wir nur bei Grelling und Weisser als Lebenslage und bei Sen
als ,,capability set”.
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Gerhard Weisser lasst diese Idee einer Lebenshaltung fallen, weil er zu der Auffassung
kommt, Sozialpolitik habe keine bestimmte Lebenshaltung zu garantieren oder den Menschen
vorzuschreiben. Aufgabe der Sozialpolitik sei es hingegen, einen Spielraum zu garantieren.
Im Jahr 1951 steht der Begriff noch in seinem Vorlesungsmanuskript, im Jahr 1952 nicht
mehr. Damit, meint Lemann, schneidet er die Verbindung zur empirischen Untersuchung des
konkreten Lebens ab, das die Menschen fiihren.

Ortrud Lemann beendet ihren Beitrag mit Anmerkungen zu Umsetzungsproblemen. Mul-
tidimensionalitat ist sicherlich ein grofies Problem, birgt aber auch die groRe Chance eines
Wertepluralismus: Es z&hlt nicht nur der Nutzen, nicht nur das Einkommen, und genau da
setzt eben Sen mit seiner Einladung ein, partizipativ festzulegen, welche Wertedimensionen
relevant sind und in welchem Verhaltnis sie zu einander stehen.

Hinter dem Konzept des Handlungsspielraums steht die sehr prézise Vorstellung einer
Auswahlmenge, die jedoch nicht beobachtbar ist, sondern rekonstruiert werden muss. Doch
gibt es auch innerhalb des ,,capability approach” nicht allzu viele empirische Arbeiten, die
sich wirklich dieser Herausforderung stellen, wie man das ,,capability set“ empirisch messen
konnte. Die Ansétze, die es gibt, setzen typischerweise bei Annahmen Gber ,,conversion fac-
tors* an, also bei Annahmen daruber, dass eine bestimmte Gruppe von Menschen wahrschein-
lich die gleichen Umwandlungsfaktoren nutzen. Wenn ich etwas tber Einkommen und Res-
sourcen weil} und Uber das Leben, das Menschen flihren, kann ich solche Funktionen schat-

zen. Hier, so Ortrud LeBmann, sei noch viel mehr Phantasie zu entwickeln.

Petra Bohnke: Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept

Petra Bohnke leistet seit Jahren Beitrdge zur Operationalisierung des Konzepts sozialer Aus-
grenzung als Etikett fur gesellschaftlichen Strukturwandel. Wie sich Bevoélkerungsumfragen
(Wohlfahrtssurvey, Eurobarometer, European Quality of Life Survey) nutzen lassen, um sub-
jektive Ausgrenzungserfahrungen im Léandervergleich zu untersuchen, steht im Mittelpunkt
ihrer jlingsten Arbeiten. An sie richtete der Forschungsverbund vor allem die Frage, wie ,,be-
richtsfahig” das Konzept der Teilhabe und der Ausgrenzung sei (vgl. Foliensatz Petra Bohn-
ke: Gesellschaftliche Teilhabe.)

Petra Bohnke stellt einen Paradigmenwechsel in der Beobachtung sozialer Ungleichheit
fest: das Interesse verlagert sich von Ressoucenmangel auf Teilhabedefizite. Sie fragt, welche
Implikationen die Wahl gesellschaftlicher Teilhabe als Berichtskonzept fur die Beschreibung

der Lebensbedingungen und flr die Analyse sozialer Ungleichheit hat.
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Zunachst nennt Petra Bohnke eine Reihe von Thesen zu sozialer Ungleichheit, die dem
Diskurs Uber Teilhabe und Ausgrenzung zugrunde liegen:

Soziale Benachteiligungen nehmen zu.

Soziale Benachteiligungen kumulieren.

Soziale Benachteiligungen fiihren zu einer verstérkten Polarisierung der Gesellschaft.

Soziale Benachteiligungen erfassen die gesellschaftliche Mitte.

Soziale Benachteiligungen flihren zu verringerter politischer Partizipation und politischem

Machtverlust.

Soziale Benachteiligungen fiihren zu politischem Extremismus.

Soziale Benachteiligungen gehen mit sozialer Isolation und fehlenden sozialen Unterstiit-

zungsnetzwerken einher.

Soziale Benachteiligungen flhren zu einer Abkehr vom Wertekanon der Mehrheitsgesell-

schaft.

Integration wird in erster Linie Uber einen Arbeitsplatz hergestellt. (Von dieser Annahme

geht die EU-Sozialpolitik aus.)

Will man diese Thesen empirisch Uberprufen, bendtigt man erstens Verlaufsanalysen und
Zeitreihen. Zweitens muss man einen analytischen Zugang zur Mehrdimensionalitit von Teil-
habe finden. Drittens muss man Einstellungen und Wahrnehmungen in die Beobachtung ein-
beziehen: Wie bewerten die Betroffenen Teilhabechancen? Welcher materielle Grundstandard
gilt gesellschaftlich als angemessen?

Die Relevanz subjektiver Indikatoren in der Debatte um soziale Ausgrenzung ergibt sich
daraus, dass Integration und Ausgrenzung individuell erfahren werden. Subjektive Indikato-
ren erlauben nicht nur eine direkte Messung von Integrationsdefiziten, sondern auch Riick-
schlusse auf objektive Benachteiligungen, die zu Marginalisierungserfahrungen fihren, und
Ruckschlisse auf Umstande (wie z.B. soziale Beziehungen), unter denen solche objektiven
Benachteiligungen auch subjektiv als Marginalisierungserfahrung wahrgenommen werden.
Bedeutsam sind auch Ruckschlisse auf Schutzmechanismen gegen solche Erfahrungen.

Beispielhaft benennt Petra Bohnke Fragen, die im Rahmen von Surveys (wie Wohlfahrts-
survey oder Eurobarometer) erhoben werden bzw. erhoben werden kdnnen:

Voraussetzungen von Integration,

Bewertung individueller Teilhabechancen (Flhlen Sie sich ausgegrenzt? Fihlen Sie sich

respektiert? Fihlen Sie sich nutzlos oder wertlos? Sehen Menschen aufgrund Ihrer Jobsi-
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tuation oder lhres Einkommens auf Sie herab? Wie zufrieden sind Sie mit Ihren Teilhabe-

chancen?),

Grinde flr Integrationsdefizite (im Allgemeinen: z.B. Arbeitslosigkeit, Kirzung der Sozi-

alleistungen, Faulheit, fehlende Willensstarke; oder im personlichen Fall: erfolglose Stel-

lensuche, Arbeitslosigkeit im Haushalt, Pflege von Familienangehérigen, Tod eines nahe
stehenden Menschen usw.),

Verunsicherungen (Konfliktwahrnehmung, Orientierungslosigkeit, Pessimismus / Opti-

mismus, Angst vor Arbeitslosigkeit, Arbeitplatzunsicherheit, individuelle soziale Absiche-

rung etc.).
Einige Befunde lassen sich benennen. Marginalisierungserfahrungen stehen in engem Zu-
sammenhang mit Langzeitarbeitslosigkeit und dauerhafter Armut, wobei jedoch einschrén-
kend anzumerken ist, dass Verlaufsanalysen zum Verlust von Anerkennung bei Arbeitslosig-
keit fehlen. Marginalisierungserfahrungen sind weiterhin an schichtspezifische Risikofaktoren
gebunden. Werden gleichzeitig soziale Netzwerke instabil, erhdht sich die Wahrscheinlichkeit
sozialer Ausgrenzung. Verunsicherungstendenzen und Verlustédngste reichen bis in mittlere
Gesellschaftsschichten hinein. Es gibt geschlechts- und altersspezifische Ausgrenzungsmuster
(etwa im Zusammenhang mit Scheidung und Alleinelternschaft). Prekdre Lebenslagen flihren
eher zu Wahlverzicht und zu Verlust an Vertrauen ins politische System als zu politischem
Extremismus.

Petra Bohnke pladiert dafir, die Diskussion tber Teilhabe und Ausgrenzung in Deutsch-
land ein wenig von den hierzu definierten EU-Indikatoren® zu Iésen. Ergénzend zu diesen
sind Verlaufsdaten zu analysieren und die Auswirkungen prekarer Lebenslagen auf soziale
Netzwerke und politische Partizipation zu betrachten.

Fur die Berichterstattung ergibt sich aus ihrer Sicht die Anforderung, die Analyse sozialer
Ungleichheit um Aspekte sozialer Integration zu erweitern. Thesen zur Mehrdimensionalitat
und Dynamik, zu Auswirkungen sozialer Benachteiligungen auf soziale Unterstiitzungsnetz-
werke und politische Partizipation sollten Uberpruft werden. Teilhabeprofile sollten nach Al-
ter und Geschlecht getrennt erstellt werden. Anerkennungsdefizite und Marginalisierungser-
fahrungen schlégt sie als Schlusseldimensionen fir die Messung sozialer Ausgrenzung vor.

Gemeint sind die sog. ,,Laeken“-Indikatoren zur Bekdmpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung; vgl.
Bundesrepublik Deutschland 2004: Strategien zur Starkung der sozialen Integration, Nationaler Aktionsplan
fiir Deutschland zur Bekdmpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung (NAPincl.) 2003-2005 (Aktualisie-
rung 2004), Berlin.
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Diskussion

Ortrud LeBmann fragt nach den Verlaufsdaten, mit denen sich Ausgrenzung als Prozess ab-
bilden l&sst, und nach der Steuerung solcher Prozesse. Michael Corsten wirft die Frage auf,
ob soziale Benachteiligung der richtige Begriff sei und welche normativen Implikationen sei-
ne Verwendung hat (etwa Bezug auf Gerechtigkeitstheorien). Jan Marbach merkt an, eine
Konsequenz von Multidimensionalitit konne sein, dass jemand in einem Bericht als ausge-
grenzt zahlt, in einem anderen nicht. Petra Béhnke erklart in ihrer Antwort, in der Tat gebe es
zu wenig quantitative und qualitative Verlaufdaten, mit denen Ausgrenzung als Prozess unter-
sucht werden konne. Als soziale Benachteiligung bezeichnet sie im Rahmen von Ungleich-

heitsdiagnosen Lagen wie Armut, Arbeitslosigkeit, schlechte Wohnmdglichkeiten.

2.6 Politische Diskurse 2 — Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise

Sebastian Brandl: Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise

Wie die Lissabon-Strategie der EU, so begriinden Nachhaltigkeitsstrategien ein im politischen
Raum verankertes umfassendes Zielsystem fir gesellschaftliche Entwicklung. Mit Sebastian
Brandl hat der Verbund einen Sozialwissenschaftler zur Diskussion eingeladen, der u.a. in
einem Verbundprojekt ,,Arbeit und Okologie“*® am Versuch beteiligt war, diese beiden GroR-
themen in eine gemeinsame Perspektive zu bringen. (Vgl. Foliensatz Sebastian Brandl: Nach-
haltigkeit.)

Zunichst gibt Sebastian Brandl einen Uberblick Gber den Diskussionsstand zum dreidi-
mensionalen Leitbild nachhaltiger Entwicklung. Zum Leitbild der Nachhaltigkeit gehdren die
Sicherung menschlicher Entwicklungsfahigkeit (Bedirfnisbefriedigung), die Suche nach ge-
meinsamen Losungsstrategien fir Umwelt und Entwicklung, die Forderungen nach Gerech-
tigkeit innerhalb einer und zwischen den Generationen sowie nach internationaler Gerechtig-
keit, die Abstimmung zwischen sozialen, 6konomischen und dkologischen Interessen und die
Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen am Prozess der Strategiefindung und -

umsetzung.

9 Das Verbundprojekt ,,Arbeit & Okologie" wurde von Anfang 1998 bis Anfang 2000 von DIW, WI und
WZB transdisziplinér durchgefiihrt. Es wurde von den bundesdeutschen Gewerkschaften begleitet und von
der Hans-Bdckler-Stiftung finanziert.
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Nach Sebastian Brandls Einschatzung widersprechen Umweltforschung und Umweltbe-
wegung in Deutschland wenigstens teilweise dem ,,Dreisdulenansatz*, wonach die 6konomi-
sche, 6kologische und soziale Dimension von Entwicklung gleichberechtigt ist.

Als Elemente sozialer Nachhaltigkeit sind allgemein die verpflichtenden Ziele der Kopen-
hagener Erklarung™ anerkannt, also

Beseitigung von Armut,

Vollbeschéftigung als prioritares Ziel, um allen Menschen zu ermdglichen, sich durch

eine frei gewahlte Erwerbstétigkeit und produktive Arbeit den Lebensunterhalt dauerhaft

zu sichern,

Forderung sozialer Integration, Schutz aller Menschenrechte und Nichtdiskriminierung,

Gleichberechtigung und Gleichbehandlung von Frauen und Méannern.

Relevante soziale Themen in der européischen Nachhaltigkeitsstrategie'? und in der Revision
der Lissabon-Strategie der EU sind Gesundheit, soziale Ausgrenzung, Demografie und Migra-
tion sowie Armut und Entwicklung als globale Herausforderung. Die nationale Nachhaltig-
keitsstrategie der Bundesregierung™® orientiert sich an den vier Leitlinien der Generationenge-
rechtigkeit, der Lebensqualitat, des sozialen Zusammenhalts und der internationalen Verant-
wortung. Ein zentrales Thema der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sind die Potenziale alte-
rer Menschen in Wirtschaft und Gesellschaft.

Neben diese politischen Nachhaltigkeitsstrategien stellt Sebastian Brandl die Bewegung
fur Corporate Social responsability (CSR) als ,,bottom-up*“-Vorgehensweise. Im Leitfaden der
Global Reporting Initiative (GRI) ist die Indikatorenbildung zu Bereichen sozialer Nachhal-
tigkeit weit fortgeschritten, dort werden gesellschaftliche bzw. soziale Leistungsindikatoren
etwa zu Arbeitspraxis und Arbeitsqualitat, Menschenrechten und Produktverantwortung be-
handelt. Aufgrund von Quantifizierungsproblemen werden viele Zielgrofien qualitativ be-
schrieben. Wegen ihres Anspruchs, den dreidimensionalen Berichtsansatz auf Unternehmens-
ebene zu erproben, und aufgrund ihres Beitrags zur Integration arbeitspolitischer Themen in
die Nachhaltigkeitsberichtserstattung empfiehlt Brandl die GRI als ,,Fundus fur Berichtsfelder

und Indikatorenbildung®“. Auch die kommunale Einbindung der Unternehmen etwa in lokale

11 Gemeint ist die auf dem Weltgipfel fiir soziale Entwicklung 1995 in Kopenhagen verabschiedete Erklarung.

Kommission der Europdischen Gemeinschaften 2005: Mitteilung von Herrn Almunia an die Mitglieder der
Kommission, Indikatoren fiir nachhaltige Entwicklung zur Uberwachung der Umsetzung der EU-Strategie
fiir nachhaltige Entwicklung, SEK(2005) 161 endgiiltig v. 9.2.2005, Briissel.

Bundesregierung 2002: Perspektiven fir Deutschland, Unsere Strategie fiir eine nachhaltige Entwicklung,

Berlin.

12

13
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Nachhaltigkeitsstrategien (Agenden 21), Entwicklungspartnerschaften (GTZ) und andere
»~Multistakeholderinitiativen“ sind unter diesem Gesichtspunkt nitzlich.

Im zweiten Teil seines Beitrags stellt Sebastian Brandl dar, wie das Problem, arbeitspoliti-
sche Gegenstande unter Nachhaltigkeitsperspektiven zu beobachten, im Verbundprojekt ,,Ar-
beit und Okologie* gelost wurde. Arbeit, so das Argument, gehort in den Fokus von Nachhal-
tigkeit, weil die Bedurfnisbefriedigung der Menschen zentral Uber Arbeit verlauft, diese also
den zentralen gesellschaftlichen Reproduktionsmechanismus darstellt. Entgrenzungsprozesse
der Arbeit und der umfassende Anspruch des Nachhaltigkeitskonzepts deuten in Richtung
einer Reintegration von Arbeit und Leben. Jedoch ist Arbeit ,,januskoépfig”, als ,, Transforma-
tion von Unordnung in Ordnung* zerstort sie zugleich notwendigerweise auch andere Ord-
nungen. Daher ist (nach Biesecker/v. Winterfeld) zu fragen, welche Arbeit die Regenerations-
fahigkeit der Natur— einschlieRlich der menschlichen — ebenso wie die Regenerationsfahigkeit
der Gesellschaft bzw. der sozialen Gemeinschaft unterstiitzt und starkt. Das Projekt pladiert
flr einen erweiterten Arbeitsbegriff unter Einschluss informeller und illegaler Tatigkeiten.

Brandl schlagt vor, Arbeit als vermittelnde Instanz ins Zentrum einer Beobachtungsper-
spektive zu stellen, der es um Wechselwirkungen zwischen den ,,disziplindren Zielsetzungen®
geht, d.h. um Wechselwirkungen zwischen der 6konomischen Zieldimension der Bedirfnis-
befriedigung und Wettbewerbsfahigkeit, der 6kologischen Dimension der Verminderung von
Ressourcenverbrauch und der sozialen Dimension menschenwiirdigen Lebens, von sozialem
Zusammenhalt und Gerechtigkeit.

Im Projekt ,,Arbeit und Okologie* wurden Trendanalysen zu solchen sozialokologischen
Wechselwirkungen in finf Themenfeldern durchgefunhrt:

Arbeit im und durch Umweltschutz: Umfang und Qualitét,

Erosion der Normalarbeit,

Arbeitsschutz — Gesundheitsschutz — Umweltschutz,

Neue Formen der Arbeit und der Versorgung,

Arbeitsbeziehungen: Neue Kooperations- und Regulierungsformen.

Bei den disziplindren Zustands- und Trendanalysen zeigten sich nicht nur Wissensgrenzen
(etwa zu informeller Arbeit), sondern auch Zielkonflikte: Die beteiligten ,,disziplinaren Schu-
len“ konnten sich nicht immer auf gemeinsame Interpretationen etwa des Zusammenhangs
von Wirtschaftswachstum, Vollbeschaftigung und Lebensqualitat, der Bedeutung informeller
und flexibler Arbeit oder verschiedener Formen sozialer Sicherung (Statussicherung vs.
Grundsicherung) einigen.
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Das Projekt ,,Arbeit und Okologie* setzte — ahnlich wie in soeb 2 angedacht — Szenario-
techniken ein. Die qualitativen Szenarien wurden nicht von Trendfortschreibungen angetrie-
ben, sondern von bewusster, , stilisierter* Schwerpunktsetzung auf bestimmte Entwicklungen,
und sie wurden dann anhand ,,disziplindrer* Nachhaltigkeitskriterien bewertet. Das umwelt-
dkonometrische Modell PANTA RHEI™ wurde genutzt, um diese Entwicklungsannahmen
durch langerfristige Simulationen auf Plausibilitdt und Konsistenz zu prifen. Fir eine solche
makrodkonomische Simulation bedirfen die qualitativen Aspekte der stilisierten Szenarien
einer besonderen Ubersetzung; Wechselwirkungen mit dem 6kologischen System wurden auf
einen bzw. zwei 6kologische Indikatoren reduziert.

Sebastian Brandls Fazit: Nachhaltigkeitsstrategien und -konzepte liefern sozial und ar-
beitspolitisch relevante Beobachtungsthemen und konzentrieren sich auf aktuelle Politikfel-
der. Das Thema Arbeit ist in diesen Strategien programmatisch wichtig, in Handlungsfeldern
und Indikatoren jedoch nur begrenzt abgebildet. Von Nachhaltigkeitsinitiativen sind keine
vollstdndigen Indikatorensets oder soziale Regeln zu erwarten, aber sie bieten einen Fundus
fir Indikatorbildung. In der deutschen wissenschaftlichen Diskussion ist umstritten, ob man
sich von einem rein 6kologischen Nachhaltigkeitskonzept verabschieden sollte. Als vierte
Dimension (institutionelle Nachhaltigkeit) gewinnt die Prozessdimension an Bedeutung.

~Arbeit und Okologie“ blieb ein singulares Projekt. Eine magliche Fortfiihrung miisste zu
einem Indikatorenset und zu einer starkeren Quantifizierung von Wechselwirkungen fuhren.
Als Erfahrung l&sst sich festhalten, dass solche Projekte ,,in der Tendenz disziplinar” bleiben.
Fur die soziobkonomische Berichterstattung schlégt Brandl aus der Nachhaltigkeitsperspekti-
ve eine Reihe von ,,Erganzungsfeldern* vor:

die gesellschaftliche Faktoren (Handlungsspielraume fir Individuen), die Governance-

perspektive (Veranderung und neue Formen gesellschaftlicher Interessenregulierung),

Gesundheit und Arbeitsschutz sowie

Wechselwirkungen zwischen den Nachhaltigkeitsdimensionen.

Diskussion

Peter Bartelheimer dufRert Bedenken, ob sich der Nachhaltigkeitsbegriff auf das 6konomische
und soziale Zielsystem anwenden lasst. Er problematisiert den Begriff der Generationenge-

rechtigkeit: Generationen seien weder 6konomische noch soziale Subjekte. Waltraud Cornli-

14 Zur Eignung dieses Modells fiir die soziodkonomische Berichterstattung vgl. auch den Vortrag ,,Konsum-

chancen im Spiegel von differenzierten Lebenslagen® im Werkstattgespréch 5 am 16. — 17. Mai 2006.
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Ren vermerkt als positiv, dass die Reproduktion der Gesellschaft in vorgestellten Nachhaltig-
keitskonzept nicht als Storfall, sondern als Ziel vorkommt und ,,care* als Form der Arbeit und
Versorgung systematisch integriert wird. lhr widerspricht Ortrud LeBmann, die gerade den
Bereich der ,,care“-Tatigkeiten im Nachhaltigkeitskonzept vermisst. Manfred Moldaschl halt
eine klarere Differenzierung zwischen Ressourcen und ihrem Gebrauch fur erforderlich. Etwa
schneidet Deutschland nicht schlecht bei den Ressourcen ab, die ins Bildungssystem hinein-
gesteckt werden, ,,aber im Vergleich mit anderen holen wir viel weniger heraus®. Er schlagt
als Nachhaltigkeitsdefinition vor, Ressourcen so zu gebrauchen, dass sie zumindest erhalten
oder eben vermehrt werden.

Sebastian Brandl raumt ein, dass noch kein Projekt das Problem, Nachhaltigkeit gleich-
gewichtig zu definieren, befriedigend gel6st hat. Er habe sich auf Bedirfnisbefriedigung,
nicht auf Ressourcensicherheit oder Okologie konzentriert. Brandl verweist auf den in ,,Arbeit
und Okologie” verwendeten erweiterten Arbeitsbegriff. Informelle Arbeit und Versorgungs-

arbeit kann nachhaltiger sein als Erwerbsarbeit.

2.7 Der heil3e Stuhl — Wie sehen uns andere Berichtsansatze?

Da sozio6konomische Berichterstattung bestehende Berichtssysteme nicht ersetzen, sondern
erganzen soll, hatte der Verbund vier Kolleginnen und Kollegen um ,,Rezensionen* von
soeb 1 gebeten: Norbert Schwarz, im Statistischen Bundesamt zusténdig fiir sozio6konomi-
sche Berichterstattung fur eine nachhaltige Gesellschaft (vgl. Foliensatz Norbert Schwarz:
Makrookonomische Ansétze), Silke Bothfeld als Mitautorin des FrauenDatenReport des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts des DGB™, Jan Marbach vom Deutschen Ju-
gendinstitut (vgl. Foliensatz Jan Marbach: Verdnderungen des Sozialkapitals) und Heinz-
Herbert Noll als Leiter der Abteilung Soziale Indikatoren im Zentrums fur Umfragen, Metho-
den und Analysen (vgl. Foliensatz Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattgesprach).
Insbesondere war von Interesse, wie sich das sozioOkonomische Berichtskonzept zu ihrem

jeweils eigenen Berichtsansatz verhalt.

Norbert Schwarz: Makrodkonomische Ansatze zur sozioékonomischen Berichterstattung

Aus Sicht des Statistischen Bundesamts bilden Satellitensysteme zu den Volkswirtschaftli-

chen Gesamtrechnungen (VGR), etwa Berichtsysteme zu Gesundheit, Bildung, Haushaltspro-

> Bothfeld, S. / Klammer, U. / Klenner, Ch. / Leiber, S. / Thiel, A. / Ziegler, A. 2005: WS-
FrauenDatenReport, Handbuch zur wirtschaftlichen und sozialen Situation von Frauen, Berlin.
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duktion, Lebenslagen und Infrastruktur, wichtige Bausteine einer soziodkonomischen Be-
richterstattung. Das Statistische Bundesamt arbeitet an einem soziotkonomischen Gesamt-
rechnungssystem™®, das monetare Daten der VGR soziodkonomisch erweitert und differen-
ziert. Dies geschieht zum einen Uber soziotkonomische Input-Output-Tabellen (SIOT), die
Auskunft tber das gesamte Aktivitatsspektrum der Bevdlkerung in Stunden geben und diese
als empfangene und geleistete Zeiten bilanzieren, zum anderen tber Sozialrechnungsmatrizen
(SAM), die die Makroaggregate fur Sektoren der VGR — auch unter Rickgriff auf nicht- mo-
netare Daten, etwa zu Bevolkerung und Haushalten, Erwerbstatigen und Arbeitskréaftepotenzi-
al, unbezahlter Arbeit und Zeitverwendung — weiter disaggregiert.

Fur die Verwendung von Daten der VGR in einer soziobkonomischen Berichterstattung
spricht, so Norbert Schwarz, dass der Bezug auf das konzeptionelle Gerlst des Europdischen
Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und des System of National Ac-
counts der UNO (SNA) internationale Vergleiche ermdglicht. Die Daten sind abgestimmt,
vollstdndig und in langen Reihen vorhanden. Die Kreislaufbetrachtung von Giternachfrage,
Guterangebot, Produktion, Arbeitsmarkt und Einkommensverteilung, auf der die VGR beruht,
bildet einen guten Ausgangspunkt, um Okonomie, Okologie und soziale Entwicklungen zu
verknupfen und Interdependenzen zwischen diesen Bereichen zu analysieren und zu modellie-
ren.

Daher arbeitet das Statistische Bundesamt an weiteren Datenbausteinen, die auch fiir so-
ziodkonomische Modellierungen genutzt werden konnen’. In ihnen werden insbesondere die
Einkommensverteilung nach Einkommensarten fiir soziookonomische Haushaltsgruppen, das
Sparen dieser Haushaltsgruppen und ihr Konsum nach 43 Verwendungszwecken sowie die
Qualifikation (in ISCED-Stufen) der Erwerbstatigen nach Alter, Geschlecht und Wirtschafts-
zweig in auf die VGR abgestimmten Zeitreihen ab 1991 angeboten. Was diese Daten leisten
konnen, zeigt Norbert Schwarz an den Komponenten des verfiigbaren Einkommens privater
Haushalte: Wahrend der Anteil der Nettoldhne und Gehélter von 48,1 % im Jahr 1991 auf
40,9 % im Jahr zuriickging, stieg der Anteil der Nettotransfers aus Sozialleistungen im glei-
chen Zeitraum von 22,3 % auf 26,4 %.

16 Statistisches Bundesamt 2005: Sozialrechnungsmatrix 2000, Sozio-6konomisches Berichtssystem fiir eine

nachhaltige Gesellschaft, Band 6 der Schriftenreihe Sozio-6konomisches Berichtssystem fir eine nachhalti-
ge Gesellschaft*, Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt 2005a: Soziotkonomische Entwicklung, Zeitreihen zu Erwerbstétigkeit, Einkom-
men und Konsum, Datenbausteine fur soziobkonomische Modellierung, Band 7 der Schriftenreihe Sozio-
6konomisches Berichtssystem fiir eine nachhaltige Gesellschaft, Wiesbaden.
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Jedoch stoRen makrodkonomische Ansdtze an Grenzen: Sie bleiben mit ihren quantitati-
ven Daten auf der Makro- oder Mesoebene, und wo Okonomen ,,niveauorientierte Daten
reichen, fragen Sozialwissenschaft und Sozialpolitik nach Verteilungsdaten und auch nach
qualitativen Daten. Eine Antwort auf die Frage nach dem Verhéltnis von soziobkonomischer
Berichterstattung mit Makro- und mit Mikrodaten konnte lauten: Die VGR-Daten bieten ei-
nen Einstieg und einen Anknlpfungspunkt, die Sozialberichterstattung muss bei der Analyse

der Lebensverhdltnisse tiefer gehen und zur mikro6konomischen Fundierung beitragen.

Silke Bothfeld: Der FrauenDatenReport des WSI

Leitend fur die zweite Version des WSI-FrauenDatenReports, die (nach einer ersten Ausgabe
aus dem Jahr 2001) 2005 erschien, war die ldee, Daten fur Gleichstellungspolitik, Frauenpoli-
tik und Sozialpolitik problemorientiert anzubieten. Zwar sind heute Daten wesentlich einfa-
cher zugénglich als noch 2001, doch bestand weiterhin Bedarf, anhand dieser Daten fokussiert
auf bestimmte Problembereiche einzugehen.

Sozialwissenschaftliches Wissen, so Silke Bothfeld, kann in drei Formen in den politi-
schen Prozess eingehen: erstens in Form von Daten, das heif3t kleinteiligen Wissenseinheiten,
zweitens in Form von ldeen, welche sozusagen schon akkumulierte Wissenseinheiten und
Zusammenhange sind, die moglicherweise schon der Formulierung von politischen Program-
men zumindest den Weg ebnen, und drittens als Argumente, die keine objektive Nutzung von
Wissen mehr zulassen, sondern eine zielgerichtete Nutzung von Wissen anleiten. Der WSI
Frauendatenreport wirde sich nach dieser Einteilung der Datenebene zuordnen, da er auf
Kleinteiliges Wissen abzielt, welches abfragbar und leicht préasentierbar ist. Dies trifft nach
Silke Bothfelds Einschatzung auch auf die soziookonomische Berichterstattung zu. Einen
Unterschied zwischen beiden Projekten sieht sie jedoch beim Ubergang zu Ideen und Argu-
menten. Zwar will auch der erste soziobkonomische Bericht erklartermalien der Selbstaufkla-
rung und der Politikberatung dienen, doch ist er noch nicht entschieden auf Problembereiche
oder auf Ideen und Fragestellungen wie Teilhabe oder Nachhaltigkeit zentriert, ,,an denen
man moglicherweise die zusammengetragenen Daten aufhdngen kann“. Dagegen hatte der
WSI-FrauenDatenReport den Anspruch, Daten in Form eines Arguments zu verpacken: Es
sollte deutlich gemacht werden, dass es geschlechterspezifische Unterschiede in Deutschland
gibt, und mit dieser Grundvoraussetzung wurde die Analyse und Zusammenstellung der Da-
ten begonnen. Der Report ist auch ein interessengeleitetes politisches Projekt. Er richtet sich

an bestimmte Zielgruppen: Einmal an politische Akteure/innen in den Gewerkschaften, aber
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auch an gleichstellungspolitische und sozialpolitische Akteure/innen sowie Journalist/innen
und Studierende. Der WSI-FrauenDatenReport ist als Handbuch und als Lehrbuch konzipiert.
Fir jeden Themenbereich, den er behandelt, werden zundchst Probleme benannt, zu denen
dann entsprechende Daten zusammengestellt werden. Dazu wurden auch eigene Analysen
unternommen, aber vor allem wurden die gangigen Datenquellen genutzt und auf aktuelle
sozialwissenschaftliche Studien verwiesen. Mit dieser speziellen Form der Datenberichterstat-
tung haben die Herausgeberinnen ein starkes Medieninteresse gefunden und ,,anscheinend
eine aktuelle politische Debatte getroffen® — im Unterschied zur ,,eher akademisch gepragten
Datenberichterstattung®, welche in Silke Bothfelds Augen die soziotkonomische Berichter-
stattung plant.

Bei den Themen ist der FrauenDatenReport ,relativ klassisch in den Ressortgrenzen
verblieben®. VVorangestellt ist ein Demographiekapitel; dem folgen Kapitel zu Bildung, Ar-
beitsmarkt, Arbeitszeit, Einkommen, sozialer Sicherung und Frauen in Politik und Gesell-
schaft. Dies ist von der Anlage her nicht innovativ, bedient aber den Bedarf der Akteur/innen
in den verschiedenen Bereichen. Dagegen vermutet Silke Bothfeld bei der sozio6konomi-
schen Berichterstattung eher den Anspruch, aktuelle soziale Entwicklungen im Sinne von
,» Themenscouts” aufzuspuren und entsprechend zu beschreiben, und ein anderes Potenzial an
methodischen und soziologischen Kompetenzen.

Silke Bothfeld beschlieRt ihren Beitrag mit zwei Anmerkungen. Die eine ist die Funktion
des giving voice, welche Charles C. Ragin einmal als eine Funktion der Sozialwissenschaften
formuliert hat. Empirische Sozialwissenschaft ist daftir verantwortlich, die kleinen Entwick-
lungen, die sich abzeichnen und die auch von grélRerer Tragweite sind, sichtbar zu machen,
also auch neue Sachen zu wagen und neue Probleme zu beschreiben. Statt an politische Dis-
kurse als Referenz denkt Silke Bothfeld eher an einen breiten Blick und eine VVorgehensweise,
die dem Grundverstandnis fur die sozialen Entwicklungsprozesse ruhig auch explorativ nach-
geht.

Ihre zweite Anmerkung bezieht sich auf die Frage von Petra Bohnke: ,,Wann wird Be-
nachteiligung zur Marginalisierung?* und auf die Frage nach Teilhabe und institutionellen
Rahmenbedingungen. Bei beiden Forschungsfragen kommt man nicht ohne die Beobachtung
von Dynamiken aus. Fir den zweiten Bericht wird es eine Herausforderung sein, nicht ein
statisches Modell und gegebene Bedingungen zu beschreiben, sondern wirklich auch die Pro-
zesse, in denen Personen von unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedingungen betrof-

fen sind und in denen sie sich auch wieder aus bestimmten Lebenslagen oder Situationen be-
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freien konnen. Silke Bothfeld verweist hier auf die Arbeiten von Giinther Schmid zu Arbeits-
marktlbergangen, wozu es heute sehr viele Daten gibt, aber auch noch sehr viele Datenli-
cken. Es waére interessant zusammenzustellen, wie weit eigentlich diese dynamischen Prozes-

se im Arbeitsmarkt erfassbar sind, um die es auch bei der Diskussion zu ,,Flexicurity* geht.

Jan Marbach: Wechselwirkung zwischen Okonomie und Lebensweise:
»Vveranderung des Sozialkapitals in Ost- und Westdeutschland**

Jan Marbach (in Vertretung fir Walter Bien) greift in seinem Beitrag die Frage nach den
Wechselwirkungen zwischen 6konomischem Modell und Sozialmodell auf. Zwischen diesen
beiden Bereichen gibt es keine stringenten, deterministische Zusammenhénge; vielmehr fol-
gen sie getrennten Logiken, die mal zusammen gehen kdnnen, aber auch mal nicht. Er stellt
Ergebnisse des dji-Familiensurvey zu der Frage dar, inwiefern sich 6konomischer Stress oder
6konomische Krisen in sozialen Netzwerken und im Sozialkapital widerspiegeln.

Es gibt zwei Konzepte von Sozialkapital. James Coleman denkt dabei an ein geschlosse-
nes, dicht verflochtenes soziales Netzwerk, das auch unter dem Begriff ,,strong ties* bekannt
ist. Hierbei betrachtet man sozusagen den dichten Kokon von sozialen Beziehungen um Indi-
viduen, in dem Personen, die dem Individuum &hnlich sind untereinander verflochten sind
und in dem auch soziale Kontrolle ausgelibt wird. Davon zu unterscheiden ist das zweite
Konzept. Marc Granovetter hat am Beispiel der Suche von Arbeitslosen nach Arbeitsplatzen
die ldee entwickelt, dass gerade die schwachen Beziehungen, die funktional nicht vielfaltigen,
sondern einféltigen Beziehungen, die aber weiter in die Gesellschaft hinausreichen, etwa zu
Bekannten, als Sozialkapital fur diese Suche wertvoller sind.

Auf Grundlage des Familiensurveys wurden fur beide Konzepte Indikatoren gebildet (so
genannten Namensgeneratoren, z.B.: Mit wem fiihren Sie Gesprache? Mit wem teilen Sie lhre
Freizeit?). Die ,,strong ties” werden nach den Kriterien der Verfiigbarkeit, der Haufigkeit und
Intensitat des Kontakts, der Komplexitdt und der Dichte zu einem so genannten Coleman-
Indikator des Sozialkapitals operationalisiert.

Beim Indikator fir ,,weak ties* wird zunéchst auf der Basis der qualitativen Variationen
(z.B. kategoriale Variable und Beziehungsvariable) ein qualitatives Streumal gebildet. Man
kann hierbei nicht mit Varianzen rechnen, da es keine Nullpunkte gibt. Vielmehr wird ein
Index qualitativer Variation berechnet und mit der Netzwerkgrolie gewichtet.

Das Coleman-Sozialkapital (,,strong ties®) hat tiber die drei Wellen des Familiensurveys
(1988/90, 1994, 2000) zugenommen. Bei den ,,weak ties” hat die qualitative Variation signi-
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fikant etwas abgenommen, d.h. die Zusammensetzung des Netzwerks ist etwas schwécher
geworden.

Jan Marbach fragt nun, wie sich eine 6konomische Krise, die den Osten getroffen hat und
die im Westen praktisch nicht stattgefunden hat, aus der Sicht der Befragten dargestellt hat.
Ein Krisenindikator ist die Arbeitslosenrate von west- und ostdeutschen Befragten, die im
Osten von 1990 auf 1994 sprunghaft anstieg, danach ist sie ungeféhr gleich hoch geblieben.
Ein zweiter Indikator ist der Anteil von Personen, die erwerbstatig sind; dieser Wert nimmt
im Osten zwischen 1990 und 1994 ab und bleibt danach ungefahr gleich.

Bei der Entwicklung des Indikators fir ,,strong ties* ist in beiden Landesteilen ein Anstieg
zu beobachten. Dabei bleibt ein Abstand zwischen Ost und West bestehen, der aber in der
Mitte nicht mehr signifikant ist. Was die Menschen um sich als dichtes Beziehungsnetz auf-
gebaut haben, reagiert nicht auf die 6konomische Krise. Im Gegenteil: es zeigt sich vollig
unbeeindruckt und wéchst sogar leicht.

Bei den ,,weak ties” zeigt sich eine vollig andere Entwicklung. Im Westen kommt es zu
einem unwesentlichen Anstieg. Wir sehen im Westen einen Anstieg, aber keinen wesentli-
chen. Nach Kontrolle aller méglichen Variablen der sozialen Ungleichheit und der Sozialde-
mografie nimmt das ,,Granovetter-Sozialkapital*“ im Osten zwischen 1990 und 1994 stark ab,
es reagiert sehr deutlich auf die Krise. Aber genauso wichtig ist, dass es — bei fortdauernder
Krise — bis 2000 zu einer Anpassung kommt, so dass der Abstand nun nicht mehr signifikant
ist. Man sieht also im Bereich der ,,weak ties” eine befristete bzw. temporare Reaktion auf die
6konomische Krise und danach etwas, was man als ,,Resilienz*, als unerklarliche Erholung
bezeichnen kann.

AbschlieRend stellt Jan Marbach einige Uberlegungen dazu an, wie man diese unter-
schiedlichen Reaktionen erklaren konnte. Man konnte die ,,strong ties” als eine Art Basis se-
hen, von der aus man nach dem Schock und nach dem gesellschaftlichen Riickzug wieder
beginnt, die ,,weak ties* neu aufzubauen. Dies entspricht der psychologischen Bindungstheo-
rie, deren Grundaussage lautet, dass eine sichere Bindung Exploration férdert. Nur wer sicher
gebunden ist, befindet sich in der Lage, sich in die Gesellschaft hinauszuwagen, Erfahrungen
zu machen und durchzustehen. Genau das kénnte stattgefunden haben, nimmt man als sichere
Bindung die ,,strong ties“, welche vollig unbeeindruckt waren von der Krise. Doch dies ist

natlrlich nur eine mdgliche Interpretation.
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Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattgesprach

Heinz-Herbert Noll stellt zunéchst die Plausibilitat des Konzepts der soziobkonomischen Ent-
wicklung und der Umbruchhypothese in Frage und bezweifelt, dass sie sich als Bezugsrah-
men flr eine systematische kontinuierliche Berichterstattung eignen. Die besondere Leis-
tungsfahigkeit und Kohérenz des Produktions- und Sozialmodells der Nachkriegszeit wird in
der Retrospektive ,,grandios vereinfachend und modellhaft* betrachtet, und die Umbruchs-
hypothese ,,uberzeichnet” die Entwicklung. Noll fragt: Wie wiirden wir diese Zeit sehen,
wenn wir sie mit denselben Instrumentarium betrachten wirden, das uns heute zur Verfligung
steht, insbesondere mit Verlaufsanalysen auf Paneldatenbasis. Dann ware die Diskontinuitét
von Erwerbsverlaufen vielleicht auch in den 50er Jahren sehr deutlich zum Ausdruck ge-
kommen. Das ist ein Punkt, warum ich die Plausibilitit dieses Ansatzes als Folie in Frage
stelle.

Die These, dass es einen Umbruch gegeben hat, sollte nicht Grundlage der Berichterstat-
tung, sondern Befund oder Diagnose eines Umbruchs einer solchen Beobachtung sein. Erst
wenn wir ein Beobachtungsraster haben, mit dem wir gesellschaftliche oder sozio6konomi-
sche Entwicklung beobachten, kann man (muss man natdrlich nicht) zu dem Ergebnis kom-
men, dass es in einer bestimmten Periode einen Umbruch gegeben hat. Und wie lange kann
ein Umbruch eigentlich dauern? Er dauert bereits deutlich langer als das Modell der Nach-
kriegszeit, das als Referenz verwendet wurde, und das ist schon ein Problem. Nun hatte, so
Noll, die Umbruchsthese keine sehr groRe Bedeutung fir die einzelnen Kapitel des vorliegen-
den Berichts. Er zitiert Jurgen Kocka, der bei einer Prasentation des Berichts kommentierte,
es sei eine kluge Entscheidung gewesen, die Umbruchshypothese fiir den Bericht nicht zu
ernst zu nehmen. ,,Allerdings muss man dann natirlich fragen: wozu bendtigt man diesen
konzeptionellen Rahmen?*

Zweifel duBert Heinz-Herbert Noll auch an der internationalen Anschlussfahigkeit dieses
Ansatzes. Vielen Beobachter scheint das Modell der Nachkriegszeit schon flr die deutsche
Entwicklung exzeptionell. Muss man fiir einen Vergleich mit Portugal und Irland oder gar mit
Slowenien und Litauen nicht ganz andere Referenzpunkte verwenden? Das europdische Sozi-
almodell und die Lissabon- Strategie erscheinen ihm als ,,Hilfskonstruktion®, die jedoch nicht
trégt. ,,Man sollte entweder den konzeptionellen Ansatz aufgeben oder auf den internationalen
Vergleich verzichten.”
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Der erste Bericht zur sozio6konomischen Entwicklung entspricht, so Noll weiter, nicht
dem Anspruch eines ,,comprehensive reporting“. Welche Logik liegt hinter der Auswahl von
Themenfeldern und Berichtsgegenstdnden? Warum kommt das Thema Wohlfahrtsstaat und
soziale Sicherung berhaupt nicht vor? Innerhalb der einzelnen Kapitel kann man ,,kaum auch
nur den Versuch erkennen, Produktion und Lebensweise wirklich im Zusammenhang zu ana-
lysieren®. Die groRe Bedeutung, die der Umbruchsthese beigemessen wird, hatte sich im
Zeithorizont der Beobachtung niederschlagen missen. Tatsachlich geht der Beobachtungs-
zeitraum ganz selten hinter die 80er Jahre zurtick.

An diese kritische Kommentierung des vorliegenden Berichts zur soziookonomischen
Entwicklung schliel3t Heinz-Herbert Noll ein Pladoyer an, sich an Grundprinzipien der Sozi-
alberichterstattung zu orientieren. Der Schwerpunkt liegt darauf, Wohlfahrt zu messen und
uber Wohlfahrt in einer Gesellschaft zu informieren. Was dies fur Definitionen und Konzepte
bedeutet, illustriert er am Beispiel des Social Report New Zealand (2001 ff.), bei dem wegen
der raumlichen Entfernung nicht so leicht der Verdacht aufkommt, dieser sei stark von der
»Zapf-Schule” beeinflusst.

Der Social Report New Zealand “provides information on the social health and well-being
of New Zealand society. Indicators are used to measure levels of well-being, to monitor trends
over time, and to make comparisons with other countries.” ,,Wellbeing®, in the context of this
report, means those aspects of life that society collectively agrees are important for a person‘s
happiness, quality of life and welfare. Dazu gehoren Informationen uber ,,New Zealander's
living standards, health, knowledge and skills, our sense of identity and belonging; the quality
and sustainability of our natural environment; the human rights that we enjoy; our ability to
access meaningful and re-warding work; and our freedom from crime and violence”. Der
neuseelandische Bericht

“assesses how well we are performing over time, how different groups within the

community are faring and how our performance compares with other OECD nations,

enables us to think about the direction in which we are heading and to consider where
concerted effort and investment may be required,

is based on a set of key outcomes and indicators that captures the characteristics of a good

society”.

Dieser Anspruch tiber Wohlfahrtsniveaus, Ungleichheit und internationale Wohlfahrtsverglei-
che zu informieren und sich an Charakteristiken einer guten Gesellschaft zu orientieren, er-

scheint Heinz-Herbert Noll ,,paradigmatisch fur das, was man im Allgemeinen unter Sozialbe-
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richterstattung versteht”. Sozialberichterstattung muss sich auch beschréanken. Die Outputori-
entierung ist beispielsweise eine dieser Beschrankungen. Naturlich kann man leicht fordern,
man musse immer alles in seinen Zusammenhang betrachten: Inputs und Outputs, Wirtschaft
und Gesellschaft. An dieser Forderung ist sicherlich an der einen oder anderen Stelle etwas
richtig, und man sollte nicht generell bei Beschreibungen stehen bleiben. Man tut jedoch der
Sozialberichterstattung keinen Gefallen, wenn man ihr ,die ganze Last aufbirdet”. Sie kann
die ,,vielen wichtigen und nitzlichen Beitrage der empirischen Sozialforschung“ und der Poli-
tikberatung nicht ersetzen.

Als Beispiel dafir, wie man konzeptgeleitet zu einem Beobachtungsraster kommt und wie
man aus der potenziell unendlichen Fille von Mdglichkeiten eine sinnvolle Auswahl von Be-
obachtungsdimensionen und Indikatoren treffen kann, stellt Heinz-Herbert Noll seine Arbei-
ten an einem europaischen Indikatorensystem®® vor. Das Konzept unterscheidet zwischen
zwei Perspektiven, der Wohlfahrtsmessung und der Beobachtung ausgewéhlter Aspekte des
sozialen Wandels, und zwei Beobachtungsebenen, einer individuellen Ebene und einer gesell-
schaftlichen Ebene. Wohlfahrtsmessung auf der individuellen Ebene orientiert sich am Kon-
zept der Lebensqualitat, wobei als Unterdimensionen objektive Lebensbedingungen und sub-
jektives Wohlbefinden unterschieden wird. Um neben Lebensqualitat auf der Individualebene
auch Aspekte der Qualitat von Gesellschaft einzubeziehen, orientiert sich das System zum
einen am Konzept der Nachhaltigkeit und zum Anderen am Konzept der sozialen Kohésion.
Beides sind Qualitaten, die man nur auf der kollektiven Ebene sinnvoller Weise betrachten
kann. Natdrlich nicht nur auf der nationalen, sondern auch etwa auf der betrieblichen oder auf
anderen Ebenen.

In Anlehnung an den ,,Capital Approach* werden zwei Dimensionen der Nachhaltigkeit
operationalisiert: Bestand, Erhaltung und Mehrung von natirlichem Kapital und Humankapi-
tal sollen gemessen werden. Die Dimension des sozialen Kapitals wird dagegen durch das
Konzept der sozialen Kohésion abgedeckt, mit den Unterdimensionen Disparitaten, Un-
gleichheiten und Exklusion einerseits und soziale Beziehungen, Bindungen und Inklusion
andererseits. Diese Dimensionen von Wohlfahrt und sozialem Wandel werden nun auf ver-
schiedene Lebensbereiche (,,Life Domains®) angewandt. Diese ,,Systemarchitektur® organi-
siert den Prozess der Beobachtung, d.h. sie definiert, welche Indikatoren fir die etwa 30 ein-

bezogenen Lander im Beobachtungszeitraum erfasst werden. Heinz-Herbert Noll stellt klar, er

8 European System of Social Indicators — vgl. Foliensatz Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattge-

spréch.
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wolle mit diesem Beispel kein Konzept ,,verkaufen®, sondern nur darauf aufmerksam machen,
dass man bei auf langere Frist angelegten, systematischen und kontinuierlichen Berichterstat-
tungen etwas Entsprechendes benétigt: Eine klare Dimensionalisierung dessen, was man beo-

bachten mdchte und eine klare Vorstellung dartiber, wie man das organisieren kann.

Diskussion

Die Diskussion konzentriert sich auf die kritischen Bemerkungen von Heinz-Herbert Noll.
Rainer Land merkt an, ohne die Umbruchshypothese verliere der Berichtsansatz des Ver-
bunds seine Existenzberechtigung. Aber dann misste man auch Uber einen anderen Begriff
nachdenken, auf den man die Veranderungen und Ereignisse der letzten zwanzig Jahre brin-
gen wolle. Manfred Moldaschl pladiert daftir, den Unterschied zwischen soziobkonomischer
und Sozialberichterstattung klar auszuweisen. Peter Bartelheimer spricht sich fiir eine ,,gute
Nachbarschaft” unterschiedlicher Berichtsansatze aus. Da man sich Nachbarn ,,nur bedingt
aussuchen kann“, soll man nicht versuchen, sich (ber unterschiedliche Berichtsansatze zu
streiten, was dem Modell von ,strong ties* entsprechen wirde, sondern in einem Netz aus
»weak ties” bei der Nutzung der Dateninfrastruktur zu kooperieren, Indikatoren anschlussfa-
hig zu halten und Doppelarbeit zu vermeiden. Ein Anschluss von soeb 2 an die VGR st sinn-
voll und erwinscht. Die Thematisierung von Wohlfahrtsstaat und soziale Sicherung stief3 in
soeb 1 auf die zusatzliche Schwierigkeit, dass in zentralen Bereichen gerade ein Systemwech-
sel stattfand. Beim Zeithorizont stand man — wie jeder Berichtsansatz — vor dem Problem, fir
die Zeit vor Mitte der 70er Jahre keine mit den heutigen vergleichbaren Mikrodaten analysie-
ren zu kénnen. Heinz-Herbert Noll stellt noch einmal klar, dass sich die Umbruchsthese aus
seiner Sicht fur ein Forschungsprojekt eignet, nicht aber fur ein systematisches, auf Kontinui-
tat ausgerichtetes Berichtssystem, da man damit nicht mehr offen ist fir andere Entwicklun-

gen.
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2.8 Versuch eines Schlussworts

Tatjana Fuchs: Schlussbemerkungen fir den Forschungsverbund

Tatjana Fuchs dankt den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dafir, dass sie in den vergange-
nen beiden Tagen der Einladung des Forschungsverbunds zu einer kollegialen Beratung ge-
folgt sind und versucht, die erhaltenen Anregungen zu biindeln.

Dass der Verbund der Berichterstattung ein Entwicklungsmodell zu Grunde legt, welches sich
an Umbrichen in Form von Z&suren orientiert und den Blick auf Gesellschaft aus verschiede-
nen Perspektiven erlaubt, wurde mehrfach begrift. Aber noch bleibt die theoretische Fundie-
rung des Entwicklungsmodells schwach, und ebenso die theoriegeleitete Interpretation der
Daten. Auch an der Verzahnung von theoretischen Makroanséatzen und Konzepten, die sich
eher auf die Mikroebene beziehen, ist zu arbeiten.

Interessiert man sich weiterhin fur die Bedingungen stabiler Gesellschaftsentwicklung,
also fur jene Faktorenbiindel, die einen wechselseitigen Verstarkungszusammenhang zwi-
schen 6konomischer und sozialer Entwicklung wahrscheinlich machen, dann sind starker als
bisher die Dynamiken im O0konomischen Bereich unter die Lupe der Berichterstattung zu
nehmen. Denn vieles deutet darauf hin, dass hier die grof3ten Umbriche stattfinden. Dies be-
deutet nicht Riickkehr zum Okonomismus, da 6konomische Entwicklung immer sozial einge-
bettet werden muss, um stabil zu sein.

Mdglicherweise, so Tatjana Fuchs, muss der Verbund sich aber auch partiell von der Um-
bruchsthese l6sen: ,,zumindest insoweit, dass wir uns zunéchst vergewissern, welche Dimen-
sionen Relevanz fir das soziotkonomische Entwicklungsmodell haben, auch wenn sie sich —
flir sich genommen — derzeit nicht in einem Umbruch befinden.

In diesem Zusammenhang gilt es auch den Blick auf die staatliche Seite sozioékonomi-
scher Entwicklung zu scharfen, also zu fragen, welche Bedeutung offentliche Infrastruktur
bzw. die Privatisierung derselben haben.

Und da gesellschaftliche Veranderungen immer umkampft waren und sind, haben einige
Referenten zu Recht gefragt, ob nicht auch Widerstandiges einen Ort in der Berichterstattung
haben sollte.

Keine einfache Frage ist auch weiterhin, wie man sich in Zukunft auf politische bzw.
normative Diskurse beziehen soll. Einerseits bieten sowohl die Lissabon-Strategie und die

Diskussion Uber die Konturen und normativen Grundlagen eines zukinftigen Europdischen
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Sozialmodells, aber auch die politischen Diskurse Gber Nachhaltigkeit wichtige Bezugspunkte
fir die Berichterstattung. Denn diese Diskurse haben die gesellschaftliche Entwicklung und
die Wechselwirkungen zwischen 6konomischem, sozialem und Okologischem System im
Blick. Und sie ringen um eine geeignete Indikatorik, also haben sie auch Berichterstattung im
Blick. Man sollte vermutlich nicht versuchen, diese Diskurse komplett zu ,,verwissenschaftli-
chen®, aber sie bieten eine Basis flr gesellschaftliche Perspektiven, im Sinne von Relevanz-
anzeigern.

Die Anregung, dass auch Diskurse und ldeologien real sind, sollte man ernst nehmen;
diese sollten im Rahmen einer Beobachtung politischer Diskurse ihren Ort in der Berichter-
stattung haben. Was daraus in Form von Konzepten und Indikatoren in die wissenschaftliche
Beobachtung eingeht, ist eine andere Frage.

Das Konzept des Handlungsspielraums, als wichtiges Charakteristikum von Lebensquali-
tat, wird im nédchsten Bericht mit Sicherheit einen grof3eren Stellenwert erlangen. Vieles deu-
tet darauf hin, dass es einen zusatzlichen Erkenntnisgewinn bringt, auf der Mikroebene zu
beschreiben, welche Optionen, welche Gelegenheitsstrukturen Individuen haben. Das wird
keine Abkehr von der Verwendung klassischer Ungleichheitsmerkmale bedeuten — im Gegen-
teil sind in Zukunft starker und durchgangiger als bisher v.a. Geschlecht, Bildung und Ein-
kommen in die Berichterstattung einzubeziehen.

Handlungsspielraume zu beobachten, widerspricht keineswegs dem Konzept der Teilhabe.
Denn das Konzept von Teilhabe und Ausgrenzung in den Kontext des sozio6konomischen
Wandels zu stellen, scheint doch ausgesprochen fruchtbar zu sein. Zudem ermdglicht es uns,
den Blick vom Rand der Gesellschaft auf die gesamte Gesellschaft zu werfen und gesell-
schaftliche Prozesse zu beobachten. Aber es ist zu Uberlegen, Elemente des Capability-
Ansatzes zu berucksichtigen. SchlieBlich war deutlich zu sehen, dass es zwischen den ver-
schiedenen Ansatzen, Mikroprozesse zu beobachten und zu bewerten, viele Gemeinsamkeiten
gibt. Der gemeinsame Kern dieser Ansatze ist die Frage: wie kénnen Ressourcen in Nutzen
und Wahlmaoglichkeiten transformiert werden? Die unterschiedlichen Starken der verschiede-
nen hier vorgestellten Ansétze sind genauer zu betrachten.

Mit diesen multidimensionalen Ansétzen gerat in viel starkerem MaRe das Wohlergehen
der Individuen in den Blick — in der Gesellschaft, in der sie leben, in einer Gesellschaft, die
sich andert. Wesentlich besser muss jedoch geklart werden, welche Dimensionen fiir gelin-
gende Teilhabe wichtiger sind als andere: Dazu sind noch weitere theoretische, aber auch em-
pirische Anstrengungen nétig: Was versteht eine Gesellschaft zu einem gegebenen Zeitpunkt
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unter Zugehdrigkeit und Teilhabe? Wie wird Ausgrenzung subjektiv erfahren? Eine weitere
Anforderung besteht darin, diese Indikatoren starker als bisher aufeinander zu beziehen. Es
geht also nicht nur darum, Risikokumulationen zu beschreiben, wie es soeb 1 bereits in An-
sétzen tat, sondern die Bedingungen in den Blick zu nehmen, unter denen Ausgrenzungserfah-
rungen in der einen Dimension Ausgrenzungen in anderen Dimensionen nach sich ziehen.

In vielen Diskussionsbeitrdgen und Referaten ist deutlich geworden, dass die Verwendung
von Indikatoren, auch relativ einfacher Indikatoren etwa fir Landervergleiche, und eine dichte
Beschreibung des deutschen Produktions- und Sozialmodells einander nicht ausschliel3en,
sondern erganzen konnen. Diese dichten Beschreibungen sollten auch fir die Analyse von
Regionen und Raumen offen sein.

Notig sind dafur ausgewahlte, vertiefende qualitative Untersuchungen. Ein Beispiel hier-
fir ist das Konzept der alltaglichen Lebensfiihrung; Nicht nur, dass dadurch sehr anschaulich
die Alltagspraxis in den Blick kommt; auch die — in der Berichterstattung bereits angelegte —
konsequente Erweiterung des Blicks auf Arbeit ist in diesem Ansatz gut aufgehoben. Auch
eroffnet das Konzept eventuell die Mdglichkeit, die Konzeption von Regulierung und sozialer
Strukturen starker personenbezogen zu analysieren.

Eine weitere methodische Anregung betrifft Verlaufsanalysen: Der erste Bericht hat diese
Verfahren in Ansatzen bereits genutzt, und der Verbund wird sich in Zukunft noch intensiver
— auch auf der Basis von Kohortenanalysen — mit der Dynamik soziodkonomischer Entwick-
lung und mit den Auswirkungen z.B. von prekéren Lebenslagen auf Lebensverldufe beschaf-
tigten.

Zum Schluss eine weitere wichtige Anregung: Wir missen uns stérker als bisher fragen,
wer unsere Zielgruppen sind. Dies kénnen mehrere sein, mit durchaus unterschiedlichen Inte-
ressen. Aber vielleicht gelingt es, Uber intelligente und anschauliche Zusammenfassungen,
uber eine stérkere Staffelung von einfachen Indikatoren und tber ein gut strukturierten The-
menangebot zu komplexen Zusammenhangen die soziobkonomische Berichterstattung mehr

Menschen mit verschiedenen Leseinteressen zuganglich zu machen.
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3. Werkstattgesprach 2: Regulierung des Umbruchs —
Umbruch der Regulierung?

(Autorin: Nicole Mayer-Ahuja, SOFI)

3.1 Einfihrung: Regulierung im Umbruch als Problem sozio6konomischer

Berichterstattung

Nicole Mayer-Ahuja: Regulierung im Umbruch

Der einfiihrende Beitrag von Nicole Mayer-Ahuja (siehe Einleitungsstatement und Foliensatz
in der Materialsammlung) konzentrierte sich vor allem auf drei Punkte: (a) auf den Stellen-
wert der Werkstattgesprache fur den neuen Abschnitt der Berichterstattung; (b) auf den Um-
bruch des deutschen Produktions- und Sozialmodells; und (c) auf die Notwendigkeit und
Schwierigkeit, Regulierung und soziotkonomische Berichterstattung zusammenzubringen.

Im ersten Punkt wurde die Funktion der Werkstattgesprdche im Rahmen einer Neuaus-
richtung der Soziobkonomischen Berichterstattung umrissen (siehe dazu das Diskussionspa-
pier zu Werkstattgesprach 2 in der Materialsammlung) und betont, dass der Fokus auch wei-
terhin auf die sozio6konomische Entwicklung in Deutschland gerichtet sein solle. Der genaue
Zuschnitt und Aufbau eines zweiten Berichtes, der (vorbehaltlich der Zustimmung des
BMBF) bis Herbst 2008 vollendet sein soll, misse diesen erkennbar als Fortsetzung der so-
ziobkonomischen Berichterstattung ausweisen, doch kénnten durchaus neue Themenfelder
aufgenommen, andere zuriickgestellt werden. Einigkeit herrsche im Projektverbund darber,
dass Regulierungsfragen im zweiten Bereicht eine groRere Rolle spielen sollen als bisher. Fur
das Werkstattgesprach wurden folgende Fragen formuliert: Wie untersucht man Regulie-
rungsaspekte tberhaupt im Rahmen einer Berichterstattung? Wie wirken Regulierungsstruk-
turen und Regulierungsaktivitdten zusammen? Was sind zentrale Gegenstandsbereiche, an
denen man (exemplarisch) solche Zusammenhédnge untersuchen kann? Haben wir es mit ei-
nem Umbruch in Gegenstand, Reichweite oder Ebene von Regulierung zu tun, der (zumindest
teilweise) fur Verdnderungen in den Bereichen Arbeit und Lebensweise verantwortlich ist;
oder zeitigen weitgehend unverénderte Regulierungspraktiken und -strukturen im Zuge 6ko-

nomischer und sozialer Umwaélzungen ,,nur* andere Ergebnisse?
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Die Themenauswahl des Werkstattgesprachs sei keine Vorentscheidung fir die Struktur
des zweiten Berichts, doch Arbeit werde auch kiinftig eine zentrale Berichtskategorie sein,
anhand deren Regulierung man das (moglicherweise konflikthafte) Zusammenwirken von
Staats-, Unternehmens- und Haushaltsstrategien gut analysieren koénne.

Zum Umbruch des Produktions- und Sozialmodells wurde betont, dass langfristige Wand-
lungsprozesse (wie Tertiarisierung, Globalisierung, Demographie oder Wertewandel) in ver-
schiedenen Gesellschaften unterschiedlich bewaéltigt wirden. Um die Entwicklung in
Deutschland zu verstehen, misse man also den konkreten sozio6konomischen Entwicklungs-
zusammenhang berticksichtigen, ,,der die 6konomischen Bedirfnisse von Unternehmen und
Haushalten als Wirtschaftssubjekten und die individuellen Bedurfnisse und Lebensziele sozial
handelnder Gesellschaftsmitglieder mehr oder weniger gut in Einklang bringt.“ Die Um-
bruchhypothese besage nun, dass sich in Produktionsmodell, Sozialmodell sowie in deren
Zusammenwirken etwa seit Anfang der 1970er Jahre wesentliche Neuerungen vollzogen hat-
ten: In der Nachkriegszeit habe zwar keine Symmetrie, aber zumindest eine ,,Gleichgerichtet-
heit von 6konomischem Wachstum und sozialem Fortschritt bestanden, die bis heute Be-
zugspunkt fur die offentliche Wahrnehmung sei. Die wirtschaftliche Dynamik dieses Modells
habe sich jedoch ab Mitte der 1970er erschopft. Allerdings sei der Bezug auf eine solche Um-
bruchhypothese umstritten: Zum einen werde moniert, dass eine Sozialberichterstattung Daten
aufzubereiten, aber nicht zu interpretieren habe. Zum anderen sei im ersten Bericht unklar
geblieben, was unter dem deutschen Produktions- und Sozialmodell oder unter dessen Um-
bruch zu verstehen sei, weil sich Besonderheiten nur im internationalen und historischen Ver-
gleich zeigten, die bisher beide (auch aufgrund von Datenmangel) eher unterbelichtet geblie-
ben und zudem nicht leicht miteinander kombinierbar seien.

Regulierungsfragen, so der dritte Punkt des Vortrags, seien zentral, wenn man etwa von
Produktions- und Sozialmodell(en), institutionell vermittelter Ausgrenzung oder Sens Capabi-
lities-Ansatz spreche. Sie seien aber schwer in eine Berichterstattung zu integrieren: Zum ei-
nen finde Regulierung auf Makro- und Mesoebene statt, wéhrend sozioékonomische Veran-
derungen in der Berichterstattung auf Basis von Mikrodaten abgebildet wiirden. Zum anderen
werde Regulierung oft (im Sinne von Regulierungsaktivitét) als punktueller Eingriff verstan-
den, wahrend soziodkonomische Veranderungen sich tber langere Zeitraume vollziehen. So-
zialberichterstattung misse aber sowohl die Ebene der Regulierung als auch die Ebene mess-
barer soziobkonomischer Veranderung betrachten. Dies setze jedoch voraus, dass man Regu-
lierung nicht als punktuellen Eingriff, sondern als Prozess fasse, in dessen Verlauf Regulie-
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rungspraktiken die bestehenden Regulierungsstrukturen verstarken oder schwéchen konnen.
Habe man sozio6konomische Verdnderungen sowie die Veranderung von Regulierung als
parallele Entwicklungslinien skizziert, so diirfe man nicht nach einfachen Kausalzusammen-
héngen zwischen beiden suchen: Regulierung sei ein Kraftfeld, auf das Staat, Unternehmen
und Haushalte einwirkten, wobei deren Strategien weder in sich stimmig sein noch in dieselbe
Richtung weisen missten. Das Resultat von Regulierung, also Veranderung, die man statis-
tisch messen konne, sei (wie in einem Krafteparallelogramm) nicht deckungsgleich mit einem
der Inputfaktoren, sondern ergebe sich im Zusammenspiel unterschiedlich wirkungsméchtiger

und teilweise gegenldaufiger Regulierungsbemihungen.

Diskussion

In der anschlieBenden Diskussion wurden verschiedene Punkte des Vortrages (zum Teil kri-
tisch) aufgegriffen. Erstens wurde Kritisiert, dass das Bild eines Krafteparallelogramms nicht
zur Messbarkeit von Regulierung beitrage. Zweitens wurde darauf hingewiesen, dass man
etwa in der Industriesoziologie nicht mehr von dem Produktionsmodell eines Landes spreche,
sondern von Produktionsmodellen auf Unternehmensebene. Statt den Ubergang von Fordis-
mus zu Postfordismus nachzeichnen zu wollen, sollten wir punktuell spezifische Regulie-
rungsansétze untersuchen und auf Trendaussagen verzichten. Drittens wurde in Frage gestellt,
inwiefern man Uberhaupt von einer Zasur um 1975 ausgehen konne, solange die Beurteilung
der vorausgehenden Jahre (auch aufgrund mangelnder Daten) unklar sei — immerhin sei etwa
die ,,soziale Marktwirtschaft* selbst in den 1960er Jahren eher propagiert als gelebt worden.
Briiche seien anders zu datieren (etwa auf die Jahre 1945 oder 1989). Wenn man hingegen am
Jahr 1975 als Zasur festhalten wolle, so sei als wesentlichstes Element der Verzicht auf key-
nesianische Regulierung zu nennen, der sich vor allem auf ideologischer Ebene niederschlage:
Neoliberalismus sei in erster Linie eine Philosophie der Regulierung, und es sei zu hinterfra-
gen, inwiefern Aspekte neoliberaler Ideologie wie Individualisierung oder Wertewandel von
breiten Bevodlkerungsschichten getragen wirden. Falls Umbriiche hingegen nur behauptet
wirden, weil sich bei Wenigen die Paradigmen und damit die Regulierungsphilosophien ge-
andert hatten, handle es sich nicht um Umbruch, sondern um Umsturz. Dieser Einschéatzung
wurde entgegnet, um 1975 habe sich nicht nur die Ideologie, sondern auch die Praxis der Re-
gulierung gedndert. Zum einen seien wesentliche Schriften von Neoliberalen wie Milton
Friedmann schon in den 1950er Jahren erschienen (die Ideologie sei also der Regulierung

vorausgegangen), zum anderen sei durchaus ein realer Umbruch festzustellen, wie etwa die
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monetdre Regulierung (Abschaffung des Wechselkurssystems von Bretton Woods; Beginn
eines ,,Finanzmarktkapitalismus®) zeige. Zudem habe es Veranderungen in der Weltwirtschaft
gegeben, die gegen die Einschétzung spréchen, ,,wir hatten heute kein Problem, wenn man die
politischen Entscheidungen nicht getroffen hatte” (Rainer Land). Politische Interventionen
seien nicht nur Ursachen von Entwicklungstrends, sondern auch Folgen dieser Entwicklungen
oder Krisen (z.B. Olkrise etc.). Zusammenfassend wurde bemerkt, man miisse nicht nur Mik-
roindikatoren, sondern auch angemessene Makroindikatoren fur den Umbruch finden, die ggf.
ein Nebeneinander von Regulierungsmodellen (etwa: Versicherungs- neben Firsorgeprinzip
in der sozialen Sicherung) belegen wiirden. Ziel einer Sozialberichterstattung sei jedenfalls
nicht die ,,Erklarung der Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft in der Welt*“. Vielmehr
brauche man Kategorien und Konzepte mittlerer Reichweite, die sowohl Strukturen und
Wandel beschreiben kdnnten als auch empirisch umsetzbar und interpretierbar, also operatio-
nalisierbar seien. Zudem miusse Anschlussfahigkeit an moglichst viele vorhandene Konzepte

bestehen: ,,Sozialberichterstattung muss eklektizistisch sein!* (Ludger Pries)

3.2 Regulierung von Arbeit: Perspektiven und Dimensionen

Ludger Pries: Kraftefelder der Strukturierung und Regulierung von Erwerbsarbeit

Ludger Pries verwies in seinem (wesentlich durch den in der Materialsammlung enthaltenen
Foliensatz dokumentierten) Beitrag zundchst darauf, dass sich sein Begriffsapparat aus-
schlieBlich auf Erwerbsarbeit beziehe und (im Gegensatz zum ersten soeb-Bericht) Eigenar-
beit oder Anerkennungsarbeit nicht einschlieBe. Allerdings gehe er davon aus, dass auch die
Erwerbsarbeit selbst dem doppelten Ziel von Daseinsvorsorge und Anerkennungserwerb die-
ne. Weil neben dem ,,homo oeconomicus® auch der ,,homo sociologicus® in den Blick gerate,
muisse man sich auf Basis seiner Begriffe also nicht auf eine reine Wirtschaftsberichterstat-
tung beschranken. ,,Erwerb” umfasse in seinem Verstdndnis Besché&ftigungsbeziehungen
(EntauBerungsbeziehungen im Arbeitskontrakt), Arbeitsbeziehungen (Transformation von
Arbeitskraft in Arbeitsleistung im Arbeitsprozess) und Partizipationsbeziehungen (Entschei-
dungsprozess). Als erwerbsstrukturierende Institutionen (zur Institutionen-Definition siehe
Foliensatz ,,Ludger Pries”) bezeichnet Pries den Markt, die (vom Markt getrennte und nach
eigenen Regeln funktionierende) Organisation, (in Anlehnung an amerikanische Diskussio-
nen) den Beruf, das Netzwerk (wozu er etwa Familie, Geschlechterarrangements, Haushalts-

strukturen oder soziale Nahbeziehungen z&hlt) sowie das Offentliche Regime (verstanden als
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Staat, Tarifvertragsparteien etc.). Ein integrierter Blick auf diese funf Institutionen ermdégliche
sowohl Léngs- als auch Querschnittvergleiche. So kénne man etwa feststellen, dass Markt-
lichkeit in GroRbritannien oder den USA eine groRere Rolle spiele als in der Bundesrepublik,
dass aber im Zuge sozialen Wandels in den vergangenen 15 Jahren Marktlichkeit auch in der
Bundesrepublik an Bedeutung gewonnen habe. Der Stellenwert von Beruflichkeit habe sich
verandert, sei aber nicht geschmalert etc. Nach einem knappen Uberblick tber die mit jeder
der funf erwerbsstrukturierenden Institutionen verbundenen Hauptressourcen, Handlungs-
normen, Handlungskontexte und Kommunikationsmedien betonte er, man kénne nun betrach-
ten, welche Bedeutung bestimmte Institutionen fiir Erwerbsarbeit hatten und daraus ein je
national und historisch spezifisches Kréftefeld rekonstruieren. Im nachsten Schritt wandte
sich Pries den Dimensionen der Erwerbsregulierung zu. Wahrend erwerbsstrukturierende
Institutionen dahnlich wie Stralen fungierten, die den Verkehr strukturierten, ohne dass je-
mand direkt eingreife, sei beim Begriff der Regulierung an eben solche direkten Eingriffe
(also etwa an den Bau eines Kreisverkehrs oder das Aufstellen einer Ampel) zu denken. Um
Charakter und Veranderung von Erwerbsregulierung zu fassen, schlug Pries vor, insgesamt
acht ihrer Dimensionen zu betrachten (Regulierungsgegenstand, Regulierungsarena, raumli-
che Reichweite, Regulierungsmodus, Akteure, Machtquellen, Akteurskonstellation, Ideolo-

gie/politischer Diskurs), und nannte knapp die Aspekte, an die hier jeweils zu denken sei.

Diskussion

In der Diskussion (ber diesen Beitrag wurde zundchst die Verbindung zum Einfuhrungssta-
tement gezogen: Wahrend dort von Regulierung auf Staats- , Unternehmens- und Haushalts-
ebene die Rede gewesen war, unterschied Ludger Pries zwischen einer individuellen, betrieb-
lichen, tarifvertraglichen, gesetzlichen und diskursiven Regulierungsarena, wobei Letztere (in
Anlehnung an Habermas) nicht-justiziable Standards der Beachtung von Menschenrechten
oder ,,Corporate Social Responsibility* beinhalte. Pries betonte, dass zur Regulierung sowohl
formelle (gesetzliche) Regelungen als auch informelle Regeln gehorten. Nachgefragt wurde,
inwiefern der Begriff ,,individuelle Regulierung* iberhaupt Sinn mache und ob man ihn nicht
zumindest von Kollektiver Regulierung abgrenzen musse. Der zweite Fragekomplex bezog
sich auf die Operationalisierung der vorgestellten Begriffe fur eine Sozialberichterstattung:
Nach deren ,,Datenhunger® befragt, betonte Pries, ein Aspekt wie ,,Betrieblichkeit” lasse sich
etwa unter Ruckgriff auf Meldedaten zur Sozialversicherung operationalisieren, die nahe leg-

ten, dass 80% der abhangig Beschéftigten in stabile Beschaftigungsverhaltnisse eingebunden
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seien. Auf die Nachfrage, ob er (wie im Vortrag angedeutet) Vermutungen zu bedingenden
Faktoren bzw. Faktorenbundeln habe, verwies Pries auf eine gewisse Wahrscheinlichkeit,
dass ein Vorherrschen von Betriebsvereinbarungen und Tarifvertrdgen sich z. B. eher nicht
mit informeller Regulierung vertrage, vertiefte dies aber nicht weiter. Ein dritter Fragenkom-
plex bezog sich auf die konkrete Fassung der erwerbsstrukturierenden Institutionen: Auf
Nachfrage zur Institution des Berufes betonte Pries, es gehe ihm weniger um spezifische Va-
rianten von Beruflichkeit (etwa um deutsche Facharbeit) als um eine breit verstandene beruf-
liche Praxis, in der Arbeitsvermégen geformt und Rollen gebiindelt wirden. Besondere Un-
Klarheit bestand offenbar tber den Begriff des offentlichen Regimes, das Pries erst spéat in
sein Konzept aufgenommen hat, weil er es sich nach eigenem Bekunden zunéchst als Teil der
»Gesellschaft” vorstellte, das in die Erwerbsarbeit ,,eingelassen sei. Inzwischen begreife er es
allerdings als eine spezifische Logik, ein ,,Impulsfeld”, das regulierend auf Arbeit und andere
Lebensbereiche einwirke, wobei Regulierung als Aushandlung, Festlegung und Kontrolle zu
verstehen sei. Seines Erachtens hatten staatliche Instanzen schon friiher auf die Regulierung
von Arbeit eingewirkt (Bsp.: Bergwerksordnungen), als die gdngige Argumentation vermuten
lasse, Gewerkschaften hatten einen bestimmten Regulierungsstandard erstritten, den der Staat
spater abgesichert habe. Man musse vielmehr davon ausgehen, dass die finf erwerbsstruktu-
rierenden Institutionen parallel entstanden seien. Der letzte Diskussionspunkt bezog sich
schlielich auf Pries’ Vorstellung von sozialem Wandel: Seien Strukturen etwa in sich sta-
tisch, wenn erwerbsstrukturierende Institutionen tatsachlich wie betonierte Stralien funktio-
nierten? Pries argumentierte, sein Begriffsapparat konne den Wandel von Erwerbsarbeit bes-
ser fassen als zum Beispiel der ,Varieties of Capitalism“-Ansatz, der nur Markt und Staat
beriicksichtige, andere Institutionen hingegen ausblende, oder als der gangige Verweis auf
Dualitaten (Post-, Neo- etc.), die sowohl das Vorher als auch das Nachher unzuléssig vergro-
berten und die Frage, ob man Wandel feststellen kénne, letztlich davon abhéngig machten, wo
man ,,den Schnitt setzt“. Sein Konzept erlaube es vielmehr, Wandel in doppelter Hinsicht zu
analysieren: Zum einen als spezifischen Formwandel einzelner Institutionen, denn wenn z.B.
statt Abteilungsstrukturen immer mehr Projektstrukturen dominierten, habe sich offensicht-
lich die Institution ,,Organisation“ selbst verédndert. Zum anderen kdnne man Wandel an der
relativen Bedeutung einer Institution innerhalb des Institutionensettings festmachen, etwa an

einem Bedeutungsverlust des ¢ffentlichen Regimes nach Ende der ,,konzertierten Aktion“.
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3.3 Regulierung von Arbeitszeit und Einkommen

Diana Auth: Arbeitszeitpolitik und Geschlechterverhaltnis

Diana Auth zeichnete zundchst die tarifliche Arbeitszeitpolitik nach (vgl. Foliensatz Diana
Auth). Zwischen den 1950er und 1970er Jahren sei die 40-Stunde-Woche etabliert, eine Ver-
langerung des bezahlten Urlaubes durchgesetzt und der arbeitsfreie Samstag verbreitet wor-
den, wobei stets klar gewesen sei, dass ,,Vati“ ,,samstags mir gehoren solle, wahrend ,,Mutti*
sich den Rest der Woche um die Kinder kiimmere. In den 1980er Jahren hingegen sei tarifli-
che Arbeitszeitpolitik vor allem durch Auseinandersetzungen um die 35-Stunden-Woche ge-
pragt gewesen, wobei es nur nachrangig um eine Uberwindung geschlechtsspezifischer Ar-
beitsteilung gegangen sei, wie der Verzicht auf Verkiirzungen der taglichen Arbeitszeit zeige.
In den 1990er Jahren habe sich tarifliche Arbeitszeitpolitik dann auf Altersteilzeitmodelle
sowie auf beschaftigungssichernde Arbeitszeitverkiirzungen (wie die 28-Stunden-Woche bei
VW) fokussiert, die aber explizit keinen neuen Arbeitszeitstandard etablieren sollten. Seit
dem Jahr 2000 sei schlieflich ein Trend zu befristeten Arbeitszeitverkirzungen und -
verlangerungen auf Betriebsebene bzw. zu unbezahlten Arbeitszeitverldéngerungen festzustel-
len. Die Rolle des Staates bei der Regulierung von Arbeitszeiten habe in der gesamten Zeit
darin bestanden, (indirekt) Rahmenbedingungen zu setzen und (direkt) Gesetze mit Arbeits-
zeitrelevanz zu erlassen. Zwischen den 1950er und 1970er Jahren habe staatliche Arbeitszeit-
politik vor allem tarifliche Regulierung nachvollzogen, etwa indem man in Reaktion auf die
Ausweitung tariflicher Urlaubsanspriche auch den gesetzlichen Mindesturlaub verlangert
habe. In den 1980er Jahren habe die konservativ-liberale Koalition hingegen keine eindeutige
Strategie verfolgt: So sei tarifliche Arbeitszeitpolitik teilweise konterkariert worden, indem
man durch Vorruhestandsregelungen die gewerkschaftliche Forderung nach der 35-Stunden-
Woche parierte. Teilweise sei regulierende Arbeitszeitpolitik betrieben worden, indem staatli-
che Regulierung sich auf neue Bereiche (wie Befristungen im Beschaftigungsforderungsge-
setz von 1985) ausweitete, fur die Gewerkschaften bis dahin bewusst keine (als Legitimation
interpretierbare) tarifliche Regulierung angestrebt hatten. Speziell das BeschFG zeige jedoch
auch die Bedeutung dessen, was nicht reguliert werde — so habe geringfiigige Besché&ftigung
trotz ihrer massiven Zunahme keine Rolle gespielt. Zudem sei de-regulierende staatliche Ar-
beitszeitpolitik betrieben worden (etwa bei der Reform des Arbeitszeitgesetzes), und teilweise

auch komplementére Arbeitszeitpolitik, etwa wenn das Altersteilzeitgesetz tarifliche Vorruhe-
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standsregelungen erganzte. Staatliche Arbeitszeitpolitik unter der rot-griinen Koalition habe
schlielllich zundchst regulierend gewirkt, indem man sozialversicherte Teilzeitarbeit durch
Etablierung eines Rechtsanspruchs gefordert, mit der Reform der Elternzeit (2001) Mdoglich-
keiten flr familienbedingte Teilzeitarbeit ausgebaut und gleichzeitig MalRnahmen gegen ge-
ringfligige Beschaftigung ergriffen habe (Festschreibung der Einkommensgrenze, Ersatz der
Lohnsteuerpauschale durch Sozialversicherungsbeitrdge). Der Rechtsanspruch auf Teilzeit
werde allerdings vor allem von Frauen genutzt, was zu einer weiteren Segregation auf dem
Arbeitsmarkt fiihre. Schon mit den Hartz-Reformen habe man hingegen umgesteuert und nun
wieder geringfligige Beschéftigung (Mini- und Midijobs) gefdrdert, die in der Folge rapide
zunahmen. Insgesamt sei in den vergangenen Jahrzehnten ein Wandel in der Bedeutung von
Regulierungsebenen festzustellen: Zwar seien nach wie vor alle Regulierungsebenen von Be-
deutung, doch zum einen habe Verbetrieblichung stattgefunden (betriebliche Umsetzung der
35-Stunden-Woche; tarifliche Offnungsklauseln zur betrieblichen Beschaftigungssicherung),
zum anderen eine Individualisierung von Arbeitszeitpolitik, weil sich individuelle Arbeits-
zeitdauer, -lage und —verteilung in Umsetzung der 35-Stunden-Woche ausdifferenziert habe
und weil abhdngige Selbstandigkeit, Teilzeitarbeit und Vertrauensarbeitszeiten zundhmen.
Dies fuhre zu einer Flexibilisierung und Entstandardisierung von Arbeitszeiten, speziell zu
deren ,,Ausfransen* mit immer gréReren Abweichungen nach unten (Kurzarbeit, Teilzeitar-
beit, Minijobs) und nach oben (Mehrarbeit, Uberfillte Arbeitszeitkonten, Vertrauensarbeits-
zeit). Eine wichtige Neuerung bestehe darin, dass sich die Gewerkschaften in den letzten Jah-
ren zunehmend fir Teilzeitarbeit interessierten: Diese habe lange nicht als arbeitszeitpoliti-
sches Problem gegolten und erst tarifliche Aktivitaten ausgel6st, als Vollzeitstellen in Teil-
zeitjobs aufgespalten worden seien. In Hinblick auf die Umbruchhypothese des Projektver-
bundes betonte Auth, arbeitszeitpolitischer Wandel sei am ehesten auf Mitte der 1980er Jahre
zu datieren, als tarifliche und staatliche Arbeitszeitpolitik von Arbeitszeitverkiirzung abriick-
ten und zu Arbeitszeitflexibilisierung und —verlangerung Ubergegangen seien, durch Ver-
betrieblichung und Individualisierung die Regulierungsebene gewechselt worden sei und fle-
xible bzw. entstandardisierte Arbeitszeitmuster an Bedeutung gewonnen hétten. Allerdings
habe es sich dabei nicht um einen Umbruch gehandelt, weil die VVer&dnderungen langsam und
widersprichlich gewesen seien. Dennoch sei die Veranderung nicht zu unterschétzen, denn
sie markiere ein Rollback zu Arbeitszeitverlangerung, und gerade die 35-Stunden-Woche, die
doch neue kollektive Arbeitszeitstandards festlegen sollte, habe letztlich zur Entstandardisie-
rung von Arbeitszeiten beigetragen.
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Diskussion

In der anschlieRenden Diskussion wurde zundchst nachgefragt, wie man Wirkungen arbeits-
zeitpolitischer Regulierung messen konne. Als Mdglichkeiten wurde die Analyse von Diskur-
sen und Legitimationssemantiken angeboten, wozu Ulrike Kress spater ein konkretes VVorge-
hen vorschlagen sollte. Diana Auth betonte, dass die Politikwissenschaft ohnehin eher unter-
suche, welche Forderungen Akteure erhében und welche MalRnahmen daraus resultierten, als
Wirkungsforschung zu konkreten Ergebnissen solcher Entscheidungsprozesse zu betreiben.
Allerdings gebe es keinen Zusammenhang zwischen der Hérte der Auseinandersetzung um
ein bestimmtes arbeitszeitpolitisches VVorhaben und dessen spateren Folgen: Das umstrittene
BeschFG von 1985 sei jedenfalls arbeitszeitpolitisch weitgehend folgenlos geblieben, wah-
rend die recht einmitige Neuregelung von Minijobs enorme Auswirkungen auf den Arbeits-
markt gehabt habe. Der zweite Fragenkomplex bezog sich auf die Ausfiihrungen zu Umbruch
bzw. Wandel: Zunéchst wurde betont, dass der Umbruch-Begriff des Projektverbundes durch-
aus langsame, widerspriichliche Veranderungen einschlieRe, dass man jedoch eher nicht von
»Wandel“ sprechen wolle, weil der Begriff ,akteurfrei* ablaufende Prozesse nahe lege. Spe-
ziell in der Bundesrepublik, wo Arbeitszeiten im internationalen Vergleich besonders radikal
flexibilisiert worden seien, habe man es immerhin mit einer ,,verhandelten Flexibilisierung*
(Pries) zu tun, die hochst polarisierend wirke: Auf der einen Seite habe Arbeitszeitflexibilisie-
rung zu Deutschlands Status als ,,Exportweltmeister und damit zu einer Stabilisierung von
Beschaftigung beigetragen, auf der anderen Seite zu einer Prekarisierung von Arbeitsverhélt-
nissen, was eher Umbruch als Wandel nahelege. Im dritten Diskussionskomplex ging es
schliellich um die Frage, warum manche arbeitszeitpolitischen Regulierungsakte (wie Al-
tersteilzeit oder die Minijob-Neuregelung) sofort messbare Folgen zeitigten, wahrend andere
(etwa der Teilzeit-Rechtsanspruch oder MalRnahmen zur Modifizierung geschlechtsspezifi-
scher Arbeitsteilung) weitgehend folgenlos verpufften. Auth selbst verwies zur Erklarung auf
das arbeitszeitpolitische Kraftfeld, in das die finanzielle Situation und der Arbeitskréaftebedarf
von Unternehmen ebenso einflossen wie Gesetze oder Geschlechterarrangements, wobei Un-
ternehmerverbande und Gewerkschaften eher stabile arbeitszeitpolitische Positionen vertra-
ten, da sie jeweils ein bestimmtes Klientel représentierten, wahrend staatliche Arbeitszeitpoli-
tik je nach Regierungszusammensetzung eher variiere. Argumentiert wurde allerdings auch,
dass sich Minijobs und Frihverrentung vor allem deshalb durchgesetzt hatten, weil sie durch

die Bundesanstalt fir Arbeit subventioniert worden seien, was den Eindruck erweckt habe,
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dass niemand etwas verliere und der ,,unbekannte Dritte” die Rechnung zahle. Besonders
wichtig fiir den weiteren Umgang mit Regulierungsfragen diirften allerdings drei Uberlegun-
gen sein: Erstens die Anregung, bei Beurteilung eines Regulierungskomplexes auch Aspekte
in den Blick zu nehmen, die explizit nicht reguliert wiirden; zweitens der Hinweis, dass vor-
gebliche und tatséchliche Ziele von Regulierung nicht deckungsgleich sein missten (aktuell
werde etwa Arbeitszeitverlangerung von Unternehmerverbanden propagiert, um Lohnkirzun-
gen durchzusetzen); und drittens der Gedanke, dass gesetzliche oder tarifliche Normen auch
Praktiken nachtraglich legitimieren konnten, die vorher etabliert worden seien. In diesem Sin-
ne konne etwa die tarifliche Festschreibung flexibler Arbeitszeiten eher ein Beitrag zur Stan-
dardisierung realer Flexibilisierungspraktiken als zur Entstandardisierung von Arbeitszeiten

gewesen sein.

Claus Schafer: Einkommensverteilung im Schnittpunkt von Wirtschaft und Politik

Schéfer leitete seinen Beitrag (vgl. Foliensatz Claus Schafer) mit einer grundsatzlichen Kritik
an der Umbruchhypothese des Projektverbundes ein: In der Einkommensregulierung seien in
den vergangenen Jahrzehnten keine Briche nachzuweisen, und doch bestehe heute eine
grundlegend andere Einkommensverteilung als vor 20 Jahren, speziell die Polarisierung zwi-
schen hohen und geringen Einkommen habe massiv zugenommen. Zudem bezeichnete er die
im Einfuhrungsstatement genannten langfristigen Entwicklungstrends als wenig eindeutig: So
sei etwa Wertewandel weniger bei den Birgern als bei Unternehmens- und Staatsvertretern
festzustellen, und Individualisierung (festgemacht etwa am Verzicht auf Familiengriindung)
kdnne die Folge freier Wahl, aber durchaus auch durch Mangel an Arbeit oder Einkommen
erzwungen sein. Grundsatzlich sei nicht auszuschlielRen, dass ,,Umbrliche* vorgeschiitzt wir-
den, um politische Ziele zu legitimieren, oder dass alte Probleme (wie Armut) heute verstérkt
diskutiert wirden, weil die Sensibilitat fur damit zusammenhé&ngende Regulierungsstrukturen
und -defizite gewachsen sei. Jedenfalls sei der Bereich ,,Einkommen* besonders geeignet, um
Charakter und Veranderung von Regulierung zu analysieren: Immerhin sei Einkommen leicht
messbar; es verbinde individuelle Lebensplanung mit der Einkommenssituation von Gruppen
und Gesellschaft und damit letztlich mit gesellschaftlicher Nachfrage, und zudem hatten Ein-
kommensfragen groRe Bedeutung fiir den sozialen Zusammenhalt. Was die jeweilige Rele-
vanz von staatlicher, unternehmerischer und individueller Regulierung im Einkommensbe-
reich betrifft, so argumentierte Schafer, individuelle Wahlmoglichkeiten seien gering und

»Lebensplanung“ nur bedingt mdéglich. Wichtiger sei hingegen staatliche Einkommensregu-
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lierung, die offen (durch Regeln, Ge- und Verbote) oder versteckt (etwa durch Steuern) wir-
ken konne, doch selbst diese stehe hinter der Regulierung durch Gewerkschaften und Unter-
nehmerverbande zuriick: Letztlich sei die Regulierung von Markteinkommen ,,Verbandssa-
che®, und der Sozialstaat ,,schiee” ggf. im Bereich der Familieneinkommen ,nach®. Die
Entwicklung des damit gewichteten Szenarios der Einkommensregulierung folge seit 50-60
Jahren nur begrenzt einem ,,Plan*, doch man musse stets davon ausgehen, dass staatliche und
tarifliche Regulierung nicht getrennt voneinander funktionierten (die Tarifautonomie z. B.
habe immer staatliche Rahmenbedingungen gehabt). Im Folgenden beschrankte sich Schafer
weitgehend auf die Tarifautonomie, die er als wichtigste Ebene der Einkommensregulierung
ausgemacht hatte: Ein zentrales Defizit der Tarifautonomie bestehe darin, dass sie nicht alle
Beschaftigten erfasse. Man wisse zwar nicht, ob tarifvertragsfreie Zonen wirklich zugenom-
men hatten, da es keine ,,langen (Daten-)Reihen* gebe, doch offensichtlich handle es sich hier
um ein sehr verbreitetes Phdnomen. Zudem habe Tarifpolitik Frauen stets vernachlassigt, weil
das mannlich dominierte ,,Normalarbeitsverhéltnis* auch fur Tarifvertrage Orientierungspunkt
gewesen sei. Die Ungleichbewertung von Manner- und Frauenarbeit komme etwa darin zum
Ausdruck, dass Téatigkeitsbeschreibungen fiir Mannerarbeitsplatze stets viel detaillierter aus-
fielen, und linear-proportionale Lohnerhéhungen héatten die Einkommens-Ungleichheit zwi-
schen Mann und Frau noch vergroBert. Tarifliche Offnungsklauseln schlieRlich hatten (auch
zu Lasten von Frauen) ,,betrieblichen Wildwuchs* verstérkt, weil trotz angeblich ,,objektiver
Bezahlungskriterien letztlich doch Gewohnheiten, Hierarchien und Rollenverstandnisse be-
stimmten, wer wie viel ,,verdiene®. Staatlicherseits begrenzt werde die Tarifautonomie zum
einen explizit, z. B. durch gesetzliche Mindeststandards auf nationalstaatlicher und EU-
Ebene; so durfe laut Europdischer Sozialcharta flr einen Vollzeitarbeitsplatz eigentlich nie
weniger als 60% des nationalen Durchschnittslohns gezahlt werden. Zum anderen erfolge die
Begrenzung implizit, etwa durch Sozialhilfe fir Erwerbslose, das Lohnabstandsgebot oder die
Pfandungsfreigrenze, die das Minimum fur den Lebensunterhalt auf 985 € (netto) festsetze.
Dariiber hinaus trage staatliche Politik allerdings auch aktiv zur Destabilisierung der Tarifau-
tonomie bei, indem sie die Segmentierung des Arbeitsmarktes (Stichwort: atypische Beschéf-
tigung) und die Polarisierung von privatem Reichtum und privater Armut, vor allem aber auch
zwischen privatem Reichtum und 6ffentlicher Armut dulde oder sogar férdere. Insgesamt sei
die Einkommensverteilungsfrage jedenfalls eine zentrale Stellschraube flr gesellschaftliche

Entwicklung, die in einem zweiten soeb-Bericht unbedingt aufgenommen werden sollte, wo-
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bei sehr darauf zu achten sei, dass man politikgemachte Trends nicht mit naturwiichsigen

Trends verwechsle.

Diskussion

Die anschlieBende Diskussion entziindete sich vor allem an Schéfers markanter These, dass es
keinen Umbruch in der Einkommensregulierung, sondern ,,nur“ eine Polarisierung der Ein-
kommensverteilung gegeben habe. Dagegen wurde zum einen argumentiert, es habe insofern
durchaus einen Regulierungs-Bruch gegeben, als sich die Verortung in der Einkommensstruk-
tur etwa seit Mitte der 1990er Jahre faktisch nicht mehr nach ,,Beruf*, sondern nach ,,Betrieb*
richte, weil man sich nicht mehr darauf verlassen kénne, dass das Einkommen fir einen Beruf
kollektiv reguliert werde. Zum anderen wurde die These zunehmender Einkommenspolarisie-
rung unterstrichen: In den 1980er Jahren sei hier dergestalt ein Bruch festzustellen, dass Pro-
duktivitats- und Einkommensentwicklung sich nicht mehr gleichgerichtet entwickelt hatten
und sich zudem das Phdnomen nicht existenzsichernder Erwerbsarbeitseinkommen verbreitet
habe, zumal der ,,Fahrstuhleffekt”, den Castel flr die Entwicklung geringer Einkommen aus-
gemacht hatte, nicht mehr funktioniere. Vor allem aber wurde in lebhafter Debatte Konsens
darlber hergestellt, dass ein ,,Umbruch* nicht unbedingt auf ein bestimmtes Jahr datiert, mit
einem spezifischen Ereignis oder einem plétzlichen Eingriff verbunden sein misse, sondern
auch als Trendwende, als ,,Wandel der Art des Wandels* (Rainer Land) oder schlicht als Si-
tuation verstanden werden konne, in der nicht mehr Kontinuitétslinien die gesellschaftliche
Entwicklung dominierten. In diesem Sinne (so Schéfers Fazit) kénne man wohl auch von
Umbruch im Sinne eines qualitativen Entwicklungssprunges sprechen, wenn alle Elemente
von Regulierung bereits seit langem vorhanden seien, sich aber das Mischungsverhaltnis bzw.
das Zusammenwirken zwischen ihnen veréndere oder die Bereiche zundhmen, in denen alte
Regulierungsformen keine Wirkung mehr entfalteten. Zu erganzen ware, dass letztlich auch in
einer Situation ,,Umbruch® stattfindet, in der unveranderte Regulierungsstrukturen und

-praktiken andere Ergebnisse (etwa Einkommenspolarisierung) zeitigen.
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3.4 Regulierung von Bildung und Qualifikation

Martin Baethge, Markus Wieck: (Wie) diskutiert man Institutionengefiige im Rahmen von

Bildungsberichterstattung?

Der Vortrag der beiden Bildungsberichterstatter gliederte sich in drei Teile: (a) Einfuhrung in
die Bildungsberichterstattung; (b) Besondere Form der Regulierung in der Bildungspolitik:
»Regulierung durch Struktur®; und (c) Zentrale Probleme der Regulierung am Beispiel des
Ubergangssystems. Zur Einfiinrung in die Bildungsberichterstattung bemerkte Baethge zu-
néchst, dass man sich mit diesem Projekt auf einem zwischen Bund und Landern umstrittenen
Gebiet bewege, und skizzierte knapp Projektkonditionen und —konsortium. Fokus der Bil-
dungsberichterstattung sei Bildung im Lebensverlauf, wobei Bildung in drei Dimensionen
gefasst werde: als individuelle Regulationsféhigkeit; als soziale Teilhabe im Sinne von Chan-
cengleichheit sowie als Humanressource. Diese drei Zieldimensionen kdnnten durchaus mit-
einander in Konflikt geraten, und sie verdeutlichten bereits, dass Bildung in vielféltige sozio-
6konomische Rahmenbedingungen eingebettet sei. Den Anspruch, Bildung im Lebensverlauf
(,,vom Kindergarten bis zur Bahre*) abzubilden, konne die Bildungsberichterstattung aller-
dings nicht einlésen, da bislang keine Langsschnittdaten Gber individuelle Bildungsverlaufe
existierten. Entsprechend miisse man sich damit begniigen, die selektiven Uberginge zwi-
schen bestimmten Bildungsstufen nachzuzeichnen. Dabei bestiinden fur die Bildungsbericht-
erstattung vor allem drei Begrenzungen: Erstens dirfe man (im Gegensatz zur sozio6konomi-
schen Berichterstattung) explizit nur indikatorgestitzte Daten liefern (eine gewisse Offenheit
gelte wegen Datenmangels allenfalls fiir das Migrationsthnema als Schwerpunkt des ersten
Berichtes), wodurch man letztlich auf eine strukturkonservative Darstellung festgelegt sei und
aktuelle Probleme kaum erfassen kdnne. Zweitens gebe es in den verfligbaren amtlichen Sta-
tistiken zwar Input- und Outputindikatoren, aber keinerlei Qualitats- oder Prozessindikatoren,
wodurch Qualitat von Bildung eine ,,Blackbox* bleibe. Drittens bestehe die VVorgabe, keine
politischen Empfehlungen auszusprechen, wohl aber eine problemorientierte Analyse zu er-
madglichen, die politisches Handeln anleiten kdnne, was zu grof3er Unsicherheit beztglich der
Ergebnisformulierung fiihre. Im anschlieBenden zweiten Block des Vortrages fihrte Baethge
zu den besonderen Regulationsformen im Bildungssystem (,,Regulierung durch Struktur)
aus, dass seines Erachtens nicht die Bildungsexpansion den Bildungsreformen vorausgegan-

gen sei, wie Ludwig v. Friedeburg bemerkt habe, sondern dass es faktisch nur Bildungsexpan-
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sion, aber keinerlei Bildungsreform gegeben habe. Immerhin habe sich die Bildungsexpansion
innerhalb des berkommenen dreigliedrigen Schulsystems vollzogen, und nach wie vor be-
stehe eine strikte Trennung zwischen hoherer Schulbildung und Berufsbildung. Als Folge
dieser ,,Regulierung durch Struktur* sei eine betrachtliche Expansion der weiterfihrenden
Schulbildung (gymnasiale Sekundarstufe 11) auf derzeit 35-40% eines Jahrgangs festzustellen,
wahrend die Hauptschule ,,ausgehungert* worden sei. Das durchschnittliche Qualifikationsni-
veau habe sich derart verandert, dass etwa Baumert von einer ,,Neudefinition der birgerlichen
Grundbildung® ausgehe. Im Zuge dieser Entwicklung habe sich die Selektion nach sozialen
Merkmalen (u. a. nach Migrationshintergrund) deutlich verschérft. Zudem gebe es kaum U-
bergénge aus der Berufsbildung an die Hochschulen, was ebenfalls einen Selektionsprozess
von hoher Dysfunktionalitat darstelle. Besonders problematisch sei, dass die Zuordnung zu
unterschiedlichen Schultypen auch betrachtliche Unterschiede in der Kompetenzvermittlung
beinhalte, die lebenslang wirkten und schwer korrigierbar seien. Das Zusammenwirken zwi-
schen staatlicher und unternehmerischer Regulierung, fur das sich der Projektverbund interes-
siere, komme besonders deutlich im Weiterbildungsbereich zum Tragen, der sich entspre-
chend als Schwerpunkt fur soeb Il eignen wirde. Wie viel hier in Bewegung sei, zeige sich
etwa darin, dass seit Ende der 1990er Jahre die Teilnehmerzahlen und Finanzmittel in der
beruflichen Weiterbildung massiv zurtickgegangen seien und auch die 6ffentliche Hand (spe-
ziell die Bundesagentur fur Arbeit) ihr Férdervolumen mehr als halbiert habe. Zudem bringe
die européische Ebene ,,echte Regulation® in Gestalt des Européischen Regulationsrahmens
fur Berufshildung und Hochschule mit sich. Im Bereich der Berufshildung beinhalte dieser
eine Modularisierung, was bei Gewerkschaften und Unternehmen die Beflrchtung geweckt
habe, dass betriebliche Ausbildungsprozesse und Beruflichkeit ausgehohlt werden konnten.
Der dritte Punkt des Vortrages war schlieBlich dem Ubergangssystem gewidmet, das speziell
nach Sekundarstufe | greife. Zwar gebe es dort weder ein padagogisches Konzept noch wiir-
den berufsbildende Abschliisse vermittelt, doch trotzdem entfielen inzwischen etwa 40% aller
Neuzugénge zur beruflichen Bildung auf diesen Bereich. Anhand von Daten zu einem Indika-
tor des Bildungsberichts zur Berufsbildung (siehe Foliensatz in der Materialsammlung) erldu-
terte Wieck den Strukturwandel der Berufsausbildung als Teil soziobkonomischen Struktur-
wandels: Wahrend der Anteil der Ausbildung im dualen System noch immer am grofiten sei,
aber langsam zurtickgehe (2003 auf 45,1%) und die vollzeitschulische Berufsausbildung auf
geringem Niveau wachse (2003 auf 14,3%), sei das Ubergangssystem (bestehend aus Berufs-
grundlegungsjahren oder berufsvorbereitenden MaRnahmen) seit den 1990ern massiv (auf
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40,7% in 2003) expandiert. Dieses Ubergangssystem nehme nicht nur aktuelle Schulabgan-
ger/innen auf, die weder duale noch vollzeitschulische Ausbildung fanden, sondern auch Per-
sonen, die in vergangenen Jahren keinen entsprechenden Start in die Ausbildung geschafft
hatten. Hinter diesen Verschiebungen im Berufsausbildungssystem verberge sich dreierlei:
Der Rickgang von Ausbildungsplatzen im industriellen Sektor; die zunehmende ,,Verschu-
lung“ personenbezogener Dienstleistungen (etwa in Pflegeschulen), die mit veranderter ge-
sellschaftlicher Nachfrage, aber auch mit verénderten staatlichen VVorgaben zusammenhange;
sowie die Verschiebung der Integrationsprobleme von der zweiten Schwelle (Ubergang von
der Ausbildung in den Arbeitsmarkt) auf die erste Schwelle (von der Schule in die Berufsaus-
bildung). Ein Blick auf die Verteilung der Neuzugange auf die Bereiche des Ubergangssys-
tems (Folie 2 aus Foliensatz Baethge/Wieck in der Materialsammlung) belege zudem, dass
vor allem das ,,Jugendsofortprogramm® und die berufsvorbereitenden MaRnahmen (beide
finanziert durch die Bundesagentur fiir Arbeit) massiv an Bedeutung gewonnen hatten. Auch
die schulischen Angebote des Ubergangssystems (wie Berufsvorbereitungs- oder Berufs-
grundbildungsjahr) ndhmen zu, doch deren Veranderung sei schwerer zu fassen: So werde
etwa das BGJ teilweise als erstes Ausbildungsjahr anerkannt (und dann dem dualen System
zugeschlagen), und das BVJ werde l&anderspezifisch sehr unterschiedlich gehandhabt und er-
fasst. Auch die Griinde firr die Ausweitung des Ubergangssystems seien umstritten: Einerseits
sei von einer Krise des Ausbildungsmarktes die Rede — andererseits heile es, Defizite in den
Schulen fuhrten zu individuellen Defiziten, die einer (direkten) Berufsausbildung entgegen-
stlinden. Insgesamt starteten jedenfalls 4 von 10 Neuzugéngen in die berufliche Bildung im
Ubergangssystem und damit mit enormer Unsicherheit, im Anschluss eine Ausbildung oder
spater eine Beschaftigung zu finden, was nicht ohne Folgen fur die Motivation der Betroffe-
nen bleiben konne. Ein genauerer Blick auf den Kreis dieser Betroffenen zeige zudem eine
deutliche Polarisierung von Ausbildungschancen nach schulischer Vorbildung (Folie 3): Im
vollzeitschulischen Berufssystem sei ein Haupt- oder Realschulabschluss teilweise VVorausset-
zung, weshalb geringer Qualifizierte dort kaum vertreten seien. Im Ubergangssystem hinge-
gen ,landeten“ mehr als zwei Drittel aller Personen ohne Hauptschulabschluss, fast die Halfte
der Hauptschul- und knapp 30% der Realschulabsolvent/innen, was nicht zuletzt auf deren
Verdrangung durch die wachsende Personengruppe mit Hochschul- oder Fachhochschulreife

zurtickzufiihren sei.
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Diskussion

In der anschlieBenden Diskussion wurde die Frage aufgeworfen, warum man angesichts die-
ser Situation nicht das Vollzeitschulsystem ausbaue, und festgestellt, das Hauptproblem be-
stehe darin, dass Unternehmen immer weniger ausbildeten, wahrend die ,,aufgestauten Perso-
nen® (Dostal) in staatliche Programme gelenkt wirden. Darauf wurde in der Abschlussdiskus-
sion Bezug genommen und betont, dass man in vergleichbarer Situation in den 1980er Jahren
tatsachlich auf Berufsfachschulen mit qualifizierendem Abschluss gesetzt habe, um Ausbil-
dungsmaoglichkeiten fir Jugendliche zu schaffen. Damals sei es allerdings allgemein akzep-
tiert gewesen, dass das Hauptproblem im Mangel an Lehrstellen bestehe, wahrend man heute
schlicht davon ausgehe, dass die betroffenen Jugendlichen ,,nicht ausbildungsreif* seien, und
sie folglich in Malinahmen stecke, die jene ,,Ausbildungsreife” herstellen sollten. Mehrere
Fragen zielten sodann auf den Verbleib von Individuen nach Aufenthalt in dem (im Vortrag
beschriebenen) Ubergangsystem. Wie lange blieben Personen in diesem System, und wech-
selten sie danach in Arbeitslosigkeit oder in eine Berufsausbildung? Fur Sachsen-Anhalt zeige
eine Studie (Burkhard Lutz) auf, dass meist kein Wechsel aus dem Ubergangssystem in Aus-
bildung oder qualifizierte Berufe geldnge. Diese Studie sei jedoch nicht verallgemeinerbar,
und das groRe Problem liege, laut den Bildungsberichterstattern, darin, dass es eine ,,Black-
Box*“ bleibe, was mit den Betroffenen nach dem Ubergangssystem geschehe. Die Datensitua-
tion masse hier verbessert werden. Immerhin fiihre ab 2007 die Berufsschulstatistik fir alle
Personen eine Identnummer, obgleich die berufsvorbereitenden Malinahmen dort auch nicht
enthalten seien, da sie nicht von den Berufsschulen durchgefuhrt wirden. Auf die (fur die
sozio6konomische Berichterstattung zentrale) Frage, wie man von der Beobachtung des Insti-
tutionensystems auf individuelle Bildungsoutputs schlieRen konne (und umgekehrt), wurde
entgegnet, dies sei nur moglich, wenn insgesamt alle Schiler/innen mit einer ,ldent-
Nummer* versehen wiirden, mit deren Hilfe man Bildungswege im Institutionensystem nach-
vollziehen konne. Ob eine solche Identnummer eingefuhrt werde, sei unklar, da datenschutz-
rechtliche Grunde dagegen sprachen. Um individuelle Leistungsmerkmale und institutionelle
Merkmale zusammenzubringen, seien zudem Daten Uber Inputgréen der Institutionen, wie

beispielsweise Zahlen zu Lehrerausstattung oder materiellen Ressourcen erforderlich.
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Heike Solga: Gering Qualifizierte als Regulationsproblem

Solga leitete ihren Beitrag (Foliensatz: siehe Materialsammlung) mit der Bemerkung ein, das
Phéanomen Geringqualifizierung habe inzwischen eine neue Qualitét erreicht, die durchaus ein
Regulierungsproblem geschaffen habe. Dessen ganzer Umfang werde allerdings nur deutlich,
wenn man einen mehrdimensionalen Bildungsbegriff zugrunde lege. Bildung sei namlich im
Gegensatz zu der in Okonomie und Soziologie iblicherweise verwendeten Definition, die
Bildungsbiographie und —zertifikate in den Mittelpunkt riicke, nicht nur ein Individualmerk-
mal im Sinne formaler Kompetenzausweisung. Entsprechend lasse sich das Problem Gering-
qualifizierung auch nicht (nur) dadurch beheben, dass man mehr gering qualifizierte Jobs
schaffe oder Individuen besser qualifiziere. Vielmehr mussten Bildung und Bildungsprozesse
zugleich als Gruppenmerkmal betrachtet werden, weil es dabei auch um Verénderungen in der
formalen Kompetenzzuschreibung (im Sinne von Stereotypen und Erwartungshaltungen), um
die Einbindung in Netzwerke und Beziehungsstrukturen, die in Hauptschulen anders aussahen
und andere Erwartungshorizonte eréffneten als in Gymnasien, sowie um Zertifikate als identi-
tatsstiftende Zeichen fur Selbsttypisierungsprozesse gehe. Stelle man auf Grundlage eines
solchen Bildungskonzeptes die Frage, was in den vergangenen 50 Jahren mit Geringqualifi-
zierten geschehen sei, so kdnne man zum einen beobachten (Folie ,,Qualifikationsspezifische
Arbeitslosengquoten®), dass die Schere zwischen der jeweiligen Arbeitslosenguote von Perso-
nen mit und Personen ohne abgeschlossene Ausbildung (hier: seit 1975) deutlich auseinander
gehe, und zum anderen, dass der Anteil der Geringqualifizierten (Folie ,,Erh6hung des Schul-
bildungsniveaus*) und speziell der geringqualifizierten Frauen (Folie ,,De-Feminisierung®) an
den Geburtskohorten (seit 1930) massiv gesunken sei. Fir die Auseinanderentwicklung der
Arbeitslosenquoten gebe es verschiedene Griinde. Der erste Grund betreffe Veranderungen im
Rekrutierungsverhalten der Beschéftiger: Hier werde gemeinhin mit einer kaskadenartigen
Verdrangung Geringqualifizierter durch jeweils hoher Qualifizierte in Zeiten argumentiert, in
denen das Arbeitsangebot die Arbeitsnachfrage ubersteige. Eine solche Verdrangung finde
laut Solga zwar statt, reiche aber nicht aus, um die Kluft in den Erwerbschancen zu erklaren.
Zum einen habe Wolfgang Franz (ZEW) errechnet, dass der Verdrangungswettbewerb nur 20-
30% der ,,Scherenoffnung* erkléare, und zum anderen stelle sich das Problem der Verdrangung
erst, wenn es ein Uberangebot an Hochqualifizierten gebe. Wichtiger als das Verdrangungsar-
gument sei hingegen die Diskreditierung gering Qualifizierter (hier auch bezeichnet als ,,La-

beling*), die beinhalte, dass diese Gruppe zunehmend als ,,nicht ausbildungsbereit, nicht qua-
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lifizierungsbereit, nicht ausbildungsféhig* bezeichnet werde. Solche neuen Semantiken der
Kompetenzzuschreibung deuteten auf eine verdanderte Signalwirkung von Bildungsleistungen
hin: So wirden Personen ohne Hochschul- oder Berufsausbildung immer seltener rekrutiert,
obwohl sich z. B. unter den 25j&hrigen ohne Ausbildungsabschluss auch immer mehr Abitu-
rient/innen und Realschiler/innen fanden und obwohl selbst formal gering Qualifizierte (etwa
aufgrund veranderter Hauptschul-Curricula und langerer Schulzeiten, die auch auf das Uber-
gangssystem zurtickgingen) heute mehr Kompetenzen hatten als in friherer Zeit. Der zweite
Grund fir die Kluft in den Erwerbschancen liege hingegen in einem verdnderten Bewer-
bungsverhalten gering qualifizierter Personen: Weil die Bildungsexpansion (wie auch
Baethge betont hatte) ohne Strukturwandel vollzogen worden sei, sei etwa das in Hauptschu-
len verfiigbare soziale Kapital extrem geschrumpft, was nicht zuletzt auch auf die ,,Ethnisie-
rung“ der gering Qualifizierten, also auf die Zunahme des Migrant/innen-Anteils zurlickzu-
fihren sei. Wenn aber zu dieser Bildungsgruppe uberproportional Menschen mit sozial
schwachen ,,Verkehrskreisen* zéhlten, so verfligten diese tber besonders geringe Netzwerk-
ressourcen oder Erfahrungskontexte, die etwa bei der Arbeitsplatzsuche helfen kénnten, was
Solga als ,,soziale Verarmung®“ bezeichnet. Zudem steige die Stigmatisierungsgefahr, denn
gering Qualifizierte stammten zunehmend aus einem gesellschaftlichen Umfeld, in dem de-
motivierende Arbeitsmarkterlebnisse vorherrschten, und sie machten selbst aufgrund veran-
derter Bildungsbiographien mehr Scheiternserfahrungen schon vor Eintritt ins Berufssystem,
etwa durch spatere Einschulung, Sitzenbleiben oder dadurch, dass sie zu den 20% gehdrten,
die ,,nur“ auf die Hauptschule wechselten. Entsprechend bestehe die Gefahr von Radikalisie-
rung, Vereinzelung und der Internalisierung des Fremdbildes der ,,Leistungsschwache*, denn
Bildung sei nicht zuletzt ein Statuszuweisungsprozess. Allerdings werde nach wie vor auch
von gering Qualifizierten verlangt, dass sie in das Berufssystem einmiindeten. Betrachte man
nun die Lebensverléufe der 1970 Geborenen, so stelle man fest, dass 90% von ihnen in die
berufliche Bildung eingemdiindet seien (wenn auch zu groRen Teilen in das von Wieck skiz-
zierte Ubergangssystem), wahrend nur 40% der Jugendlichen ohne Schulabschluss im Alter
von 25 Jahren auch nur auf insgesamt zwei Jahre Erwerbstétigkeit zurtickblicken kdnnten.
Schaue man (ber die deutschen Grenzen hinaus, so habe die Diskussion Uber die Problem-
gruppe der gering Qualifizierten in allen frihindustrialisierten Landern extrem zugenommen,
selbst wenn (wie in Spanien) deren Anteil bei ca. 30% liege. Betrachte man nun die relative
Bedeutung der vier Mechanismen (Verdrangung, Diskreditierung, soziale Verarmung und
Stigmatisierungsgefahr) im internationalen Vergleich, wie es ansatzweise etwa Jutta Allmen-
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dinger getan habe, so zeige sich, dass alle vier Mechanismen in Staaten wie Deutschland, Os-
terreich oder der Schweiz ,,voll durchschlagen®, in denen es stark standardisierte und stark
stratifizierte Bildungssysteme gebe (Folie 6). Nur bei geringer Standardisierung und geringer
Stratifizierung im Bildungssystem seien hingegen der Zustand des Arbeitsmarktes und der
Verdrangungswettbewerb ausschlaggebend, auf den Okonomen meist ausschlieBlich verwie-
sen, um die Stellung gering Qualifizierter zu erklaren. Sobald man es jedoch (wie in Deutsch-
land) mit einem stark strukturierenden Bildungssystem zu tun habe, reiche der Verweis auf
Arbeitsmarkt-Angebot und —Nachfrage nicht mehr aus. Vielmehr musse man dann die ge-
nannten vier Dimensionen von Bildung berticksichtigen: formale Kompetenzausweisung, die
zur Verdrangung gering qualifizierter Personen filhren koénne; formale Kompetenzzuschrei-
bung, die (Uber die Signalwirkung von Bildungszertifikaten) zu deren Diskreditierung beitra-
gen konne; die Einbindung in Netzwerke und Beziehungsstrukturen, deren Fehlen zu sozialer
Verarmung beitrage, sowie die identitatsstiftenden Zeichen fir Selbsttypisierungsprozesse,
die Uber Stigmatisierung entscheiden kdnnten. Fir die soziobkonomische Berichterstattung
empfahl Solga, den Begriff der ,,Bildungsarmut® (Allmendinger) aufzugreifen, der ein Bil-
dungsniveau bezeichne, das in einer spezifischen historischen Situation fiir eine gleichberech-
tigte Teilhabe an Arbeitsmarkt und gesellschaftlichem Leben unzureichend sei. ,,Bildungsar-
mut“ sei dabei weder mit Kompetenzarmut (die etwa die PISA-Studien im Blick hatten) noch
mit dem hier prasentierten mehrdimensionalen Bildungskonzept deckungsgleich — wer ohne
Abschluss die Schule verlasse (10%) mdsse nicht per se zu der Gruppe (25%) gehdren, die
nur die PISA-Kompetenzstufe | (Lesen, Mathematik) erreiche. Wenn man Solgas (von Zerti-
fikaten ausgehende) Operationalisierung fur die sozio6konomische Berichterstattung nutzbar
machen wolle, liege allerdings die Frage nahe, welches Niveau von Bildung eigentlich als
bildungsarm gelte (wer wird verdrangt, wer als unzureichend gelabelled?), wer warum bil-
dungsarm sei (wie wird man qua Verarmung und Stigmatisierung geringqualifiziert ge-
macht?) und welche Folgen Bildungsarmut zu unterschiedlichen historischen Zeitpunkten
habe (welcher Zusammenhang bestehe jeweils mit Arbeitsmarktintegration, Scheidungsraten,
teenage motherhood oder Gesundheit?). Fir die zweite und dritte Frage seien statistische Ar-
beitsmarkt-Indikatoren verfligbar, und wo man tber den Arbeitsmarkt hinausgehe, kénne man
zumindest Personen mit und ohne Qualifizierung gegentberstellen. Zu beachten sei jedenfalls
stets, dass Bildungsmodule nicht flir sich sprachen, sondern ihre Nutzbarkeit vom jeweiligen

sozialen Kontext abhénge.
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Diskussion

In der anschlieRenden Diskussion, die aufgrund der fortgeschrittenen Zeit leider recht kurz
ausfiel, wurde zunéchst das Problem angesprochen, dass man Bildungsarmut definieren mis-
se, bevor man sie als Berichtsgegenstand nutzen kénne, dass jedoch allein die Existenz eines
halbwegs akzeptierten Indikators die Politik zu dem Versuch motivieren werde, die Betroffe-
nen mit formalen Tricks ,,iber die Schwelle zu hieven* (Bartelheimer) — auch das Ubergangs-
system sei letztlich ein Trick, um Jugendarbeitslosigkeit formal gering zu halten. Zudem wur-
de angemerkt, dass ,,Bildungsarmut” in der sozioékonomischen Berichterstattung nicht als
Zertifikats-, sondern als Kompetenzarmut verstanden werden misse, was das Problem auf-
werfe, wie man Kompetenzen eigentlich messe: Wer entscheide etwa, wo das gesellschaftlich
akzeptierte Minimum von Kompetenzen liege und welche Kompetenzen woftr erforderlich
seien? Dieser Position wurde entgegengehalten, dass die Messung von Bildungsarmut be-
wusst nicht an ,,Jahren der Beschulung®, sondern an Zertifikaten ansetze, die Leistungs- und
Kompetenzaspekte einschlossen. Trotz der damit angedeuteten Schwierigkeiten im statisti-
schen Umgang mit Bildungsarmut ermutigte Solga den Projektverbund abschliel3end, sich den
Umgang mit gering Qualifizierten als ein Regulierungsproblem vorzunehmen, das im Schnitt-

feld von Bildungs-, Familien- und Arbeitsmarktpolitik angesiedelt sei.

3.5 Regulierung von Lebenslaufen und Geschlechterarrangements

Sigrid Betzelt: Gleichstellungs- oder Familienpolitik: Sozialstaat, Arbeit, Genderarrange-

ments

Der zweite Tag des Werkstattgesprachs begann mit einem Beitrag von Betzelt, in dem sie zu-
néchst auf die theoretischen Grundlagen der Analyse von Geschlechterverhéltnissen einging
(vgl. Foliensatz Sigrid Betzelt). Grundsatzlich seien Geschlechterverhéltnisse nach soziologi-
schem Verstdndnis das Ergebnis gesellschaftlicher Prozesse. Sie unterldgen historischem
Wandel und wirden von (landerspezifisch unterschiedlicher) politischer Regulierung beein-
flusst. Die feministische Wohlfahrtsstaatsforschung habe allerdings verschiedene Ansatze zur
Analyse von Geschlechterverhaltnissen im Landervergleich hervorgebracht. Zu nennen seien
hier zunachst Analysekonzepte mit Fokus auf Geschlechterregime (,,gender regimes*), denen
der kritische Bezug auf Esping-Andersens ,,Welfare regimes” gemeinsam sei. In den Blick
gerieten hier speziell Lander-Unterschiede in der Ausprdgung des mannlichen Familienernéh-
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rer-Modells (also in Haushaltsarrangements oder Erwerbsbeteiligung), wobei es vor allem um
wobhlfahrtsstaatliche Regulierung gehe. Ein umfassenderer Ansatz sei hingegen von Walby
(1990ff) entwickelt worden, die von einem System interagierender Sphéren von Ge-
schlechterbeziehungen ausgehe und dabei Okonomie (Produktions- und Reproduktionsspha-
re), Polity (staatliche Institutionen) sowie Zivilgesellschaft (inter-personale Beziehungen) in
den Mittelpunkt riicke. Diese Spharen wirden durch ein Set von Praktiken kollektiver und
individueller Akteure hergestellt. Die Regulierung von Beschaftigung durch die ,,Polity*
staatlicher und parastaatlicher Institutionen und durch industrielle Beziehungen zum Beispiel
sei pragend fir Erwerbsmuster. Entsprechend wiirden diese nicht nur durch den Wohlfahrts-
staat beeinflusst, sondern auch durch die politische Repréasentation von Frauen in Politik und
industriellen Beziehungen, also letztlich durch deren Partizipation an Macht. Aus einer sol-
chen Perspektive zeigten sich komplexe L&ndervarianzen, die sich bei aller Pfadabhangigkeit
im Zeitverlauf wandeln koénnten. Als drittes Konzept stellte Betzelt schlielich den Ge-
schlechterarrangement-Ansatz von Pfau-Effinger (2000) vor, in dessen Zentrum kulturelle
Leitbilder (als unabhangige Variable) stiinden, die auf Institutionen und Verhaltensmuster
individueller und kollektiver Akteure, also etwa auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen (als
abhéngige Variable) einwirkten. Entsprechend erscheine z. B. auch die ménnliche Versorge-
rehe nicht als Konstrukt von universeller Gltigkeit, sondern als Ergebnis historisch verander-
licher Leitbilder fur geschlechtsspezifische Arbeitsteilung. Sozialer Wandel komme aus dieser
Sicht vor allem durch die Infragestellung des Arrangements von Institutionen und Werten,
also durch neue Aushandlungsprozesse zustande, woran Frauen als kollektive Akteure wich-
tigen Anteil hatten. Der Begriff ,,Geschlechterarrangement” sei allerdings weniger scharf ge-
fasst als der Regimebegriff, da er auch fur Beziehungen zwischen den Geschlechtern in Part-
nerschaften, also etwa fiir individuelle hdusliche Arbeitsteilung und Erwerbsbeteiligung ge-
braucht werde. Im zweiten Block entwickelte Betzelt, wie man das Konzept der Geschlechter-
regime, das sie fir die weitere Arbeit des Projektverbundes empfahl, zum Beispiel fur eine
Analyse der Regulierung von Beschaftigung nutzen konne: Die Regulierung von Beschéfti-
gung koénne als Ergebnis eines komplexen Zusammenwirkens zwischen Institutionen, dem
Handeln sozialer Akteure und verénderlichen Leitbildern beschrieben werden. In den Blick
gerate dabei direkte staatliche Regulierung, etwa Gesetze zur Gleichbehandlung am Arbeits-
platz (einschlielich gegenlaufiger Arbeitsschutzgesetzgebung), die staatliche Einwirkung auf
das Verhaltnis von Erwerbs- und Reproduktionsarbeit (von Arbeitszeitpolitik bis zu Elternur-
laubsgesetzen) sowie die Gewéhrung von sozialen Rechten (etwa deren Koppelung an das
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»,Normalarbeitsverhéltnis* in der Sozialversicherung), aber auch indirekte staatliche Regulie-
rung, etwa durch das geschlechtsspezifisch segregierte Bildungssystem. Darlber hinaus wer-
de die Regulierung von Beschéftigung allerdings auch durch Industrielle Beziehungen beein-
flusst, etwa durch tarifliche und betriebliche Arbeitszeitgestaltung, die Normierung von Ein-
tritts- und Aufstiegsqualifikationen im Ausbildungssystem, durch tarifliche Eingruppierung
(etwa im Rahmen mannlicher Familienléhne) oder innerverbandliche Partizipation (Quotie-
rungsregelungen etc.). Insgesamt habe man es mit landerspezifischen Varianzen von ,,Gender
Regimes* zu tun, die (verknupft mit politischer Regulierung, industriellen Beziehungen und
Wohlfahrtsstaatsregimen) das Arbeitsangebot von Frauen und Mannern mit bestimmten. Um
konkrete Geschlechterverhaltnisse in den Blick zu bekommen, misse man allerdings zudem
die vielféltigen Wechselwirkungen zwischen Regulierung und individuellem Handeln berck-
sichtigen. So stellten institutionelle Regelungen Rahmenbedingungen fir individuelle Hand-
lungsmoglichkeiten dar, die sich zu Erwerbs- und Familienmustern aggregierten, und wirkten
zudem sozial normierend (etwa im Sinne des Leitbildes Hausfrau-Mutter). Leitbilder und In-
stitutionen konnten allerdings mehr oder weniger mit sozialer Praxis tbereinstimmen, und
wenn sich soziale Praxis schneller oder anders verandere als Institutionen, komme es zu ge-
sellschaftlichen oder individuellen Konflikten, wie etwa die Kluft zwischen egalitarer wer-
denden Familien-Leitbildern und weiblichen Erwerbswiinschen einerseits, der institutionellen
Forderung der Versorgerehe andererseits zeige. AbschlieBend ging Betzelt kurz auf die Fra-
gen nach dem Verhéltnis von Familien- und Gleichstellungspolitik sowie nach Kontinuitét
und Umbruch in beiden Bereichen ein. Zundchst betonte sie, dass Familienpolitik ein Quer-
schnittsthema sei, das verschiedene Politikfelder verbinde, weshalb es nahe liege, (wie Kauf-
mann) von ,,familienbezogener Politik* zu sprechen, die rechtlich, ékonomisch, dkologisch
oder auch padagogisch ansetzen kdnne. Als zentrale Briiche in diesem Bereich identifizierte
Betzelt das erste Gesetz zur Ehe- und Familienrechtsreform von 1976 als Abkehr vom rechtli-
chen Leitbild der Hausfrauenehe sowie die schrittweise Etablierung des Erziehungsurlaubs als
neue Statuspassage im Lebenslauf westdeutscher Frauen, die zunédchst eine Disemployment-
Strategie beinhaltet habe, etwa seit 2001 jedoch eher auf Erwerbskontinuitat im Sinne des
Leitbildes ,,Zweiverdiener-Haushalt* abziele. Entsprechend habe im Ressort Familienpolitik
eine Modernisierung des Leitbildes stattgefunden, wahrend in anderen Bereichen (etwa im
Steuerrecht, in der Arbeitsmarktpolitik oder im Kinderbetreuungssystem) am Ernédhrermodell
festgehalten werde. Diese uneinheitlichen Leitbilder schliigen sich in einer betréchtlichen He-

terogenitat von Familien und Erwerbsmustern nieder, wobei in deren Geltung schichtspezifi-
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sche Unterschiede auszumachen seien. Die vorgesehenen Ausfiihrungen zur Gleichstellungs-
politik wurden aus Zeitgriinden ausgespart, kénnen jedoch aus dem Foliensatz in der Materi-
alsammlung rekonstruiert werden. Fir die Neuausrichtung der sozio6konomischen Berichter-
stattung empfahl Betzelt, explizit ,,Gender Regimes® in den Blick zu nehmen, Gender dabei
als politikfeldubergreifendes Querschnittsthema zu behandeln und supranationale Regulie-
rungen (speziell in der Gleichstellungspolitik) zu berticksichtigen. Ob es hier einen Umbruch
gebe, liel Betzelt offen, doch auf jeden Fall seien uneinheitliche Dynamiken in verschiedenen
Feldern und teilweise eine Auseinanderentwicklung von Regulierung und sozialer Praxis fest-

zustellen.

Diskussion

In der anschlielenden Diskussion wurde zundchst die Frage nach dem Kausalzusammenhang
zwischen Leitbildern und sozialer Praxis aufgeworfen: Wahrend die Politik in den 1950ern
die Alleinverdienerehe institutionalisiert und dann bis in die 1990er sozialen Wandel allen-
falls nachvollzogen habe, werde inzwischen das Zweiverdienermodell propagiert, aber kaum
angenommen. Insofern sei zu vermuten, dass nicht in erster Linie Leitbilder, sondern soziale
Praxis (unter spezifischen dkonomischen Bedingungen, die etwa den Mangel an Kinder-
betreuungsplatzen einschldssen) fir den Wandel von Geschlechterverhaltnissen verantwort-
lich seien. Betzelt ergénzte dies durch den Hinweis auf die Bedeutung von Arbeitsmarktsitua-
tion und betrieblichen Personaleinsatzstrategien, betonte allerdings auch, dass ein einheitli-
ches Leitbild staatlicher Politik (wie die Orientierung am ,,individual worker* in Dédnemark)
durchaus Koordinationsfunktion habe und praktisch wirksam werden kénne, wéahrend umge-
kehrt soziale Praxis nicht einheitlich sein musse. Schichtspezifische Unterschiede ergdben
sich etwa, wenn Hochqualifizierte egalitdrere Arrangements praferierten oder Geringqualifi-
zierte weniger Arbeitsplatze fanden, die egalitare Arrangements zuliel3en. Die Frage, ob man
Geschlechterregime und Geschlechterarrangements nicht zusammendenken misse, bejahte
Betzelt und betonte, der Regimebegriff schlieRe Wechselwirkungen mit der sozialen Praxis
explizit ein. Als besonders wichtige Erkenntnis wurde schlieBlich hervorgehoben, dass selbst
zu Zeiten, in denen Wirtschafts- und Sozialmodell halbwegs koharent zusammenwirkten, mit
einer insofern vergleichbaren Grundkonstellation in verschiedenen frihindustrialisierten Léan-
dern ganz unterschiedliche Geschlechterarrangements verbunden gewesen seien, und dass
Umbruch aktuell vor allem beinhalten kénnte, dass verschiedene Geschlechterarrangements

parallel zueinander existierten.
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Dorit Sing: Regulierung des Ubergangs in den Ruhestand

Sing leitete ihren Vortrag, der durch den (nur teilweise referierten) Foliensatz in der Material-
sammlung ausfihrlich dokumentiert ist, mit der These ein, dass die rentenrechtlichen Rah-
menbedingungen (verstanden als Regulierungen) nachhaltig das Alter des Ausscheidens aus
dem Erwerbsleben bzw. das Alter des Rentenzugangs bestimmten. Dabei sei das Rentenein-
trittsalter zweifelsfrei aus den Rentenstatistiken der BA, das Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben hingegen weniger eindeutig aus den Arbeitsmarkistatistiken abzulesen. Als Ausgangs-
punkt ihres Beitrages wahlte Sing die im Diskussionspapier WG2 formulierte Frage, wie
staatliche Rentenpolitik in ein Verhaltnis zu 6konomischen und sozialstrukturellen Verénde-
rungen (etwa in der Arbeitsmarktsituation) und zu individuellen Erwerbsverldufen (hier: zum
Ubergang in den Ruhestand) gesetzt werden kénne. Zunichst wandte sich Sing der ,,analyti-
schen MaRnahme* zu, Alters-, Perioden- und Kohorteneffekte voneinander zu trennen: Der
Alterseffekt kennzeichne spezifische Altersstufen, in denen sich eine Personengruppe norma-
lerweise in einem bestimmten Ubergangsstatus befinde; so werde das Rentenzugangsalter z.
B. maRgeblich durch die Rentengesetzgebung determiniert, wobei markante Altersstufen bei
65 Jahren und bei 60 Jahren (Rente wegen Arbeitslosigkeit) lagen. Der Periodeneffekt hinge-
gen bezeichne konjunkturelle Erscheinungen (wie Arbeitsmarktkrisen), die verschiedene Al-
terskohorten unterschiedlich stark treffen konnten, je nachdem, ob man aufgrund einer sol-
chen Krise die Erwerbsbiographie mit Arbeitslosigkeit beginne oder sie am Ende des Arbeits-
lebens erlebe. Der Kohorteneffekt schlieBlich verdeutliche bestimmte Einstellungs- oder Ver-
haltensdnderungen innerhalb einer Kohorte, aber auch zwischen Kohorten in gleichen Alters-
stufen (etwa: 25 Jahre), zeige also zum Beispiel, inwiefern Betroffene den Renteneintritt aus
Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren anders empfunden hétten als etwa in den 1980ern, als
diese Form des Ausscheidens noch nicht ,,normalisiert” gewesen sei. Im zweiten Block ihres
Vortrages skizzierte Sing dann eine ,,gewichtete Chronologie” der Rentengesetzgebung, auch
in Hinblick auf die Frage, inwiefern hier Umbrtiche zu erkennen seien. Als erste wesentliche
Einschnitte bezeichnete sie die Rentenreformen von 1957 und 1972, die beide eine Expansion
des Sozialstaates bewirkt hatten. Spatestens die Rentenreform von 1992 habe hingegen inso-
fern eine Trendwende hin zu einer Reduktion des Sozialstaats eingeleitet, als das Rentenzu-
gangsalter erstmals hochgesetzt und somit letztlich der Weg zu einer Senkung des Rentenni-
veaus geebnet worden sei, wobei die schnelle Folge weiterer Reformmalinahmen belege, als

wie groR die Probleme der Rentenversicherung galten. Letztlich misse man also vor allem
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zwei Rentenreformen auf ihren Umbruchcharakter hin untersuchen: 1957 sei die ,,dynamische
Rente* eingeflihrt worden, deren Hohe sich kiinftig nach der Entwicklung der Bruttovergi-
tungen gerichtet und die erstmals Lohnersatzfunktion gehabt habe. Mit der Reform von 1992
hingegen sei die Rentenentwicklung an die Nettolohne gekoppelt worden, was 2001 durch
eine modifizierte Bruttoanpassung abgeltst worden sei. Besonders interessant sei zudem die
Entwicklung der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit, die es ab 1929 Angestellten und ab 1957
auch Arbeitern ermdglicht habe, nach Vollendung des 60. Lebensjahres und einem Jahr Ar-
beitslosigkeit in Rente zu gehen. Obwohl diese Mdoglichkeit jahrzehntelang bestanden habe,
habe sie erst durch den Periodeneffekt steigender Arbeitslosenzahlen in den 1970er und
1980er Jahren reale Bedeutung erlangt. Auch die Einfuhrung des Altersruhestandes fir Frau-
en ab dem 60. Lebensjahr (1957) kann als Beispiel flr eine RegulierungsmalRnahme gelten,
die erst erheblich spater (und aufgrund sozialstruktureller Veranderungen) gegriffen hat. Auch
die statistisch belegte Tatsache, dass viele Manner, aber kaum Frauen die Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit nutzten, sei eine direkte Folge der Gesetzgebung, die keinen grofRen Unter-
schied zwischen der Altersrente fur Frauen und der Altersrente nach Arbeitslosigkeit mache,
so dass Frauen eher erstere in Anspruch ndhmen. Ganz &hnlich wie die damit angesprochenen
Elemente der Rentenreform von 1957 habe sich auch die Rentenreform von 1972 direkt in
den Statistiken zum Rentenzugangsgeschehen niedergeschlagen. Dies gelte weniger fur die
Rente nach Mindesteinkommen, aber sowohl fur die Einfihrung einer flexiblen Altersgrenze
(63-67 Jahre) als auch fir das Vorziehen der Altersrente fur Behinderte, Berufs- und Er-
werbsunfahige auf das vollendete 62. Lebensjahr. Als in den 1980er Jahren hingegen die Zu-
gangsvoraussetzungen zur Berufs- und Erwerbsunféhigkeitsrente verschérft worden seien
(Haushaltsbegleitgesetz 1984), habe sich dies wiederum umgehend in rucklaufigen Zugangs-
zahlen niedergeschlagen. Die Rentenreformen der Folgejahre hingegen hétten letztlich vor
allem zur Senkung des Rentenniveaus beigetragen, das schrittweise von 67% auf 46% der
durchschnittlichen Bruttoeinkommen reduziert worden sei. AbschlieBend verwies Sing dar-
auf, dass ein Fokus auf Kohorteneffekte die Bedeutung von RegulierungsmalRnahmen fir Le-
bensverldufe besonders deutlich sichtbar mache: So habe etwa ein Viertel aller 1935 gebore-
nen Rentenversicherten, welche das Rentenalter erreichten, den Weg der Altersrente nach
Arbeitslosigkeit beschritten, also die Statuspassage Arbeitslosigkeit durchlaufen. Dies deute
bereits auf ein betrachtliches AusmaR an Polarisierung hin, zumal Exklusionsmechanismen
beim Ubergang in den Ruhestand sich nicht auf das unfreiwillige Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben beschrénkten, sondern auch in anderen Lebensbereichen spirbar seien. Jedenfalls
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gebe es Hinweise darauf, dass der arbeitslosigkeitsbedingte VVorruhestand fiir manche Men-
schen (speziell mit héherem Einkommen und vielfaltigen Interessen) eher eine Chance dar-

stelle, fir andere hingegen eher ein Problem bedeute.

Diskussion

In der anschliefenden Diskussion wurde zundchst die Bedeutung der Rentenversicherung mit
dem Hinweis relativiert, dass es auch andere gesetzgeberische MalRnahmen mit Relevanz fur
Alterseinkommen gebe (etwa im Rahmen der Immobilien-, Spar- oder Betriebsrentenforde-
rung). Zudem wurde darauf verwiesen, dass friihere Kohorten ebenfalls Briiche in ihren Er-
werbsbiographien aufgewiesen hatten, bedingt etwa durch die Verwerfungen von Krieg und
Nachkriegszeit, und zumindest dieses Phanomen keine Besonderheit der Phase nach 1975
darstelle. Kritisiert wurde Sings Anmerkung, dass die Reformdynamik seit den 1990ern die
Probleme der Rentenversicherung offenbare; vielmehr sei die ,,Reformdynamik* auf gezielte
Versuche der Politik zuriickzufuihren, Lohnkosten zu senken und Unternehmen zu entlasten,
weshalb die Probleme der Rentenversicherung letztlich politisch verursacht seien. Ein Bei-
spiel dafur sei etwa auch die staatliche Forderung privater VVorsorge bei gleichzeitiger Aus-
héhlung der gesetzlichen Alterssicherung, die langfristig zu weiterer Polarisierung und mehr
Altersarmut fihren werde. U.a. in Reaktion auf diesen Diskussionsbeitrag wurde vorgeschla-
gen, bei der Beurteilung von Rentenpolitik die Entpflichtung von Erwerbsarbeit analytisch
von der Lohnersatzfunktion der Rente zu trennen, die dann wiederum in Zusammenhang mit
anderen Einkommensarten (Betriebsrenten, Eigenkapitalbildung durch Immobilien etc.) ana-
lysiert werden miusse. Abschlielend bemerkte Sing, sie habe sich auf Kohortenvergleiche
konzentriert, was zwar (aufgrund des Mangels an geeigneten Zeitreihen) z. B. keine Analyse
der ostdeutschen Entwicklung ermdgliche, aber durchaus Hinweise auf den Zusammenhang
zwischen Regulierung und Verrentungsgeschehen gebe, die ihres Erachtens im Rahmen der

sozio6konomischen Berichterstattung weiter verfolgt werden kdnnten und sollten.

3.6 Regulierung des Arbeitsmarktes

Hans-Walter Schmuhl: Geschichte der bundesdeutschen Arbeitsmarktpolitik

Den Auftakt von Schmuhls Vortrag, dessen Schriftfassung sich in der Materialsammlung fin-
det, bildete die Frage, was geschichtswissenschaftliche Methoden zur Erforschung des Ar-
beitsmarktes beitragen konnten. So sei es u. a. moglich, die wirtschaftlichen, sozialen und
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politischen Rahmenbedingungen von Arbeitsmarktpolitik, die Ziele und Interessen beteiligter
Akteure sowie arbeitsmarktpolitische Instrumente zu rekonstruieren. Allerdings kdnne Ge-
schichtswissenschaft die Effektivitat arbeitsmarktpolitischer Regulierung nicht exakt messen,
sondern misse sich auf plausible Vermutungen daruber beschranken, wie Arbeitsmarktent-
wicklungen mit regulierenden Eingriffen zusammenhingen. Selbst dies sei allerdings bislang
kaum geleistet, da Arbeitsmarkt und Arbeitsmarktpolitik von der Geschichtswissenschaft lan-
ge vernachlassigt worden seien. Zwar sei es eine zentrale These von Wehlers Gesellschaftsge-
schichte, dass Deutschland Ende des 19. Jahrhunderts den Durchbruch zu einer modernen
Marktgesellschaft geschafft habe, doch der Arbeitsmarkt sei bislang historische terra incogni-
ta. Betrachte man nun die vorliegenden historischen Befunde genauer, so deute vieles darauf
hin, dass man die Wirkung von Arbeitsmarktregulierung nicht Uberschétzen sollte: Immerhin
verfiige z. B. die Offentliche Arbeitsverwaltung, obwohl ihr schon 1935 formal das Allein-
vermittlungsrecht eingeraumt worden sei, uber keinerlei effektive Mittel (wie Melde- oder
Vermittlungszwang), um zu verhindern, dass nach wie vor die meisten Arbeitsplatze an ihr
vorbei vermittelt wirden. Entsprechend habe schon vor Aufhebung des Alleinvermittlungs-
rechts der Bundesanstalt fiir Arbeit im Jahre 1994 faktisch ein ,,reguliertes Koexistenzsystem*
bestanden, an dem etwa auch Kommunen und Leiharbeitsfirmen beteiligt gewesen seien. Was
nun die Frage nach Briichen und Kontinuitaten angehe, so sei die deutsche Arbeitsmarktpoli-
tik, die seit dem Ersten Weltkrieg auf gesamtstaatlicher Ebene betrieben werde, bis in die
1950er Jahre hinein einer Reihe fundamentaler VVeranderungen unterworfen gewesen. Trotz-
dem betonte Schmuhl, dass betrachtliche Kontinuitétslinien zwischen den 1920er Jahren (vom
Arbeitsnachweisgesetz 1922 bis zum Aufbau der Reichsanstalt fir Arbeitsvermittlung und
Arbeitslosenversicherung um 1929/30) einerseits und den 1950er Jahren andererseits bestun-
den, sofern man die Zwischenphase (samt Faschismus und Nachkriegszeit) ausblende. Im-
merhin habe das Gesetz uber Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (1927) expli-
zit als Grundlage fur den Auf- und Ausbau der Bundesanstalt fur Arbeit ab 1952 gedient, was
sich in deren Organisationsstruktur, Zielstellung und Instrumentarium zeige. Selbst das Ar-
beitsférderungsgesetz von 1969, das mit dem Konzept der aktiven Arbeitsmarktpolitik eigent-
lich einen Neuanfang markieren sollte, habe sich (laut Altmann 2004) auf ausgetretenen Pfa-
den bewegt, kaum Strukturen veréndert und teilweise seit 1956 erprobte Instrumente allenfalls
neu akzentuiert. Schmuhl relativierte diese Kontinuitatsthese zwar, betonte aber, dass es sich
bei der damals durchaus festzustellenden ansatzweisen Neuausrichtung der Arbeitsmarktpoli-
tik eher um eine Wende als um einen Bruch gehandelt habe. Immerhin sei Arbeitsmarktpolitik
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weiterhin eindeutig dem Bereich der Sozialpolitik (statt der Wirtschaftspolitik) zugeordnet
worden. Entsprechend verfiige sie bis heute vor allem ber Instrumente, um das Angebot von
Arbeitskraft an eine veranderliche Nachfrage anzupassen, habe aber kaum Mdoglichkeiten, auf
Arbeitsangebot oder -nachfrage selbst einzuwirken. Entsprechend liefen Beschéftigungs- und
Arbeitsmarktpolitik oft unverbunden nebeneinander her, und teilweise (etwa im Falle der
Briningschen Deflationspolitik) habe staatliche Wirtschaftspolitik sogar die Arbeitsmarktpo-
litik der 6ffentlichen Arbeitsverwaltung konterkariert. Das Arbeitsforderungsgesetz habe den
Verzicht der Arbeitsverwaltung auf Beschaftigungspolitik dann 1969 gleichsam festgeschrie-
ben, weil man die Anzeichen fiir das nahende Ende der Prosperitdtsperiode nicht bemerkt
habe und davon ausgegangen sei, dass Arbeitsmarktpolitik weiterhin unter Bedingungen von
Wirtschaftswachstum und Arbeitskraftemangel stattfinden und die Hauptaufgabe in der Qua-
lifizierung von Arbeitskréften bestehen werde, die von Rationalisierung betroffen seien. In
Folge dieser Weichenstellung gleiche die offentliche Arbeitsverwaltung seit 1973 einem Flo-
rettfechter, der sich auf ein Turnier flr schwere Sébel verirrt habe: Sie sei kaum dafur gerustet
gewesen, mit einer kontinuierlich zunehmenden strukturell bedingten Arbeitslosigkeit umzu-
gehen, und speziell der Zusammenbruch des ostdeutschen Arbeitsmarktes nach 1990 habe sie
schlicht tberfordert, da er alle MaBnahmen zu beruflicher Qualifizierung habe ins Leere lau-
fen lassen. Unter diesen Bedingungen habe aktive Arbeitsmarktpolitik vor allem dazu gedient,
Zeit zu gewinnen, den Anstieg der Arbeitslosenzahlen zu verlangsamen, einen Teil der Ar-
beitslosigkeit statistisch zu verdecken und deren soziale Folgen abzufedern. Dies sei im Prin-
zip eine beachtliche Leistung, doch habe speziell das Ausmaf3 der ABM-Malinahmen in Ost-
deutschland seit Mitte der 1990er massive Kritik hervorgerufen. Insgesamt wiirden Instru-
mente angebotsorientierter Arbeitsmarktpolitik unter VVorzeichen der ,,Standortdebatte” auch
im historischen Ruckblick immer negativer beurteilt. Dabei sei ihre Effektivitat bis heute
nicht wirklich unter Beweis gestellt, da der seit 1927 bestehende Finanzierungsmodus ihre
Wirksamkeit beeintrachtige. Eines der Grundprobleme der Arbeitsmarktpolitik bestehe ndm-
lich darin, dass diese in Versicherungsform organisiert sei. Das Risiko von Arbeitslosigkeit
sei jedoch letztlich unkalkulierbar, und so werde die Hohe von Beitrdgen und Leistungen we-
niger versicherungsmathematisch berechnet und starker politisch festgelegt als in anderen
Zweigen der Sozialversicherung, was man durch staatliche Ausfallgarantien zu kompensieren
suche. Entsprechend habe Arbeitsmarktpolitik bereits in ihrer ersten Bewahrungsprobe (ab
1929), besonders aber seit 1973 im wesentlichen prozyklisch gewirkt, weil gerade bei stei-
genden Arbeitslosenzahlen (zuerst in der aktiven Arbeitsmarktpolitik) Einsparungen vorge-
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nommen wirden. Nach 1990 sei dann die Entscheidung, die Offentliche Arbeitsverwaltung
weiterhin an die Arbeitslosenversicherung zu binden, einer der folgenreichsten Fehler der
Wendezeit gewesen, der die Bundesanstalt in eine finanzielle Schieflage gesturzt habe. Fur
die vergangenen 15 Jahre stellte Schmuhl schlieBlich deutliche Veranderungen im Arsenal
arbeitsmarktpolitischer Instrumente (speziell eine Ausweitung ,,aktivierender* Elemente) fest,
betonte aber, dass die Kontinuitétslinien weiter dominierten, denn zum einen bestehe eine

(u.a. von Gewerkschaften getragene) ,,informelle ,GroRe Koalition’* gegen aktivierende Ar-
beitsmarktpolitik, und zum anderen stabilisiere Arbeitsmarktpolitik weiterhin das ,,Normalar-
beitsverhaltnis®, wihrend sie speziell Alteren, Ungelernten, Behinderten oder Frauen tenden-

ziell den Zugang zum Arbeitsmarkt versperre.

Diskussion

In der Diskussion zu diesem Beitrag wurde zundchst angemerkt, dass die ostdeutsche Be-
schaftigungskatastrophe nicht nur durch den maroden Zustand der DDR-Wirtschaft, sondern
auch durch den Arbeitsplatzexport in den Westen zu erklaren sei, wo 1,5 Mio. Arbeitsplétze
geschaffen worden seien und zudem 500.000 Ostpendler arbeiteten. Zweitens wurde festge-
stellt, dass man es bei der Arbeitsmarktpolitik offenbar (&hnlich wie bei der Einkommensre-
gulierung) mit einem weitgehend unveranderten Instrumentenset zu tun habe, das allerdings
in einem grundlegend veranderten 6konomischen und sozialen Kontext ganz andere Wirkun-
gen entfalte. Dies stelle die These der Pfadabhéngigkeit selbst dann in Frage, wenn man den
handwerklichen Trick akzeptiere, dass der behauptete Pfad stillschweigend fur 20 Jahre und
einen Weltkrieg unterbrochen werde. Zur oben skizzierten Kontinuitatslinie ,,Versicherungs-
prinzip“ wurde kritisch angemerkt, dass es stets eine Dualitat von Versicherung und (steuerfi-
nanzierter) Firsorge gegeben habe, und nachgefragt, wie irreversibel diese Konstruktion sei.
Schmuhl flihrte dazu aus, das Nebeneinander von Versicherung und Fursorge sei in der Ar-
beitsmarktpolitik durch Verzdgerungen beim Aufbau der Arbeitslosenversicherung in den
1920ern zustande gekommen, das ein Zwischenschalten von Krisenfursorge und kommunaler
Wohlfahrtserwerbslosenfiirsorge notwendig gemacht habe. Diese Dualitat sei von Anfang an
umstritten gewesen, zumal sie zu einer bis heute wirksamen Rivalitdt zwischen Kommunen
und Arbeitsverwaltung geflihrt und die stigmatisierende Unterscheidung zwischen arbeitsfa-
higen und nichtarbeitsfahigen Arbeitslosen verfestigt habe. SchlieRlich wurde vorgeschlagen,
die Kontinuitatsthese auch in anderer Hinsicht zu relativieren: Zum einen werde derzeit die

traditionelle Trennung zwischen aktiver und passiver Arbeitsmarktpolitik aufgehoben, die auf
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der Annahme beruht habe, es seien ohnehin nicht geniugend Arbeitsplatze vorhanden, und
zum anderen gewannen Formen aushandlungsorientierter Regulierung (wie Eingliederungs-
vereinbarungen) an Bedeutung. Schmuhl entgegnete, es habe seit 1927 keine Trennung, son-
dern vielmehr eine enge organisatorische Verschrankung zwischen Arbeitslosenversicherung
und der ,eigentlichen Arbeitsmarktpolitik” gegeben. Ob sich die Regulierungslogik von Ar-
beitsmarktpolitik derzeit grundsétzlich verandere, wage er nicht zu beurteilen: Zwar gewinne
auf normativer Ebene die aktivierende Arbeitsmarktpolitik an Bedeutung, doch die Umset-
zung in Regulierung verlaufe selektiv: Disziplinierende Elemente wiirden umgesetzt, die For-

derung von Mundigkeit und Eigeninitiative bleibe auf der Strecke.

Max Koch: Der bundesdeutsche Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich

Koch leitete seinen Beitrag (siehe Foliensatz und Thesenpapier in der Materialsammlung) mit
der Ankindigung ein, er werde die Frage nach der Regulation des Arbeitsmarktes auf drei
Aspekte (Lohnfestsetzung, sozio-6konomische Regulation sowie Rolle des Staates) und den
internationalen Vergleich auf die Niederlande, Schweden, Grof3britannien und Deutschland
beschréanken. Vorab ging er auf einige zentrale Begriffe der Regulationstheorie ein: Unter
einem Akkumulationsregime wiirden jene Phasen in der Entwicklung des Kapitalismus ver-
standen, in denen Produktions- und Konsumptionsnormen kompatibel seien. Als Regulati-
onsweise bezeichne man ein Ensemble sozialer Netzwerke, Institutionen und Wertesysteme,
das die Reproduktion des jeweiligen Akkumulationsregimes unterstiitze, geographisch und
zeitlich begrenzt sei und funf (nicht weiter begrindete) institutionelle Formen umfasse
(Lohnverhaltnis, Unternehmensform, Geld, Staat und internationale Regulation). Akkumula-
tionsregime und Regulationsweise mdssten sich allerdings nicht unbedingt entsprechen: So
sei z. B. schon in den 1920ern FlieRbandarbeit geleistet worden, wahrend die institutionelle
Absicherung der Dominanz von industrieller Massenproduktion erst Jahrzehnte spater erfolgt
sei. Sodann erlauterte Koch den Begriff ,,Lohnverhaltnis*, der ein Set juristischer und institu-
tioneller Bedingungen bezeichne, die Erwerbsarbeit und somit die Existenzform der Lohnab-
hangigen bestimmten, wahrend man unter ,,Lohnfestsetzung* Prozesse der Verallgemeine-
rung von Lohn- und Gehaltsnormen verstehe, etwa bi- oder trilaterale Verhandlungen auf
Firmen-, Branchen- oder Gesellschaftsebene. Was nun die Lohnfestsetzung im Fordismus (als
historischer Vergleichsfolie fiir die soziobkonomische Berichterstattung) betreffe, so sei die
Akzeptanz fordistischer Produktionsmethoden einschlieRlich einer weitgehenden Kontrolle

von Arbeitenden durch das Management dadurch kompensiert worden, dass Léhne und indi-
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rekt auch Renten mit dem Produktivitatsfortschritt gestiegen seien. Zudem hétten Unterneh-
mer die Rolle der Gewerkschaften bei Tarifverhandlungen, die Gewerkschaften umgekehrt
das Monopol des Managements auf Kontrolle des Arbeitsprozesses akzeptiert. Ob sich derzeit
ein ,,postfordistischer Kompromiss*“ (also eine neue Kompatibilisierung von Akkumulations-
regime und Regulationsweise) herausbilde, sei allerdings umstritten und nur empirisch zu
beantworten. Im Bereich der Lohnfestsetzung sei jedenfalls zu beobachten, dass die Krise des
Fordismus (und speziell die Internationalisierung der Wirtschaft) VVeranderungsdruck erzeuge,
der sich auf Ebene und Inhalt von Kollektivverhandlungen auswirke. Derzeit erfolge Lohn-
festsetzung entweder einseitig kapitalorientiert (verhandelt meist auf Individual- oder Be-
triebsebene) oder aber ,,arbeitnenmerorientiert“ (Koch), wobei die Lohnkoordinierung weiter
auf gesellschaftlicher oder Branchenebene erfolge und ein neuer Kompromiss zwischen Kapi-
talverwertung, Produktivitatswachstum, Lohnsteigerung und Arbeitsmarktpartizipation ange-
strebt werde. Von den damit angedeuteten Verdnderungen sei auch die Rolle des Staates nicht
unberuhrt geblieben: Im Fordismus habe der Staat das Lohnverhaltnis unterstiitzt, indem er
die Zyklen von Kapitalmarkten und Konsumguterindustrie zu integrieren geholfen und den
Interessenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit (vor allem bei Lohnfragen) moderiert habe.
Zudem habe er die Kapitalakkumulation durch Infrastrukturinvestitionen sowie durch anti-
zyklische Finanz- und Wirtschaftspolitik befordert. Entsprechend sei der Staat nicht nur eine
unverzichtbare Institution bei der ,,Einbettung* von Marktkréften, sondern auch ein wichtiger
6konomischer Akteur gewesen. Im Zuge der Krise des Fordismus hingegen habe die wirt-
schaftliche Internationalisierung Regierungen gezwungen, von einer Nachfrage- zu einer An-
gebotsorientierung berzugehen und (in B. Jessops Terminologie) einen Wandel vom keyne-
sianischen zum ,,schumpeterianischen* Staat zu vollziehen, selbst wenn dies Nationalstaaten
ausdricklich nicht auf ausfihrende Organe globaler Sachzwénge reduziere. Vielmehr kénne
man zum einen ,,geschwéchte Staaten* ausmachen, die z. B. Arbeitskosten und Steuern ein-
seitig im kurzfristigen Kapitalinteresse senkten, zum anderen jedoch auch ,,starke” und enga-
gierte Staaten, die angebotsorientierte MalRnahmen mit Reformen im Interesse abhangig Be-
schaftigter kombinierten, in Schlisseltechnologien, Infrastruktur, Bildung und Arbeitsmarkt-
politik investierten und eher auf eine Verbesserung von Arbeitsmarkt- und Sozialsystem als
auf die Reduktion sozialer Sicherung setzten. Im Folgenden betonte Koch, dass GroRbritan-
nien sich insofern vom schwachen keynesianischen zum schwachen ,,schumpeterianischen*
Staat entwickle, als es nach wie vor kaum Lohnkoordinierung gebe und das Regulationssys-
tem kapitalorientiert reformiert worden sei. Der schwedische Staat hingegen sei weiterhin
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stark engagiert, tatige in der Krise betrachtliche Investitionen und trage durch seine Rolle bei
der Erzeugung ,,neuer Kompromisse* sogar selbst dazu bei, dass Lohnfestsetzung von gesell-
schaftlicher Ebene auf Branchenebene verlagert werde. Die Niederlande seien mittlerweile
von der automatischen Lohnanpassung zu flexibleren Prinzipien ubergegangen, was ihnen
(aufgrund der Kombination von Teilzeitarbeit, Kombiléhnen und deren rentenrechtlicher Ab-
sicherung) den Titel ,first part-time society of the world“ eingebracht habe, und auch dabei
fungiere der Staat als entscheidender Akteur. In Deutschland schliefflich sei das Lohnfestset-
zungssystem formell beibehalten worden, werde jedoch durch die Aushdhlung des Flachenta-
rifvertrages und die Aufwertung der Betriebsebene unterminiert. Hier finde (auch wegen des
Verzichts auf staatliche Investitionen) eine Entwicklung vom ,,moderierenden* zum ,,schwa-
chen* Staat statt, wobei man sich eher am britischen Modell orientiere. Ob sich diese Tenden-
zen zu einem kohdrenten Wachstumsmodell verdichten wirden, sei allerdings unklar. Zu-
sammenfassend hob Koch hervor, dass kein automatischer Zusammenhang zwischen ,,Inter-
nationalisierung® und nationalstaatlichen Reformen bestehe, sondern eine bemerkenswerte

Heterogenitat jeweils pfadabhéngiger nationalstaatlicher Entwicklungswege festzustellen sei.

Diskussion

In der Diskussion wurde zundchst das Problem angesprochen, dass Koch die ,,Starke* eines
Staates vor allem an der HGhe der Staatsausgaben bzw. (nach eigenem Bekunden) an Refor-
men der Lohnfestsetzung festmache. Beruicksichtige man hingegen z. B. das Ausmal} staatli-
cher Eingriffe in individuelle Lebensladufe, so kénne man im deutschen Fall angesichts zu-
nehmender Sanktionen im Rahmen der Hartzreformen kaum von einer Schwéachung des Staa-
tes ausgehen. Zudem wurde angemerkt, dass Koch kleineren Landern in seiner Ubersicht stets
einen starken, groReren Landern hingegen stets einen schwachen Staat attestiere. Die Frage,
ob dies verallgemeinerbar und auf die jeweilige Starke von Partikularinteressen zurtickzufih-
ren sei, verneinte Koch mit dem Hinweis auf Irland, das als kleines Land ein wenig koordi-
niertes Lohnfestsetzungs- und Regulationssystem aufweise, sowie auf die Notwendigkeit, vor
Beantwortung einer solchen Frage mehr Staaten in die Betrachtung einzubeziehen. Die Anre-
gung, Uber den von Koch vorgeschlagenen Vergleich hinaus auch die Wechselwirkungen
zwischen unterschiedlichen nationalstaatlichen Entwicklungspfaden in den Blick zu nehmen,
weil die Starke des einen Staates die Schwaéche eines anderen Staates bedingen kénne, wurde
nicht weiter diskutiert. Schlie3lich wurde nach der Datenbasis des Vorgetragenen gefragt,

wobei besonderes Interesse an den auf Landerebene aggregierten Daten gedul3ert wurde. Koch
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flihrte aus, dass er vor allem Daten der Internationalen Arbeitsorganisation verwende, die in-
sofern international vergleichbar seien, als national definierte Kategorien von ILO-Statistikern
vereinheitlicht wirden. Auf dieser Grundlage kdnne man landervergleichende Zeitreihen von
ca. 1970 bis heute anfertigen, wobei er den Datenmangel fur die 1950er und 1960er Jahre
durch den Kunstgriff auszugleichen suche, dass er die Daten von 1970 bis 1972 als ,,Normal-
maf des Fordismus* definiere. Dies sei nicht unproblematisch, erlaube es jedoch, bestimmte
Umbriche statistisch zu belegen, etwa in Hinblick auf die Wachstumsraten von Produktivitat
und Bruttoinlandsprodukt, auf die Arbeitsmarktbeteiligung von Mannern und Frauen, auf die
Bedeutungsverschiebung zwischen verschiedenen Branchen oder in Hinblick auf selbstandige
Tatigkeit, deren Anteil bis in die 1980er Jahre kontinuierlich gesunken sei, seitdem jedoch
wieder zunehme. In vieler Hinsicht seien seine Zahlenreihen nur Ausgangspunkt fur weitere
Forschungen, und er wirde es sehr begriiRen, wenn der Projektverbund seinen Ansatz in in-

ternational vergleichender Perspektive weiter verfolge.

3.7 Arbeitsmarktmonitoring: Briiche oder Kontinuitét der Regulierung?

Ulrike Kress: Nutzung arbeitsmarktpolitischer Informationssammlungen flr eine

Dauerberichterstattung

Als Spezialistin fir angewandte Informationswissenschaft betreut Kress das arbeitsmarktpoli-
tische Informationssystem des 1AB, das urspriinglich aus der Chronik arbeitsmarktpolitischer
Ereignisse in der Printversion der ,,Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung*
hervorgegangen sei. Dort finde sich zum einen die arbeitsmarktpolitische Chronik, die sich
etwa fur Volltextsuche eigne, zum anderen die Rubriken ,,Aktuelles® (mit neuen Chronikein-
tragen, Presse und Links) sowie ,,Publikationen* des 1AB. Im Folgenden konzentrierte sich
Kress auf die Moglichkeiten und Grenzen der Nutzung von arbeitsmarktpolitischer Chronik
und arbeitsmarktpolitischer Linksammlung (siehe Foliensatz in der Materialsammlung) und
betonte, dass diese Instrumente nur sehr begrenzt flr arbeitsmarktpolitisches Monitoring ein-
setzbar seien. Verstehe man unter idealtypischem ,,Monitoring* einen Dreischritt, der (a) aus
der Dokumentation, aber nicht aus der Erklarung von Erreichung oder Verfehlung politischer
Ziele, (b) aus der Operationalisierung und kontinuierlichen Beobachtung statistischer Indika-
toren der Zielerreichung und (c) aus dem systematischen Feedback an unterschiedliche Steue-
rungsebenen bestehe, so konne die arbeitsmarktpolitische Chronik des IAB allenfalls zum

ersten Schritt beitragen: Programmziele wirden auf gesetzlicher, politischer und/oder admi-
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nistrativer Ebene definiert. Wenn man nun Informationsquellen suche, die Uber die Zielaus-
wahl Aufschluss gaben, so misse man sich beispielsweise mit Gesetzestexten, EU-
Grundsatzpapieren, Dokumenten zum Zielsystem der BA oder zu Zielsystemen dezentraler
Akteure befassen, die u.a. auch uber die IAB-Chronik zugénglich seien. Im Einzelnen enthalte
dieses Informationssystem Grundsatzpapiere und Konzeptentwiirfe, die (wie etwa das Schro-
der-Blair-Papier) der Zielfindung dienten; Dokumente zur politischen bzw. parlamentarischen
Ausformung, also letztlich zur Zielbestimmung (darunter etwa Bundestagsdrucksachen); Pa-
piere zur administrativen Umsetzung (im Sinne von Zielsteuerung bzw. Zielindikatoren),
worunter etwa BA-Geschaftsanweisungen fielen; Informationen zur Bewertung der Zielerrei-
chung, wozu Kress die Gutachten von Sachverstdndigenrat oder Wirtschaftsforschungsinstitu-
ten, aber auch Ergebnisse soziookonomischer Berichterstattung zahlt, und schlielich Doku-
mente zu Rechtsprechung bzw. Zielbegrenzung, wie sie beispielsweise der Européische Ge-
richtshof produziere. Zur Analyse solcher arbeitsmarktpolitischer Dokumente schlug Kress
das sog. Textmining vor, ein Verfahren explorativer Datenanalyse, das (laut Wikipedia) den
Benutzer in Stand setzen solle, mit statistischen und linguistischen Mitteln relevante Informa-
tionen aus Textdaten zu filtern und auf dieser Grundlage Hypothesen zu generieren, zu tber-
prifen und zu verfeinern. So sei es etwa mdglich, eine Auswertung der Literaturdatenbank
LitdokAB in Hinblick auf die Haufigkeit der Vergabe arbeitsmarktpolitischer Schlagworte
oder eine Begriffssuche im arbeitsmarktpolitischen Informationssystem vorzunehmen. Ab-
schlieRend demonstrierte Kress am Beispiel der Schlagworte ,,sozialpolitische Orientierung*
und ,,strukturpolitische Orientierung” (1969-2005) eindrtcklich, welche Veranderungen im

Zeitverlauf in der Haufigkeit von Begriffsverwendungen auftraten.

Diskussion

Im Anschluss an diesen Beitrag wurde die Frage aufgeworfen, inwiefern man auf Grundlage
solchen Datenmaterials auch sozialwissenschaftlich aufwandigere Verfahren, etwa Inhaltsana-
lysen oder historische Diskursanalysen, durchfiihren kénne, und ob es nicht sinnvoll sei, den
einzelnen Eintragen eine kurze Kommentierung voranzustellen. In ihrer Entgegnung betonte
Kress zum einen, wenn man Uber die vorliegenden Textfiles bibliometrische Programme lau-
fen lassen, seien z. B. durchaus auch clusteranalytische Verfahren vorstellbar. Zum anderen
wies sie darauf hin, dass eine Verbesserung der Nutzungsmdoglichkeiten weniger von einem
Ausbau der IAB-Chronik (im Sinne einer Anfertigung von Kurzkommentaren) als von deren

Verlinkung mit anderen Informationssammlungen (etwa mit der sozialpolitischen Chronik
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von J. Steffen) zu erwarten sei. Auf jeden Fall sei kunftig eine Verbreiterung der Datenbasis
in dem MaRe mdglich, wie e-books an Bedeutung gewannen, welche die heute bestehenden

urheberrechtlichen Probleme hinféllig machen wirden.

Volker Baethge-Kinsky: Monitoring und Sozialberichterstattung. Der

,,Monitor Arbeitsmarktpolitik* im Vergleich

Auch Baethge-Kinsky, der sich kurzfristig bereit erklért hatte, in Vertretung von Alexandra
Wagner deren gemeinsam durchgefihrtes Projekt ,,Monitor Arbeitsmarktpolitik* vorzustellen,
leitete seinen Beitrag (siehe Foliensatz in der Materialsammlung) mit einer Bemerkung zum
Konzept des Monitoring ein. Darunter verstehe man die (Dauer-) Beobachtung eines be-
stimmten Systems zum Zwecke kurzfristiger Steuerung, wobei es vor allem um die Bereitstel-
lung von Ergebnissen, deren Transfer zu verantwortlichen Akteuren sowie die (korrigierende)
Umsetzung dieser Ergebnisse durch die Akteure gehe. Zu unterscheiden sei dabei zwischen
guantitativem Monitoring, das auf der Beobachtung statistischer GroRen beruhe, und qualita-
tivem Monitoring, das der Beobachtung und Bewertung von Prozessen sowie von deren Ziel-
erreichung oder Nebeneffekten diene. Sodann fuhrte Baethge-Kinsky drei Beispiele fiir Ar-
beitsmarktmonitoring an: Zunachst verwies er auf die Arbeitnehmerkammer Bremen, die auf
ihrer Webseite eine breite Palette von (in der Regel unkommentierten) Dokumenten zur Sozi-
alpolitik (inklusive Arbeitsmarktpolitik) bereitstelle und per Newsletter tUber neueingestellte
Beitrdge informiere. Obwohl durchaus analytische Dokumente einbezogen wirden, werde
kein analytischer Anspruch erhoben. Vielmehr handle es sich um ein Serviceangebot, das
politische Debatten begleiten solle. Als zweites Beispiel nannte Baethge-Kinsky das Europai-
sche Beschéaftigungsobservatorium. Mit dem Ziel, einen Beitrag zur Entwicklung der Europé-
ischen Beschéftigungsstrategie zu leisten, wiirden dort Informationen zu Besché&ftigungspoli-
tiken und Arbeitsmarkttrends bereitgestellt. Schon 1982 sei mit MISEP ein Netzwerk zum
Austausch von Informationen tUber Programme und Praxis der Arbeitsmarktpolitik zwischen
Arbeitsmarktverwaltungen und der Offentlichkeit etabliert worden. 1989 sei mit SYSDEM
ein Gemeinschaftssystem zur Dokumentation von Evaluierungen und Forschungsarbeiten zur
Beurteilung von Arbeitsmarktpolitik gefolgt, das spater im Kontext der EU-
Beschaftigungsstrategie auch zur Ad-Hoc-Beratung der Kommission herangezogen worden
sei. Ebenfalls 1989 sei EBO, das Européaische Beschaftigungsobservatorium, gestartet, und
1997 sei mit RESNET ein Forschungsnetzwerk zur wissenschaftlichen Beratung des EBO

gegrundet worden, das allerdings derzeit nicht aktiv sei. Zur Arbeitsweise des Europdischen
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Beschaftigungsobservatoriums wurde ausgefuhrt, dass ein Netz nationaler Korrespon-
dent/innen schriftliche Informationen zusammentrage, sich auf regelmaRigen Konferenzen
treffe und zudem fur Ad-Hoc-Beratungen zur Verfligung stehe. Dokumentiert seien die EBO-
Arbeiten in Form der Basisinformationsberichte (BIB) im Internet, der EBO-Berichte zur Be-
urteilung ausgewahlter arbeitsmarktpolitischer Trends und MalRnahmen, der Protokolle von
Korrespondent/innen-Meetings im Internet sowie der Informationsplattform (Peer Review
Programm). Erkenntnisse Uber Fragen der Arbeitsmarktregulierung seien auf dieser Basis zu
gewinnen, indem man das empirische Material fir eigene Fragestellungen nutze, indem man
durch Landervergleiche den jeweiligen Einfluss nationalstaatlicher Politik analysiere oder
schlicht die Befunde der SYSDEM-Analysen rezipiere. Allerdings werde ausdricklich keine
umfassende Beobachtung betrieben, sondern es wiirden einzelne Fragestellungen und Themen
behandelt, deren Auswahl sich an der Europdischen Beschéftigungsstrategie orientiere und
die zudem meist nicht kontinuierlich verfolgt wirden. Als drittes Beispiel fiihrte Baethge-
Kinsky schlieBlich den ,,Monitor Arbeitsmarktpolitik” an, an dem er selbst im Auftrag der
Hans-Bdckler- und Otto-Brenner-Stiftung mitwirke. Dabei handle es sich insofern um ein
neuartiges Projekt, als ein wissenschaftsgestiitztes Monitoring von Umsetzung und Konse-
quenzen der aktuellen Arbeitsmarktreformen, ein interessengeleiteter Informationstransfer
samt adressatenspezifischer Aufbereitung sowie dialogisches Arbeiten angestrebt werde. Da-
bei sollten Informationen unterschiedlicher Art nicht nur gesammelt, sondern themenbezogen
verknUpft, analytisch verarbeitet und zusammenfassend bewertet werden, indem man Elemen-
te von Monitoring, Berichterstattung und Metaevaluation miteinander verbinde. Der analyti-
sche Anspruch des Projektes bestehe darin, Information und Beobachtung mit Interpretation
und Analyse zu verbinden, indem man eigene Bewertungskriterien erarbeite, vorhandene Da-
ten interpretiere, selbst hypothesengeleitete Datenanalysen vornehme, die offizielle Hartz-
Evaluation und andere wissenschaftliche Studien kritisch kommentiere und Uberlegungen zu
alternativen Gestaltungsmaoglichkeiten anstelle. Dabei sei man den Prinzipien der Vollstan-
digkeit, der zusammenhangenden Betrachtung sowie der Aktualitat verpflichtet und greife auf
gesetzliche und untergesetzliche Materialien, qualitative Sekundaranalysen, Praxiswissen und
sekundérstatistische Analysen zurlck. Erkenntnisse zu Fragen der Arbeitsmarktregulierung
verspreche man sich vor allem von der Darstellung des Zusammenhangs von Regulierung und
Wirkung (etwa durch den Vergleich der Situation vor und nach einer Reform), von der Identi-
fizierung von (regionalen oder organisatorischen) Einflussfaktoren auf Wirkungen der Regu-
lierung (zu denken wére etwa an den Unterschied zwischen ARGE und Optionskommunen)
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sowie von der Beobachtung intendierter und nicht intendierter Effekte, also der Einbeziehung
von Nebenwirkungen und mittelbaren Effekten. Allerdings verflige man bei diesem Vorhaben
nur Uber begrenzte Ressourcen und eine begrenzte Laufzeit, so dass man sich auf aktuelle
Prozesse mit hoher Relevanz fir politische Entscheidungen konzentrieren miisse. Zusammen-
fassend bemerkte Baethge-Kinsky, dass Monitoring-Ansatze durchaus als Quelle fur Sozial-
berichterstattung dienen kénnten, selbst wenn ihre Ergebnisse nicht unmittelbar zu tberneh-
men seien. Ihr jeweiliger Nutzen sei jedoch abhangig vom Umfang beobachteter Indikatoren
und somit von der Komplexitat des Monitoring; von der Beobachtungsdauer, die entscheidend
dafur sei, ob man Zeitvergleiche anstellen und mittel- oder langfristige Effekte erfassen kon-
ne; vom Grad der Aufbereitung bzw. analytischen Verdichtung der Beobachtungsergebnisse
sowie von den zugrundegelegten Bewertungskriterien. Der ,,Monitor Arbeitsmarktpolitik*
zum Beispiel biete im Prinzip durchaus die Maoglichkeit, flexibel auf einen prézisierten Bedarf
von Sozialberichterstattung zu reagieren. Allerdings misse zuvor geklart werden, welche

Trends mit welchen Indikatoren beobachtet werden sollten.

Diskussion

Im Anschluss an diesen Beitrag wurde zunéchst nach den Kriterien gefragt, nach denen im
»,Monitor Arbeitsmarktpolitik* Uber die Auswahl der zu behandelnden Themen entschieden
werde. Dazu bemerkte Baethge-Kinsky, die Diskussion mit einem ,,Praxisnetzwerk* aus Per-
sonen, die mit der Umsetzung von Arbeitsmarktpolitik betraut seien, weise in vieler Hinsicht
den Weg zu zentralen Problemen, welche die Wirkungsforschung beriicksichtigen musse.
Zudem koénne man sich an bereits vorliegenden Daten orientieren, von deren Zusammensicht
man sich wichtige Erkenntnisse verspreche. Auf die Nachfrage, inwiefern auch qualitative
Analysen angestrebt wirden, verwies Baethge-Kinsky darauf, dass er parallel an einem Pro-
jekt zur teilnehmenden Beobachtung von Vermittlungsprozessen im SGB 11-Bereich mitwir-
ke, dessen Ergebnisse im Monitoring berlcksichtigt werden kdnnten. Grundsatzlich habe das
»Monitoring Arbeitsmarktpolitik jedenfalls mit der Sozio6konomischen Berichterstattung
die Kombination von ,,groRem Anspruch und systematischer Uberforderung® gemein.
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3.8 Regulierung des Umbruchs — Umbruch der Regulierung?

Peter Bartelheimer: Schlussfolgerungen aus den Diskussionen des Werkstattgesprachs

Bartelheimer leitete seine Ausfiihrungen mit einem Dank an das BMBF fir den groRen Luxus
ein, mit Expert/innen gezielt die Probleme und Fragestellungen sozio6konomischer Berichter-
stattung beraten zu kdnnen. Die Erfahrung mit den ersten beiden Werkstattgesprachen zeige,
dass auch Luxuskonsum anstrengend sei, und der Projektverbund nun noch stérker als vorher
in der Pflicht stehe, einen guten zweiten Bericht vorzulegen. Seines Erachtens misse der Pro-
jektverbund bei jedem der Werkstattgesprache eine Haltung einnehmen, wie sie in Sigmund
Freuds ,,Ratschlagen fiir den behandelnden Arzt* beschrieben sei. Dies beinhalte, den Diskus-
sionen eine ,,gleichbleibende, frei schwebende, freundliche Aufmerksamkeit* entgegenzu-
bringen. In unserem Falle lade der Patient gleich viele Therapeuten zum Consilium, und es
musse bei einer solchen Veranstaltung vor allem darum gehen, Anregungen zu sammeln und
nicht zu frih ,,zuzumachen*, etwa indem man sofort nach Operationalisierungen frage. Dar-
uber hinaus wohne jeder Beratung eine gewisse Asymmetrie inne, und es brauche nun einige
Zeit, diese Asymmetrie umzukehren, indem man die empfangenen Ratschlége aktiv in die
eigene Lebenspraxis umsetze. Beides stehe letztlich in Widerspruch zu der Aufgabe, ein
Schlusswort zu halten, und entsprechend konne er im Folgenden nur einen Zwischenstand
seiner personlichen Uberlegungen vortragen.

Nach Bartelheimers Einschatzung wurde zundchst die Annahme des Projektverbundes
bestatigt, dass die meisten Tatsachen, die fir die Berichterstattung von Interesse seien, sowohl
eine 6konomische als auch eine soziale Seite hatten. Dies gelte flir Erwerbsarbeit, die Pries als
Zusammenspiel von Beschaftigungsbeziehungen, Arbeitsbeziehungen und Partizipations-
bzw. Anerkennungsbeziehungen definiert habe, ebenso wie fir Bildung mit ihren von Solga
genannten Elementen (von formaler Kompetenzausweisung und —zuschreibung Gber die Ein-
bindung in Netzwerke bis hin zu Identitatsstiftung). Auch das von Auth betonte Phdnomen,
dass tarifliche und staatliche Arbeitszeitregulierung gerade vor dem Hintergrund verénderter
Geschlechterverhéltnisse als ambivalent erlebt werde, und Kochs Feststellung, dass Produkti-
ons- und Konsumptionsnormen mehr oder weniger kompatibel sein konnten, verwiesen auf
die Bedeutung soziodkonomischer Kategorien fur die Berichterstattung. Zweitens habe die
Umbruchhypothese insofern eine Bestétigung erfahren, als sie ganz offensichtlich ein ,,sensi-

tizing concept* darstelle, das fruchtbare Diskussionen auslése. Allein schon die Fille mate-
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rieller Veranderungen seit 1973, die im Laufe des Werkstattgesprachs angesprochen worden
sei, spreche dafiir, sich weiter mit der Vorstellung von einem Umbruch zu befassen. Erinnert
wurde etwa an den Verzicht auf makrookonomische Regulierung, an die Abkehr vom Gold-
standard, an die Aufnahme einer neoliberalen Rezeptur, an die zunehmende Wirtschaftssteue-
rung Uber Finanzmarkte, an die wachsende Einkommenspolarisierung, an den Ubergang von
kollektiver Arbeitszeitverkiirzung zu individueller Abweichung nach oben oder unten, zu Ar-
beitszeitflexibilisierung und Arbeitszeitverlangerung (auf Betriebsebene), an die Reduzierung
des Anteils der Nettoeinkommen aus unselbstandiger Arbeit am Volkseinkommen (von 56%
auf weniger als 40%), an das Entstehen tarifvertragsfreier Zonen, an den Beginn von Frauen-
gleichstellungspolitik, an die Trendwende in der Rentenversicherung (mit der Entlastung von
Unternehmen ab 1992), an die Zunahme der Arbeitslosigkeit ab 1973 oder an die Trendum-
kehr bei der Selbstandigkeit. Am wenigsten Widerspruch gegen die Umbruchsannahme habe
Koch geéuRert, der selbst davon ausgehe, dass Akkumulationsregime und Regulationsweise
sich in manchen historischen Perioden nicht entsprachen und der Fordismus vorbei oder zu-
mindest in eine Krise geraten sei. Auth hingegen habe zwar gegen den Begriff des Umbruchs
eingewandt, man habe es eher mit einem langsamen und widerspriichlichen Wandel zu tun,
gleichzeitig aber betont, auch die Rede von Wandel sei unbefriedigend, weil sie eigentiimlich
tater- und subjektlos sei. Schafer, der anfangs allenfalls von einer Kluft zwischen gleichblei-
bender Regulierung und veranderter Realitat, aber nicht von Umbruch habe sprechen wollen,
habe spater betont, dass Veranderungen in Zusammenspiel und Ausmal} von Einkommensre-
gulierung im Ergebnis durchaus zu qualitativen Springen fiihren kénnten. Schliel3lich habe
Betzelt in Hinblick auf Geschlechterarrangements von einem Nebeneinander uneinheitlicher
Leitbilder mit schichtspezifischer Geltung und von der Méglichkeit gesprochen, dass Regulie-
rung und soziale Praxis sich nicht entspréachen. Auch der Projektverbund verstehe unter Um-
bruch kein punktuelles Ereignis, keine synchrone Entwicklung in allen Bereichen, sondern
gerade einen langsamen und widerspruchlichen Vorgang. Eine Aufgabe der Berichterstattung
werde es sein, Chronologien verschiedener Entwicklungen zu rekonstruieren und sie ,,0ber-
einander zu legen®, um zu erkennen, wo sich Verénderungen verdichteten. Allerdings misse
der Projektverbund den Einwand ernst nehmen, dass ein Umbruch teilweise in der politischen
Absicht behauptet werde, einen Umsturz aktiv herbeizufiihren. Man misse daher Wege fin-
den, das Umbruchkonzept so zu fassen, dass es unbequem bleibe und nicht instrumentalisiert

werden kdnne.

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



131

Was den Anspruch des Projektverbundes betreffe, Regulierungsaspekte stérker als bisher
in die Berichterstattung einzubeziehen, so bestehe Einigkeit darlber, dass keine vollstandige
Theorie gesellschaftlicher Regulierung, sondern ein Konzept mittlerer Reichweite bendtigt
werde, das ,,eklektisch* genug sei, um an viele Konzepte und Theorien anzuschlielen. Viel
spreche dafur, den Regulierungsbegriff weit zu fassen und (wie Mayer-Ahuja einleitend vor-
geschlagen habe) tatséchlich Staats-, Unternehmens- und Haushaltsstrategien einzubeziehen,
die sich zueinander konterkarierend und komplementar verhalten kénnten. Immerhin sei Re-
gulierung als ,,bewusste und planmaRige Rickwirkung der Gesellschaft auf die naturwiichsige
Gestalt ihres Produktionsprozesses* letztlich keine ,,parlamentarische Hirnweberei, sondern
ein Ergebnis von Kédmpfen (K. Marx: Kapital 1, 503). Bartelheimer schlug vor, sich speziell
den Institutionen-Begriff von Pries, den Regimebegriff von Betzelt sowie den Begriff der Re-
gulationsweise von Koch genauer anzuschauen und auch dem Verhdltnis von Struktur und
Regulierung weiter nachzugehen: Immerhin habe z. B. Pries Regulierung (in Abgrenzung von
Strukturierung) als aktive Neuaushandlung, Definition und Kontrolle der Verfassung von Er-
werbsarbeit definiert, wahrend Baethge von ,,Regulierung durch Struktur®, also letztlich von
der stummen Macht des Institutionensystems gesprochen habe. Zudem seien Probleme mit
dem Begriff der individuellen Regulierung deutlich geworden, weil diese erst in dem Moment
nachvollziehbar werde, wenn sich individuelle Strategien kollektiv bindelten. Schlie3lich sei
der heuristische Wert der Vorstellung von einem Kréftefeld weiter zu prifen, denn immerhin
kdnne die komplexe Wechselwirkung zwischen Staats- Unternehmens- und Haushaltsstrate-
gien erklaren, warum manche Regulierungsaktivitaten mehr Wirkungen zeigten als andere:
Ein Schalter funktioniere eben nur, wenn Spannung (etwa zwischen Regulierung und sozio-
6konomischen Zusammenhéngen) bestehe. Allerdings misse man wohl auch in Zukunft da-
mit umgehen, dass es speziell im Regulierungsbereich erhebliche Messprobleme gebe und
man statt nach eindeutigen Kausalbeziehungen wohl eher nach ,,losen Kopplungen* Ausschau
halten misse. Um den Regulierungsbegriff empirisch zu operationalisieren, misse man das
Regulierungsgeschehen jedenfalls zunéchst handhabbar zerlegen, und vielleicht mache es
Sinn, sich dabei an den von Pries genannten erwerbsregulierenden Institutionen (Netzwerk,
Beruf, Markt, Organisation und offentliches Regime) zu orientieren. In diesem Falle kénne
man Lander und verschiedene historische Situationen in Hinblick auf die jeweilige Bedeutung
einzelner Institutionen vergleichen und so verschiedene Regulierungsprofile oder —-modi iden-
tifizieren. Umbruch bedeute jedenfalls selten, dass eine regulierende Institution ganz ver-

schwinde. Vielmehr sei zu erwarten, dass sich das relative Gewicht von Institutionen, die spe-
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zifische Form einer Institution (etwa des Betriebes) oder das Verhéltnis von Institutionen zu-
einander verdndere, und auch gesellschaftliche Vorstellungen dartiber, bei welchen Gegens-
tdnden Regulierung ,,als legitim erachtet und als normal erwartet wird* (Pries) sollten berlck-
sichtigt werden. Weil begriindeter Verdacht bestehe, dass man zumindest das relative Ge-
wicht einzelner Institutionen (grundsatzlich) messen konne, gelangte Bartelheimer zu dem
beruhigenden Fazit: ,,Da geht was!*

AbschlieRend nahm er zu konkreten Moglichkeiten der Riickbindung solcher Uberlegun-
gen an die soziobkonomische Berichterstattung Stellung: Erstens solle der Projektverbund
keine Dauerbeobachtung gesamtgesellschaftlicher Regulierung anstreben. Zweitens durfe die
Rede von ,,losen Kopplungen®, nachdem man sich von der Hoffnung auf eindeutige Ursache-
Wirkungs-Zusammenhange verabschiedet habe, nicht zu einer Ausrede flr ungentigende be-
griffliche Klarung und statistische Messinstrumente verkommen. Drittens bestehe ein zentra-
les Problem darin, dass man oft nur Regulierungsaspekte betrachten kénne, die bereits statis-
tisch erfasst seien, an denen also institutionelles Interesse bestehe. Man misse jedoch teilwei-
se gerade Aspekte, die nicht verandert wiirden, in den Blick nehmen, um z. B. Uberhaupt auf
das von Schéafer angesprochene Phdnomen von gleichbleibender Regulierung und verénderter
Realitat aufmerksam zu werden. Grundsétzlich boten sich zwei Vorgehensweisen im Umgang
mit Regulierungsfragen an: Man kodnne von den Gegenstédnden her denken, also z. B. Daten
zu Verdienermodellen und Zeitstrukturen betrachten und in einem néchsten Schritt deren Re-
gulierung bzw. institutionellen ,,Hof* beschreiben. Zum anderen kénne man gezielt ein Da-
tenangebot fur die aktuelle Regulierungsagenda machen, also zum Beispiel statistisch mess-
bare Verénderungen aufzeigen, die fiir Entscheidungen tber Elterngeld oder Kombil6hne re-
levant seien. Allerdings misse man vor allem bestehendes Wissen (ber die Entwicklung von
Institutionen und Regulierung nutzen, wenn man gewichtete Chronologien und lange Zeitrei-
hen tbereinander legen wolle, um Schwerpunkte von Regulierung auszumachen. Die Kartie-
rung des Regulierungsgeschehens selbst hingegen misse man dem Monitoring bzw. der Poli-
tik- und Geschichtswissenschaft tberlassen.

Im Anschluss an diesen Beitrag wurde angeregt, sich das Verhaltnis von sozialstrukturel-
lem Wandel und Regulierung genauer anzuschauen, weil es durchaus nicht nur in der Bil-
dungspolitik vorkomme, dass sozialstruktureller Wandel der Regulierung vorausgehe oder
dass man durch Regulierung sozialstrukturellen Wandel aufzuhalten versuche. Zweitens hief3
es, man solle Umbruch nicht nur als Institutionenwandel diskutieren, sondern auch politische

und philosophische Diskurse mit einbeziehen. Drittens wurde dem Projektverbund nahe ge-
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legt, personenbezogene Konzepte starker zu beachten, weil etwa die Frage, wie sich Regulie-
rung auf den individuellen Handlungsspielraum auswirke, fir deren Beurteilung zentral sei.
Insgesamt wurde die entspannte und uneitle Atmosphéare sowie die Qualitat der Diskussi-
onen bei diesem Werkstattgesprach gelobt. Die Organisatorin und Dokumentarin der Veran-
staltung schlief3t sich diesem Urteil hiermit ausdriicklich an und bedankt sich noch einmal bei

allen Beteiligten fiir zwei ungeheuer anregende Tage!
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4. Werkstattgesprach 3: Ostdeutschland — fragmentierte Ent-
wicklung

(Autor: Rainer Land, Thiinen-Institut)

4.1 Fragmente zum Thema Fragmentierung

Rainer Land: Fragmentierung, Exklusion und Schrumpfung — Leitbegriffe einer Beschreibung

des Umbruchs Ostdeutschlands?

Im Ausgangspunkt des Einflhrungsbeitrags von Rainer Land (vgl. auch Foliensatz in der Ma-
terialsammlung) steht die Frage, in welchem Verhaltnis die soziobkonomische Entwicklung
in Ostdeutschland zum Umbruch des Wirtschafts- und Sozialmodells in Deutschland und in
Europa steht. Auch wenn die Transformation einer staatssozialistischen Gesellschaft und der
spezifische Transformationspfad des Beitritts der Lénder der DDR zur Bundesrepublik
Deutschland das Entwicklungsszenario seit 1990 in hohem Malie bestimmen, wird die ost-
deutsche Entwicklung nicht primér als Sonderfall, sondern als Teil des Umbruchs insgesamt
verstanden und analysiert. Umbruch in Deutschland und Transformation in Ostdeutschland
kdnnen nicht als zwei nebeneinander und sich bestenfalls tberlagernde Prozesse verstanden
werden. Vielmehr héngt die Losung der Entwicklungsprobleme in Ostdeutschland in hohem
MaRe vom Verlauf des Umbruchs in Deutschland insgesamt ab, wie auch umgekehrt die Be-
waltigung der Umbruchsprobleme im westlichen Teil Deutschlands nicht ohne die Entwick-
lung in Ostdeutschland erfolgen kann. Obwohl die ostdeutsche Entwicklung durch eine Reihe
transformationsbedingter Spezifika charakterisiert ist, muss sie als Teil des Umbruchs des
deutschen Wirtschafts- und Sozialmodells verstanden, erforscht und in der sozio6konomi-
schen Berichterstattung dargestellt werden.

Im Einleitungsbeitrag rekapituliert Rainer Land zunéchst vorangegangene Umbriiche der
kapitalistischen Sozialékonomik (groRRe Depression, Weltwirtschaftskrise) und die Entstehung
des fordistischen Wirtschafts- und Sozialmodells nach dem Zweiten Weltkrieg. Dabei ent-
standen zwei verschiedene und zumindest in der Verfasstheit ihrer Institutionen gegensatzli-
che Varianten, deren Vorgeschichte fur die Transformation und Integration der beiden deut-
schen Gesellschaften beriicksichtigt werden muss. Die westliche europdisch-angelséchsische
Variante des Fordismus hatte ihren Ursprung in den USA, verbreitete sich nach dem Zweiten
Weltkrieg in den entwickelten kapitalistischen Industrielandern und war in den 1950er und
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1960er Jahren Grundlage des deutschen ,,Wirtschaftswunders®. Die staatssozialistische Vari-
ante hatte ihren Ausgangspunkt in der stalinistischen Industrialisierung der 1930er und 1940er
Jahre in der Sowjetunion. Der Versuch einer planwirtschaftlichen Steuerung einer auf der
fordistischen Massenproduktion basierenden Industrieentwicklung bestimmte dann nach dem
Zweiten Weltkrieg die wirtschaftliche Entwicklung in der Sowjetunion, den mittel- und osteu-
ropaischen Landern des sowjetischen Einflussbereichs, vor allem des RGW und eben auch im
Osten Deutschlands, in der SBZ und der DDR.

Mit dem beginnenden Umbruch in den 1970er und 1980er Jahren begann weltweit die
Erosion der fordistischen Sozialokonomik, die sich in Wachstumsschwache, einer steigenden
Sockelarbeitslosigkeit und zunehmenden Funktionsdefiziten der sozialékonomischen Regula-
tion niederschlugen. Dabei gelang es den entwickelten kapitalistischen Industrieldandern mehr
oder weniger, die Funktionsdefizite zu kontrollieren, zu kompensieren und zu versuchen, In-
novationsprozesse zur wirtschaftlichen und sozialen Stabilisierung einzuleiten. Unabhéngig
davon, ob man den Reorganisationsprozess der entwickelten kapitalistischen Fordismen der
1980er Jahre fiir nachhaltig halt oder nicht — fest steht, dass die staatssozialistischen Fordis-
men (und viele Schwellenlander) die schwécheren Glieder waren. Faktisch zeigte sich schon
Ende der 1970er Jahre, dass sie nicht in der Lage waren, die Umbruchsfolgen zu kontrollie-
ren. Die fehlende F&higkeit, mit Innovationen oder wenigstens Anpassungen auf den Um-
bruch zu reagieren und sich an die veranderten weltwirtschaftlichen Bedingungen anzupassen,
flhrte zu einer anhaltenden Stagnation und zunehmenden Funktionsdefiziten. Man lebte von
der Substanz (bzw. von Krediten). Die in der sozialistischen Industrialisierung nach dem
Zweiten Weltkrieg aufgebauten Potenziale wurden nicht nur nicht mehr weiterentwickelt,
sondern auch immer weniger reproduziert. Kapitalstock und Infrastruktur zerfielen. Der Nie-
dergang und Zusammenbruch der staatssozialistischen Wirtschaftssysteme und die anschlie-
Rende Transformation in kapitalistische Marktwirtschaften sind global betrachtet also Teil der
Erosion und des Umbruchs der fordistischen Sozialékonomik.

»Mit der deutschen Einheit wurden in Deutschland zwei historisch verschiedene Fordis-
mustypen verbunden, die allerdings auch viele historisch begriindete Gemeinsamkeiten aus
der deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte hatten. Mit dem Transfer eines weitgehend
fordistisch gepréagten Systems von Institutionen und oft auch Organisationen waren aber die
eigentlichen Probleme nicht gel6st, denn beide Gesellschaften befanden sich im Umbruch.
Die Integration der sozialokonomischen Strukturen und Ressourcen der DDR in die der BRD

erfolgte in den Umbruch dieser Strukturen hinein. Die Transformation wurde ein Teil des

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



136

Umbruchsszenarios in Ost- und in gewisser Weise auch in Westdeutschland. Unter diesen
Voraussetzungen konnte man allerdings keine schnell in Gang kommende fordistische Ent-
wicklung, keine Kopie der westdeutschen Fordismusvariante erwarten, sondern eher zuséatzli-
che Verluste an Kohérenz. Im Wesentlichen hat die deutsche Einheit die Dysfunktionalitaten
des Wirtschafts- und Sozialmodells, insbesondere der Sozialsysteme, aber auch der Erwerbs-
arbeit und der Wirtschaftsstrukturen erhoht, dabei aber wohl auch ihre institutionelle Reorga-
nisation verzogert.“ (Land, S. 7)

In einem zweiten Teil des Einleitungsbeitrags stellt R. Land wichtige Merkmale eines

idealtypischen Modells fordistischer Wirtschafts- und Sozialentwicklung und des dazu geho-
rigen Teilhabemodells dar, das die Entwicklung des Wirtschaftssystems mit der Entwicklung
der Lebensweisen der Individuen koppelt. Dieses Grundmodell fordistischer Entwicklung hat
fur die Darstellung des Umbruchs vor allem eine erkenntnistheoretische Funktion, weil es
ermoglicht, den Umbruch als partielle und tendenzielle Auflésung der Kohérenzen fordisti-
scher Entwicklungen und als offenen (und bislang nicht abgeschlossenen) Suchprozess nach
neuen Entwicklungspfaden darzustellen.
Der zunehmende Verlust an Kohérenz des Wirtschafts- und Sozialmodells l&sst sich an der
ostdeutschen Entwicklung exemplarisch im Zeitraffer beobachten. Die zentralen Befunde
lassen sich mit drei Schlagworten benennen, die auch der sozio6konomischen Berichterstat-
tung Uber Ostdeutschland zugrunde gelegt werden sollen: Fragmentierung, Exklusion,
Schrumpfung.

1. Fragmentierte wirtschaftliche Entwicklung bedeutet, Parallelitét einerseits der Auflo-

sung, der Modernisierung und Reorganisation der fordistischen Produktionsmodelle, Wirt-

schaftsstrukturen und Clusterstrukturen; gleichzeitig aber andererseits das Entstehen neuer

»hachfordistischer“ Elemente (Branchen, Produkte, Verfahren, Organisationsformen, Ar-

beitsformen, Lebensweisen), die nicht voll passfahig sind, deren Zukunft noch ungewiss

ist und die sich (noch) nicht kohé&rent mit den anderen, den modernisierten Teilen der alten

(vorher fordistischen) Wirtschafts- und Sozialstruktur verbinden. Daraus folgt ein Neben-

einander von Aufwaérts- und Abwartsentwicklungen bei schwacher Synchronitét.

2. Gesellschaftliche Exklusion ist vor allem die Folge der tendenziellen Auflésung des

fordistischen Modells der Erwerbsarbeit durch die hohe Arbeitslosigkeit und durch das

Entstehen neuer, nicht am Modell der fordistischen Erwerbsarbeit ausgebildeter, soge-

nannter ,,atypischer* Formen der Erwerbsarbeit wie Mini- und Midi-Jobs, befristete Be-

schaftigung, neue Formen abhangiger Selbstandigkeit usw. Das alte Modell sozialstaatlich
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eingebetteter fordistischer Erwerbsarbeit und die entstehenden neuen Formen der Er-
werbsarbeit existieren nebeneinander, passen aber schlecht zusammen; die Dysfunktiona-
litat zeigt sich besonders in den Sozialsystemen und ihrer Finanzierung. Uberflissige Er-
werbsbevolkerung, die Entstehung eines neuen Typs multipler sozialer Problemlagen und
eines neuen gesellschaftlichen Verfahrens zur Bearbeitung dieser Problemlagen, von uns
»Sekundarer Integrationsmodus® genannt, sind Folgen, die mit einer Auflésung des for-
distischen Teilhabemodells einhergehen.
3. In den ostdeutschen Regionen beobachten wir ein Nebeneinander von konzentriertem,
eher punktuellem Wachstum und diffusen, teilweise eskalierenden Schrumpfungsprozes-
sen. Es entsteht nicht nur Gberflissige Erwerbsbevdlkerung, es finden sich auch tberfls-
sige Industrieanlagen, die nicht mehr durch absehbare Umnutzungen aktivierbar sind und
vorlaufig liegen bleiben, Gberflissige Teile der Infrastruktur, Gberflissige Wohnungen
und ganze Stadtteile. Der Funktionsverlust von Doérfern, Kleinstddten und einzelnen Tei-
len auch der Metropolen charakterisiert diese Art von Schrumpfung. Ein Teil der ,,Orte”
(Stadte, Stadtteile, Dorfer) findet neue, andere Funktionen und damit eine neue inhaltliche
Grundlage, einen Strukturierungsgrund, eine Richtung fiir ihre Reorganisation. Aber ein
groRRer Teil agiert noch unbestimmt zwischen verschiedenen unsicheren Optionen (mih-
sam werdender Erhaltung alter und Suche nach neuen Funktionen). Andere finden keine
Ansatze, die nicht abwanderungsfahige Bevdlkerung verbleibt in solchen sozial verfallen-
den Stadtteilen, in Reststddten und Restdorfern.
Fragmentierung, Exklusion und Schrumpfung verstehen wir als Merkmale des ostdeutschen
Umbruchsszenarios. Zugleich aber sollen in der Erosion der fordistischen Sozialékonomik
auch die Prozesse und Ansatzpunkte aufgezeigt werden, die Uber die Erosion hinausweisen
und als offene Suchprozesse aufzufassen wéren, die unter Umsténden (unter kinftigen Um-
standen, die wir nicht genau kennen) in sozialokonomische Reorganisationsprozesse minden
konnten. Auch wenn aus unserer Sicht die Konturen eines neuen Modells einer neuen ,,nach-
fordistischen* Erwerbsarbeit, eines neuen passfahigen Zusammenhangs von Kapitalverwer-
tung und Lebensweisen noch nicht erkennbar sind, kdnnen vielféltige Reorganisationsprozes-
se in Wirtschafts- und Lebensweisen aufgezeigt werden. Die Neubildung von Sozialkapital

soll also beim Berichten tiber den Umbruch in Ostdeutschland eine gewichtige Rolle spielen.
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Diskussion

In der Diskussion zum Einleitungsbeitrag stehen drei Fragen im Mittelpunkt. Erstens: Wie ist
Umbruch zu verstehen? Luidger Dienel fragt, ob es sich um eine zwangslaufige Entwicklung
handelt oder dabei auch Gestaltungsmdglichkeiten und Ansétze fiir eine neue Politik denkbar
sind. Joachim Ragpnitz fragt, was nach dem Umbruch kommt bzw. was das Ergebnis des Um-
bruchs sein kénnte. Umbruch fihrt von einem bestimmten zu einem anderen System. Was
aber soll das andere System sein? Fragmentierung und Umbruch bedeuten ja nicht das reine
Chaos, sondern Innovationen, die aus dem Chaos etwas Neues machen und in ein neues
Gleichgewicht fiihren. Man braucht im Umbruch eine Vision, wie man eine Gesellschaft zu-
kinftig gestalten will. ,,Wir wissen nicht, was kommt*“ — das reicht nicht.

Rainer Land antwortet dazu, dass Umbruch kein Automatismus ist, der zwangslaufig von
einem neuen Wirtschafts- und Sozialmodell zu einem neuen Produktionsmodell fuhrt. Viel-
mehr sind es gerade die Auseinandersetzungen um Gestaltungsmoglichkeiten im Umbruch
selbst, also Suchprozesse und das Ringen um eine veranderte Wirtschafts- und Sozialpolitik,
die in einen neuen Entwicklungspfad fiihren kdnnen. Die Suche nach Gestaltungsmdglichkei-
ten ist also gerade Voraussetzung, dass es nicht bei Erosion und Niedergang bleibt, sondern
zum Umbruch in neue Entwicklungen kommen kann. Die Alternative ,,Automatismus* versus
»Gestaltung* ist falsch.

Die Mdglichkeit, Ergebnisse eines Umbruchs, die ggf. an einen Umbruch anschlieRenden
neuen Entwicklungspfade, vorauszusagen, besteht kaum. Als Schumpeter Ende der 30er Jahre
in den ,,Konjunkturzyklen“ die vorherige Umbruchsperiode, die Weltwirtschaftskrise der 30er
Jahre analysierte, hatte er nicht den Funken einer Idee ber eine moglicherweise entstehende
fordistische Sozialékonomik. Und auch nach dem Weltkrieg in ,,Kapitalismus, Sozialismus
und Demokratie” lautete seine Prognose eher, dass der Kapitalismus wahrscheinlich keine
neue Phase dynamischer Wirtschaftsentwicklung (in Schumpeters Sichtweise, keine neue
lange Welle) mehr zustande bekommen wird. Das Beschreiben eines Umbruchs ist etwas an-
deres als das Prognostizieren der eventuell nach dem Umbruch zu erwartenden neuen Ent-
wicklungen.

Was man machen kann und machen sollte ist, aufzuzeigen, welche Problemfelder, die
Entwicklung heute blockieren, einer Lésung zugefuhrt werden missen, damit wieder Dyna-
mik entsteht. Da wiéren das Problem der Okologie, die neue soziale Frage, die Reregulierung
der Weltmarkte und die neue Rolle der Finanzmarkte zu nennen. Was aber die institutionellen
und strukturellen Antworten auf diese Fragen sind, kann man eigentlich nicht vorhersagen.
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Ein zweiter Diskussionsgegenstand ist das Verhaltnis von Umbruch und Transformation.
Raj Kollmorgen verwies auf die Funktion des Staates im Fordismus und bei der Gestaltung
des Umbruchs, die starker ausgearbeitet werden sollte. Zum Verhaltnis von Umbruch und
Transformation sieht er Klarungsbedarf. Gerade im ostdeutschen Fall sei das Verhéltnis bei-
der entscheidend. Kollmorgen hat Zweifel, ob die Auflésung und Abldsung des Fordismus
mit Koharenzunterstellungen dargestellt werden kann, die eine bestimmte Perspektive auf die
1950er und 1960er Jahre unterstellen. Koharenzunterstellungen, die real nicht so existiert hat-
ten. Inwieweit sind die fordistischen Regulierungsinstitutionen des Fordismus in mittel- und
osteuropdischen Landern adaptiert worden? Ist es nicht so, dass gerade die wohlfahrtsstaatli-
chen Institutionen des Westens nicht ibernommen worden sind?

Thomas Hanf unterstiitzt die Fragmentierungsthese, sieht aber Erganzungsbedarf. Eine
Differenzierung in Funktionssysteme zeigt: Fragmentierung findet man nicht nur im Wirt-
schaftssystem, sondern auch in anderen gesellschaftlichen Funktionssystemen. Diese mussen
anders untersucht werden. Das sei die Frage nach der Teilhabe, nach der Integration an ande-
ren Teilsystemen. Beispielsweise in das Bildungssystem oder das Gesundheitssystem.

Bei der Darstellung des Verhaltnisses von Transfer und Umbruch hat er auch Zweifel. Die
Bedingungen des deutschen Transformationspfads haben den Umbruch fir Ostdeutschland in
spezifischer Weise ausgeldst und geprégt, und zwar in Richtung auf eine Transfergesellschaft.
Aus dieser Sicht ist der doppelte Umbruch ein Resultat des spezifischen deutschen Pfades.
Das Problem dieses Pfades ist, dass die Suche nach Neuem, nach Innovationen sich verbietet,
weil unter den Bedingungen einer Transfergesellschaft die Bedingungen fir Innovationen
immer wieder untergraben werden. Es entsteht ein Kreislauf, bei dem Anséatze fiir Neues zwar
entstehen, aber durch die Transferkonstellationen immer wieder untergraben werden. In Wirt-
schaft und Politik oder auch Kultur und Bildung gehen alle Ansétze von einer westdeutschen
Problemlage aus, die aber nicht die ostdeutsche Problemlage ist. Daher werden Reformvor-
schlage, Ansétze fir Neuerungen immer aus dieser Perspektive selektiert. Zum Beispiel kon-
zentriert sich die Politik seit 1998 auf die westdeutsche Mittelstandsgesellschaft. Dazu gibt es
aber in Ostdeutschland keine sozialstrukturelle Aquivalenz. Daher musste dieses Programm
an Ostdeutschland aus sozialstrukturellen Grinden vorbei laufen. Sozialpolitische Strukturie-
rung und institutionelles Handeln kommen in eine prekére Balance. Die Frage ist also, welche
Impulse kénnen in einer solchen Situation von der in Ostdeutschland fragmentierten Situation

ausgehen, um Reorganisation denken zu kénnen?
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Andreas Willisch erklért, dass ihm die These vom doppelten Umbruch immer unplausibler
erscheint. Das Institutionensystem wurde transferiert, aber es hat so ja nicht funktioniert. Zum
Beispiel im dualen System. Von Anfang an hat es bezogen auf die Ubernahme der Ausgebil-
deten in die Betriebe im Osten eine ganz andere Praxis gegeben. Es geht von Anfang an eher
um Umbruch als um Transformation.

Zum Verhdltnis von Transformation und Umbruch erklart Rainer Land, dass er von einer
Uberlagerungsdeutung schrittweise dazu gekommen sei, das Umbruchsthema in den Vorder-
grund zu stellen. ,,Wie denkt sich das, wenn man das Umbruchsthema dominant macht und
die Transformation als ein Subthema des Umbruchs behandelt?** Manche Probleme mit der
Transformationsthese lieRen sich so deutlich besser I6sen. Thomas Hanf hat aber recht, wenn
er feststellt, dass speziell das deutsche Transformationsszenario noch mal eigene Probleme
und auch Blockadekonstellationen in das Geschehen bringt.

Ein dritter Diskussionspunkt bezieht sich auf die Funktion, die das Fordismusmodell in
der Berichterstattung hat. Benjamin Nolting meint, das idealtypische Modell des Fordismus
erklart, warum das damals funktioniert hat. Die Frage sei aber, ob dieser Ansatz nicht auch
den Blick verstellt. In den Vordergrund trete die Transformation und Reproduktion der west-
deutschen Mittelstandsgesellschaft. Misste man den Schwerpunkt nicht auf politische und
kulturelle Suchprozesse richten?

Dietmar Dathe macht auf Schwierigkeiten aufmerksam, empirische Ergebnisse an die
Theorie, speziell die Umbruchsthese, zuriick zu binden. Ein Beispiel seien Arrangements be-
zogen auf Familie, Hausarbeit und Erwerbsarbeit. Da sei Westdeutschland ein Sonderfall,
deutlich anders als England, Frankreich oder Skandinavien. Aber auch Ostdeutschland ist
anders. Wie will man diese Unterschiede in einem Fordismusmodell unterbringen?

Rainer Land antwortet, dass Fordismus nicht als ein konkretes empirisches Modell aufge-
fasst werden darf, sondern ein in sich differenziertes Feld verschiedener Modelle darstelle, zu
dem eben staatssozialistische wie marktwirtschaftlich-kapitalistische Grundvarianten und vie-
le nationale Varianten gehdren. Sie héatten allerdings Ubergreifende Gemeinsamkeiten, die
aber nicht in den jeweils spezifischen Strukturen bestiinden, sondern in der Art und Weise,
wie soziodkonomische Entwicklung, also wirtschaftliche und soziale Entwicklung erzeugt
werden. Die Kopplung von Massenproduktion und Massenkonsumtion, von Produktivitat und
Wachstum und ein steigender Arbeitskraftebedarf gehoren dazu. Aber die nationalen Ldsun-
gen flr diese notwendigen fordistischen Kohéarenzen sind sehr verschieden. In der DDR wur-
de der steigende Arbeitskréftebedarf in den 1950er und 1960er Jahren vor allem durch die
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Rekrutierung der Frauen und dann der Landbevolkerung als Industriearbeitskréfte gedeckt, in
Westdeutschland durch damals ,,Gastarbeiter” genannte Migranten. Die Folge ist u. a. eine
grundverschiedene Ausgestaltung des Verhéltnisses von Frauen und Mé&nnern bezogen auf
das fordistische Normalarbeitsverhaltnis in West- und Ostdeutschland. Beides sind fordisti-
sche Regime, man kann also nicht eine empirisch konkrete nationale Variante die fordistische
nennen. Aber jede fordistische Okonomie musste im Entwicklungszusammenhang eine Ant-
wort auf die Frage nach der Regulierung des Zusammenhangs von Produktivitat, Wachstum
und Arbeitskraftebedarf finden. Diese kann national durchaus verschieden sein.

Richtig aber ist an Dathes Einwand, dass es empirisch schwierig ist, die Modellvorstel-
lung in Mikrodaten darzustellen, weil in den Mikrodaten kaum lange Reihen existieren. Und
dann sind die konkreten nationalen Varianten auf der Mikroebene nicht ohne weiteres ver-
gleichbar, auf der Makroebene schon.

Koharenzen bedeuten nicht, dass im Fordismus alles so bleibt wie es einmal ist, sondern
dass in dem permanenten Wandel, der sich in Wirtschaft und Lebensweisen vollzieht, die ent-
stehenden Konflikte so bearbeitet und gelést werden, dass die Dynamik nicht verloren geht
und die Gesellschaft nicht auseinander bricht. Kohérenzen bestimmen die Art und Weise der

Losung von Entwicklungsdivergenzen.

Thomas Hanf: Ungleichheit und Gerechtigkeit. Im Osten fehlen strukturelle Anker der

handlungsleitenden Grundorientierungen

Der Beitrag von Thomas Hanf ,,Integrationsdefizite und Handlungsorientierungen** (siehe
auch Vortragstext in der Materialsammlung) widmet sich der Frage, inwieweit subjektive
Handlungsorientierungen in den Gegenstand der sozialokonomischen Berichtserstattung ein-
bezogen werden sollten: ,,Der bisherige konzeptionelle Ansatz der indikativen Beschreibung
des Zusammenhanges von Arbeit und Lebensweise und der Lebensweise selbst betont zwar
die Eigenstandigkeit der Lebensweise und hebt ihre Autonomie gegentiber der Arbeit und den
wirtschaftlichen Entwicklungsfaktoren hervor. Aber er vermittelt doch den Eindruck, dass die
im Rahmenkonzept genannten eigensinnigen Elemente der Lebensweise sehr gut auch als
determiniert durch die wirtschaftliche Entwicklung und der institutionellen Form der Vermitt-
lung von Arbeit und Lebensweise interpretiert werden konnen. Einen Grund dafir sehe ich in
der Ausblendung der subjektiven Handlungsorientierungen.” (Hanf, S. 1) Unter den Voraus-
setzungen eines Umbruchs misse man davon ausgehen, dass es Diskrepanzen zwischen den

Zielen, Motiven, Wertbindungen und Erwartungen einerseits und dem praktischen Hand-
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lungsvollzug unter Funktionsimperativen und institutionellen Zwangen andererseits geben
wird. Das ist besonders fiir Ostdeutschland zu erwarten und l&sst sich, so Hanf, auch empi-
risch zeigen. ,,Daher geht mein Vorschlag an die Konzeption der Berichterstattung dahin, die
institutionellen Bedingungen des Handelns und die Handlungsorientierungen der Menschen
selbst starker einzubeziehen, um auf Defizite der institutionellen Integration Ostdeutschlands
gezielter hinweisen zu kénnen. Nicht nur die Funktionssysteme der ostdeutschen Gesellschaft
(und die Wirtschaft ist eines von ihnen) weisen erhebliche strukturelle Defizite und funktiona-
le Einschrankungen auf, auch in den Lebensweisen haben Menschen vielfach ihre institutio-
nellen Stutzen verloren.” (Hanf, S. 2) Dies wird in dem Beitrag an den Gerechtigkeitsorientie-
rungen dargestellt, die das SFZ (Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum Berlin-
Brandenburg e.V.) untersucht hat. Untersuchung und Befunde werden in dem Beitrag skiz-
ziert. ,,Die Gerechtigkeitsauffassungen weisen eine von gegenwartig in der Gesellschaft vor-
herrschenden Gerechtigkeitsauffassungen abweichende ,Logik’ der Zustimmung und Ableh-
nung von unterschiedlichen Gerechtigkeitsdimensionen auf. So verbinden sich z.B. Zustim-
mungen zu Grundsatzen der Umverteilung zugunsten Schwacher mit Zustimmungen zur Ein-
schrankung staatlicher Verantwortung ebenso, wie Leistungsgesichtspunkte mit hohen MaR-
stdben sozialer Sicherung.” (S. 4) Des Weiteren sei eine geringe sozialstrukturelle Differen-
zierung der Gerechtigkeitsvorstellungen zu beobachten. Fur die in der Auswertung gebildeten
vier Cluster ,,konnten keine durchgangigen sozialstrukturellen Differenzierungsfaktoren er-
mittelt werden.” (S. 5) Nach Hanf zeigt sich hier die Verselbstandigung der Gerechtigkeits-
vorstellungen gegeniiber der realen sozialen Differenzierung, ,.eine erhebliche Diskrepanz
zwischen dem institutionellen Selbstverstandnis einer Gesellschaft und den auf dieselben
Grundwerte und Institutionen bezogenen Handlungsorientierungen der Menschen®. (Hanf, S.
10).

Die Sozial6konomische Berichterstattung sollte diese defizitdren Gesichtspunkte des
Selbstverstandnisses der grundlegenden Institutionen und ihrer Befahigung, den Menschen flr
sie annehmbare und lebbare Handlungsorientierungen fir eine sozial gerechte und selbstbe-

stimmte Teilhabe an der Gesellschaft an die Hand zu geben, in ihre Darstellung einbeziehen.

Diskussion

In der Diskussion stellt Olaf Struck zunéchst die Frage nach den Bewertungsmalistaben eines
Umbruchsszenarios. Fordismus ist aus seiner Sicht kein geeigneter Bewertungsmalistab, weil

es da groRe Unterschiede zwischen den verschiedenen Fordismen gibt. Man mdisse also so-
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wieso sagen, was man wolle. Die Frage sei eigentlich: Was ist die Zielorientierung, die Orien-
tierung an einer Zielgesellschaft, die wir eigentlich wollen? Dies sei zwar normativ gesetzt,
aber das sei die Fordismusfrage auch. Ein moglicher Weg wére, als Zielorientierung eine Mi-
schung zu nehmen zwischen dem, was die Leute empirisch messen wollen, also Handlungs-
orientierungen, Teilhabechancen und Gerechtigkeitsorientierungen, abgefragt bei den Men-
schen, und den institutionellen Rahmenbedingungen, die diese Teilhabevorstellungen sicher-
stellen kdnnen.

Zu den Untersuchungen des SFZ sagt Olaf Struck, dass auch am SFB 580 Untersuchungen
zu Gerechtigkeitsvorstellungen der Ostdeutschen durchgefuhrt worden seien, die das gleiche
Ergebnis gezeigt hatten: amorth und sozialstrukturell entkoppelt. Aber in Ost- wie in West-
deutschland gibt es eine starke Abhangigkeit von Verfahrensgerechtigkeit. 1991 hatten wir
gleiche Gerechtigkeitsorientierungen in Ost und West, wie an Allbus (Allgemeine Bevolke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften) nachvollzogen werden kann. Mit dem Prozess und
dem Erleben der Transformation geht dies dann auseinander, die Ostdeutschen werden Kriti-
scher. Die Westdeutschen werden auch kritisch, aber die Ostdeutschen werden deutlich Kriti-
scher, z.B. in Bezug auf Leistungsgerechtigkeit, Chancengerechtigkeit usw. Am SFB gébe es
einen Datensatz, an dem Lohnsenkungen und Kiindigungen untersucht wurden. Da zeigen
sich auch amorphe und sozial entkoppelte Gerechtigkeitsorientierungen, aber: es hdngt vom
Verfahren ab. Wie geht der Arbeitgeber bei Kiindigungen und Lohnsenkungen vor? Immer
also bestimmt das konkrete Erleben die Gerechtigkeitsvorstellungen.

Wenn es richtig ist, dass Ost- wie Westdeutsche sich stark an Fragen der Gerechtigkeit
und der Effizienz orientieren, eine Mischung von Leistung und Umverteilung praferieren,
auch staatlicher Umverteilung, sofern sie Chancengleichheit und Reintegration fordert, wenn
das das Ergebnis der ,,gesammelten Gerechtigkeitsforschung* ist, dann wére es doch zu uber-
legen, ob dies nicht als das normative Leitbild genommen werden sollte. Offensichtlich gibt
es da einen bundesrepublikanischen, in Ost wie in West akzeptierten, institutionell gewachse-
nen Grundkonsens: Teilhabechancen sind o.k., Leistung darf nicht geféhrdet sein, aber Um-
verteilung im Sinne von Chancengerechtigkeit und Teilhabechancen ist moglich. Wenn es so
einen Grundkonsens gibt, dann kdnnte man diesen zum MaRstab machen und fragen, wer ist
da ausgeschlossen und wer nicht. Auch dies ware immer noch ein normativer Mal3stab, aber
eben ein empirisch gestitzter.

Friedrich Hauss verweist auf Umfragen unter Krankenversicherten. Die Unterschiede

zwischen grundsatzlichen Einstellungen und verhaltensgesteuerter Einstellung im konkreten
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Fall finden sich Uberall. Da gibt es auch wenig Unterschiede zwischen Ost und West, z.B. in
Bezug auf ein solidarisches Gesundheitswesen.

Peter Bartelheimer findet, dass der Begriff der Lebensweise in der sozio6konomischen
Berichterstattung auch Handlungsorientierungen enthalten wirde. Richtig ist aber, dass die
Behandlung von Einstellungsfragen, der sogenannten subjektiven Indikatoren, eines der
grundlegenden Probleme der Berichterstattung darstellt. Eine ganz schlechte Ldésung ist, auf
der einen Seite harte 6konomische und soziale Fakten zu messen und auf der anderen Seite
mit sehr allgemeinen subjektiven Indikatoren zu arbeiten wie beispielsweise mit Zufrieden-
heitsskalen oder der Einschdtzung des Vertrauens in Institutionen. Da kann man leicht Dis-
krepanzen feststellen, aber zwischen den beiden MessgrofRen gébe es keine klaren Beziehun-
gen und daher einen groRBen Raum fir mehr oder weniger beliebige Interpretationen. Die In-
tegration objektiver und subjektiver Indikatoren gelingt da besonders gut, wo Verhaltensori-
entierungen mit dem tatséchlichen Verhalten zusammen gebracht werden kdnnen. Grundsatz-
lich scheint flir die Berichterstattung der richtige Weg, Lebensweise zunachst mal am tatsach-
lichen 6konomischen und sozialen Verhalten zu messen. Und das tatsédchliche Verhalten ist ja
so etwas wie eine realisierte Einstellung. Man muss dann allerdings korrigieren, weil das tat-
séchliche Verhalten oft nicht das frei gewdahlte Verhalten ist. Deswegen ist zum Beispiel in
dem Konstrukt der ,,Beschaftigungsfahigkeit auf der Mirkoebene die Erwerbsorientierung
als Merkmal ausdricklich enthalten und man kdnne dann unterscheiden zwischen Personen,
die arbeitslos gemeldet sind und solchen, die auf Grund ihrer Erwerbsorientierung auch zum
Erwerbspersonenpotenzial gehdren, auch wenn sie nicht arbeitslos gemeldet sind. Dadurch
wird das gemessene Aggregat der Erwerbslosen groRer. Wir kdnnen aber auch Unterschiede
feststellen: in Ostdeutschland ist die stille Reserve deutlich kleiner, weil die Erwerbspersonen,
die auch eine Erwerbsorientierung haben, tatsachlich in hoherem MaRe arbeitslos gemeldet
sind.

Wo ebenfalls eine solche Verknipfung objektiver und subjektiver Indikatoren gelingt, ist
bei der Frage der Deprivation, der Unterversorgung. Wenn man zunéchst fragt, welche Items
werden als notwendig erachtet und dann, wie ist die Versorgung mit diesen Items, dann hat
man eine Korrektur, die bestimmte Interpretationsprobleme vermeidet, die man sonst mit Ar-
mutsquoten hat.

Peter Bartelheimer fuhrt weiter aus, dass man in der Berichterstattung gut beraten sei, die
Punkte herauszusuchen, an denen Einstellungsfragen mit konkretem sozio6konomischen Ver-

halten zusammengebracht werden kénnen. Im Ubrigen habe er den Eindruck, das kontrafakti-
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sche Festhalten an Einstellungen, der Dissens zum System, keine ostdeutsche Spezialitat ist.
Aber dies ist schwer zu messen und er sei unsicher, wie weit man sich in einer evidenzbasier-
ten Berichterstattung auf dieses Feld begeben solle.

Holger Alda fragt, ob die Differenz zwischen Einstellungen und Verhalten nicht auch auf
eine verbreitete Romantisierung der fordistischen Vorstellungen zurlickzufihren sei.

Brigitte Engler pladiert dafr, zuerst die harten empirischen Daten zur sozio6konomischen
Lage anzuschauen. Die subjektiven Indikatoren, wie Zufriedenheit kdnnten erst danach ge-
deutet werden. Sie verweist auf ihre Analyse der Einkommen und Einkommensentwicklung
in den vergangenen 10 Jahren in Berlin und Brandenburg im Vergleich zu den alten Bundes-
landern. Sie kritisiert, dass immer wieder traditionell mannlich gedacht wiirde, was sich ins-
besondere bei der Messung von Einkommensentwicklungen methodisch negativ auswirke.
Thomas Hanf erldutert, dass sein Anliegen als VVorschlag zur Erganzung gedacht war. Es gin-
ge um die Frage nach den Diskrepanzen zwischen Institutionen und Verhalten unter den Be-

dingungen einer fragmentierten Gesellschaft.

4.2 Ostdeutschland - eine Transfergesellschaft. Und der Westen ist es auch

Ulrich Busch: Wirtschaftliche Lage, Struktur und Wirkung der West-Ost-Transfers

Ulrich Busch widmet sich auf der Grundlage des gleich lautenden Abschnitts des Diskussi-
onspapiers zunachst der makrodkonomischen Situation in Ostdeutschland (siehe Diskussions-
papier und Foliensatz in der Materialsammlung). Er stellt drei gegensétzliche Interpretationen
gegeniber:

Erstens: Ostdeutschland ist ein Erfolgsmodell, aber es dauert langer, den Anschluss an
Westdeutschland zu finden. Dies ist mehr oder weniger die offizielle politische Interpretation.

Zweitens: In Ostdeutschland beobachten wir ein Fragmentierungsszenario mit einer diffe-
renzierten Entwicklung, wobei Falle von Progression und Regression, so genannte Erfolgsfal-
le und Abwartsentwicklungen bei gesamtwirtschaftlicher Stagnation wahrscheinlich nicht nur
nebeneinander existieren, sondern systematisch miteinander verbunden sind und sich in be-
stimmtem Mal3e wechselseitig bedingen.

Die dritte mogliche Interpretation lautet: Ostdeutschland ist der deutsche Mezzogiorno.
Die kritische Variante geht von einer strukturell bedingten Abwértsspirale aus, die kaum noch

angehalten werden kann. Die positive Wendung ist die sozialokologische Romantisierung
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Ostdeutschlands als eines Naturreservates, wie man es vielleicht auch aus Wolfgang Kils ,,Lu-
xus der Leere* herauslesen kann.

Die sozio6konomische Berichterstattung geht von der zweiten Auffassung, von einer frag-
mentierten Entwicklung als Hypothese fiir die Berichterstattung Gber Ostdeutschland aus.
Dies muss zunéchst an den Zielstellungen der deutschen Einheit beurteilt werden: Moderni-
sierung und Restrukturierung der Wirtschaft, Generierung eines selbsttragenden Aufschwungs
(d.h. die Einkommen und Investitionen werden im Wesentlichen aus der Wertschépfung er-
bracht), Entwicklung Ostdeutschlands zu einer dynamischen Wirtschaftsregion als Briicke
zwischen West- und Osteuropa und schlielRlich das Aufholen gegeniiber Westdeutschland und
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhaltnisse. Gemessen an diesen Zielen muss man zu-
nachst klar eine Zielverfehlung feststellen. Diese Ziele operationalisiert Busch mit 6konomi-
schen Kennziffern wie Wachstum des BIP, Stand der Beschaftigung und der Arbeitslosigkeit,
regionale Leistungsbilanz und Inflationsrate. Zusétzlich betrachtet er die demographische
Entwicklung. Er zeigt im Detail, dass alle diese Kennziffern eine deutliche Zielverfehlung
ausweisen und konstatiert ein totales makroékonomisches Ungleichgewicht.

Die Folge davon ist eine Transferkonomie und eine Transfergesellschaft — Transfer be-
zieht sich hier auf den Transfer von Finanzen und Ressourcen — Gutern, Dienstleistungen,
insbesondere auch Investitionsgutern und Arbeitskraften. Eine weitere Folge sind schrump-
fende Regionen, die Humanressourcen verlieren. Die Divergenz zu Westdeutschland nimmt
nach einer gewissen Konvergenz Mitte der 1990er Jahre inzwischen wieder zu.

Auch statistisch ist der Unterschied zwischen den ostdeutschen Landern und den west-
deutschen Landern nach wie vor deutlich nachweisbar. Der Abstand zwischen dem besten
ostdeutschen und dem schlechtesten westdeutschen Bundesland sei groRer als der Abstand
zwischen dem besten und dem schlechtesten ostdeutschen Bundesland. Ostdeutschland bildet
makrodkonomisch immer noch ein Gebilde mit gemeinsamen Merkmalen, das sich von
Westdeutschland unterscheidet. Das zeigt sich deutlich, wenn man die Transfers betrachtet.

Anschliefend untersucht Ulrich Busch den Zusammenhang von laufenden Transfers,
Vermdogenstransfers und Finanz- und Ressourcentransfers und zeigt, dass den laufenden Fi-
nanztransfers, die aus dem Westen in den Osten flieRen, Realtransfers von Gutern und Dienst-
leistungen entsprechen, die aus dem Westen in den Osten flieRen (\Vgl. Foliensatz Busch, Fo-
lien 9 und 10). Im Osten wird mehr konsumiert als produziert, im Westen ist dies umgekehrt.
Die Kehrseite der West-Ost-Finanztransfers sind West-Ost-Realtransfers, also zusatzliche
Produktion, mehr Marktanteile, hohere Steuereinnahmen und zusatzliche Arbeitsplatze im
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Westen, aber weniger Produktion, weniger Arbeitsplatze, geringere Steuereinnahmen im Os-
ten. Dieser wechselseitige Transferzusammenhang reproduziert sich, der Transferbedarf ver-
festigt sich und schafft zudem reale Strukturanpassungen im Produktionsapparat und den

Konsummustern.

Joachim Ragnitz: Kritische Revision der Transfergesellschaft

In seinem Koreferat entwickelt Joachim Ragnitz eine Gegenposition zu der These von Busch,
dass die West-Ost-Transfers als Konjunkturprogramm fir den Westen funktionierten. ,,Zum
einen stellen die Transferleistungen fiir den Westen kein expansiv wirkendes Konjunkturpro-
gramm dar. Zum anderen, und das ist mir wichtiger, sind die Transfers in ihrer konkreten
Ausgestaltung zum Teil jedenfalls sogar als Ursache der ostdeutschen Probleme anzusehen.*
(siehe Vortragsskript S. 1) Er geht davon aus, dass der in den Transfers erfolgende Kapital-
und Guaterimport aus makrodkonomischer Sicht neutral wirkt: ,,Zunéchst wird Geld, also
Nachfrage entzogen, dann zusétzliche Nachfrage generiert; expansive und kontraktive Impul-
se halten sich genau die Waage. Die transfergestltzte Nachfrage aus den neuen Landern
gleicht also nur aus, was im ersten Schritt an Nachfrage ausgefallen ist. ... Das einzige, was
richtig ist, ist die Umverteilung, die mit den Transfers verbunden ist: Das Wohlstandsniveau
im Westen sinkt durchaus, weil Guter, die ursprunglich den dortigen Nachfragern zur Verfu-
gung standen, nunmehr den Empfangern der Transfers im Osten zur Verfligung stehen. Genau
das ist aber auch das Ziel der Umverteilungen uber das Transfersystem — die ganz offenkun-
dig mit Blick auf Ostdeutschland hervorragend funktionieren.” (S. 2)

Ragnitz fihrt dann aus, dass ein erheblicher Teil der Transfers der Modernisierung des
Kapitalstocks und der Entwicklung der Infrastruktur dienten und ein groRer Teil der Wirt-
schaftsférderung durchaus die intendierten Effekte gehabt hat. Ohne diese investiven Trans-
fers gdbe es in der Tendenz noch weniger Arbeitsplatze und die Abwanderung ware noch
groRer. ,,Allerdings gilt dies nicht uneingeschréankt, denn die Subventionen sind nicht immer
auch in wachstumswirksame Projekte geflossen. Zum Teil handelt es sich nur um Prestigeob-
jekte, zum Teil dienten die geforderten VVorhaben eher dem regionalpolitischen Appeasement,
waren also faktisch eher Sozial- als Wirtschaftspolitik. Hier braucht man gar nicht auf die
zahlreich zitierten SpaRbader oder die leer stehenden Gewerbegebiete zu verweisen; auch ein
groRer Teil der Mittelstandsforderung gehort sicherlich in diese Kategorie. Selbst der Ausbau
der Infrastruktur kann nicht grundsatzlich als wachstumswirksam angenommen werden; viele

UmgehungsstralRen, so schon sie fur die Anwohner sind, bringen fur die wirtschaftliche Ent-
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wicklung kaum etwas. Um etwas flr die Regionalentwicklung zu erreichen, hétte die Férde-
rung vermutlich weitaus zielgerichteter eingesetzt werden missen, also mit hoher Forderung
fur strukturbestimmende Unternehmen insbesondere aus dem Bereich der Industrie oder noch
starkerer Konzentration auf (regionale oder technologiepolitisch abgegrenzte) Wachstumspo-
le, dies aber zulasten der breit angelegten Foérderung von Mittelstand und Existenzgriindun-
gen.” (S. 3)

Dagegen sei die Struktur der Transfers, der hohe Anteil konsumtiver Verwendungen, so-
zialpolitisch nicht zu beanstanden. ,,Das damit verbundene wirtschaftsstrukturelle Problem ist
aber, dass die dadurch finanzierte Nachfrage sich zu einem nicht unbetrachtlichen Teil auf
Guter richtet, die aufgrund ihrer Eigenschaften nur regional gehandelt werden kénnen, insbe-
sondere Dienstleistungen und Bauleistungen. Diese Glter missen in Ostdeutschland selbst
produziert werden, anders als Uberregional gehandelte Giiter, die von auBerhalb bezogen wer-
den konnen, und deswegen kommt es bei einer Gber den eigenerwirtschafteten Einkommen
liegenden Nachfrage typischerweise zu einer Ressourcenverschiebung zugunsten der regional
orientierten Sektoren. Dies ist das klassische ,, Transferproblem®, das auch Ulrich Busch an-
spricht, und das eine wesentliche Ursache fir die forcierte Deindustrialisierung zu Beginn der
90er Jahre darstellt.“ (S. 4) Die Folge davon ist eine Produktionsstruktur, die einen Gber-
durchschnittlichen Anteil weniger produktiver Branchen und einen unterdurchschnittlichen
Anteil von Branchen mit hoher Produktivitat aufweist. Die in den kommenden Jahren zu er-
wartende Absenkung der Transfers — sinkende Leistungsanspriiche der Bezieher von Sozial-
transfers, speziell der in Rentenalter eintretenden Personen und degressive Ausgestaltung der
Mittel des Solidarpakts 1l — werden sich negativ auf das Entwicklungsszenario der kommen-
den Jahre auswirken. ,,Sowohl vom privaten Verbrauch als auch von der 6ffentlichen Nach-
frage sind daher massive dampfende Impulse fir die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in
Ostdeutschland zu erwarten. Die Abhéngigkeit der ostdeutschen Wirtschaft von den Transfers
wird sich daher in Zukunft in hohem Male negativ auswirken. Insoweit ist der These von
Ulrich Busch zuzustimmen, dass aus gegenwartiger Sicht ein ,,Mezzogiorno*“-Szenario eine
realistische Entwicklungsperspektive darstellt.” (S. 5)

»,versucht man realistische Entwicklungsoptionen abzuschatzen, so kommt man relativ
schnell zu dem Ergebnis, dass ein einfacher Nachbau West — wie auch von den Autoren des
soeb-Diskussionspapiers angedeutet — schon wegen des dortigen Systemumbruchs kaum er-
folgversprechend ist. Dies bedeutet im Umkehrschluss aber auch, dass man sich von der Vor-
stellung I6sen muss, dass allein die materielle Einkommensangleichung Ausdruck gleichwer-
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tiger Lebensverhaltnisse ist. Die Zukunft der neuen Lander liegt vielmehr in einer stark aus-
differenzierten (wenn man so will: fragmentierten) Entwicklung, in der es in raumlicher Hin-
sicht durchaus auch leistungsfahige Wirtschaftszentren geben wird, daneben aber auch Gebie-
te, die eher von ,,Raumpionieren* oder Menschen mit der Vorstellung besiedelt werden, alter-
native Lebenskonzepte verwirklichen zu wollen. Und man muss eben auch sehen, dass es
dartiber hinaus eine starkere Ausdifferenzierung auf der personalen Ebene geben wird. Man
mag dies alles bedauern, aber man kann es auch als Chance begreifen, eréffnen sich damit
doch Handlungsmaoglichkeiten, die dem saturierten Westen bislang noch nicht offen stehen.
... In weiten Bereichen hat der Osten eine Vorreiterrolle gegenuber dem Westen (insbesonde-
re mit Blick auf die demographische Entwicklung), und diesen Vorteil sollten die neuen Lan-
der ausnutzen, solange es noch geht. Bislang fehlt der Politik allerdings der Mut und auch die
Vorstellungskraft, diese Hinwendung zu verstérkter Individualitdt und Eigenverantwortung zu

fordern und auch zu fordern.” (S. 6)

Diskussion

In der Diskussion zu den Beitrdgen von Busch und Ragnitz fragt Wolfgang Kil noch einmal
nach dem Aufbau Ost als ,,Konjunkturprogramm® fiir den Westen. Die Abwanderung von
Arbeitskraften und der damit verbundene Produktionszuwachs im Westen seien doch nicht zu
leugnen. Ostdeutschland ist als Markt hinzugekommen. Kil fragt: ,,Sehen Sie noch eine Chan-
ce, mit einer verénderten Wirtschaftspolitik korrigierend einzugreifen oder ist das Kind im
Brunnen?*

Auch Peter Bartelheimer widmet sich der Frage nach den makrodkonomischen Effekten
der Transfers im Westen. Sind diese wirklich neutral? Ragnitz hatte argumentiert, das Geld
wird dem Westen entzogen und fliel3t dann tber den Kauf von Giitern wieder zurtick, das sei
makrodkonomisch neutral. Die Frage ist doch, wo kommt dieses Geld im Westen her? Wel-
che makrookonomischen Umverteilungseffekte haben die Transfers? Was passiert in der
deutsch-deutschen Transferokonomie unterhalb der makrodkonomischen Ebene? Das makro-
6konomische Negativszenario sei ja zunédchst nur der Rahmen fir das eigentliche Feld der
Fragmentierungsthese, die auf die Entkopplung zwischen starken und schwachen Regionen
und Sektoren ziele.

Rainer Land fihrt aus, dass das Argument, die Transfers seien fiir Wachstum und Be-
schaftigung neutral, stimmen mag, wenn man einen einzelnen Kreislauf betrachtet. Wenn man

aber einen dynamischen Entwicklungszusammenhang ber mehrere Kreisldufe, mehrere Jahre
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oder einen ganzen Investitionszyklus betrachtet, steht die Frage eben doch, ob nicht da, wo
die Produkte zwar nicht konsumiert, aber produziert (und entwickelt) werden, langfristig Im-
pulse fur Innovationen und Investitionen kumulativ anwachsen, der Kapitalstock ausgebaut
wirde, also dauerhaft ein Beschleunigungseffekt bei den Transfergebern und eine Bremse bei
den Transferempfangern festgestellt werden kann. Es ist ein Unterschied, ob es eine Transfer-
konstellation gibt, bei der Gberwiegend Konsumtion oder tberwiegend Investitionen durch die
Transfers finanziert werden. Zudem muss man fir die nachsten Jahre erwarten, dass die in-
vestiven Transfers noch weiter zurtickgehen.

Ulrich Busch antwortet auf die Frage nach positiven und negativen Effekten der Transfers,
dass man zur Beantwortung die Kreisldufe etwas differenzierter betrachten kénne. Wenn man
nicht Westdeutschland sagt, sondern sagt, die westdeutsche Wirtschaft, konne man zeigen,
dass bestimmte Branchen und Betriebe den Nutzen von den Transfers haben, weil sie hohere
Auslastung, groflere Marktanteile, héhere Gewinne haben. Wéhrend die Aufbringung der
Transfers auf breite Bevolkerungsteile verteilt ist, also auch viele Leute betrifft, die von den
Transfers nicht profitieren.

Andererseits relativiert sich das Problem ungeheuer, wenn man die Transfers zuriickrech-
net. Das IWH hatte nachgerechnet, wie hoch der Anteil der Transfers ist, der einen spezifisch
ostdeutschen Hintergrund hat, also Transfers, die es im Westen nicht gibt. Das sind 24 Pro-
zent der Transfers. Das wére ein Anteil von einem Prozent des BIP. Betrachtet man nur die
ostspezifischen Leistungen (maximal 15 Mrd. €) so sind das umgerechnet auf die westdeut-
schen Bundesbdrger nicht vielmehr als 15 Euro pro Monat. Alle anderen Transfers gibt es im
Westen auch, zwischen Regionen mit unterschiedlichem Anteil von Erwerbstatigen und
Transferbeziehern (z.B. Rentnern), unterschiedlichen Einkommen und unterschiedlicher Steu-
erkraft.

Busch verweist auf die Debatte iber import- oder exportgestiutzte Strategien der Entwick-
lung und neue Analysen dazu. Die Weltbank kommt zu dem Schluss, dass es keine erfolgrei-
chen importgestitzten Entwicklungsstrategien gibt. Alle Lander, die diesen Weg gegangen
sind, sind den Weg der Unterentwicklung gegangen, stiinde in der Analyse. Ostdeutschland
geht massiv den Weg einer importgestutzten Entwicklung, denn die Finanztransfers sind Ka-
pitalimporte, die Realtransfers sind Warenimporte.

Lander, die eine exportgestiitzten Entwicklung eingeschlagen haben, wie Polen oder die

slidasiatischen L&nder in der Vergangenheit, sind aus der Unterentwicklung herausgekom-
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men. Das sei empirisch belegt iber viele Jahre und Jahrzehnte, dies miisse man zur Kenntnis
nehmen und diese Erkenntnis mlsse man auch in Ostdeutschland anwenden.

Eine Betrachtung der Mesoebene relativiert diese Entwicklung, insofern es viele Beispiele
positiver Entwicklung einzelner Unternehmen und Standorte gibt. Entscheidend aber ist die
Interdependenz. Die positiven Beispiele bedingen zugleich auch bestimmten Abwartsentwick-
lungen, wie man insbesondere an dem Zusammenhang von Modernisierung der landwirt-
schaftlichen Unternehmen und Niedergang der Wirtschaftskraft des landlichen Raums fest-
stellen kdnne. Hatten wir im Osten viele kleine und mittlere Unternehmen, dann hatten wir
mehr Arbeitsplatze und eine geringe Produktivitat. Gabe es stattdessen mehr Grol3betriebe,
dann waére die Produktivitat hoher, aber der Arbeitskraftebedarf geringer. Das Problem ist der
Zusammenhang beider Teile der Wirtschaft. Wenn die GroRbetriebe nur wenig kleine und
mittlere Unternehmen in ihrem Kontext bendtigen, weil sie Zulieferungen Uberregional oder
in internationalen Netzwerken beziehen, dann wirkt sich die Entwicklung der GroRbetriebe
nicht oder nur eingeschrankt auf die Entwicklung anderer Sektoren aus und es kommt trotz
erfolgreicher Entwicklung in produktiven Bereichen nicht zu einer positiven gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung. Wenn nun der Reorganisationsprozess der Industrie, der sich seit
1990 vollzogen hat, aber im Sinne der Globalisierung auch noch weiter vollzieht, beinhaltet,
dass dichte lokale Wertschopfungsketten ganz oder teilweise aufgeldst und durch Gberregio-
nale und globale Netzwerke ersetzt werden, dann hat die Modernisierung gerade den beobach-
teten Effekt, dass die erfolgreiche Entwicklung der sich modernisierenden Betriebe den Nie-
dergang, das Verschwinden oder Schrumpfen anderer Betriebe und Branchen zur Folge hat,
also eine Stagnation im Ganzen herbeiflihren kann. Das ist der Kern dieses Fragmentierungs-
szenarios.

Joachim Ragnitz antwortet auf die Fragen, indem er auf die Verteilungswirkung der
Transferaufkommen verweist. Dem Volumen nach werden die Transfers hauptsachlich von
den Beitragszahlern fur die Sozialversicherungen aufgebracht. So gesehen besteht eine soziale
Unausgewogenheit. Humankapitaltransfers sind natlrlich nicht neutral, Neutralitit gelte nur
fir die Finanztransfers. Was die Humankapitaltransfers angeht stimmt Ragnitz Wolfgang Kil
zu: Die Binnenwanderung von Arbeitskréften hat zu einer Erhéhung des Produktionspotenzi-
als im Westen gefuhrt.

Ragnitz verweist noch einmal auf sein zentrales Anliegen, die Frage nach politischen
Schlussfolgerungen. Die vielfach genannten positiven Félle gibt es, aber was kommt auf uns
zu? Es werden zunehmend Fachkréfte fehlen, die Leute werden dlter und wandern ab. Da ist
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es eben fraglich, ob die jetzt noch bestehenden oder entstandenen positiven Inseln bleiben
kdnnen oder bleiben werden oder ob nicht doch einige Unternehmen sagen werden, uns feh-
len die Fachkrafte, wir schlie3en oder wandern ab. Viele der positiven Beispiele kdnnten den
Keim fir etwas GroReres und Neues enthalten, aber die Risiken sind sehr grol?.

Die Politik musse sich Uberlegen, was man in einer solchen Situation machen kdnne. Mei-
ne Vorstellung ist, sich auf die Wachstumspole zu konzentrieren, also technologie- und regio-
nalpolitische Schwerpunkte vorrangig zu férdern. Das kann High-Tech in manchen Bereichen
sein. Das kann in anderen Regionen auch bedeuten, Raumpionieren Moglichkeiten zu geben,
neue Lebens- und Entwicklungsformen zu verwirklichen.

Hans Misselwitz pladiert dafiir, die deutschen West-Ost-Transfers nicht zu skandalisieren.
Man misse unterstreichen, dass die Transfers zumindest zu einem hohen Anteil zur Normali-
tat gehdren. So ist es eben normal, dass die jungen Erwerbstatigen die Transfers fir die &lte-
ren im Ruhestand oder auch fur die Erwerbslosen erwirtschaften mussen. Und wenn sich dies
regional so verteilt, dass ein grof3er Teil der jungen Arbeitnehmer aus dem Osten im Westen
arbeitet, umgezogen ist oder pendelt, dann folgt aus dieser Normalitat, dass es im Westen ei-
nen Uberschuss an Transferzahlern und im Osten einen Uberschuss an Transferempfangern
gibt. Das hat unmittelbar noch gar nichts mit Hilfe fur den Osten zu tun, sondern mit der Ver-
teilung von Wirtschaftsstandorten und Bevélkerung.

Weiter meint Hans Misselwitz, dass die Finanzierung der deutschen Einheit doch auch ein
keynesianischer Prozess gewesen sei, der nicht aus den laufenden Einnahmen, sondern zu
einem hohen Anteil durch Kreditschopfung finanziert wurde. Insofern sind die Transfers nicht
in vollem Male den laufenden Einkommen in Westdeutschland entzogen worden. Wenn das
so ist, dann wirken die Transfers eben doch nicht neutral, sondern als Konjunkturprogramm
flr die Regionen, die die Produkte produzieren, die mit den Transfers eingekauft werden.

Busch greift diesen Aspekt auf: Wenn 50 Prozent der Zunahme der Staatsverschuldung
seit 1990 auf die Finanzierung der Transfers in den Osten zuriickzufiihren sei, dann wirde das
im Umkehrschluss bedeuten, dass diese Mittel ja aus Steuermitteln gar nicht aufgebracht
wurden, sondern aus Kreditschopfung. Das ist ein wichtiger Aspekt. Wichtig ist die Unter-
scheidung verschiedener Transferarten. Mehr als 50 Prozent der Transfers sind normale Sozi-
altransfers.

Christine Weiske betont die Erklarungsstarke des Modells von der fragmentierten Ent-
wicklung, die sich gerade in den Szenarien zeige, wenn Uber die Beschreibung des Ist-
Zustandes hinausgegangen und nach Perspektiven gefragt wird. Das Modell einer fragmen-
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tierten Entwicklung kénne zeigen, dass aus den Differenzen eben auch eine Dynamik folgt,
die Dynamik einer regional differenzierten Entwicklung. Denn die Unterschiede wirken mo-
bilisierend und daraus konnten Freiheitsgrade fur alternative Entwicklungen erwachsen. Ne-
ben der Stabilisierung der Lebensformen und Lebensweisen, die wir als industrielle, urbane
Lebensformen bezeichnen, ginge es eben auch um die Suche nach alternativen Lebensweisen
mit einer anderen Nutzung von Energie, Natur und Technologien. Dabei handelt es sich nicht
um eine neue Armutskultur, sondern um die Suche nach anderen global tragbaren Formen des
Lebens. In der Wortschopfung der ,,Raumpioniere” sieht sie eine Anknupfung zum Beispiel
an die Siedlerbewegung in Amerika, die auf den Gewinn von Freiheitsrdumen aus ist. Notig
ware eine Offentliche Debatte Uber die Fragmentierung, Uber die damit verbundenen Ein-
schrankungen, Moglichkeiten und Alternativen. Sonst lauft die Entwicklung auf das Szenario
eines Mezzogiorno hinaus.

Brigitte Engler meint: Es wird gesagt, wir brauchen Wachstum und Massenproduktion.
Aber es geht nicht mehr um Quantitat, sondern um Qualitat. Der Umgang mit Ressourcen
muss sich verandern. Wachstum muss in Frage gestellt werden. Fir Ostdeutschland steht die
Frage der Rickkehrer, die hier Raumpioniere genannt wurden. Was kann man tun, dass aktive
Leute in den Regionen wieder etwas zustande bekommen? Das kann man mit einer Ich-AG
nicht. Die Art und Weise, wie den Leuten gesellschaftliches Versagen als individuelles Ver-
sagen eingeredet wird, muss gestoppt werden. Busch lehnt dies ab: Dies sei eine falsche Auf-
fassung von Wachstum. Wachstum ist heute vor allem qualitatives und nachhaltiges Wachs-
tum, es geht immer um Entwicklung nicht um die Ausdehnung eines gegebenen Zustandes.
Ralf Himmelreich meint, die Transferékonomie sei kein Nullsummenspiel in Bezug auf die
Beschaftigungseffekte, wenn man die Mdglichkeiten zur Durchsetzung bestimmter Lohnho-
hen mit einbezieht, also den Ausstieg aus dem Flachentarifvertrag. Es ist schon ein Unter-
schied, wo und mit welcher Macht produziert wiirde und wie hoch der Organisationsgrad der
Beschaftigten da sei. Die Renten in den neuen Bundeslandern wirden kiinftig zurtickgehen,
die Rentenhdhe der Manner sei bei den Rentenzugéngen seit 2000 schon riicklaufig, weil die
Lohnersatzleistungen in den letzten Jahren zuriickgegangen seien und die Lohnhohe stagnie-
re.

Luidger Dienel pladiert fur eine unaufgeregte Interpretation der Transfergesellschaft. Fur
andere Volkswirtschaften seien Transfers auch akzeptiert. In Griechenland sind die Transfers
die wichtigste Einnahmequelle. Damit verbunden sei aber die Frage nach neuen raumlichen

Verteilungen von Familien, nach Abwanderung und Zuwanderung und nach neuen doppelten
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regionalen Identitaten bei Menschen, wo der Wohnort der Familie und der Arbeitsort der er-
werbstatigen Familienmitglieder in verschiedenen Regionen liegen.

In der weiteren Diskussion setzt sich Ragnitz mit der 6ffentlich oft gedulRerten Aufforde-
rung auseinander, man solle nicht dramatisieren. Er meint, man misse dramatisieren. Wenn
nichts passiert, dann hatten wir in Ostdeutschland ein ziemlich negatives Szenario zu erwar-
ten. Beschonigung ginge an den Problemen und der Wahrnehmung der Menschen vorbei. Zu
fragen sei, was sind die Alternativen, die Visionen fur die Entwicklung. Das ist die Diskussi-
on, die wir brauchen. Man muss in Politik, in Medien, in der Gesellschaft eine Diskussion
fuhren, die die Akzeptanz fur alternative Lebensentwiirfe entwickelt. Gerade in Ostdeutsch-
land orientieren sich viele an dem alten westdeutschen Lebensbild. Wenn man versteht, dass
es auch andere Lebensentwirfe gibt und diese entfaltet, dann hatten wir fiir das Verstandnis

des Umbruchsszenarios viel gewonnen.

4.3 Spitzengruppe im Ziel, Hauptfeld weit abgeschlagen — Fragmentierung wirt-

schaftlicher Entwicklung

Klaus-Peter Buss: Fragmentierung der wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands — Eine
richtige Perspektive flr die Sozio6konomische Berichterstattung? Koreferat zum Thesenpa-

pier ,Ostdeutschland — fragmentierte Entwicklung’

Buss setzt sich detailliert mit der Fragmentierungsthese des Diskussionspapiers auseinander
(vgl. auch Vortrag in der Materialsammlung). Zundchst zeigt Buss exemplarisch an Hand von
ausgewahlten Karten aus dem Raumordnungsbericht 2005 (S. 2), ,,eine zentrale Fragmentie-
rungslinie in der soziokonomischen Entwicklung, ndmlich die zwischen Ost und West.” ,,Al-
len moglichen Binnendifferenzierungen zum Trotz [nimmt] Ostdeutschland als Ganzes au-
genscheinlich in vielerlei Hinsicht eine andere Entwicklung als der Westen der Republik ...*.
In punkto Produktivitat, Arbeitslosigkeit, Erwerbsverhalten, Einkommensentwicklung,
Tarifbindung, Ausbildungsverhalten usw. unterscheide sich Ostdeutschland als Ganzes von
Westdeutschland. ,,Muss man aber nicht davon ausgehen, dass sich die Extremarbeitslosigkeit
Ost auch auf das 6konomische Handeln der ostdeutschen Betriebe beispielsweise etwa in ih-
ren Strategien der Qualifikationsversorgung oder in der Ausgestaltung der industriellen Be-
ziehungen niederschlagt? Welche Funktionen erfullt ein Flachentarifvertrag, unter den nur
noch eine Minderzahl an Unternehmen féllt? Welche Ost-West-Unterschiede verbergen sich

unter dem Deckmantel der formalisierten Strukturen des dualen Systems der Berufsausbil-
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dung? Hangen die besonderen Finanzierungsprobleme ostdeutscher Betriebe wirklich nur mit
ihrer kurzen Entstehungsgeschichte und ihrer geringen Eigenkapitalbasis zusammen? Oder
spielt hier nicht vielleicht auch die Traditionslosigkeit von regionalen Finanzmarktinstitutio-
nen wie den Sparkassen eine Rolle? (S. 4)

,»,Das vorliegende Diskussionspapier versucht, diese These vom doppelten Umbruch wei-
terzuentwickeln und mit dem Begriff der Fragmentierung auch die Eigenarten der ostdeut-
schen Wirtschaftsentwicklung aufzugreifen. Das Papier geht von der Beobachtung aus, dass
es trotz dieser in vielfacher Hinsicht defizitaren Entwicklung eine Vielzahl von Féllen erfolg-
reicher Entwicklung gibt und dass die ostdeutsche Wirtschaftsentwicklung von extremen Un-
gleichgewichtigkeiten gekennzeichnet ist. Diesen Sachverhalt beschreibt das Papier als Frag-
mentierung der wirtschaftlichen Entwicklung und interpretiert die vielféltigen Widerspriich-
lichkeiten und Paradoxien in der sozio6konomischen Entwicklung Ostdeutschlands als Aus-
druck des ostdeutschen Suchprozesses.” (S. 4)

»Eine offene Frage ist fur mich dabei allerdings, wie sich Suchprozess und ostdeutsche
Eigenarten eigentlich zueinander verhalten. Hier bezieht sich das Papier meines Erachtens
viel zu wenig auf die Besonderheiten des ostdeutschen Umfeldes und auf die Ausgestaltung
der ostdeutschen sozio6konomischen Entwicklung durch die ostdeutschen Akteure.” (S. 4)

Buss setzt sich dann mit den vier im Diskussionspapier umrissenen Hypothesen zu den
Grinden einer fragmentierten Entwicklung auseinander. a) Makrodkonomisch kénnte Frag-
mentierung eine differente Entwicklungsdynamik von exportorientierten (weltmarktorientier-
ten), binnenmarktorientierten und auf lokale Mérkte orientierten Teilen der Wirtschaft beste-
hen. b) Hinsichtlich der Branchenstruktur geht es darum, dass Deindustrialisierung, Moderni-
sierung der verbleibenden Teile und Neuaufbau von Teilen der ostdeutschen Industrie zu ei-
ner Wirtschaftsstruktur flihren, die unter den Bedingungen besetzter und kaum wachsender
Markte einerseits nur die komplementér zur westdeutschen Wirtschaft entwicklungsfahigen
Teile zum Zuge kommen liel} und die andererseits zu einem hohen Anteil an Filialbetrieben
flhrte. c) Finden sich empirisch Betriebe mit differenten Entwicklungs- und Personalstrate-
gien (im Diskussionspapier zitierte Untersuchungen von Michael Behr u.a.) und abschlieRend
d) wird im Diskussionspapier die Hypothese entwickelt, dass es bei der Reorganisation der
Verbindungen von Unternehmen in ihr regionales Umfeld zu Entkopplungen gekommen sein
kann, so dass die Effekte der Entwicklung der Unternehmen auf das regionale Umfeld im Zu-
ge der Reorganisation abgenommen haben. Buss setzt sich mit allen vier Aspekten von Frag-
mentierung auseinander. Zunéchst fragt er zu a), ob sich Unternehmen tatséchlich so drastisch
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aus ihrem regionalen Umfeld I6sen kénnen. Zu b) beschreibt er den Reorganisationsprozess
ostdeutscher Unternehmen als spezifische Strategie der Nutzung von Besonderheiten des ost-
deutschen Umfelds und verweist auf die Notwendigkeit, gerade diese Besonderheiten zum
Gegenstand der Berichterstattung zu machen. Sein Einwand zu c) setzt an diesem Punkt an.
Die Unterscheidung erfolgreicher und nicht erfolgreicher Strategien der Unternehmen, wie sie
in der Analyse von Behr u.a. vorgelegt wurde, nimmt das Modell der diversifizierten Quali-
tatsproduktion — ein in Westdeutschland entstandenes Produktionsmodell, ,,das 1990 dem
Hintergrund fur den gewahlten Transformationspfad bildete”, — zum Mal3stab und verstellt so
gerade den Blick auf die ostdeutschen Besonderheiten, aus deren spezifischer Nutzung sich
die ostdeutschen Erfolgsgeschichten eigentlich erklaren. Zu d) stellt Buss am Beispiel der
Werften Reorganisationsprozesse dar, die zu einer Reduzierung der Kooperations- und Wert-
schopfungszusammenhange im regionalen Umfeld gefuhrt haben, und die insofern zu dem
Erklarungsansatz des Diskussionspapiers passen. Er verweist aber auf die Eigenheiten der
Branche und die jeweilige Transformationsgeschichte der Betriebe und sieht in dieser Ten-
denz nicht unbedingt ein neues Muster der Industrieentwicklung.

Zusammenfassend fuhrt er aus: ,,Jeder der Ansétze hat die Ungleichzeitigkeiten der ost-
deutschen Wirtschaftsentwicklung im Auge, erhebt aber andere Erfolgs- und Misserfolgskri-
terien: im ersten Fall stehen exportorientierte Branchen und Betriebe solchen gegeniber, die
sich vornehmlich auf lokale Mérkte ausrichten, im zweiten die Filialen westdeutscher Kon-
zerne und Ausnahmefélle solcher Betriebe, fir die die westdeutsche Wirtschaft keinen Bedarf
hat. Im dritten Ansatz sind die Gewinner solche Unternehmen, die erfolgreich Anschluss an
das deutsche Produktionsmodell der diversifizierten Qualitatsproduktion gefunden haben,
wahrend Uberlebensgemeinschaften und Ressourcenvernutzer allmahlich ihre Existenzgrund-
lage verbrauchen. Das Papier betont in der Darstellung der Erkl&rungsansatze wie auch in
seiner Schlusshypothese vor allem die Gegensétzlichkeiten der Entwicklung. Ostdeutschland
als Gegenstand droht sich damit jedoch in der Fragmentierung aufzulésen.” (S. 7)

»unsere eigene Empirie in der ostdeutschen Metall- und Elektroindustrie hat uns gezeigt,
dass sich erfolgreiche Betriebe gerade nicht aus der Region l6sen, weil sie in hohem Mal3 auf
die Nutzung regionaler Ressourcen angewiesen sind.” Er skizziert dazu ein Beispiel aus den
eigenen Forschungen und resumiert, ,,dass moglicherweise ein enger Zusammenhang zwi-
schen den Fragmenten besteht und dass der Erfolg des einen durchaus auch auf der Schwéche
des anderen aufbauen kann. Gerade in der Art und Weise, wie die ostdeutschen Akteure mit
den besonderen Rahmenbedingungen des ostdeutschen Umfeldes umgehen, liegt also mogli-
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cherweise ein wichtiger Schliissel zum Verstandnis des ostdeutschen ,Andersseins’. Die Fra-
ge ist, ob die Ausrichtung auf Fragmentierung eine solche — fiir eine soziodkonomische Be-

richterstattung wichtige — Perspektive nicht verstellt.” (S. 7)

Diskussion

In der anschlieBenden Diskussion unterstiitzt Christine Weiske den Fragmentierungsansatz.
Die noch etwas sprode Multiperspektivitat im Diskussionspapier sei eine wichtige VVorausset-
zung, um Uberhaupt Fragmentierungen zu denken. Fragmentierungen sind uberhaupt nur aus
unterschiedlichen Perspektiven zu denken. Dabei handelt es sich auch um die Perspektiven
unterschiedlicher Akteure. Diese Multiperspektivitat misste methodisch durchgearbeitet wer-
den, dieses Argument von Buss wiirde Weiske unterstitzen.

Sie fuhrt weiter aus: ,,Ich habe das Gefuhl, bei der Regionalisierung geht es nicht um ein
»Entweder — Oder”, entweder ein Akteur oder ein Unternehmen ist in der Region integriert
oder nicht, sondern dass es um Mehrfachintegrationen geht. Alle Akteure sind lokal integriert,
aber in unterschiedlichem Male. Und es gibt Akteure, die sind nur lokal integriert. Und dann
gibt es auch andere Integrationsniveaus, Uberregionale, globale. Man mudisste also die Mehr-
facheinbettungen, Mehrfachintegrationen betrachten. Ansonsten finde ich das Modell der
Fragmentierung fur die Beschreibung sehr plausibel.”

Peter Bartelheimer meint, es ware eine falsche Diskussion, wenn man die empirische Be-
weisfuhrung des Diskussionspapiers diskutieren wollte, denn die gibt es nicht. Es handelt sich
um ein Thesenpapier, das nicht empirisch argumentiert. Die Frage misste also sein, ist das die
richtige Suchrichtung fiir die Phanomene, die auf der phdnomenologischen Ebene ja gar nicht
so strittig sind? Bartelheimer verweist auf die Diskussion, die es bereits in den 1980er Jahren
in Westdeutschland tiber die regionale Strukturfoérderung gegeben hat. Diese Strategien haben
alle auf einem Exportbasisprinzip beruht. Man hat Unternehmen geférdert, die den gréReren
Teil ihres Umsatzes tberregional realisiert haben. Dem lag die Annahme zu Grunde, dass sie
den Rest der Region mitziehen. Das sei aber schon in den 1980er Jahren fur Westdeutschland
kritisiert worden. Das Interessante an der Fragestellung ist, ob das fiir Ostdeutschland eine
Rolle spielt. Es ist natlrlich unsinnig zu sagen, ein Betrieb entkoppelt sich aus der Region,
denn er hat da seinen Standort und er zahlt dort Léhne und Steuern, vielleicht sehr wenig.
Richtig aber ist, zu fragen, ob sich in der Summe ein positiver Effekt auf die regionale Wirt-
schaft nicht mehr notwendigerweise einstellt. Das hat natirlich gravierende Auswirkungen

auf Forderstrategien und regionale Schwerpunkte. Wenn die regionalwirtschaftlichen Zu-
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sammenhange schwécher werden, dann kann man regionale Wirtschaftsentwicklung viel we-
niger steuern. Indem man ,,Kathedralen* oder ,,Dorfkirchen* férdert, kann man nicht mehr
eine Region insgesamt stiitzen. Das findet Bartelheimer trotz einleuchtender Kritik von Klaus-
Peter Buss eine richtige Fragestellung.

Rainer Land erklart, dass mit der Fragmentierungsthese zunéchst ein Phdnomen zu be-
nennen und eine offene Forschungsfrage aufzuwerfen ist. Das Diskussionspapier sammelt
zunéchst verschiedene Ansétze, von denen er aber nicht meint, dass sie sich ausschlief3en,
sondern eher erganzen. Es ist aber noch kein Versuch, Fragmentierung empirisch umfassend
zu beschreiben oder theoretisch konsistent, zu erkléren. Wir beobachten verschiedene, sehr
dynamische Entwicklungen, die keine oder fast keine Effekte auf die Entwicklung der Region
haben. Das mag nicht Uberall so sein, aber es gibt dafur gewichtige Beispiele und die Frage
ist, wie erklart man das und welche Bedeutung hat es? In einer Studie Uber die regenerativen
Energien in der Prignitz hat Hans Thie aufgezeigt, dass bestimmte Vorstellungen tber rdumli-
che Divergenzen — etwa die Entwicklung konzentriert sich in den Zentren, die Peripherie
bleibt zuriick — so einfach nicht stimmen. Es ist komplizierter. In der Prignitz gibt es eine fla-
chendeckende Nutzung der Windenergie Uber den gesamten ansonsten strukturschwachen
Raum. Diese lokale Ressource wird umfassend, fast vollstdndig genutzt. Fragt man aber, wo
gehdren diese vielen Windkraftanlagen eigentlich hin (&hnliches kénnte man fiir die dort ent-
stehenden Biokraftstoffanlagen fragen), so kommt man zu dem Schluss, dass sie 6konomisch
nicht zu dieser Region gehoren, sie stehen nur da. Fragt man nach den Akteuren, nach den
Betreibern, den Nutzern, nach denen, die Wartung und Service leisten, dann gehdren diese
Windrader alle nicht zum Wirtschaftskreislauf der Region — und schon gar nicht, wenn man
nach den Innovationspotentialen fragt, die dieser Entwicklung zugrunde liegen. Man findet
also eine sehr dynamische und in diesem Sinne erfolgreiche Entwicklung, mit der auch eine
Menge Geld verdient wird, die darauf beruht, dass lokale Ressourcen genutzt, dabei aber aus
dem regionalen Wirtschaftszusammenhang ausgekoppelt werden. Die Windkraft der Prignitz
ist Teil eines Uberregionalen Netzwerks regenerativer Energien, von dem die Region nicht
profitiert, wenn man mal von den geringen Pachtgebuhren fir den Standort absieht. An die-
sem Beispiel zeigt sich, dass es nicht um Stagnation geht, sondern um das Auseinanderfallen
von Entwicklungen. Und es ist nicht ein bloRes Nebeneinander, sondern es geht auch darum,
wieweit der Niedergang der ,,Rest-Ressourcen® gerade durch die Einbettung bestimmter Res-
sourcen in Uberregionale Produktionszusammenhange bei gleichzeitiger Auskopplung aus
regionalen Wirtschaftszusammenhangen bedingt wird. Natdrlich geht es nie um vollstandige
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Herauslosung, aber es ist ein gewaltiger Unterschied, ob es sich um starke Synergieeffekte
handelt, wie man sie klassisch in den Clustern der Automobilhersteller und ihrem Umfeld
fand und vielleicht immer noch findet, oder um schwache Effekte, die sich auf die bloRe Zah-
lung einer Flachennutzungsgebiihr reduzieren oder auf sehr wenige Arbeitspléatze.

Land fuhrt weiter aus: Es gibt sicher auch in Ostdeutschland andere Beispiele: Michael
Behr versichert regelméafig, dass in der Region Zwickau lokale Synergieeffekte nach wie vor
eine grolRe Rolle spielen und das Muster von Entkopplung dort nicht zu beobachten ist. Aber
hier haben wir es eben mit einer zwar modernisierten, aber eben doch an fordistische Indust-
rieentwicklung anknupfenden Entwicklung zu tun. Makrotkonomisch geht es eigentlich um
die Frage, welche Tendenzen dominieren, wie viel Zuwachs und wie viel Riickgang lokaler
Synergieeffekte bringt der gegenwaértige und der in den néchsten Jahren zu erwartende weite-
re Reorganisationsprozess der Industrie und was bedeutet dies fur die volkswirtschaftliche
Entwicklung insgesamt? Das ist eine offene, aber eben doch sinnvolle Frage, der man sich
widmen muss.

Andreas Willisch fragt sich, worum es bei der Kritik an der Fragmentierungsthese geht.
Geht es darum, dass Buss den Begriff nicht glucklich gewahlt findet? Als Buss von spezifi-
scher Nutzung der ostdeutschen Besonderheiten gesprochen hat, sei er in Zweifel gekommen.
Gerade in dieser Frage, die Buss als Dissens zur Fragmentierungsthese darstellt, besteht kein
Gegensatz. Es besteht kein Zweifel daran, dass gerade die erfolgreichen ostdeutschen Betriebe
die lokalen Ressourcen vor Ort brauchen und in spezifischer Weise nutzen. Die Frage ist dann
aber: wozu nutzen sie diese, wohin entscheiden sie sich eigentlich unter Nutzung dieser Res-
sourcen, in welche Entwicklung fliel3t das Ergebnis dieser Ressourcennutzung, fiihrt die Nut-
zung der lokalen Ressourcen auch zur Entwicklung dieser Ressourcen und des lokalen Um-
felds? Ist das ein inhaltlicher Dissens zur Position von Klaus-Peter Buss? Wenn es sich nur
um ein Begriffsproblem handelt, ist das vermutlich leicht zu I6sen.

Klaus-Peter Buss fragt, wo der Dissens zur Fragmentierung liegt. Er will nicht in Frage
stellen, dass es widersprichliche und gegenlaufige Entwicklungen gibt. Die Frage ist eher,
wie bezieht man die aufeinander? So wie der Fragmentierungsbegriff im Text eingeflhrt
wird, geht es um ein Heraustreten, Herauswachsen aus der Region mit negativen Effekten fur
die Region. Nach dem, was man in den Fallstudien gefunden hat, wirde er eher sagen, die
gegenlaufigen Entwicklungen sind komplementér, sie beziehen sich aufeinander. Ein Beispiel
ist das Autoproduktionscluster in Sachsen. Wenn man sich das von auf’en ansieht, dann sieht
das hoch fragmentiert aus. Es gibt groRe Filialbetriebe westlicher Autokonzerne, extern rein-
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gesetzte Produktionsbetriebe, hoch produktiv, tarifgebunden, gute Arbeitsbedingungen.
Daneben gibt es einen Haufen kleiner ostdeutscher Betriebe, schlechte Arbeitsbedingungen,
nicht tarifgebunden, niedrige Lohne, kein Betriebsrat usw. Ist das jetzt Fragmentierung? Er
sagt — nein. Und er sagt, das, was in den Grof3betrieben stattfindet, ist nicht Angleichung an
den Westen, sondern etwas Eigenes. Ein Beispiel ist der Umgang mit dem Fl&chentarifver-
trag. Das Modell West besagt, dass der Flachentarifvertrag eine Breitenwirkung hat, der zieht
andere Betriebe mit, zwingt sie zu Innovationen und sich anzugleichen etc. In unseren Ostfal-
len ist es genau anders. Die GroRbetriebe konnen ihre Tarifbindung verwirklichen, indem sie
die Lohnkostenvorteile der nicht tarifgebundenen Zulieferbetriebe des Umfelds nutzen und
Teile der Produktion in diese verlagern. Die haben 20 Prozent Fertigungstiefe, die Vormonta-
gen beispielsweise werden in die Kleinbetriebe ausgelagert. Den Lohnkostennachteil, den die
Grolbetriebe durch die Tarifbindung haben, kénnen sie kompensieren, indem sie das ganze
Umfeld, das ganze Netzwerk in spezifischer Weise nutzen. Diesen Sachverhalt, diese polare
Entwicklung, das ist seine Kritik, beschreibt der Fragmentierungsbegriff unzureichend. Man
muss das zusammen denken, um die Spezifik der ostdeutschen Entwicklung zu begreifen. Der

Fragmentierungsbegriff denkt das erst mal auseinander.

Michael Thomas, Rudolf Woderich: Regionale Disparitaten und Sozialkapital

Thomas und Woderich analysieren zunéchst die Debatte um die rdumliche Neuordnung des
Systems von Zentrum und Peripherie und fragen dann, welche Perspektiven sich fir die wei-
tere Auspragung bzw. Uberwindung regionaler Disparitaten in Ostdeutschland ergeben. lhren
Beitrag restimieren sie so:

Die hierarchische Neuordnung des Verhéltnisses von Zentren und Peripherien, die mit
neuen Formen der Dezentralisierung und Konzentration verbunden ist, stellt regionale Ent-
wicklungskonzepte peripherer Regionen vor neue Herausforderungen. Die veranderte Aufga-
benteilung von nationalstaatlicher Férderung der Wachstumszentren und EU-Programmen,
die strukturschwache landliche R&ume unterstiitzen, wird sich dauerhaft nicht als ausreichend
erweisen, um Differenzen auszugleichen und gleichwertige Lebensverhéltnisse im national-
staatlichen Rahmen zu erzeugen. Zwar sind externe Dynamiken, die von Stadtregionen aus-
gehen und Entwicklungsimpulse auslésen, unter spezifischen Bedingungen der raumlichen
Struktur der Bundesrepublik nicht auszuschliefen. Dennoch wird auch diese Option keinen
verlasslichen Mechanismus hervorbringen, der die Entwicklung peripherer Radume positiv

beeinflussen kann.
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Als weitgehend obsolet und illusionér erweisen sich unter neuen Bedingungen durchgrei-
fender internationaler Arbeitsteilung und Kooperation auch ,klassische* Konzepte einer rela-
tiv geschlossenen, ,.endogenen Regionalentwicklung“. Uber ,soziotechnische Modelle* der
Verhandlung und Qualifizierung regionaler Potenziale hinaus wird die engere Verbindung
und Verflechtung von Export- und Binnenwirtschaft gerade in strukturschwachen Regionen
entscheidend sein, um wirtschaftliche Stabilitat und Wachstum zu erzeugen.

Insbesondere Kooperationen, pragmatische Biindnisse und neue Zusammenschlisse kon-
nen sich als ein relevanter Faktor erweisen, ob auBerhalb urbaner Metropolen neue ,,R&ume
von Zentralitat“ entstehen oder ob einstige Regionen durch Marginalisierung im Dunkel der
Bedeutungslosigkeit versinken. Fir Regionen dieses Typs (exemplarisch: Niederlausitz) in
spezifischer raumlicher Lage konnen insbesondere eigenstandig koordinierte Aktivitaten eine
vollig neue regionalpolitische Gewichtung erlangen, falls es gelingt, auf der Grundlage mar-
kanter regionaler Konzepte und Leitbilder sowie eines offensiven Regionalmarketings stabile
Aulenbeziehungen zu etablieren.

Fur strukturschwache Regionen mit relevanten eigenstdndigen Entwicklungspotenzialen
(z.B. Niederlausitz) erweist sich die Sozialkapitalbildung auf verschiedenen Ebenen und in
unterschiedlichen Bereichen als eine relevante Handlungs- und Gestaltungsoption. Die Aus-
pragung adaquater Formen regionaler Governance, die Herausbildung von wirtschaftlichen
Netzwerken sowie neuen Formen der Kooperation im Feld bilrgerschaftlichen Engagements
kdnnen diesbezuglich eigenstandige Impulse vermitteln. Mit den nicht zu unterschétzenden
Maoglichkeiten der Generierung sozialen Kapitals lassen sich Optionen ergreifen und Spiel-
rdume auslegen, die tradierten wirtschaftlichen Wachstumslogiken bzw. globalen Sachzwan-
gen durchaus konterkarierende Argumente liefern kénnen. Diese Regionen befinden sich we-
der alternativlos in der Falle uniiberwindbarer wirtschaftlicher Stagnation noch einer zwangs-
laufig defizitdren Ausstattung mit sozialem Kapital. In beiden Richtungen sind unter hinrei-
chenden Voraussetzungen selbstverstarkende Prozesse mdglich. Diese werden, zumindest
mittelfristig, Uber regionale Differenzierungen und regionale Perspektiven mit entscheiden.
Deshalb ist ihnen im Rahmen einer neu ausgerichteten Ostdeutschlandforschung wissen-
schaftlich-analytisch wie praktisch-politisch die entsprechende Aufmerksamkeit zu widmen.

In ihrem Beitrag gehen Thomas und Woderich insbesondere auf den Zusammenhang von
Regionalisierung und Sozialkapitalbildung ein: Regionalisierung heif3t: Konzeptionelle Orien-
tierung auf die Selbststeuerungs- und Selbstorganisationsfahigkeit von Regionen. Dabei wer-
den drei Zugénge der Analyse der Sozialkapitalbildung aufgezeigt:
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Regionale Governance setzt darauf, dass Akteure aus unterschiedlichen Bereichen — Wirt-
schaft, Verwaltung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft — miteinander Beziehungen eingehen,
d.h. kooperieren.

Kooperationen oder Vernetzungen — Projektnetzwerke, z.B. KMU-Netzwerke, liel3en sich
auch in peripheren Regionen nachweisen. Thomas und Woderich gehen auf die Ambivalen-
zen aber auch die positiven Impulse ein, die in den von Ihnen beobachteten Regionen zu ver-
zeichnen sind.

Burgerschaftliche Aktivitaten sind ein dritter Zugang zur Sozialkapitalbildung. Hierzu
gébe es zwar mehr Untersuchungen als zu den anderen Feldern, hdufig wiirden aber lediglich
zahlenmaRig Vereine und deren Mitgliedschaften erfasst. Um tatsachlich zu relevanten Er-
gebnissen zu gelangen, missten genauer Typen von Vereinen und Typen von Engagement-
formen unterschieden werden, zumal sich bekanntlich Organisations- wie Aktivitatsformen
gerade des zivilgesellschaftlichen Bereichs in einem erheblichen Umbruch befinden. Wahrend
traditionelle Strukturen an Bedeutung verlieren, gewinnen bzw. nehmen projektférmige,
punktuelle und starker auf Interessen der Selbstverwirklichung ausgerichtete Formen von
Freiwelligenarbeit etwa zu. Inwieweit und unter welchen Bedingungen sich damit Sozialkapi-

talbildung verbindet, ist weitgehend offen.

Diskussion

In der Diskussion fragt Wolfgang Kil nach der empirischen Grundlage der im Vortrag genann-
ten Ausstrahlungsradien der Metropolen von ca. 100 km. Neue Untersuchungen aus Potsdam
hatten gezeigt, dass der Ausstrahlungsradius von Berlin nur noch 40 km betragt. Haben die
Ostdeutschen einen geringeren Bewegungsradius oder eine geringe Bewegungsbereitschaft
oder wird sich dieser Radius in der Zukunft noch ausdehnen? Was sagt so ein Radius Uber die
Wirtschaftskraft einer Region? Woderich antwortet, dass das Modell der Metropolenregionen
Gegenstand der Diskussion sein musse, weil es in der Raumordnung und in der Politik eine
wichtige Rolle spiele. Die Extrapolation dieses Modells auf Ostdeutschland ist eine Kreation
des IRS, die Strahlungseffekte sind nicht empirisch gemessen, sondern fir Ostdeutschland
extrapoliert.

Wolfgang Kil duBert weiter die skeptische Beflrchtung, dass Sozialkapitalbildung auf dem
flachen Land eher durch die neu Hinzuziehenden entsteht, die man Raumpioniere nennen
konnte. Denn die neu Hinzukommenden haben ein relativ dickes Gepack an Sozialkapital,

deswegen haben sie ja die Freiheit zu wandern. Das Problem wird aber sein, dass das Sozial-
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kapital der Leute vor Ort, angenommen es ist Gberhaupt noch ein Rest da, zu dem der Hinzu-
kommenden nicht anschlussfahig ist. Das bedeutet, es kann zu einem Austausch zu Lasten der
Leute vor Ort kommen. Dann aber ist die Frage, mit welchen Konflikten dieser Prozess des
Austauschs von Sozialkapital ablaufen wird.

Brigitte Engler knipft hier an: Raumpioniere bringen ihr Kapital, ihr Sozialkapital, viel-
leicht auch Geld mit. Ist das eine Vision, dass man ein Land wieder besiedelt, vereinnahmt,
unterjocht? Oder suchen wir die Leute, die aus der Region kommen und die ein anderes Kon-
zept haben, die Gemeinwesen stiftende Strukturen bauen? Das erfordert, dass der Staat, die
Kommunen eine andere Funktion bekommen und Arbeitsplatze generieren, um o6ffentliche
und soziale Funktionen wieder aufzubauen. Das ist ein ganz anderes Konzept. Nehmen wir
zum Beispiel die Art und Weise, wie in Brandenburg die Kulturscheunen und Kulturschlésser
entstanden sind. Da kamen die Leute mit dem dicken Gepéack und lieRen die ABM-Leute flr
sich arbeiten. Und als die ABM-ler dann weg waren, wurden daraus private Hauser von neuen
Feudalherren, die kann man dann im Fernsehen bewundern. Diese Entwicklung ist riickwarts
gewand, das ist kriminell und das muss man stoppen. Wir brauchen Zentren, in denen die
Leute sich begegnen kdnnen, in denen sinngebendes Leben entsteht, und das ware die Aufga-
be von Staat und Gesellschaft.

Rainer Land verweist darauf, dass die Aktivierung endogener Ressourcen oft nur méglich
sei, wenn sie mit Innovationen, mit Wissen und Erfahrungen verbunden wird, die oft von au-
Ren kommen mussen. Das kdnnen auch Leute aus der Region tun, aber dazu mussen sie die
Region auch mal verlassen haben, kdrperlich oder zumindest geistig, um neue Kombinati-
onsmoglichkeiten ihrer regionalen Ressourcen mit der Welt denken zu kénnen. Die Frage ist
eher, ob es Entwicklungen sind, die die regionalen Ressourcen von der Entwicklung der Re-
gion abkoppeln oder nicht.

Luidger Dienel wirft den Begriff der Raumpartnerschaft in die Diskussion. Es gibt immer
mehr Menschen mit einer doppelten raumlichen Identitat. Als Beispiel nennt er das Verhaltnis
von Berlin und der Insel Usedom. Die Berliner Usedomer beispielsweise sind viel tberzeug-
ter von der Insel als die Usedomer aus Usedom. Dies sei vielleicht ein Modell, Kontakte zwi-
schen den Regionen herzustellen, die sich befruchtend auswirken kénnen.

Stefan Schridde meint, stimulierende Effekte von Partizipation und Demokratie wéren fir
die Regionen sehr wichtig. Bei der Suche nach Indikatoren nennt er zwei Stichwdrter dazu:
Erstens: Corporate Citizenship: wieweit erfolgt eine regionale Vernetzung und inwieweit

beteiligen sich Unternehmen an Projekten? Zweitens: Gemeinnitzige Vereine, Genossen-
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schaften. Ich-AGs schlieBen sich inzwischen oft zu Genossenschaften zusammen. Auch
Raumpartnerschaften, die Zureisenden aus anderen Regionen, tragen ihre Wiinsche und Vor-
stellungen in die Regionen und sie investieren Zeit und Geld.

Thomas Hanf fragt: Wie kann man diesen Gegenstand ,,Sozialkapital“ in der Berichterstat-
tung greifbar machen? Helfen Begriffe wie ,,Rechtsformen® von Vereinen und Unternehmen
da weiter? Welche Rolle spielen Verwaltungen, die ,,Erreichbarkeit* der Gesellschaft? Wenn
die Haushaltslage der Kommunen sich weiter verschlechtert, dann ist die Gesellschaft an ei-
nigen Orten physisch nicht mehr erreichbar, weil die Menschen nicht mehr in die Verwaltung
oder in die Post gelangen kdnnen.

Brigitte Engler meint zu den Indikatoren: Wo Atomisierung stattfindet, nehmen Gewalt,
Eigentumsdelikte und Nachbarschaftsstreit zu. Auch diese Formen ,,sozialer Auffalligkeiten*
konnten als Indikator flr den Zustand der Gesellschaft und des Sozialkapitals genutzt werden.
Das konnte man in die Berichterstattung einbeziehen.

Joachim Ragnitz fragt: Was ist eine Region? Wie grol3 kénnen Regionen sein, auch hin-
sichtlich der Zumutbarkeit von Entfernungen?

Woderich antwortet darauf, dass Regionen durch Akteure konstruiert werden, nicht durch
die administrativen Grenzen bestimmt sind. Jedenfalls darf man sich auf administrative Gren-
zen nicht einschranken lassen. Diese spielt natiirlich fur die Verwaltungen, die auch als Ak-
teure auftreten, eine Rolle, auch fir das wichtige Thema der Regional- und Verwaltungsre-

form.

4.4 Erwerbsarbeit mit Hilfsmotor. Der ,,sekundére Integrationsmodus* und die

Gettoisierung der Uberflissigen.

Holger Alda: Sekundare Arbeitsmarktintegration als Beobachtungskonzept

soziobkonomischer Berichterstattung

Ausgehend von den Darstellungen im Diskussionspapier verweist Alda (siehe auch Foliensatz
in der Materialsammlung) auf die Forschungen, die bereits im ersten Bericht begonnen wur-
den. Das Konzept der sekundaren Arbeitsmarktintegration erfordert, den Zusammenhang zwi-
schen Erwerbsarbeit einerseits und Zeiten der Arbeitslosigkeit sowie der Teilnahme an Mal3-
nahmen (wie Umschulungen, ABM) auf der Personenebene zu messen. Es geht dabei also um
eine Rekonstruktion von Erwerbsverldufen und den Vergleich dieser Verlaufe mit denen, die

sich aus idealtypisch angenommenen fordistischen Wirtschafts- und Sozialmodellen ergeben.
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Unter primarer Arbeitsmarktintegration wird eine stabile, institutionell regulierte Erwerbsar-
beit verstanden, die in unterschiedlichen Geschlechter-Regimen ausgestaltet ist. Stérungen im
Sinne der Unterbrechung der Erwerbsarbeit durch Sucharbeitslosigkeit wurden Uber staatliche
und Organisationstransfers, etwa Arbeitslosengeld und -hilfe, aktive Arbeitsmarktpolitik,
Férderung von Bildung, Umschulung und Qualifizierung, teilweise auch Sozialhilfe bewél-
tigt.

Daraus ergeben sich idealtypisch fur Westdeutschland zwei unterschiedliche Erwerbsver-
laufe. Manner sind weitestgehend stabil beschaftigt, Betriebswechsel sind selten und mit -
berwiegend horizontaler oder aufstiegsorientierter Einkommensmobilitat verbunden. Es gibt
eine ausgepragte berufsfachliche Pragung des Erwerbssystems mit kollektiver Lohnfindung.
Typisch sind Einkommensstabilitat und existenzsicherndes Lohniveau. Frauen sind zu einem
noch hohen Anteil nicht erwerbstatig oder die Erwerbstatigkeit ist unterbrochen von langen
Nichterwerbszeiten, Beschaftigung erfolgt wesentlich haufiger in Teilzeit. Erst spat und suk-
zessive baut sich eine kohortenspezifische Erwerbsbeteiligung der Frauen auf.

Der Umbruch beginnt in Westdeutschland mit einer sich schrittweise aufbauenden Unter-
beschéftigung, damit weitet sich der Wirkungsbereich der Institutionen, die bei Stérungen des
Erwerbsverlaufs eingreifen, also der Arbeitslosenversicherung, der Arbeitsmarktpolitik und
auch der Sozialhilfe zunéchst aus, aber noch ohne einen Funktionswechsel. Die Folgen fir
den Erwerbsverlauf sind zunéchst folgende:

Bei Mannern finden wir eine Zunahme von Betriebswechseln, langere Arbeitslosigkeits-
dauern und einen sich aufbauender Sockel von Langzeitarbeitslosen. Aber die kollektive
Lohnfindung und berufsfachliche Strukturierung des Arbeitsmarktes sorgen bei Wiedereintritt
in Beschéaftigung fir geringe oder keine EinkommenseinbuBen gegenliber dem letzten Be-
schaftigungsverhaltnis (branchenabhéngig).

Bei Frauen nimmt die Erwerbsbeteiligung auch im Umbruch, also in den spaten 1970er
und 1980er Jahren weiter zu, wobei insbesondere &ltere Kohorten eher selten das Niveau der
Manner (L6hne, Betriebszugehdrigkeitsdauer, Arbeitszeit) erreichen. Auch im Falle von Be-
schaftigungszeiten und beim Bezug von Arbeitslosengeld missen Frauen haufiger mit der
Uberfthrung in das Prinzip der Familienfiirsorge rechnen, es erfolgt weiter eine Reproduktion
von Abhéngigkeit. Dabei bleibt auch im Umbruch die Integration in den (ersten) Arbeitsmarkt
leitendes Paradigma bei der Ausgestaltung von Arbeitsmarktinstitutionen und deren Verande-

rungen. Die Mehrheit der Arbeitnehmer verbleibt in geschiitzten Segmenten.
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Anders stellt sich die Situation in Ostdeutschland dar. Mit der Transformation und der
Deindustrialisierung erfolgt Anfang der 1990er Jahre eine massive Freisetzung von Arbeits-
kraften in einem sehr kurzen Zeitraum. Gleichzeitig wird das in Westdeutschland vorhandene
und durch die Bedurfnisse einer fordistischen Regulation der Erwerbsarbeit gepragte instituti-
onelle System auf Ostdeutschland (bertragen — ein selbst im Umbruch, in der Krise befindli-
ches Institutionensystem. Mit diesem auf die Losung raumlich und zeitlich begrenzter Kon-
junktur- und Strukturprobleme ausgelegten System wird versucht, die Transformationskrise
und den Umbruch in Ostdeutschland zu bewéltigen. Die anhaltende Krise der Erwerbsarbeit
uberfordert die Leistungsféhigkeit.

Die Folgen fur die ostdeutschen Erwerbsverldufe sind bei den Ménnern: Die Orientierung
an einem fordistischen Idealtypus (lebenslange Vollzeitbeschaftigung fast ohne Unterbre-
chung) bleibt erhalten, d.h. Arbeitsplatzbesitzer kd&mpfen um den Erhalt genau solcher Ar-
beitsplatze, Arbeitslose versuchen, genau diese Arbeitsplatze zu bekommen. Dies kann jedoch
nur fiir einen Teil — weniger als die Hélfte — praktisch gelingen. VVor allem die neu in den Ar-
beitsmarkt eintretenden Kohorten haben deutlich geringere Chancen. Dies ist auch qualifika-
tionsabhéngig. Zugleich finden sich massenhafte ABM, Vorruhestandsregelungen und gefor-
derte Beschéaftigungen, die erneute Leistungsanspriiche transportieren und damit auch wieder-
um Anspruche auf ABM o0.4. generieren usw. Der Anteil an Langzeitarbeitslosigkeit bleibt
geringer als nach den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu erwarten wére — eben weil
Arbeitslosigkeit immer wieder durch MaRnahmen, ABM und gefdrderte Beschéftigung unter-
brochen wird.

Bei den ostdeutschen Frauen ist die Orientierung dahnlich wie bei den Mannern. Traditi-
onsgemaR sind Unterbrechungen wegen Kindererziehung im Osten eher kiirzer, die Orientie-
rung, schnell wieder die Erwerbsarbeit fortzusetzen, bleibt erhalten. Frauen haben im Osten
im Vergleich zu ostdeutschen Ménnern geringfiigig niedrigere Lohnniveaus, aber wachsende
Teilzeitanteile. AuBerdem lasst sich ein teilweise freiwilliger, oft aber auch institutionell
durch die Vergabeforderpraxis erzwungener Rickziige vom Erwerbsleben beobachten, be-
sonders bei Frauen der oberen Alterskohorten.

Im Weiteren erldutert Alda die Indikatoren, mit denen wir die Arbeitsmarktintegration
gemessen haben (siehe Folien Alda) und die Messergebnisse. Dabei zeigt sich in West-
deutschland eine GroRenordnung von Erwerbstéatigen im sekundéren Integrationsmodus, die
bei 10 bis 15 Prozent liegt, in Ostdeutschland je nach Indikator zwischen 27 und 35 Prozent.

Frauen finden sich etwas haufiger als Manner, Altere etwas haufiger als Jingere in einem
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sekundaren Integrationsmodus. Der Vergleich eines Arbeitsmarktbezirks einer prosperieren-
den und einer schrumpfenden Region zeigt nur geringe Unterschiede in der GréRenordnung
des sekundéren Integrationsmodus.

Die statistische Auswertung von Erwerbsverlaufen bietet ein sehr viel besseres Bild als
die stichtagsbezogene Analyse von Arbeitslosen- und MalRnahmequoten und soll im zweiten
Bericht fortgesetzt, ausgebaut und methodisch weiterentwickelt werden.

Ein Kernelement der Weiterentwicklung ware der Versuch, die in den Erwerbsverlaufen
des sekundaren Integrationsmodus bei einem relativ groRen Teil der Betroffenen enthaltenen
(dem Anteil nach subdominanten) Beschéftigungen im ersten Arbeitsmarkt genauer zu analy-
sieren. Dazu soll versucht werden, das Betriebspanel zu nutzen und herauszufinden, welche
Betriebe Arbeitslose fiir kurzfristige Beschaftigungen rekrutieren, um was fur Beschéaftigun-
gen es sich handelt und ob wir es hier mit einer neuen Strategie der ,,Flexibilisierung” der
Randbelegschaften oder auch mit neuen Strategien der Nachwuchsrekrutierung zu tun haben.
Natrlich werden auch die Arbeitsmarktreformen, die 2005 wirksam geworden sind, zu einer
Weiterentwicklung der Analyse fuhren mussen. Die Arbeitmarktreformgesetze beschleunigen
die Taktfrequenz des sekundaren Arbeitsmarktintegrationsmodus und verandern seine Gestalt
weg von ABM/SAM u. &. hin zu Trainings- und Qualifikationsmafnahmen. Das in Ost-
deutschland entstandene Modell der sekundéaren Arbeitsmarktintegration, also der Wechsel
zwischen Arbeitslosigkeit und Aktivierung durch MalRnahmen, wird auf Westdeutschland
Ubertragen (,,die Leute in Bewegung halten®), unklar aber ist, ob es faktisch im Westen unter
eben doch deutlich anderen Arbeitsmarktbedingungen genauso oder anders praktiziert werden

wird.

Olaf Struck: Koreferat zum Arbeitsmarkt und Beschaftigungssystemen in Ostdeutschland

In dem Koreferat von Olaf Struck wird der Ansatz weitgehend unterstltzt. Er rekapituliert
zunachst zwei zentrale Hintergrundideen: a) Es hatte ein stabiles einkommenssicherndes
Normalarbeitsverhaltnis und ein darauf abgestimmtes Sozialversicherungsstaatsmodell gege-
ben. b) Es gébe zwei differenzierte soziale Wandlungsmodelle. Davon gehen wir am SFB 580
auch aus. Das westliche sei stetig mit nur kleinen Ausschlégen, aushandlungsbasiert, korpora-
tistisch, es gibt starke Lobbys und Vetospieler. Diese verhindern, dass es starke desintegrative
Problemlagen gegeben hat. Und es gibt Problemgruppen ohne Lobby, auf deren Riicken wer-
den die Probleme ausgetragen.
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Im Gegensatz dazu stinde das Wandlungsmodell in Ostdeutschland: durch Systemum-
bruch und hohe Dynamik wurden groRe Ausschldge in Gang gesetzt, die historisch ohne Vor-
bild sind: hohe Arbeitslosigkeit, Binnenwanderung, Frihverrentung, Kinderlosigkeit. Dies
fuhrt 15 Jahre spater zu vielen nicht intendierten Folgen.

Das Ergebnis sei: In Ostdeutschland bildet sich ein sekundarer Integrationsmodus, ein
hochprekérer Arbeitsmarkt, der anhand der IAB-Daten gut herausgearbeitet wurde. Dazu kon-
ne man methodisch noch viel machen, ausbauen und diskutieren, zum Beispiel mit Sequenz-
analysen usw. Man kénne Ubergangswahrscheinlichkeiten ermitteln usw.

Das weitere Ergebnis, das sich mit den Ergebnissen aus Jena deckt, ist, dass nicht nur der
Anteil sogenannter atypischer Beschaftigung steigt, sondern dass auch die durchschnittliche
Beschaftigungsdauer sinkt, zwar langsam, aber eindeutig. Und es zeigen sich unterschiedliche
Muster in Ost- und Westdeutschland. In Westdeutschland: hohe Mobilitdt in jungen Jahren,
die wére dann zu interpretieren als arbeitgeber- und arbeitnehmerseitige Such- und Mat-
chingprozesse, die dann aber in lang- und mittelfristige Beschéftigung minden. Wer dann
spater aus Beschéaftigung wieder ausscheidet — als Frau oder als Geringqualifizierter — hat
grofRe Schwierigkeiten, wieder in Arbeit zuriickzukommen. Wenig Neues im Westen, aber
immerhin: kirzere Beschaftigungsdauern und prekére Vertragsformen nehmen zu.

Im Osten sieht die Welt anders aus. Stabiler Stand in sogenannten Uberlebensgemein-
schaften mittleren Alters, hohe Flexibilitat in Neugrindungen und an Randern von Betrieben.
Dabei wird in hohem MaRe und viel starker als im Westen auf staatlich geforderte Beschéfti-
gung zuriickgegriffen, auch fir altere Arbeitnehmer. In Ostdeutschland sind die Ubernahme-
quoten nach der Ausbildung deutlich geringer als in Westdeutschland.

Ein zweiter Befund: Uberflussige als Indikator fir Umbruchprozesse. Es gibt temporéare
Problemlagen, die mit den klassischen Instrumenten der Sozialpolitik bearbeitet werden kon-
nen. Und es gibt Uberfliissige mit unspezifischen Problemlagen, die nicht mehr mit den klas-
sischen Mitteln der Sozialpolitik bearbeitbar sind und die Gber Verfahren und Malinahmen
sekundar integriert werden, der Bezug zur wertschdpfenden Arbeit ist jedoch gebrochen. Hier
wird von einem in sich verfestigten sekundaren Arbeitsmarktintegrationsmodus gesprochen,
dessen Perspektivlosigkeit offenkundig wird, und zwar nicht nur den Betroffenen, sondern
zunehmend auch der Politik.

Es stellt sich die Frage, ob es nicht einen dritten Problemkreis gibt, namlich, inwieweit das
fordistische Produktions- und Sozialmodell seine eigenen Funktionsvoraussetzungen unter-

grabt. Beispiele fiur solche nachhaltig wirkende Funktionsprobleme sind: Arbeitslosigkeit,
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Finanzierungsprobleme, geringe Geburtenrate, mangelnde Binnennachfrage, Bildungsnot-
stand, Fachkraftemangel. Diese Funktionsprobleme bieten vielleicht auch Orientierungsmaog-
lichkeiten fiir die Bewertung dessen, was im Bericht an Daten und Befunden vorgestellt wird.

Zukunftsszenarien konnten eine Unterscheidung versuchen, einmal den eingeschlagenen
Pfad zu beurteilen. Der fuhrt zu einer zunehmenden Polarisierung zwischen erstem und zwei-
tem Arbeitsmarkt, stabiler und instabiler Beschaftigung, primérem und sekundarem Integrati-
onsmodus, besser und schlechter Qualifizierten, gut bezahlter Arbeit in marktstarken und
schlecht bezahlter Arbeit in marktschwachen Unternehmen. Wir sehen dies in Ostdeutsch-
land, das scheint aber auch der Trend in Westdeutschland zu werden.

Und dies musste man mit einem alternativen Pfad vergleichen: Wenn Arbeit mobiler und
flexibler werden muss, wenn die Unsicherheit von Investitionen in Beruf und Bildung steigt,
weil sich die Berufsbilder und die Anforderungen schneller d&ndern, dann missen Ldsungen
bei der Gestaltung dieser Flexibilitdt und Mobilitdt gefunden werden, die Polarisierungen
vermeiden. Das bedeutet, dass wir die Phasen der Nichtarbeit anders gestalten und besser nut-
zen mussen als bisher. Also Phasen fur Kindererziehung, fir Bildung, Neustartversuche,
Selbstandigkeit, Familienzeit usw. Diese missen selbstbestimmter als bisher vollzogen wer-
den konnen und Austritte aus einer Beschéaftigung dirfen nicht wie bisher fiir viele Menschen

den Eintritt in einen dauerhaft prekaren Erwerbsverlauf bedeuten.

Diskussion

In der anschlieenden Diskussion findet Brigitte Engler an dem vorgestellten Ansatz sehr
spannend, dass Arbeitsmarkt und Sozialstaatsinstrumente zusammen gedacht werden.

Peter Bartelheimer erklart: Es beginnt gerade eine neue Diskussion uber ¢ffentliche Be-
schaftigung im Zusammenhang mit dem SGBII. Er glaubt, die Begriffe primére und sekunda-
re Arbeitsmarktintegration kénnten das Begriffspaar erster und zweiter Arbeitsmarkt abldsen.
Der erste und der zweite Arbeitsmarkt waren schon immer schwer gegeneinander abzugren-
zen. Der Vorschlag ist jetzt, von geférderter und nicht geforderter Beschéftigung zu sprechen.
Aber nicht gefordert bedeutet dann auch nur, nicht mit den Mitteln der Arbeitsmarktpolitik
gefordert. Die eigentlich spannende Unterscheidung ist aber das Nebeneinander von zwei
Segmenten der Erwerbsarbeitgesellschaft. Dies konnte sich ja vielleicht als Denkmodell
durchsetzen.

Peter Bartelheimer fiihrt weiter aus: im ersten Bericht haben wir mit zwei verschiedenen

Datenséatzen versucht, Erwerbsverlaufe zu betrachten: mit den IAB-Daten und mit dem SOEP.
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Bartelheimer glaubt, es sei nach wie vor sinnvoll, auch mit Umfragedaten Erwerbsverlaufe zu
betrachten, zumal wenn es um Haushalte oder Kinder geht, was nur mit Umfragedaten mog-
lich ist. Man benotige aber dringend eine methodische Integration. Das ist im ersten Bericht
nicht gelungen, fur den zweiten Bericht sollte man die Analysekonzepte harmonisieren, so-
weit es die Datensétze zulassen.

Bartelheimer ist sich nicht sicher, ob die von Olaf Struck angesprochene ,,dritte” Problem-
lage, die Funktionsprobleme des Sozialstaats, eine dritte Problemlage sind oder ob es da nicht
um eine andere Perspektive bzw. Ebene geht. Einmal geht es um Befunde auf der Ebene von
Mikrodaten. Die andere Frage geht um die Regulierung der Makroebene. Das liegt auf einer
anderen Ebene, deshalb wirde er es nicht dritte Problemlage nennen. Das dndert aber an der
Bedeutung der Fragestellung nichts.

Zweifel &uRert Peter Bartelheimer an der Position im Diskussionspapier, dass es sich bei
dem sekundéaren Integrationsmodus um ein Muster handelt, dass der Westen vom Osten ge-
lernt hat. Es gibt im Osten nichts, was es im Westen nicht auch gibt, nur die Konzentration,
die Plotzlichkeit, mit der das in die Lebenswirklichkeit einbricht, ist eine andere. Und es ist
auch ein Umschlag, wenn die Quantitat sehr hoch ist, dann bekommt das eine andere Qualitét.
Aber es sind nicht grundsatzlich andere Instrumente. Wir haben MaRnahmekarrieren und auch
das Instrumentarium der institutionalisierten Bearbeitung von Uberflissigen schon in den
1980er Jahren in Westdeutschland gehabt. Soziales Lernen erfolgte wohl eher in beiden Tei-
len und in Wechselwirkungen.

Zu dieser Frage gab es eine Reihe weiterer AuBerungen. Klaus-Peter Buss fragt zur Uber-
tragung des sekundaren Integrationsmodus aus dem Osten auf den Westen: Wird da eigentlich
Gleiches Ubertragen oder ist das Ubertragene dann doch etwas anderes? Wieweit pragen die
Fordermittel das Handeln? Auf der Betriebsebene kann man das jedenfalls feststellen. Die
Betriebe nutzen das ganz aktiv. Es gab Betriebe, die 50 bis 80 Prozent ihrer Beschaftigten aus
QualifizierungsmalRnahmen eingestellt haben. Den Berichten einiger Geschaftsfuhrer kdnnte
man entnehmen, dass sich da ein Rekrutierungsverhalten herausgebildet hat, das aus drei
Schritten besteht. Die Geschaftsfiihrer sagen, sie konnen die Arbeitsamtsmanahmen dazu
benutzen, die Leute auszuprobieren. Die Leute kommen zum Praktikum in den Betrieb, sie
stellen niemanden ein, den sie nicht vorher ausprobiert haben. Im zweiten Schritt sagen sie
den Leuten, die positiv aufgefallen sind, wie sie sich zu qualifizieren haben. Das Arbeitsamt

qualifiziert sie dann. Und dann erst entscheidet der Geschéftsfiihrer, wen er einstellt. Auf die-
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sem Weg kann man qualifizierte und zugleich relativ billige Arbeitskréfte bekommen. Das ist
wesentlich risikofreier und billiger als betriebliche Ausbildung.

Christine Weiske meint, nicht Erfindung, sondern die Legitimation des neuen Instrumenta-
riums des sekundaren Integrationsmodus sei aus dem Osten gekommen. Christine Steiner
spricht gegen die These einer Ubertragung.

Alda meint dazu, dass die Instrumente ja zunéchst mit dem Institutionentransfer aus dem
Westen in den Osten Ubertragen worden wéren. Aber sie hatten sich dann im Osten in ihrer
Funktion gewandelt. Und dieser Wandel sei dann ,,gesamtdeutsch” mit den Hartz-Gesetzen
institutionell auch fiir den Westen festgeschrieben worden.

Michael Thomas fragt nach der Untersuchung der Lage von Selbstandigen: Wirde die
Betrachtung von Selbstédndigen an den Aussagen und Befunden etwas dndern? Darauf antwor-
tet Alda, dass dies in den vorliegenden 1AB-Daten nur eingeschrankt moglich sei. Wenn die
Personen mit der Arbeitsagentur in Berlihrung gekommen sind, kann man etwas sehen (z.B.
bei Ich AGs), aber man sieht nicht, was langfristig geschieht, hochstens bei denen, wo es
nicht funktioniert hat.

Thomas fragt weiter: Ist der sekundare Integrationsmodus eher ein Ubergangsphanomen?
Wird das irgendwann beendet sein? Also stellt sich irgendwann die Frage, was passiert, wenn
auch tber diese Mechanismen keine Integration mehr hergestellt werden kann? Was passiert,
wenn Menschen, die aus dem ersten Arbeitsmarkt herausgefallen sind und die sich nun im
zweiten halbwegs eingerichtet haben, nun auch aus dem zweiten Modus herausfallen? Wenn
man denen sagt, nun hilf Dir selbst, jetzt ist der Punkt erreicht, wo Dir nicht mehr geholfen
wird. Ist das die Fragestellung, die sich in Zukunft starker stellt als die Funktionsweise des
sekundaren Integrationsmodus?

Land meint dazu, dass der sekundare Integrationsmodus eine Bearbeitungsform sei, aber
keine zukunftsfahige Losung. Es gibt zwei Arten der Bewegung im sekunddren Modus, die
eine, die Klaus-Peter Buss beschrieben hat und die im Zusammenhang mit einer gewandelten
Rekrutierungsstrategie der Betriebe durchaus zum dauerhaften Ubergang aus der sekundaren
in die primare Integration fihren kann. Aber es gibt auch einen grof3en Teil von Personen, die
zwischenzeitlich in Beschaftigung kommen, aber im sekunddren Modus verbleiben, weil es
sich um saisonale oder befristete Beschiftigung handelt, nicht um den Ubergang in eine an-
haltende Erwerbstatigkeit.

Tatjana Fuchs hat Zweifel an einer einseitig westdeutschen Folie des fordistischen Ar-
beitsverhaltnisses. Wir brauchen differente historische Bezige, also beispielsweise auch Be-
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zlige, die zeigen, an welchen historischen Mitgegebenheiten aus der DDR sich Ostdeutsche
orientieren. Und es wird notig sein, viel Arbeit zu investieren, um mehr Differenzierung in die
Idealtypen zu bekommen. Sowohl in der priméren als auch der sekundaren Integration gibt es
jeweils eine groRe Vielfalt unterschiedlicher Muster und Qualitdten der Integration.

Friedrich Hauss: Unsichere Erwerbsbeteiligung und soziale Problemlagen

Gegenstand des Beitrags ist die Berichterstattung iiber die Dynamik der Lebenslage von ,,U-
berflissigen* aus einem BMBF-Projekt liber soziale Problemlagen in einer landlichen Krisen-
region. Durch die Verknlpfung von personenbezogenen Daten (ber Lebenslagen (Mikroebe-
ne) mit den Bedingungen des regionalen Umfeldes (Makroebene) wird es méglich, Aussagen
uber die Dynamik von Risiken fir die Verfolgung individueller Wohlfahrtsziele zu treffen.

Mit Rickgriff auf das Bild der ,,individuellen Produktionsfunktion®, wie es von Huinink
entwickelt wurde, unterscheidet Hauss zwischen Produktionsfunktionen, die die Herausbil-
dung der individuellen Wohlfahrt eher behindern — ,,Gefédhrdungsbereichen* —, und solchen,
die die Produktion der individuellen Wohlfahrt beférdern — ,,Bewéltigungsressourcen®. Ge-
fahrdungsbereiche und Bewaltigungsressourcen stellen jeweils eigene skalierbare Dimensio-
nen der individuellen Produktionsfunktion dar. ,,Aus der Bilanzierung von Gefahrdungsberei-
chen und Bewaltigungsressourcen lassen sich Indikatoren fir die Voraussetzungen entwi-
ckeln, die ein Individuum mitbringt, um in einem gegebenen Anwendungsfeld (zum Beispiel
in einer Region) seine Produktionsfunktion so einzusetzen, dass ein moglichst hoher Grad an
individueller Wohlfahrt hergestellt werden kann.” Ob es jedoch tatsdachlich gelingt, mit einer
gegebenen Produktionsfunktion (bzw. den individuellen Voraussetzungen) die individuellen
Wohlfahrtsziele (die zudem wechseln kdnnen) zu erreichen, ist von den Realisierungsbedin-
gungen des jeweiligen Handlungsraums (aus Sicht der Individuen) oder des Beobachtungs-
raums (aus Sicht der Berichterstatter) abhéngig.

Exemplarisch wurden vier Gefahrdungsbereiche (siehe Foliensatz Hauss) aus den Daten
abgeleitet. ,,Risikolagen sind fir Haushalte in Mecklenburg-Vorpommern vor allem durch
eine schwierige materielle Situation gekennzeichnet. Es gibt Landkreise, in denen soziale
Transferleistungen mehr als 50 Prozent der Haushaltseinkommen ausmachen. Die Arbeitslo-
senquote in MV betrégt ungefahr 25 Prozent, es ist die hdchste in ganz Deutschland. Die Ab-
wanderung ist hoch.” (S. 4)

Entscheidend fir die Darstellung neuer sozialer Problemlagen, die in der Regel multiple

Problemlagen darstellen (vgl. Diskussionspapier S. 62), ist die Kombination von Geféhr-
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dungsbereichen zu Risikolagen. Im Weiteren stellt Hauss hdufige Kombinationen verschiede-
ner Gefédhrdungen und die Abhéangigkeit der Gefdhrdungen vom Alter der Betroffenen aus
den empirischen Untersuchungen vor (vgl. Abb. 3). ,,Ungefahr ein Drittel der Befragten weist
gar keine Gefahrdungsbereiche auf, 23 Prozent sind allein durch ihre eingeschrankten Vor-
aussetzungen, eine Erwerbsarbeit aufnehmen zu kénnen, gefahrdet, 12 Prozent haben geringe
materielle Ressourcen als alleinigen Gefahrdungsbereich (zum Beispiel finanzielle Rickla-
gen) in ihre Produktionsfunktion einzubringen. In der obigen Abbildung wird auch deutlich,
welchen qualitativen Einfluss fehlende Mobilitat als Gefahrdungsbereich auf dem Land haben
kann. Fehlende Mobilitat betrifft hauptsachlich gering qualifizierte junge Manner (denen der
Fuhrerschein abgenommen wurde) und allein erziehende Frauen (denen die Mittel zum Kauf
bzw. Unterhalt eines Kfz fehlen).” (S. 6f.)

Fur die Entwicklung einer Berichterstattung Uber derartige soziale Problemlagen wichtig
scheinen die folgenden Hinweise von Hauss: ,,Die Elemente der individuellen Produktions-
funktion lassen sich inzwischen relativ (kosten)glinstig durch Haushaltsbefragungen erheben.
Hier kann (je nach dem Zuschnitt des Beobachtungsraums) auch auf das SOEP zuriickgegrif-
fen werden, was allerdings eine Verénderung der Definition der Gefahrdungsbereiche voraus-
setzen wurde. Grundsatzlich bietet das SOEP den Vorteil, sofort auf Zeitreihen zurlickgreifen
und damit die Dynamik innerhalb von Gefédhrdungslagen beschreiben zu kénnen. Die &uReren
Rahmenbedingungen lassen sich zum Teil mit Hilfe der amtlichen Statistik darstellen. Als
besonders ergiebig wird sich hier die INKAR-Datenbank des Bundesamts fir Bauordnung
und Raumwesen und die Datenbanken des Berlin-Instituts erweisen. Fir den Abgleich zwi-
schen beiden Perspektiven werden sich Verbleibensanalysen in Risikolagen bzw. eine die
Veranderung der Kombination individueller Gefahrdungsbereiche im Zeitverlauf als fruchtbar
erweisen. Denn damit konnte deutlich gemacht werden, welchen Anteil jeweils die duRReren
Bedingungen bzw. die Bedingungen der individuellen Produktionsfunktion an den festgestell-
ten Veranderungen hatten.” (S.11)

Personliche Gefahrdungsbereiche und die duReren Rahmenbedingungen sind nach Hauss
zunéchst ,,als solche* Uberall gleich, aber sie sind rdumlich und individuell in unterschiedli-
cher Weise ausgepragt und treten in dieser unterschiedlichen Auspragung mehr oder weniger
haufig auf. ,,Dies herauszufinden ware eine Aufgabe der anwendungsbezogenen Sozialbe-
richterstattung. Sie beschreibt letztlich die Bilanz, die sich fiir die Lebenslagen zwischen den
haushaltsbezogenen bzw. personenbezogenen Bewadltigungsmerkmalen bzw. Hindernissen

und den ortlichen/regionalen Rahmenbedingungen ergibt. Unsere These besagt nun, dass auf-
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grund historischer, regionaler, biografischer und auch sozialer Entwicklungen die Passfahig-

keit zwischen individuellen Voraussetzungen und den aufieren Realisierungsbedingungen fiir

Teile der ostdeutschen Bevolkerung geringer ausfallt, als das in Westdeutschland der Fall ist,

und dass dieses Phdanomen in spezifischer Weise im landlichsten Raum auftritt.” (S. 13)

Im Weiteren skizziert Hauss Schlussfolgerungen fiir den Zusammenhang von Risikolagen
und sozialer Exklusion und fragt nach der sozialen Fragmentierung. Er zeigt, dass ,,Personen,
auf die sich mehrere ungiinstige Gefahrdungsbereiche vereinen, kurzfristig (und sehr oft zu-
fallig) in eine der anderen Kombination von Geféhrdungsbereichen geraten kdnnen. Insge-
samt sind jedoch mit der Zunahme der Anzahl der Gefédhrdungsbereiche die Bewaltigungs-
mdoglichkeiten nicht nur quantitativ eingeschrankt, sondern auch qualitativ angestrengt oder
Uberstrapaziert, so dass kleinste (und oft zufallige und nicht vorhersehbare Ereignisse) das
Bewaltigungssystem zusammenbrechen lassen und die Risikolage sich zur Notlage entwi-
ckeln kann.” (S. 18)

Es sind wenigstens zwei Kohorten zu erkennen, in denen der Anteil stabiler Risikolagen auch

im weiteren biografischen Verlauf recht hoch bleiben dirfte:

— Es sind die jetzt 20 bis 30-Jéhrigen, wenn sie schlecht ausgebildet sind, die bisher noch
nicht in den ersten Arbeitsmarkt integriert waren/sind oder wenig Aussicht haben, die
Schwelle zum ersten Arbeitsmarkt zu Gberwinden. Sie konnten in dieser Situation noch
keine materiellen Ressourcen zur Abpufferung von Notlagen bilden. Selbst wenn es ge-
lingen wirde, deren schulische und Ausbildungsdefizite zu kompensieren (wofir wenig
spricht) und selbst wenn sich die Arbeitsmarktchancen dieser Gruppe durch die Verknap-
pung des Angebots an jungen Arbeitskraften in der Zukunft bessern wurde, hétten sie
dennoch kaum eine Chance, weil sich bei ihnen so genannte verhaltensbedingte Arbeits-
markthindernisse herausgebildet haben, die einer Beschéftigung entgegenstehen. Davon
sind in landlichen Gebieten, anders als vielleicht in den Stédten, auch junge Menschen
ohne Migrationshintergrund betroffen. In unserem Sample waren knapp 40 Prozent dieser
Altersgruppe erwerbstatig, 13 Prozent waren arbeitslos. Uber Arbeitslosigkeitserfahrun-
gen in den letzten funf Jahren verfugte aber fast die Halfte der Befragten.

— Auch aus der Kohorte derjenigen, die in etwa 10 bis 15 Jahren zu den Rentenbeziehern
gehdren werden, wird ein grolRer Teil einer Risikolage nicht entrinnen kénnen oder sogar
in eine hineingeraten. VVon dieser Kohorte waren bereits 35 Prozent in den letzten fiinf
Jahren arbeitslos, 20 Prozent sind zurzeit arbeitslos, 28 Prozent befinden sich schon im
Rentnerstatus. Diese Gruppe weist die meisten Gefahrdungsbereiche auf, ihren Mitglie-
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dern droht Altersarmut aufgrund unregelmaRiger, schlecht bezahlter, prekarer (Teil-
zeit-)Arbeitsverhaltnisse und entsprechend geringer Einzahlungen in die Rentenversiche-
rung. Damit werden auch Unterstitzungsmoglichkeiten fur andere Familienmitglieder

fortfallen und die Familieneinkommen werden sinken.

Diskussion

In der Diskussion fragt Brigitte Engler nach der Geschlechterdifferenzierung in der Analyse.
Hauss antwortet, dass zwar grundsatzlich nach Geschlecht differenziert ausgewertet wurde,
sich aber nicht sehr viele relevante Unterschiede ergeben haben. Die Gefahrdungsbereiche bei
Frauen, insbesondere bei jlngeren Frauen, sind anders kombiniert, aber die Erwerbsgeféhr-
dung ist insgesamt geringer, weil die Frauen besser ausgebildet sind. Die Mobilitatsgeféhr-
dung bei Ménnern ist groRer. Brigitte Engler kritisiert diese Perspektive und verweist inshe-
sondere auf die schlechtere Bezahlung. Hauss bestreitet dies fir das untersuchte Sample.

Raj Kollmorgen fragt nach der Methodik, insbesondere nach der Unterscheidung von rea-
len Gefahrdungslagen (z.B. Erwerbslosigkeit) und potenziellen Geféhrdungen (z.B. Alter oder
Ausbildung). Kann man beide in der vorgestellten Weise kombinieren oder misste man nicht
unterscheiden? Hauss antwortet, dass es mehrere Ausbaumaoglichkeiten gibt. Wenn man daran
weiter arbeiten wirde, missten Potenziale und Hindernisse genauer unterschieden und opera-
tionalisiert werden, auch wenn die Modellebene noch komplizierter wird.

Kil fragt, ob man die Ergebnisse auch auf stadtische Verhéltnisse ubertragen kann und ob
es Uberlegungen zur Bewaltigung dieser Problemlagen gibt. Hauss antwortet, dass es sich bei
der Untersuchung um zwei Dérfer und ein Quartier einer Mittelstadt handelte. Einige Befunde
werden in Stadten anders sein. Schon hinsichtlich der Mobilitat war es in dem stadtischen
Quartier kein solches Problem, weil es mehr Mobilitatsmoglichkeiten auBBer dem privaten

PKW gibt und Versorgungseinrichtungen leichter zu erreichen sind.

Christine Steiner: Die demographische Falle und die verlorene Generation

Der Beitrag zielt auf den Zusammenhang zwischen den problematischen Erwerbsmdglichkei-
ten der jungen Generation, speziell an der zweiten Schwelle, dem Ubergang aus der Ausbil-
dung in die Erwerbsarbeit, und der demographischen Entwicklung der kommenden Jahre, die
sich dramatisch umkehren wird.

Christine Steiner erlautert zunéchst den Befund der demographischen Falle (siehe Folien-

satz in der Materialsammlung, Folie 2), wie er im zsh vor allem von Burkart Lutz entwickelt
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wurde. Mit diesem Befund wurde auf die gestorten (,blockierten’) Prozesse des Generatio-
nenaustauschs in weiten Teilen der ostdeutschen Beschaftigungsstrukturen aufmerksam ge-
macht. Sie gehen zurlck auf ein Blindel aus demografischen sowie arbeitmarkt- und sozialpo-
litischen Ursachen wie etwa dem drastischen Geburteneinbruch unmittelbar nach der Wende,
den vielfaltigen arbeitsmarktpolitischen Sonderregelungen, die den drastischen Personalabbau
in den ostdeutschen Unternehmen zu Beginn der 1990er Jahre abfedern sollten, oder dem so
genannten ,personalwirtschaftlichen Moratorium’ in weiten Teilen der ostdeutschen Wirt-
schaft.

Spétestens am Ende des Jahrzehnts kehren sich die Verhéltnisse um. Wegen der steigen-
den Renteneintritte steigt der Ersatzbedarf, gleichzeitig nimmt die Zahl der auf den Arbeits-
markt nachriickenden jungen Erwachsenen wegen der geburtenschwachen 1990er Jahrgéange
dramatisch ab. Erstmalig Ubersteigt der Ersatzbedarf die Anzahl der zur Ausbildung zur Ver-
fligung stehenden Schul- und Ausbildungsabgéanger. Trotz anfanglicher Irritationen, die teil-
weise noch fortbestehen, hat sich der Befund der demographischen Falle inzwischen durchge-
setzt, vor allem bei den Unternehmen, die heute bereits zunehmend mit Fachkréftemangel zu
kampfen haben. Ein Wechsel in der Politik wird ebenfalls konstatiert, zunehmend versuchen
die ostdeutschen L&nder, Jugendliche zu halten bzw. zuriick zu gewinnen.

Eins hat sich aber trotz vielféaltiger Bemuhungen nicht gedndert: die massiven Integrati-
onsschwierigkeiten ostdeutscher Jugendlicher, insbesondere ostdeutscher Ausbildungsabsol-
venten. (Vgl. Folie 2) Zwischen 50 bis 60 Prozent der Jugendlichen gelangten unmittelbar im
Anschluss an die Ausbildung in Beschaftigung, weiteren 25 Prozent gelang es, einen Job zu
finden. Aber rund 20 Prozent bleiben ohne jede Beschéftigung. Was auch immer die L&nder
unternommen haben — es hatte auf die Integrationschancen keine relevanten Effekte. Bislang
hat sich also die demographische Entwicklung nicht in einer Verbesserung der Integrations-
chancen niedergeschlagen.

Wir missen zwischen dem Integrationsproblem Jugendlicher und dem Fachkrafteproblem
unterscheiden. Lutz hat darauf hingewiesen, dass es offen ist, welche Reaktionen im Laufe
des in Gang kommenden Generationsaustausches erfolgen werden. Wir erwarten eine Gleich-
zeitigkeit von anhaltend hoher Arbeitslosigkeit bei gleichzeitig wachsendem Fachkrafteman-
gel. Dazu tragen moglicherweise auch die bereits angesprochenen Beispiele fir neue Rekru-
tierungsstrategien der Betriebe bei, die sehr viel weniger auf eigene Ausbildung setzen.

Jugendliche, die geférderte Ausbildungen absolvierten, hatten ein deutlich héheres Risiko,

keine Erwerbstatigkeit zu finden — und zwar auch, wenn man direkte Ubernahmen in die aus-
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bildenden Betriebe nicht beriicksichtigt. Die neuen Arbeitsmarktgesetze, die Agenda 2010
haben nicht dazu beigetragen, diese Situation zu verbessern, weil die Programme flr Jugend-

liche kaum ihre Qualifikation und Integration in betriebliche Erwerbsarbeit unterstitzen.

Diskussion

In der Diskussion fragt Peter Bartelheimer: Gibt es die demographische Falle oder geht es um
einen verdnderten Verdrdngungswettbewerb zwischen verschiedenen Kategorien von Be-
schaftigten? Zwischen der Zahl der 21-jahrigen Jugendlichen und der Nachfrage nach Ar-
beitskraften steht eine Vielzahl von Vermittlungen.

Rainer Land stellt die Frage, ob man davon ausgehen kann, dass der wachsende Ersatzbe-
darf dazu fuhrt, dass altere Jahrgénge zu groReren Teilen aus dem sekundéren Integrations-
modus in den ersten Arbeitsmarkt zurtickkehren. Dabei geht es um die ,,lbriggebliebenen*
Jugendlichen der letzten 15 Jahre, die jetzt also zwischen 22 und 38 Jahren sind und nach der
Ausbildung keinen stabilen Einstieg in die Erwerbsarbeit gefunden haben. Anders als die
ABM-Generation der friihen 1990er Jahre bringen sie nicht mehr das ,,Kapital“ einer umfas-
senden arbeitsgesellschaftlichen Sozialisation und mehrerer Jahre betrieblicher Erwerbsarbeit
in einem DDR-Betrieb mit. Bei der Reaktion auf einen wachsenden Nachwuchsbedarf haben
die Betriebe heute mehrere Optionen, wenn sie den Ersatzbedarf nicht mit vorhandenen, qua-
lifizierten und einsetzbaren und zudem kostengiinstigen Arbeitskraften decken kdnnen. Die
eine Option ist, sich gut qualifizierte und billige Arbeitskréafte aus dem weiteren Umfeld, bei-
spielsweise aus Polen zu holen. Die nachste Option ware, starker zu rationalisieren. Drittens
kdénnte man auch Uber Abwanderung der Produktionsstatte nachdenken, insbesondere, wenn
es dafur auch noch andere Grunde, Steuern, Subventionen, andere Markte, gibt. Und erst die
letzte Option ist, sich die Miihe zu machen, Arbeitskréfte aus den Uberflissigen der letzten 15
Jahrgange zu rekrutieren. Denn da misste in deren Qualifikation und betriebliche Sozialisati-
on viel investiert werden, was in den vergangenen Jahren und bis heute durch zu wenig Aus-
bildung und schlechte Personalentwicklung gespart worden ist. Diese Option ist die letzte, sie
wird nicht automatisch gewahlt, deshalb kann man nicht erwarten, dass der zunehmende Er-
satzbedarf tatsachlich zu einer Reduzierung der Arbeitslosigkeit in den Kohorten der Geburts-
jahrgéange zwischen 1975 und 1990 fuhren wird.

Ulrich Busch meint, dass sich die Frage nach dem Arbeitskréftebedarf anders darstellt,
wenn wegen Abwanderung und vor allem wegen der Verénderung der Einkommenssituation

der ostdeutschen Bevdlkerung ein Rickgang der zahlungsfahigen Nachfrage berticksichtigt
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wird. Den groRten Anteil der Nachfrage heute machen die Rentner und die heute 40 bis 60-
Jahrigen aus. Die heutigen Rentner aber sind in 10 oder 20 Jahren zu einem grof3en Teil nicht
mehr da und die heute 40 bis 50-J&hrigen werden dann als Rentner wesentlich weniger Ein-
kommen haben als die heutigen Rentner. Wenn aber die zahlungsfahige Nachfrage auf ange-
nommen 60 Prozent zurlickgeht, sinkt auch die Zahl der benétigten Arbeitskrafte und dann
kdnnte es durchaus sein, dass es gar keinen Nachwuchsmangel gibt.

Christine Steiner: Das Modell der demographischen Falle geht zunachst davon aus, dass
der Stand der Arbeitskréafte ungefahr gleich bleibt und auch das Ausbildungssystem etwa so
bleibt, wie es ist. Zwischen dem Befund eines Fachkraftemangels und den Integrationschan-
cen der jungen Generationen liegen viele Institutionen, die das vermitteln und kleinarbeiten.
Welche Konsequenzen also tatséchlich eintreten, kann man nicht allein mit den Zahlen prog-
nostizieren. Man muss aber auf das Problem aufmerksam machen, dass in einer Gesellschaft,
die Uiber zu wenige Kinder und zu hohe Abwanderung klagt und in der es zugleich Fachkréaf-
temangel gibt, eine grolRe Zahl an Jungendlichen und jungen Erwachsenen, die ins Erwerbsle-
ben wollen, keine echte Chance hat. Die Gesellschaft miisste sich genau auf die Losung dieser

Frage konzentrieren, um glaubwirdig zu sein.

4.5 Schrumpfung: Raumordnung oder Gesellschaftsordnung?

Andreas Willisch: Fragen zum Thema

Die Schrumpfungsdebatte ist eine Transformationsdebatte, die von zwei Polen her geflhrt
wird: Die eine Debatte ist die der demographischen Schrumpfung, womit hierbei die Vorstel-
lung gemeint ist, dass im Jahr 2050 die deutsche Bevdlkerung auf einen unvertretbar tiefen
Stand gesunken sein wird, so dass es Schwierigkeiten geben wird, alle Institutionen weiter
aufrecht zu erhalten. Die andere Debatte hat wesentlich mehr mit den wirtschaftlichen Prob-
lemen zu tun. Hierbei geht es um Deindustrialisierung und Demilitarisierung, womit der ab-
rupte Zusammenbruch von Altindustrien gemeint ist, aber auch, dass Industriebetriebe riesige
Rationalisierungsfortschritte gemacht haben und Betriebe, die vorher beispielsweise 20.000
Beschaftigte hatten, heute nur sehr wenige ben6étigen, um das Gleiche herzustellen. Vielleicht
sollte man nicht nur von einer De-, sondern auch von einer Hyperindustrialisierung sprechen.
In den Medien kann man derzeit erleben, was passiert, wenn beide Debatten zusammen
gebracht werden. Dann sieht es namlich so aus, als mussten wir damit rechnen, dass im Jahre

2030 viele europdische Regionen und St&dte so aussehen werden wie bereits heute Hoyers-
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werda, Wittenberge oder Halle-Neustadt. Das sind natlrlich Katastrophenszenarien, die so
nicht zusammen gehen, und Illusionen — gute wie schlechte —, mit denen wir uns im ersten

Teil der Diskussion beschaftigen wollen.

Podiumsdiskussion mit Wolfgang Kil, Ingeborg Beer, Tobias Robischon, Christine Weiske,
Peter Franz

a) Dekonstruktion

Was ist aus lhrer Sicht auf die gegenwartige Demographie- und Schrumpfungsdebatte die

Illusion, deren Dekonstruktion Sie besonders wichtig finden?

Peter Franz sagt dazu: Der fast ausschliefliche Bezug der o6ffentlichen Debatte auf die Ver-
anderung der Bevolkerungszahl verdeckt, dass wir in einem Raum in Mitteleuropa leben, der
sich im Vergleich zu anderen Rdumen dadurch auszeichnet, dass er in einer gemaRigten kli-
matischen Zone liegt und in den letzten Jahrzehnten weitgehend frei von lebensbedrohlichen
Naturkatastrophen geblieben ist. Er ist mit Naturressourcen wie Wasser, fruchtbaren Bbéden
und Wéldern sehr reich ausgestattet und verfiigt Uber gut bis sehr gut ausgebaute tiberregiona-
le Verkehrsinfrastrukturen und teilweise eine moderne Netzinfrastruktur, so dass nutzungs-
hemmende Altlasten zum Gutteil abgebaut worden sind. Wenn man dies aus der VVogelper-
spektive betrachtet, dann sind so giinstige Voraussetzungen fur Aktivitaten zur Einkommens-
erzielung in diesem Raum vorhanden, dass es eigentlich nicht vorstellbar ist, dass dieser
Raum auf langere Zeit unterbenutzt und unterbewohnt bleibt und schon gar nicht in einen
Zustand geraten wird, in dem er Uber langere Zeit hinweg unbenutzt oder unbewohnt bleibt.
Es gibt aber gleichzeitig Entwicklungen im ostdeutschen Raum, welche es schwer haben,
diese glinstigen VVoraussetzungen zu nutzen. An erster Stelle ist hierbei der Exodus von Talen-
ten und damit auch von moglichen Unternehmerinnen und Unternehmern zu nennen, denen es
gelingen konnte, vielfaltige Potenziale dieses Raumes neu zu kombinieren. Gleichzeitig ist
im Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung Uber diese gunstigen Voraussetzungen
praktisch ein Mehltau eines wohlstandgealterten Staates gezogen worden. Es soll daran erin-
nert werden, dass in der Demographie der Zusammenhang zwischen Schrumpfung und Wirt-
schaftswachstum auch schon anders gesehen worden ist, wenn man an die Anfange der De-
mographie zurtickdenkt, wie Malthus das unkontrollierte Bevolkerungswachstum als sehr

starkes Hindernis fur Wirtschaft und Wachstum gesehen hat. In den Anfangen der Demogra-
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phie wurde eine umgekehrte Sichtweise verfolgt, dass also ein hohes Bevdlkerungswachstum
die Aussichten eines Landes auf wirtschaftliches Wachstum eher schmélert.

Christine Weiske erklart: Die erste Illusion ist, dass alles so bleiben kénnte, wie es gerade
ist. Sie halt auch das Verstandnis von der Gleichwertigkeit von Lebensverhaltnissen und -
rdumen wie auch den § 1 des Raumordnungsgesetzes fir falsch. Sie glaubt, dass dort sehr
viele lllusionen enthalten sind, von denen man sich verabschieden musse. Schrumpfungspro-
zesse sind verbunden mit der Umverteilung von Chancen und dies muss offensiv angegangen
werden. Hierbei stimmt sie mit der Mehltauthese Uberein, bei der der Mehltau sozusagen
weggespult werden muss.

Tobias Robischon winscht sich, dass sich die Debatte tber Schrumpfung und demogra-
phischen Wandel, so wie sie in der Offentlichkeit gefilhrt wird, verandert. In der aktuellen
Debatte geht man von dem Glauben der exakten naturgesetzlichen VVorausberechenbarkeit der
Zukunft aus. Hiervon sollte man Abstand nehmen und sich besser vor Augen fiihren, welche
Spielraume tatsachlich vorhanden sind. Als Empfehlung kénnte man diese relativ ékonomie-
fern gefiihrte Debatte tber demographische Entwicklung mit einigen grindlichen 6konomi-
schen Uberlegungen unterlegen und dadurch erweitern, was moglicherweise zu etwas anderen
Ergebnissen flihren konnte.

Ingeborg Beer: Eine Illusion, die bereits angesprochen wurde, ist die Sichtweise der De-
mographie, die die Umbrtiche wirtschaftlicher Art tatsachlich verdréangt. Es kommt eigentlich
darauf an, die beiden Dimensionen zusammen zu denken — demographische Entwicklung und
wirtschaftsstrukturelle Umbriiche. In Schwedt sieht man den Unterschied ganz besonders.
Wirtschaftliches Wachstum oder wirtschaftliche Power, welche in der Stadt mit ihren Indust-
riegebieten durchaus vorhanden sind, flhren nicht mehr dazu, dass die Bevolkerung wéchst.
Worin liegt eigentlich der Schrecken des Schrumpfens? Nicht im Resultat. Schwedt/Oder
hatte mal 55.000 Einwohner und hat jetzt 37.000. Es gibt aber Stadte, die 30.000 Einwohner
haben und in denen ein aktives lebendiges Leben herrscht. Beer glaubt nicht, dass die geringe
Anzahl der Einwohner das Problems ist, sondern das Problem liegt in dem Schrumpfungspro-
zess an sich. Die Aufgabe liegt darin diesen so zu gestalten, dass ein Resultat erreicht wird bei
dem lebenswerte Verhaltnisse entstehen. Hierbei sieht sie aber auch am Beispiel Schwedt,
dass dieser Prozess nicht einfach ist. Schrumpfung ist nicht nur eine Chance, sondern es tritt
auch sehr viel Druck in diesem Prozess auf, und es ist die entscheidende Frage, wie man mit

dieser Prifung zurecht kommt.
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Wolfgang Kil sagt, dass man sich zum einen von der Vorstellung verabschiedet sollte, dass
es fur alle reichen kdnne. Wenn wir irgendwo Wachstum haben und uns dartiber freuen, tiber-
sehen wir dabei, dass Wachstumsinseln auch ein Verlustloch produzieren. Es gibt kein
Wachstum, das nicht auf Kosten von Anderen geht. Das ist die Situation, die fur Kil in der
Schrumpfungsdebatte dazu fuhrt zu sagen: Hort auf mit dem Konkurrenzdenken! Standort-
konkurrenz ist kein Mechanismus um Schrumpfungsprozesse zu steuern, und sie fiihrt zu
nichts weiter als zu Standortkanibalismus.

Zum anderen moéchte er wegen der Ratlosigkeit, die wir hier erleben, tiber Normalisierung
reden. Diesen Prozess haben bereits die finf oder sechs Generationen vor uns durchlebt. Man
stelle sich vor, wie das im 19. Jahrhundert in den Regionen aussah, die nicht von der Industri-
alisierung erfasst worden sind. Die guckten alle nur auf die industrialisierten Regionen, man
weil3, wie toll es im Ruhrgebiet wurde und wie Uberall die Stadte wuchsen und die Eisenbahn
kam. Auch die Industrialisierung hat den davor befindlichen Zustand véllig in Chaos und Rat-
losigkeit geworfen und teilweise nur Ruinen zuriickgelassen. Eine ganze kontinentale Gesell-
schaft musste durch diesen Prozess hindurch, ohne dass diese wusste, wo es lang geht. Sie
haben diesen Prozess absolviert und sich mit den neuen Verhéltnissen arrangiert. Das war der
Beginn des Industrialisierungsprozesses. Der jetzige Zustand ist Kils Meinung nach epochal
genug, um zu sagen, dass er mit dem vergleichbar ist. Deshalb ware es vermessen zu glauben,

dass man ohne eine solche Erschiitterung auskomme.

b) Schrumpfungsszenarien

Sehen Sie Mdglichkeiten, derartige Schrumpfungsszenarien und die sie beschreibenden Vari-

ablen flr eine Berichterstattung zu ,,sortieren“? An welche Merkmale sollte man sich halten?

Tobias Robischon empfiehlt: Schrumpfung ist eine raumliche Ordnung der Gesellschaft und
diese raumliche Ordnung sollte auch im Bericht anschaubar sein. Mit anderen Worten: Man
muss die Zusammenarbeit mit einem Kartographen suchen, denn wie dort berichtet wird ist
fir die Rezeption von ungeheurer Wichtigkeit. Robischon weil zwar nicht, welche Variablen
daflir geeignet sind, um Fragmentierung zu zeigen. Er denkt aber, dass dies ein interessantes
Instrument fur die Berichterstattung ist, um die Situation sichtbar zu machen

Christine Weiske sagt, dass der Verlauf von Schrumpfung auf eine stirkere Segregation
auf der rdumlichen Ebene hinaus lauft, rhumliche Disparitaten nehmen zu. In der raumlichen

Forschung benutzt man nicht das Fragmentierungsmodell, sondern das Segregationsmodell.
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Ihr Vorschlag flr die Berichterstattung ist, Multiperspektivitat in die Raumbeobachtung zu
bringen, also nicht nur die Perspektive aus der amtlichen Raumbeobachtung einzubringen,
sondern auch die Akteurbeziehung einzubeziehen. Dies tut bereits das BBR (Bundesamtes fur
Bauordnung und Raumwesen) in zunehmendem Male. Die werden eine Berichterstattung in
allerndchster Zeit abliefern, die tberaus Kleinteilig ist, so dass der Zusammenhang zwischen
der raumlichen Existenz des Einzelnen und seinem Lebensumfeld genauer wird.

Es kommen auch andere Raumbeobachtungsperspektiven hinzu, die das Subjekt in seinen
rdumlichen Bewegungen und in seinen sozialen Modalitaten zeichnen. Herr Hauss hat dies
bereits modelliert und in diese Richtung musste es weitergehen. Und es wére auch interessant
in Bezug auf das Stadteranking, das wir gestern gesehen haben. Das wurde ja auch tber einen
hochkomplexen Index abgebildet. So &hnlich stellt Weiske sich einen Mobilitatsindex fir das
Individuum vor, wo die Dimensionen der psychischen und sozialen Mobilitat (Bildung, Fami-
lienstand, Sozialkapital) mit der radumlichen Mobilitat verknupft werden. Dann hétte man ei-
nen Zugang zu dem, was sie ,,Umverteilung der Chancen* genannt hat.

Peter Franz Uberlegt, was die Forschungsergebnisse des Wirtschaftsforschungsinstituts
hergeben. Da féllt ihm als wichtiges Ergebnis die gleichformige Entwicklung der ostdeut-
schen Stadte bis zum Beginn dieses Jahrhunderts ein. Diese gleichférmige Entwicklung tber
verschiedene Indikatoren hinweg beginnt sich aufzulésen und es wird anscheinend so, dass
der Standortwettbewerb der Stadte sich langsam auszuwirken beginnt. Auf der anderen Seite
ist es so, wie es bereits Herr Kil gut dargestellt hat, dass ein Wettbewerb nattrlich immer
gleichzeitig Gewinner und Verlierer hat.

Wenn man Standortwettbewerb ernst nimmt, dann muss man bestimmte VVoraussetzungen
zum Standortwettbewerb mitbringen. Hierbei haben jene Stadte Vorteile, die Gber Hochschu-
len bzw. Ausbildungsstatten verfiigen und damit in der Lage sind, Personen aus anderen
Raumen fur eine gewisse Zeit anzuziehen. Die Verlierer scheinen ganz eindeutig Stadte zu
sein, die in der DDR-Zeit als reine monofunktionale Wohn- und Schlafstaddte gebaut wurden
und deren industrielle Basis groftenteils weg gebrochen ist. Das ist der andere Pol, dazwi-
schen ist dann eine groRe Grauzone, wo es sehr schwierig ist zu differenzieren.

Ingeborg Beer meint, das sich beispielsweise die Position von Schwedt mit einer Fach-
hochschule wahrscheinlich verbessern wiirde, aber diese Fachhochschule sei unwahrschein-
lich. Man sollte sich von der Illusion verabschieden, dass alle Stadte das Selbe haben miss-
ten. Man sollte kooperieren. Das ist ein Schllisselwort — mit Eberswalde, Stettin und Berlin.
Man muss einfach neu denken, nicht jeder muss alles haben.
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Zur Frage nach rdumlicher Klassifikation und Indikatoren meint Beer, dies sei auch eine
Frage des Qualitativdenkens des Schrumpfungsszenariums. Wo sind denn die Ressourcen?
Und hierbei muss man nicht immer nur an Industrie denken. Die Industrie ist ein Faktor, der
in Brandenburg ihrer Meinung nach auch uberbewertet wird. Es gibt ganz andere Potentiale,
die dieses Land hat und welche zu wenig nach vorne gebracht werden. Sie denkt gerade an
den historischen Stadtteil, den Nationalpark und so weiter. Sie wiirde auf gestaltungsorientier-
te Suchprozessen verweisen.

Willisch fragt, woran man auf einer mikro- und individuellen Ebene Raumpioniere erken-
nen kann. Wolfgang Kil antwortet darauf, man durfe die Fallh6he des Landes Brandenburg
nicht unterschatzen. Man sieht zwar heute das Land Brandenburg fast nur noch als Land-
schaft, aber 1990 war Brandenburg ein hoch industrialisiertes Land. Das kann man nicht ein-
fach auf Trapper und Fallensteller umbauen. In dem Moment, wenn wir Gegenden im Kopf
und de facto aufgegeben haben, wenn dort nichts mehr geht und die Wolfe vor der Tur stehen,
dann gibt es Leute, die in diese Gegend gehen und von vorne anfangen. Diese Menschen sind
fir ihn Raumpioniere. Raumpioniere sind Leute, die nach Mdglichkeiten suchen, die wir ih-
nen nicht vorgeben kénnen. Und es ist unsere Aufgabe, sie dabei zu beobachten. Was unter-
scheidet sie von denen, die weggegangen sind? Das kdnnten eventuell die Signale fur die
Richtung sein, in die es mal geht.

Andreas Willisch fragt, ob die soziobkonomische Berichterstattung eine Karte der Raum-
pioniere aufnehmen sollte. Wolfgang Kil antwortet, dass es noch zu frih ist, da die Raumpio-
niere erst langsam erkennbar werden. Strukturbildungen werden vielleicht in etwa 10 Jahren
erkennbar sein.

Weiske widerspricht. Es gibt die Raumpioniere, die sich vollig neu erfinden, also die Le-
bensziele und Lebensweisen haben, die wir noch nicht kennen. Aber es gibt auch die, die aus
der Tradition heraus schon einen Habitus entwickelt haben, und fiihrt die Okolandwirte oder
Wassergenossenschaften in Sachsen als Beispiel an. Es gibt also auch einen Vorrat, aus dem
Raumpioniere entstehen kénnen.

Ingeborg Beer empfiehlt Raumpioniere zur Kartographie. Aber sie wirde zum Beispiel
auch von Restorten sprechen. Es kann schon sein, dass es Orte gibt, die keine Zukunft haben.
Aber solange dort Leute leben, braucht man Strategien, um diese aufzufangen. Wenn Leute
krank sind oder Kinder haben, mussen Infrastruktur und Verkehr erreichbar sein. Kreativitat,
intelligente neue Losungen werden gebraucht, damit die Leute auch in den Restorten leben

kdnnen. Man muss die Strukturen mobil organisieren.
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Tatjana Fuchs findet den Vorschlag mit der Kartographie sehr spannend, auch fir die
Berichterstattung, und sie halt es fur sehr sinnvoll, Personenmerkmale und Haushaltsmerkma-
le in Form von Indizes auf solchen Karten abzubilden: Hierbei erscheint mir die Abbildung
der Qualitat der offentlichen Infrastruktur doch sehr entscheidend zu sein fur alle Fragen, die
letztendlich das Spannungsfeld von Integration und Ausgrenzung beriihren. Wie ist also der
offentliche Reichtum und die 6ffentliche Armut in Form der regionalen Infrastruktur verteilt
und abzubilden? Ihre Frage ist, ob es so etwas wie Kennzahlen gibt, die die Qualitat 6ffentli-
cher Infrastrukturen beschreiben und die man dann in solchen Raumkarten abbilden kdnnte.

Peter Franz antwortet darauf: Wenn es um den Verbreitungsgrad und die Dichte von 6f-
fentlicher Infrastruktur geht, ist man gut beraten, wenn man erst mal die verschiedenen For-
schungen und Karten des BBR heranzieht.

Benjamin Nolting fragt, ob es bei der Darstellung des Grads der ¢ffentlichen Daseinsvor-
sorge in Bezug auf die Standortkonkurrenz nicht nur um Standortkonkurrenz zwischen den
Stadten sondern in viel scharferer Form um eine Konkurrenz zwischen Stadt und Land geht.
Hierbei denkt er, dass standardisierte Werte vielleicht auch kontraproduktiv sind. Es gibt zum
Beispiel einen Lebensqualitatsatlas, wo diese landlichen Regionen unglaublich schlecht ab-
schneiden, da relativ wenig Kinos und Krankenhduser pro Kopf und Quadratkilometer vor-
handen sind. Es ist aber die Frage, ob man wegen der Kinos im landlichen Raum wohnt. Des-
halb miisste man klaren, was die unterschiedlichen Qualitaten ausmacht.

Willisch fragt, ob es Kriterien gibt, die uns annehmen lassen, dass der Unterschied zwi-
schen Stadt und Land zunimmt oder dass er eher abnimmt.

Christine Weiske meint dazu, dass der Unterschied eher zunimmt, einfach weil die Finan-
zen, die umzuverteilen sind, geringer werden und demzufolge solche Leistungen nur dort voll
aufrechterhalten werden, wo viele Menschen sind. Das spricht eben auch dafur, die Stadte als
moderne Lebenszusammenhénge anzusehen. Das heif3t, die Stadte bieten ein anderes Lebens-
konzept als das Land, und es kommt im zunehmenden Malie auf den Wéhlenden an, sich zu
entscheiden, welches Lebenskonzept er als passender empfindet.

Hierbei gibt es die ,,Urbaniten” und es gibt die, die in anderen Zusammenhéngen leben
wollen, Raumpioniere oder Sub-Urbaniten. Das ist der zunehmenden Individualisierung der
Gesellschaft geschuldet und dazu gehéren natrlich auch unterschiedliche Ressourcenausstat-
tungen. Das Individuum waéhlt, checkt sozusagen seine eigenen Ressourcen ab und trifft Ent-
scheidungen Uber Prioritaten. Eltern, die ihren Kindern eine sinnvolle Schulbildung angedei-

hen lassen wollen, uberlegen, wo die Schulen sind.
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Die entscheidungsfahigen Einzelnen in ihren Gemeinschaften treffen Standortentschei-
dungen ahnlich wie Unternehmen. Dabei kommt es zunehmend vor, dass sie Standortent-
scheidungen uber mehr als einen Wohnsitz treffen, dass sie zwei Standorte kombinieren. Pen-
deln ist ja die F&higkeit, R&ume miteinander zu kombinieren. Multilokalitat ware ein anderes
Beobachtungsarrangement, das Weiske fur sehr sinnvoll hielte.

Im Ubrigen macht es keinen Sinn, an allen Orten alle Standards zu sichern. Man kénnte
beispielsweise Menschen, die irgendwo vereinzelt leben, so was wie Mobilitatsbeihilfe geben,
damit sie ihren Wohnsitz an einen Ort mit mehr Einwohnern verlegen kénnen. Das wére zum
Beispiel auch eine Moglichkeit, die Offentlichen Gelder eher als Subjektforderungen aus-
zugeben, damit die Individuen in der Lage sind eine angemessene Wahl zu treffen, und nicht
gegen ihre Préferenzen festgehalten werden, nur weil das Haus dort steht.

Raj Kollmorgen weist darauf hin, dass seit Mitte der 1990er Jahre ein regionaler Famili-
enatlas vom DJI herausgegeben wird und sich dort Daten zur sozialen Infrastruktur finden
lassen.

Peter Bartelheimer fragt, wie man mit dieser anregenden raumbezogenen Diskussion in
der Berichterstattung spater umgehen muss. Er mochte thematisch die Idee der Kartographie
aufgreifen. Das ist im Moment unschlagbar, die Frage ist nur, was stellt man dar? Es gibt be-
reits sehr elaborierte raumbezogene Informationssysteme. Wenn man anfangen will, dem
BBR in die Suppe zu spucken, dann missen wir zuvor in derselben ein Haar gefunden haben.
Deswegen steht die Frage, ob es in dieser Schrumpfungsdiskussion Anhaltspunkte gibt, die
der BBR nicht verwendet. Das BBR hat ja im letzten Raumordnungsbericht ein Konzept von
Schrumpfung operationalisiert. Kann man dort sagen, dass es unterkomplex ist, dass man da-
mit mehr machen kénnte? Die zweite Frage, die sich stellt, wenn man Karten empfohlen be-
kommt, ist die: Was ist der richtige und noch anschauliche MaRstab?

Beer glaubt, dass es eine Frage der Flugh6he bzw. der Betrachtungshéhe ist. Also im
Grunde kann man wahrscheinlich nicht mehr sehr viel bringen, als das was das BBR irgend-
wie vorgibt. Aber wenn man fragt, wie geht es voran mit den Stédten, dann ist das BBR sicher
unterkomplex. Dann wirde sie eher darauf schauen, welche Funktionen die Stadte erflllen
und nicht nur fir sich allein, sondern im regionalen Kontext. Wir haben zum Beispiel in
Brandenburg den Begriff ,,Ankerstadt”. Der ist auch noch ein bisschen wenig ausgefiihrt. Das
heif3t, dort gibt es eine Zentralisierung von Infrastruktur, die auch fiir andere Stadte und kleine

Ddorfer eine Bedeutung hat.
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Willisch fragt nach: Wenn er Frau Beer richtig versteht, sollte die soeb nicht in einzelnen
Orten PKWs zdhlen, sondern mehr das machen, worin die Soziologie viel starker ist, sozusa-
gen starker Typen kartographisch abbilden.

Christine Weiske sieht da Probleme: Es geht offensichtlich eher um qualitative Daten und
um Phanomene der Kontingenz, die sich eben nicht einfach standardisieren lassen. Es ware
interessant kontingente Phanomene in die Berichterstattung einzubeziehen, obwohl dies der
Anforderung, flachendeckend zu sein und vergleichbare Indikatoren anzuwenden, wider-
spricht.

Thomas Robischon fugt hinzu: Was hdufiger angesprochen wurde, war die Karte
schrumpfender und wachsender Stédte, die es, wie er glaubt, vom BBR nun auch auf die
kommunale Ebene heruntergerechnet gibt.

Michael Thomas wendet ein: Noch mal zum Problem der Karten am Beispiel Familien-
freundlichkeit. In seiner Region weil} er, dass sie familienfreundlich ist. Er weif3 aber, nach
dem Landkreisranking liegt diese Region auf Platz 433. Er weil3, nach der Kriminalitatsstatis-
tiken liegt die Stadt ganz gut. Er hat somit eine Fllle von Karten, die er tbereinander legen
kann und eine Fille von Informationen, wovon irgendetwas ubrig bleibt. Was er nicht beant-
worten kann, ist, was die Leute dort beschaftigt und was sie bewegt. Was ihn beschéftigt, ist
die Idee, dass es eine Fiille von Regionen gibt, die sich in einem Ubergangsstatus befinden,
und dort kommt das Problem der ,Fallhnéhe” zum Tragen, das Normative — wie empfindet
man das? Daher ware es interessant, eine Art von qualitativen Fallstudien zu machen, die
nicht den Ehrgeiz haben, etwas Quantitatives im Querschnitt abzubilden, sondern die die of-
fene Frage moglicherweise an zwei bis drei typologischen Fallstudien angehen und herauszu-
finden versuchen, worum es bei den sozialen Reorganisationsprozessen einer Region eigent-
lich geht — und dies dann explorativ in die Berichterstattung aufzunehmen.

Rainer Land meint, dass es keinen Zweck hat, den Raumordnungsbericht zu wiederholen.
Unser Thema ist der Umbruch von ,,Wirtschafts- und Sozialmodellen®. Er beobachte, dass es
in Nordbrandenburg und Mecklenburg-Vorpommern bei mittleren und kleineren Orten keinen
einzigen Fall gibt, der nicht in den letzten fiinfzehn Jahren einen gravierenden Funktions-
wechsel vollzogen hat. Fast alle dieser Stadte haben bis auf die Funktionen, die per definitio-
nem gar nicht verschwinden koénnen, einen gravierender Funktionsverlust erfahren, einige
haben neue Funktion gefunden, andere sind nur noch Reststadte ohne Funktion. Kann man ein
Szenario des Umbruchs als Verlust und Neugewinnung von sozio6konomischen Funktionen

von Orten als Basis daftir nehmen, um Schrumpfung und Entwicklung abzubilden?
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Peter Franz findet dieses Herangehen interessant: In diesem Prozess des Standortwettbe-
werbs hat doch jede Kommune die Aufgabe, selbst zu versuchen, eine Kombination aus den
in der Region vorhandenen bzw. den vielleicht ansiedelbaren Ressourcen zu finden. Dabei
erfolgen Funktionsverlust bzw. Funktionswandel von verschiedenen Gemeinden. Mir ist kei-
ne Karte bekannt, die jemals versucht hétte dies abzubilden. Wenn Rainer Land in seinem
Institut ein relativ flichendeckendes Wissen uber Funktionsverdnderungen hat, ware das ein
sehr gutes Ausgangsmaterial. Aber das ware in Bezug auf ganz Ostdeutschland eine gewaltige
empirische Aufgabe. Es wére aber sinnvoll, einmal die vorhandene Literatur Gber verschiede-
ne Regionen und Stadte genauer zu sichten und dann ein Urteil zu féllen.

Friedrich Hauss: Was wohl deutlich geworden ist, ist, dass wir Karten benétigen, die so-
ziale Verhdltnisse abbilden, und vor allem benétigen wir Indikatoren, die Dynamiken ausdri-
cken und keine Karten, die Zustande ausdrticken.

Christine Steiner: Gerade bei den Schrumpfungsszenarien zeigt sich, dass das Indikato-
renkonzept an seine Grenzen stoRt. Wenn Indikatoren gut funktionieren, bilden sie ver-
gleichsweise stabile Trends ab und wenn man mit Indikatoren instabile Trends abbilden will,
hat man ein Problem. Vielleicht wére es eine ganz gute Idee, dartiber nachzudenken, zumin-
dest in ausgewahlten Berichtsgegenstanden die Varianz von Indikatoren darzustellen. Also
nicht nur die statistische Varianz zu zeigen, sondern auch zu zeigen, dass in dieser Varianz
eine andere Qualitat zum Ausdruck kommt. Das wére eine Voraussetzung, um Dynamiken

Uberhaupt abbilden zu kénnen.

c¢) Gestaltungsszenarien

Ist Schrumpfung tberhaupt gestaltbar? Wo sehen Sie die Ansatze neuer Alltagspraktiken und
neuer Verfahren? Wie weit ist eine Institutionalisierung neuer Praxis der Stadtgestaltung

erkennbar? Wo sehen Sie dann die Konturen einer ,,neuen Postschrumpfungsgesellschaft*?

Ingeborg Beer verweist auf zwei Begriffe: Kommunikation und Kooperation. Innerhalb
der Stédte sind die physischen Freirdume, die entstehen, zu gering, um zukunftsfahig zu wer-
den. Hierzu braucht es mehr Handlungsfreiraum fiir die Akteure, die Ideen haben. In dieser
Hinsicht gibt es durchaus einen Gleichklang zwischen der Politik, der Verwaltung und den
Leuten. Im Kommunikationsprozess mussen sie sich vergewissern, wo man als Stadt gemein-

sam hin will. Um in der Daseinsversorgung bestehen zu kdnnen, braucht es interkommunale
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Kooperation, woflr es bereits gute Beispiele gibt. Man verabredet sich, was man gemeinsam
macht und was allein gemacht werden muss.

Robischon will das Augenmerk auf die Suchprozesse lenken. Suchprozesse der Stadte
oder Regionen, die darum gehen, wie vorhandene 6konomische Ressourcen aufgestellt wer-
den kénnten, um Lebensqualitat herzustellen und zu verbessern. Dies kann man in Form von
Fallstudien machen, weil es sich um Einzelfélle handelt und man hierbei nicht mit Indikatoren
und Karten auskommen kann. Diese Suchprozesse und wie diese ablaufen und funktionieren,
sind das, was mit ,,stadtischer Kreativitat“ gemeint ist.

Peter Franz: Mit dem Drehbuch ,,Stadtumbau Ost* sind die Rahmenbedingungen fur das
Entstehen eines neuen globalen Regimes geschaffen worden, das in sehr vielen Stadten durch
ein Netzwerk von groRen Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften und den Verant-
wortlichen in den Stadtplanungs- und Stadtentwicklungsamter getragen wird. Dieses Netz-
werk trifft nun grundlegende Entscheidungen tber den Abriss von gréReren Wohnungseinhei-
ten in den Stadten. Wie es scheint, mit sehr grofer Prioritat fir den Abriss. Der gleichzeitig
im Programm angelegte Aufwertungsaspekt wird seines Erachtens in diesen Regimes und
Netzwerken noch stark vernachldssigt. Hierbei stellt sich die Frage, was eigentlich die politi-
sche Legitimation dieses neuen Abrissregimes ist. Ist es nicht so, dass bestimmte Bedurfnisse
der Bevolkerung von vorneherein ausgeblendet werden? Ware es auch die Aufgabe der sozio-
6konomischen Berichterstattung, hier genauer hinzuschauen?

Wolfgang Kil weil} nicht so genau, was in den Bericht hineingehdrt. Aber er denkt daran,
dass Schrumpfung zu einem vollkommen veranderten Bodenwertgefiige fihrt. Bodenwert im
Sinne von Familienbesitz spielt in unserem Gesellschaftsraum eine wichtige Rolle als soziales
Sicherungselement. Zurzeit kommt dies schwer in die Krise. Das schlagt auf das Rentensys-
tem, das Familiensystem und das Pendlerverhalten durch. Ein ganz entscheidender Stabilisie-
rungsfaktor bricht weg: Grund und Boden ist nicht mehr heilig.

Christine Weiske stellt die Herstellung der geistigen Verfassung der lokalen Gesellschaft
in den Mittelpunkt. Die mentale Verfassung einer lokalen Gesellschaft wird auf den Verlauf
der Schrumpfung einen groRen Einfluss nehmen. Kommunikations- und Kooperationsfahig-
keit, die urbanen Regime oder lokalen Verhandlungssysteme, die ,,local governance®, aber
auch Toleranz, Ironie, kulturelle Vielfalt und eine gewisse Gelassenheit unterscheiden Stadt-
gesellschaften voneinander. Vielleicht wére es mdglich, diese Verfasstheit der lokalen Gesell-

schaften zu beschreiben.
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4.6 Bericht fur die Berichterstatter: Was nehmen wir mit, was sollten wir lassen?

Raj Kollmorgen: Kritische Revision des Werkstattgesprachs

Raj Kollmorgen versucht, aus den zwei Tagen einige Ansétze, Herangehensweisen und offe-
nen Fragen aufzuzeigen und zu diskutieren. Er ist auf finf Punkte gekommen, die er vortragt:

1. Er glaubt, dass aus der Diskussion der beiden Tage heraus gekommen ist, dass die Um-
bruchsthese sehr zu recht formuliert worden ist und sie findet sich ja schon im ersten Bericht.
Gerade auch die letzte Podiumsdiskussion hat noch mal deutlich gemacht, dass wir es tatsach-
lich mit einem epochalen Umbruch zu tun haben. Das gibt es ja auch in vielen Zeitdiagnosen
bei Beck und Castel. In der Tat denkt er, so wie es das Berichtsteam bereits formuliert hat,
dass in Ostdeutschland als Ansatzpunkt mehrere Umbriiche zusammen kommen.

Kollmorgen will zun&chst in diesem ersten Punkt etwas zum theoretischen und ideologi-
schen Herangehen sagen, weil das in diesen zwei Tagen eine Rolle gespielt hat. Hierbei ver-
weist er auf die Erkenntnisse der Transitions- oder Transformationsforschung. Es ist so, dass
diese immer wieder mal aus dem Blick geraten, wenn man zu neuen Feldern kommt und sich
neue Bereiche erschlieRt. Dabei wurde manches formuliert, das sich auch in dem Diskussi-
onspapier wieder findet und was man bestarken muss. Namlich die Tatsache, dass man in
einer solchen Umbruchssituation mit den normalen Methoden der Sozialwissenschaften allein
nicht weiterkommt. Das heif3t, mit Funktionsunterstellungen, mit Systemunterstellungen, mit
der Unterstellung, dass man aus Institutionen-Settings das Verhalten oder die Orientierungen
stringent ableiten kann. Man muss multiperspektivisch an solche Prozesse herangehen und
das mdchte er noch mal unterstreichen. Er glaubt in der Tat, dass man insofern nicht nur sys-
temfunktionaltheoretisch oder strukturfunktional argumentieren kann, sondern es braucht tat-
séchlich auch einen Blick von unten. Aullerdem muss man aus einer handlungstheoretischen
Perspektive argumentieren. Insofern erlangen die Vorschldge, Suchbewegungen, (ggf. auch
einzelner Akteure) darzustellen, eine gréfiere Bedeutung, als das in normalen relativ koharen-
ten gesellschaftlichen Systemen der Fall ist.

In den zwei Tagen wurde mehrfach diskutiert, wieweit die Idee der fordistischen Gesell-
schaft oder eines reguldren Normalarbeitsverhéltnises oder einer normalen Stadt und deren
Funktionen methodisch vorausgesetzt werden konnen oder mussen. Dies sind Normalitats-
unterstellungen, die auf funktionierende kohérente Systeme Bezug nehmen. VVon diesen muss

man sich aber zu einem gewissen Grad distanzieren, wenn man solche Umbruchsprozesse
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analysieren will. Kurzum, wir haben es hier nicht nur mit einem arbeitsgesellschaftlichen Ha-
bitus zu tun, mit dem wir uns in der Umbruchssituation als Gegenstand auseinandersetzen,
sondern wir selbst sind auch als Sozialforscher in diesem arbeitsgesellschaftlichen Habitus
gefangen und wir kénnen uns auch nur bis zu einem gewissen Grade davon distanzieren. Die-
se Distanzierung sollten wir jedoch versuchen. Ein Beispiel hierfir wéren nicht nur Regulie-
rungssettings, also das regulére Arbeitsverhaltnis zum Beispiel, sondern auch der Begriff des
Wachstums, der jetzt zum Schluss auch noch mal eine Rolle gespielt hat. Hier haben wir es
mit Schrumpfungsprozessen zu tun und das trifft auf alle Felder zu. Wir haben offensichtlich
keine wachsende Partizipation mehr, wir haben keine wachsende Bevdlkerung und wir haben
auch nicht einfach wachsende Okonomie. Dariiber miisste nachgedacht werden, um den for-
distischen Habitus in Frage zu stellen. Eigene Deutungsmuster sind wichtig fur die Analyse
von Umbruchsgesellschaften.

2. Zur These der fragmentierten Entwicklung sagt Kollmorgen, dass dies schon in der
Diskussion des Fordismus und Postfordismus eine Rolle gespielt hat. Er erinnert sich an Dis-
kussionen in der britischen Sozialwissenschaft Anfang der 1990er Jahren tber neofordistische
Tendenzen. Ist ,,fragmentierte Entwicklung* ein glicklicher Begriff? Was ihn fur Kollmorgen
ein wenig problematisch macht, ist die Neutralitat, dass er nirgendwo hinzeigt. Das Fragmen-
tarische ist etwas, was wir in der gesamten Postmodernedebatte immer wieder gehdrt haben.
Das einheitliche Koharente geht zu Bruch und es fragmentiert sich. Kann dieser Begriff fur
eine soziobkonomische Berichterstattung tragen, wenn man es sachlich korrekt und inhaltlich
konkreter ausgestalten will? Er habe hierfur noch keine Ldsung, aber er formuliere es als
Merkpunkt.

3. Zu bedenken ware, ob man die Debatte um das Verhaltnis von System- und Sozialin-
tegration noch mal aufgreifen sollte. Einerseits die Frage, wie Uber Funktionalbeziehungen
die Gesellschaft, in dem Fall auch der sozio6konomische Zusammenhang integriert wird.
Dann aber auch, wie tber Normen, Handlungen, Interaktion und Solidaritatsformen, etc. In-
tegration hergestellt wird. Das konnte auch dieses Problem der Uberfliissigen noch mal auf
eine andere Art sichtbar machen.

4. Ein weiteres Thema sind die Ruckwirkungen von Ostdeutschland auf Westdeutschland.
Auch hierbei will Kollmorgen darauf hinweisen, dass dies bereits eine alte Debatte ist, die
schon Anfang der 1990er Jahre stattgefunden hat. Diese Riickwirkung indiziert, dass wir eine

Primarbeziehung haben, und dann kommt irgendwann noch die Umkehrung dazu. Kollmor-
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gen fragt, ob das den Zustand heutzutage noch angemessen beschreiben kann. Allerdings
muss er zugestehen, dass ihm selbst kein neues oder besseres Modell einféllt.
5. Wie kann man die Sozialberichterstattung weiterentwickeln? In der Podiumsdiskussion
sind gerade einige Punkte angesprochen worden. Er wirde mit Christine Weiske sagen, dass
man mit Massendaten doch ganz offensichtlich an seine Grenzen sté3t. Wir haben den Begriff
des Anekdotischen daflir verwendet, dass man etwas von einer kleinen Veranderung in der
Region hort. Das kann man in eine Sozialberichterstattung sehr schwer aufnehmen, da man
die harten Daten dafir nicht hat. Es 6ffnet einem jedoch die Perspektive fir hochdynamische
Prozesse. Man kann dazu vielleicht mit qualitativen Daten und exemplarischen Vorgangen
arbeiten.

Abschlielend glaubt Kollmorgen, der Vergleich sollte gestarkt werden — vielleicht auch
uber Deutschland — Ostdeutschland-Westdeutschland — hinaus. Da wir diese Situation der
doppelten Modernisierung auch in Mittel- und Osteuropa haben, kdnnte es vielleicht hilfreich

sein, den Blick dort hinzuwenden.
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5. Werkstattgesprach 4: Gesellschaft im Betrieb
(Autor/in: Andreas Boes, Anne Hacket, ISF)

5.1 Das Veranstaltungsprogramm

Um die Forschungsperspektive Betrieb fiir die soziobkonomische Berichterstattung nutzbar
zu machen, ist unserer Meinung nach notwendig,

- die Verénderungen des Betriebes selbst zu betrachten und zu verstehen, um

- die Veranderungen von Arbeit- und Lebensweisen im Zusammenhang mit betrieblichen

Veranderungen richtig analysieren und interpretieren zu kénnen.

Diese beiden Ebenen der Forschungsperspektive Betrieb spiegeln sich auch im Veranstal-
tungsprogramm wider. Am Beginn der Veranstaltung wollen wir tber den Wandel des Be-
triebes und des Unternehmens sprechen, wéhrend wir uns dann den Wirkungen auf Beschéf-
tigte und ihre Familien zuwenden. SchlieRlich richten wir den Blick auf den Wandel der Ar-
beitsbeziehungen, bevor wir uns der Rolle von Beruf und Bildung zuwenden. Der Zusam-
menhang von wirtschaftlicher und regionaler Entwicklung ist schlieRlich Gegenstand des letz-
ten inhaltlichen Themenblocks.

Die Referenten wurden gebeten, auf Basis ihrer eigenen Forschung wichtige Verénde-
rungstendenzen darzustellen und die Verbindungen zwischen Veranderungen der betriebli-
chen Organisation von Produktion, Wertschopfung und Erwerbsarbeit auf Beschéftigte zu
thematisieren. Wir erhoffen uns von ihnen hilfreiche Anregungen bei der Umsetzung der spe-
zifischen Ansatze in ein berichtsfahiges Konzept der soziobkonomischen Berichterstattung.
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5.2 Der Betrieb im Umbruch — Forschungsperspektive in der Sozio6konomischen

Berichterstattung?

Andreas Boes, Anne Hacket: Bringing the Firms Back in

Der einflihrende Beitrag von Andreas Boes und Anne Hacket konzentriert sich vor allem auf
drei Punkte (siehe Einleitungsstatement und Foliensatz sowie die schriftliche Fassung des
Referates™ in der Materialsammlung):

a) Perspektivwechsel von einer outputorientierten zu einer entstehungsorientierten Berichter-
stattung,

b) Betrieb als ,gesellschaftlicher Knotenpunkt’ und

¢) Forschungsperspektive Betrieb als programmatischer Anspruch der sozio6konomischen
Berichterstattung.

Zu a) Warum Perspektivwechsel ?

Wir pléadieren fiir einen Perspektivwechsel von einer outputorientierten zu einer entstehungs-
orientierten Berichterstattung. Denn eine auf den Umbruch gerichtete Sozialberichterstattung
ist darauf angewiesen, die Prozesse des Umbruches zu thematisieren und sich nicht auf Kon-
tinuitatserwartungen zu beziehen, wie sie h&ufig in Sozialberichterstattung als implizite VVor-
annahmen vorausgesetzt werden. Bildlich ausgedriickt bedeutet dies: Um eine Sozialbericht-
erstattung fr eine Gesellschaft im Umbruch zu konzipieren, ist es notwendig, den Verénde-
rungsprozess nah an den ,,Orten des Entstehens® zu analysieren. Wir versuchen daher, den
Wandel in seiner Herstellung zu begreifen und — wenn moglich — die Zusammenhéange zwi-
schen Veranderungsprozessen auf verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen sowie diese viel-
faltigen Veranderungsprozesse und Umbriche in ihren Wirkungen auf Menschen besser zu
verstehen. Ausgangspunkt unserer Uberlegungen ist es, dass wir die Organisation von Wert-
schopfung, Produktion und Erwerbsarbeit verstehen mussen, um die Veranderungen von Ar-
beit und Lebensweisen interpretieren und verstehen zu kénnen. Daher ist es notwendig, die
soziobkonomische Berichterstattung nicht auf die Betrachtung von verdnderten Arbeit- und

Lebensweisen (Outputs) zu beschranken, sondern auch die Frage zu stellen, in welcher Weise

19 Da der Referatstext auch in schriftlicher Form in der Materialsammlung vorliegt, werden hier nur die wich-
tigsten Punkte des Referates kurz umrissen und groRerer Wert auf die Darstellung der anschlieRenden Dis-
kussion gelegt.
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und auf welchen Ebenen diese Veranderungen fur die Individuen hergestellt werden (Inputs).
In diesem Werkstattgesprach fokussieren wir auf den Betrieb als gesellschaftlichen Knoten-
punkt und mdochten unsere Konzeption einer Forschungsperspektive Betrieb zur Diskussion
stellen. Durch die Konzentration auf die betriebliche Ebene und auf die Organisation von
Produktion, Wertschopfung und Erwerbsarbeit, wie sie in diesem Werkstattgesprach vorge-
stellt wird, werden andere gesellschaftliche Instanzen und Forschungsperspektiven wie Regu-
lierungen (siehe Werkstattgespréach 2), die Region mit besonderer Perspektive auf Ostdeutsch-
land (siehe Werkstattgesprach 3) sowie Haushalt und Familie (siehe Werkstattgesprach 5)
hier nur am Rande zum Thema. Sie spielen natiirlich ebenso eine wichtige Rolle fur Arbeit

und Lebensweisen, stehen aber in diesem Werkstattgespréch nicht im Zentrum.

Zu b) Betrieb in seiner Funktion als gesellschaftlicher Knotenpunkt

Schon James N. Baron und William T. Bielby haben 1980 dafir plédiert, Betriebe bzw. Un-
ternehmen starker in die Betrachtung von sozialen Ungleichheiten einzubinden. Zentrales
Argument fir die Betrachtung des Betriebes ist seine verbindende Funktion der Mikro- und
Makroebene in der Organisation von Arbeit, sodass die Herstellung von sozialen Ungleichhei-
ten letztlich auf der betrieblichen Ebene wirksam wird und daher auch dort untersucht werden
sollte. Den Betrieb sehen wir als einen zentralen gesellschaftlichen Knotenpunkt an, weil in
Betrieben nicht nur die gesellschaftliche Produktion, sondern auch Erwerbsarbeit strukturiert
und organisiert wird. Dadurch ist der Betrieb ein sozialer Raum, in dem sowohl 6konomische
und unternehmerische Interessen als auch soziale Interessen von Individuen aufeinandertref-
fen, das heif3t wo die Verklammerung von 6konomischen und sozialen Aspekten in funda-
mentaler Weise geleistet wird.

Wie auch schon Baron und Bielby verstehen wir den Betrieb als Mesoebene, die ,nach
oben’ mit Unternehmen und Konzernen, aber auch mit nationalem und internationalem Kapi-
tal, Glter- und Arbeitsmarkten verbunden ist. Er ist Gegenstand von Regulierungen durch
Staat und Politik und steht im Austausch mit weiteren gesellschaftlichen Institutionen wie
beispielsweise dem Bildungssystem oder dem System der Industriellen Beziehungen. Das
Besondere am Betrieb als 6konomische Einheit ist jedoch seine gleichzeitige und notwendige
Verbindung dieser Ebene ,nach unten” mit Individuen, Haushalten und Familien, denn durch
die Integration von Subjekten werden auch deren soziale Anspriiche und Interessen Teil der

betrieblichen Lebenswelt.
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Diese doppelte Bestimmtheit des Betriebes ist fir uns das zentrale Argument, die For-
schungsperspektive an den Betrieb und nicht an die Unternehmenseinheit oder die Wert-
schopfungskette anzubinden, obwohl es dafur sicherlich auch Argumente gébe.

Auch wenn die Differenzierungen der verschiedenen 6konomischen Einheiten sicherlich
fur die weitere theoretische und methodische Arbeit notwendig sind und noch klarer darge-
stellt werden missen, ist es forschungspragmatisch ebenso notwendig, an einer Ebene anzu-
setzen und die Beziehungen zwischen den verschiedenen Ebenen stérker zu betonen. So wer-
den beispielsweise Reorganisationsstrategien zwar in Konzern- und Unternehmenszentralen
festgelegt, deren Umsetzung in Betrieben geschieht jedoch aufgrund des sozialen Charakters
von betrieblichen Lebenswelten nicht eins zu eins. Auch die Erwerbsorientierungen und Ar-
beitszeitwlinsche von Menschen sind zwar auf der individuellen Ebene analysierbar, diese
Winsche und Orientierungen werden aber im Austausch mit Arbeitgeberinteressen zu Anpas-
sungen und zu veranderten tatsdchlichen Realisierungen der Erwerbswiinsche sowie der Ar-
beitszeiten fihren. Gerade diese Beziehungen zwischen ékonomischen und sozialen Interes-
sen und die Ergebnisse fiir und Wirkungen auf Arbeit und Lebensweisen und gesellschaftliche
Teilhabe sind der Kern der sozio6konomischen Berichterstattung.

Ein Verstandnis flr die Organisation von Wertschopfung, Produktion und Erwerbsarbeit
sowie deren Veranderung ist und bleibt weiterhin ein wichtiger Ansatzpunkt in unserem Ver-
stdndnis von gesellschaftlichem Umbruch. Das heif3t: Die weit reichenden Veranderungen,
denen der Betrieb als 6konomische Einheit unterworfen ist, werden in der ,,Forschungsper-
spektive Betrieb” zum zentralen Thema. Gestiegene internationale Konkurrenz, internationale
Finanz- und Kapitalmarkte, technische Innovationen, aber auch Anderungen in gesetzlichen
Rahmenbedingungen und sozialen Entwicklungen — wie beispielsweise eine erhohte Er-
werbsorientierung von Frauen — beeinflussen die Betriebe und damit die Gesellschaft grund-
legend.

Um aktuelle Veranderungen des Betriebes in Bezug auf Betrieb und Gesellschaft zu skiz-
zieren, dient als Referenzfolie der Minchner Betriebsansatz, der in den 70er Jahren, d.h. in
der Hochphase des Fordismus entwickelt wurde. Da diese Thesen sehr ausfihrlich in der Ma-
terialsammlung beschrieben werden, sollen sie hier nur in Stichpunkten dokumentiert werden.
- Bedeutungsgewinn der Finanzmérkte — der Betrieb wird zur Option der Kapitalverwer-

tung
- Permanenter Wandel als betriebliche Stellgré3e (neue Produktionsstrukturen, globale Pro-

duktion in internationalen Wertschopfungsketten).
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- Produktivkraftsprung als Basis neuer Produktionsstrukturen

Diese Veranderungen fuhren jedoch nicht zur ,Auflésung’ von Betrieben und Unternehmen,
auch wenn es schwieriger geworden ist, den ,Ort’ der Produktion und die netzwerkférmigen
Beziehungen zwischen verschiedenen kooperierenden Wirtschaftseinheiten zu bestimmen
bzw. einander zuzuordnen. Vormals stabile Orte der Produktion verlieren ihre physische Be-
stimmtheit und werden zu Chimaren globaler Wertschopfungsketten. Damit verbunden beo-
bachten wir eine zunehmende Heterogenisierung der Wirtschafts-, Unternehmens- und Be-
triebslandschaft. Dies beinhaltet die Frage nach einem angemessenen Begriff des Betriebes
selbst. Wir schlagen vor, den Betrieb nicht allein von der juristischen Form oder gar der phy-
sischen Bestimmtheit zu verstehen, sondern in seiner Funktion als sozial erzeugter Raum der

Produktion und der Organisation von Arbeit.

Zu c) Was kann die Forschungsperspektive Betrieb flr die sozio6konomische

Berichterstattung leisten?

Mit der Forschungsperspektive Betrieb versuchen wir, den Fokus der Berichterstattung star-
ker auf die Herstellung von Arbeit und Lebensweisen und gesellschaftlichen Teilhabechancen
einzustellen und diese an den gesellschaftlichen Knotenpunkt Betrieb zurlickzubinden. Fr
die Neukonzeption der Berichterstattung stehen wir nun vor der Aufgabe, einerseits ein ,be-
richtsfahiges’ und ,messbares’ Konzept zu entwickeln, ohne andererseits den theoretischen
und inhaltlichen Anspruch zu vernachl&ssigen, die Gesellschaft im Umbruch zu verstehen und
zu bewerten. Wenn wir also die Beziehungen zwischen betrieblichen Verédnderungen und den
Wirkungen fiir Individuen und Familien betrachten wollen, dann bezieht sich dies auf zwei
Ebenen:

Erstens: Die Forschungsperspektive Betrieb als theoretische und inhaltliche Referenzfolie
zu entwickeln, um Verénderungen in Arbeit und Lebensweisen zu interpretieren und den Ein-
fluss von betrieblichen Veranderungen in der Organisation von Arbeit zu thematisieren.

Zweitens: Die Forschungsperspektive Betrieb zur Neukonzipierung der Berichterstattung
zu entwickeln, die wichtigen Themenfelder und Berichtsgegenstande fiir eine Gesellschaft im
Umbruch zu finden und — soweit es das Datenmaterial erlaubt — den Einfluss von ékonomi-
schen und wirtschaftlichen Entwicklungen auf die soziale Entwicklung tber die betriebliche
Ebene zu analysieren.

- Daher betrachten wir den Wandel des Gegenstandes Betrieb und Unternehmen sowie ver-

anderte wirtschaftliche Prozesse selbst, bevor wir
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- die Wirkungen auf Beschéftigte und Individuen in verschiedenen Bereichen ansprechen.
Diese beiden Ebenen wollen wir auf dem Werkstattgesprach miteinander diskutieren. Zum
einen haben wir mit dem Veranstaltungsprogramm unserer Meinung nach wichtige Themen-
felder vorgeschlagen, die fir den Umbruch der Gesellschaft, verdnderte 6konomische Rah-
menbedingungen sowie (daraus resultierende) verédnderte Bedingungen fiir gesellschaftliche
Teilhabe stehen und daher auch Eingang in die soziobkonomische Berichterstattung finden
sollten. Anhand dieser Themen wollen wir die Forschungsperspektive Betrieb und ihre Nutz-
barmachung flr die Berichterstattung debattieren:

- Welche Themen sollten Eingang in die Berichterstattung finden?

- Wie konnen diese berichtbar gemacht werden (Daten und Methoden)?

Diskussion

Ingesamt wird die Idee, die Forschungsperspektive Betrieb fur die soziodkonomische Be-
richterstattung nutzbar zu machen und den Betrieb als Vermittlungsinstanz zu betrachten, sehr
positiv aufgenommen. Wie Michael Faust betont, kann der Betrieb als ein Ort verstanden
werden, der verschiedenen Anspriichen aus verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen aus-
gesetzt ist. Diese Anspriiche werden sowohl durch Finanzmarkte und bestehende Investoren-
gruppen als auch durch Haushalte (Vereinbarkeitsproblematik) an Erwerbsorganisationen
herangetragen. Die Verbindung zwischen ihnen besteht darin, dass die Organisation des Be-
triebs ein strategischer Akteur ist, der sozusagen Entscheidungen daruber treffen kann, wie er
die verschiedenen Anspriche, die an ihn herangetragen werden, in organisatorischen Strate-
gien miteinander vermittelt. Insofern kann dieses Konzept die Verbindung zu gesellschaftli-
chen Prozessen leisten. Offen bleibt flr ihn jedoch, wie wir den Betrieb definieren. Dies be-
zieht sich insbesondere auf die Unterscheidung von Wirtschaftsorganisationen wie Unter-
nehmen oder Erwerbsorganisationen, die die Strukturierung von Lebensldufen durch Er-
werbsarbeit leisten. Damit verbunden wurde eine klarere Trennung zwischen Unternehmen
und Betrieben angemahnt. Denn ein Teil der Fragen, die in dem Diskussionspapier und dem
Vortrag angesprochen werden, kann nur auf der Unternehmensebene (Strategiebildung, Inter-
nationalisierung usw.) verortet werden, wéhrend andere sich auf die Betriebsebene beziehen.
Eine Diskussionslinie bezieht sich auf die scheinbare Konzentration auf industrielle Be-
triebe. Harry Jablonowski wirft ein, dass der Betriebsansatz eine hohe Plausibilitat hat, aber
offensichtlich ein Ansatz fur industrielle Betriebe ist. Daher stellt sich flr ihn die Frage, wie

andere Sektoren in den Blick genommen und beispielsweise der Sozialmarkt und der 6ffentli-
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che Dienst in die Betrachtung einbezogen werden kdnnen. Auch Angelika Heimerl fragt, ob
auch gemeinnutzige Betriebe in das Konzept integriert werden. Daran schliel3t die Bemerkung
von Josef Reindl an, der darauf hinweist, dass Wirtschaft ein sehr heterogenes Gebilde dar-
stellt und sich selbst im industriellen Sektor groRe Unterschiede zwischen GroRbetrieben und
KMU sowie Kapitalgesellschaften und Familienunternehmen ergeben, sodass sich die von
Andreas Boes vorgestellten Trends wie Globalisierung und Informatisierung unterschiedlich
auf die Betriebe auswirken und in unterschiedlicher Weise durchschlagen.

In einem relativ kurzen Beitrag kdnnen manche Zusammenhange immer nur verkdrzt dar-
gestellt werden — so antworten Andreas Boes und Anne Hacket auf die gestellten Fragen. Na-
tdrlich wissen wir, dass wir eine zunehmende heterogene Betriebs- und Unternehmensland-
schaft vorfinden, die auch konzeptionell in unserem Ansatz besser abgebildet werden muss.
Beispielsweise ist der Einbezug von Betrieben in die Wertschépfungskette sehr problematisch
abzubilden, da der Betrieb selbst zu einer Art ,Chimére’ wird, die man selber kaum mehr fas-
sen kann. Wir ziehen jedoch nicht wie andere Kollegen daraus den Schluss, dass sich der Be-
trieb auflést. Die Unterscheidung von Unternehmen und Betrieben ist sicherlich wichtig, fur
den hier vorgestellten Ansatz haben wir uns jedoch ganz bewusst fur den Betrieb als Einheit
entschieden. Das Unternehmen stellt fir uns die juristische Form der Wirtschaftseinheit dar,
die sich zudem permanent verandert und selbst Option der Strategie wird. Der Betrieb bildet
jedoch den sozialen Zusammenhang ab, in dem produziert wird, d.h. im Betrieb gehen Arbeit
und Kapital notwendigerweise eine Beziehung ein, die nicht hintergehbar ist. Dieses Verhalt-
nis ist bestimmt von zwei Seiten: den Beschaftigten und ihren Interessen sowie den Interes-
sen der Kapitalverwertung von Unternehmerseite. Den Betrieb begreifen wir daher als sozia-
len Raum, in dem produziert und Arbeit organisiert wird.

Jirgen Kadtler macht darauf aufmerksam, dass in dem Referat sehr starke kausale Thesen
im Zusammenhang mit der Rolle von Finanzmérkten und der Wirkung auf die betriebliche
Ebene vorgestellt werden. Wie konnen solche Kausalbeziehungen und die wahrscheinlich
heterogenen und zum Teil widerspriichlichen Wirkungen untersucht und gefasst werden?
Auch Nicole Mayer-Ahuja wirft die Frage auf, wie sich die angesprochenen Trends bei-
spielsweise auf Haushalte, Familien und Individuen auswirken und wie eine solche Wirkung
in der Berichterstattung gemessen werden kann.

Andreas Boes bemerkt daraufhin, dass die Forschungsperspektive Betrieb eine spezifische
Ebene darstellt, auf der wir die gesellschaftliche Entwicklung betrachten, um den gesellschaft-
lichen Umbruch besser verstehen zu konnen. Dies stellt einen Versuch dar, innerhalb der
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Analyse gesellschaftlicher Entwicklung einen Fokus auf die betriebliche Ebene und ihre Ein-
bettung im Verhaltnis zur gesellschaftlichen und 6konomischen Ebene sowie zur individuel-
len Ebene zu richten. Es ist jedoch klar, dass im Rahmen eines Einfihrungsreferates und bei
einer solchen Fokussierung Zuspitzungen auf wenige und starke Thesen zur Verdeutlichung
notwendig sind und die Heterogenitat und Widerspriichlichkeit der Zusammenhéange nicht
ausreichend dargestellt werden kann. Anne Hacket verweist darauf, dass der Betrieb fiir uns
erst mal eine Denkfigur darstellt, die noch weiter entwickelt werden muss. Zum einen kann
diese Betriebsperspektive als theoretische Referenzfolie fungieren, auf der man wichtige Ver-
anderungen betrachten kann; Ergebnisse beispielsweise von verénderten Erwerbsverlaufen
sind immer wieder auf die Ebene des Betriebes zurlickbindbar. Gleichzeitig ergeben sich aus
der Perspektive Betrieb aufgrund des zweiseitig bestimmten Verhaltnisses wichtige Ansatz-
punkte fur die Wahl der Themenfelder und Berichtsgegenstande der Berichterstattung. Die
verschiedenen Referatsthemen der Veranstaltung konnen somit beispielhaft die mdglichen
Verbindungen zwischen Betrieb und Gesellschaft sowie Betrieb und Haushalt bzw. Indivi-

duum aufzeigen.

5.3 Reorganisation und Arbeitsorganisation

Im ersten Block der Veranstaltung geht es um die Verédnderungen des Betriebes als 6konomi-
sche Einheit selbst. Angesprochen werden hier die Reorganisation von Unternehmen sowie
die Arbeitsorganisation und Arbeitspolitik. Wie verandern sich die betrieblichen Strukturie-
rungen im Zusammenhang mit der Reorganisation von Unternehmen und Konzernen, wie
wirkt die permanente Reorganisation sich letztlich auch auf Arbeit- und Lebensweisen aus?
Was bedeutet eine verénderte Arbeitsorganisation und Arbeitspolitik flr Betriebe einerseits

und fur Beschaftigte und ihre Arbeit- und Lebensweise andererseits?

Dieter Sauer: Reorganisation des Unternehmens: Tendenzen — Dimensionen — offene Fragen

An den Anfang seines Referats (siehe Foliensatz in der Materialsammlung) setzt Dieter Sauer
einen kurzen historischen Uberblick (ber unternehmerische Reorganisationsmanahmen.
Wahrend Reorganisationsmalinahmen in den 70er Jahren noch als voriibergehende Rationali-
sierungen verstanden werden konnen, die sich vor allem auf die Ebene der Arbeitsplatz-
organisation und kaum auf die Unternehmensebene bezogen, kdnnen die Flexibilisierung und
die Integration technischer Systeme in den 80er Jahren als Inkubationszeit der Reorganisation

verstanden werden. Die 90er Jahre wiederum benennt er als Umschlagphase der Reorganisa-
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tion. In dieser Zeit wird auf alle Parameter der Reorganisation zugegriffen. Auch die Gesamt-
organisation des Unternehmens wird in die Reorganisation einbezogen, Wertschopfungsket-
ten werden uberbetrieblich reorganisiert. Diese Entwicklungen gehen einher mit Informatisie-
rung und werden durch den Einbezug von Kommunikationstechnologien zur Koordination
von Prozessen moglich gemacht. Zentrales Argument von Dieter Sauer ist, dass die Reorgani-
sation seit der Jahrtausendwende permanent wird. Als zentrale Tendenzen der Reorganisation,
die auch von den leitenden Thesen des ersten Berichtes angesprochen wurden, benennt er
Dezentralisierung und Vermarktlichung, Informatisierung und Vernetzung sowie Indirekte
Steuerung und Selbstorganisation.

Wahrend es in der Perspektive des fordistischen Unternehmens noch darum ging, konkre-
te Produktionsablaufe von den Unwégbarkeiten des Marktes abzuschotten, setzen neuere Pro-
duktionskonzepte darauf, den Markt zum Motor der Binnenstruktur zu machen. Diesen Pro-
zess der Offnung des Unternehmens zum Markt bezeichnet Dieter Sauer mit den Stichworten
Dezentralisierung und Vermarktlichung. Er bezieht sich sowohl auf die innerbetriebliche Ar-
beitsteilung und den Unternehmensaufbau als auch auf die unmittelbaren Schnittstellen zu
den Mérkten. Marktlogik und Konkurrenz werden in dezentral organisierten Unternehmens-
anteilen in das Unternehmen getragen. Dies verandert die Entscheidungsstrukturen und den
Unternehmensaufbau und fuhrt hdufig zum Abbau von Hierarchien sowie zur Schaffung von
(teil-)autonomen Unternehmensteilen.

Informatisierung und Vernetzung: Zur Optimierung von Wertschopfungsketten werden
Rationalisierungsquellen nicht mehr nur im Betrieb, sondern verstérkt auch in zwischenbe-
trieblichen Prozessen gesucht.

Dieses bezieht sich auf logistische Prozesse, auf Forschung und Entwicklung sowie auf
Qualitatssicherung. Horizontale Kooperationsformen gewinnen an Bedeutung, insbesondere
in Bereichen mit hoheren Dienstleistungsanteilen werden netzférmige Kooperationsbeziehun-
gen verstarkt. Unternehmensinterne Strukturen werden informatorisch durchdrungen, es ent-
stehen neue unternehmensinterne und kostenbezogene Controlling-Systeme, die es zum Teil
erlauben, die Beitrdge bis auf die Ebene einzelner Arbeitsplatze herab zu berechnen. Die In-
formatisierung ermoglicht es zudem, die Schnittstellen zu den Mérkten, zu Kunden und Zulie-
ferern neu zu gestalten. E-Commerce und Telekooperationslésungen werden durch innovative
technische Systeme ermdglicht und ausgebaut.

Im Zusammenhang mit der Vermarktlichung wird ein neuer Steuerungsmodus implemen-

tiert, der allgemein als indirekte Steuerung und Selbstorganisation bezeichnet wird. Das Ma-
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nagement beschrénkt sich immer mehr darauf, den Rahmen fiir Arbeitsleistung tiber Kopfzah-
len, Kennziffern oder Zielvereinbarungen zu bestimmen. Die Bearbeitung dieser Ziele wird in
dezentrale Einheiten und in letzter Konsequenz zu den Beschaftigten selbst ausgelagert. Da-
durch gewinnen selbstorganisierte Arbeitsformen an Bedeutung, in denen die Transformation
des Arbeitsvermdgens in Arbeitsleistung mehr und mehr von den Individuen geleistet werden
muss. Voraussetzung fur die Durchsetzung selbstorganisierter Arbeitsformen wie Projektar-
beit und Gruppenarbeit ist der Abbau von hierarchisch-blrokratischen Organisationsformen.
Zentralisierte Kontroll- und Steuerungssysteme werden durch neue Informatisierungsprozesse
bei gleichzeitiger Dezentralisierung aufrecht erhalten: Die Finanzsituation wird transparent,
wertorientierte Steuerung wird implementiert, die Diffusitat des Marktes wird als Machtres-
source genutzt (Klaus Dérre).

Am Ende seines Referates weist Dieter Sauer auf neue Elemente und offene Fragen hin,
die seiner Meinung nach in einer weiteren Phase der Berichterstattung eine stérkere Berlick-
sichtigung erfahren sollten:

- Zunehmende und neuartige Relevanz und Dominanz der Finanz- und Kapitalméarkte (Un-
ternehmen als Marktobjekt, Kapitalmarktrendite vs. Profit). Dies kann als Schlussel fir neuar-
tige Reorganisationstendenzen vor allem in Bezug auf die Organisation von Arbeit interpre-
tiert werden (Finanzialisierung der Unternehmensreorganisation).

- Neues Verhaltnis von Markt und Kontrolle: Dieses Verhaltnis wird auch in der These der
Vermarktlichung sowie der indirekten Steuerung angesprochen, wichtig ist jedoch, die Ent-
wicklung dieses Verhaltnisses auch weiterhin zu betrachten.

- Internationalisierung von Produktionsstrukturen (,,Offshoring*, globale Wertschopfungs-
ketten).

- Dynamisierung, Variabilisierung und Virtualisierung von Unternehmensstrukturen.

- Wachsende Heterogenitat von Unternehmensstrukturen.

- Wirtschaftsstrukturelle Verwerfungen.

Die Berichtbarkeit dieser von Dieter Sauer aufgeworfenen Fragen wird nach seiner Meinung
durch eine unzureichende Datenlage erschwert. Meist werden nur bestimmte Elemente darge-
stellt, oder der Schwerpunkt der Erhebung liegt einseitig auf dem produzierenden Gewerbe.
Zudem treten neue Elemente in den Vordergrund, die mit den fordistisch gepragten Beobach-

tungskonzepten nicht erfasst werden.
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Diskussion

Diskussionen ergeben sich aus der These der permanenten Reorganisation, der Zeitperspekti-
ve und der ,Haltbarkeit” von ReorganisationsmalRnahmen sowie ihrem Wirkungsfeld. So fragt
Burkart Lutz, auf welche Sektoren und Branchen sich die verschiedenen Reorganisationswel-
len beziehen, und merkt an, dass sich Betriebe wahrscheinlich sehr unterschiedlich und pfad-
spezifisch entwickeln. Auch Klaus Doérre betont, dass sich Grol3betriebe und KMU unter-
schiedlich verhalten und man diese getrennt voneinander betrachten miisse. Dem stimmt Die-
ter Sauer zu, auch wenn es trotz der Heterogenitat der Unternehmenslandschaft doch tberra-
schende Ubereinstimmungen in bestimmten Branchen gebe.

Die Mdoglichkeiten der Berichtbarkeit werden von verschiedenen Teilnehmern des Werk-
stattgespraches diskutiert. Burkart Lutz schlagt aufgrund der unzureichenden Datenlage vor,
die Thematisierung von neuen Strategien als Antizipation von Veranderungen zu betrachten
und daher starker auch Managementliteratur auszuwerten. Auch Sequenzen von Thematisie-
rungen und die Zeitstruktur dieser Entwicklungen sollten betrachtet werden. (Dieter Sauer
verweist darauf, dass solche Verfahren bereits verwendet wurden.) Joseph Reindl &uRert
Zweifel an dem Verstédndnis als Antizipation, da in der Literatur oft ,heilRe Luft’ produziert
werde. Auch wenn es stimmt, dass es in Unternehmen viel Neues gibt, bleibt ebenso vieles
bestandig, sodass ein konservativer Blick auf Verdnderungen fir die Wissenschaft hilfreich
sein kann. Auch Franziska Wiethold merkt an, dass die stdndig neuen Managementkonzepte
haufig nur als neue Namen fiir alte Kinder verstanden werden konnen. Klaus Dorre wider-
spricht dem: Zum Teil ergeben sich dramatische Verdanderungen auf allen Ebenen in Betrie-
ben, wenn man sie Uber Jahre hinweg beobachtet. Wichtig wére es zu sehen, ob in verschie-
denen Managementstrategien gleiche Prinzipien durchgreifen. Seine Erfahrung zeigt: Falls
eine Strategie nicht umgesetzt werden kann, wird versucht, dasselbe Ziel mit anderen Kon-
zepten durchzusetzen. Darauf zielt auch die Frage von Burkart Lutz nach der Widersprich-
lichkeit bzw. Konsistenz der verschiedenen Prozesse und Strategien untereinander.

Wichtiger Punkt in der Diskussion sind auch die Wirkungen von Reorganisationsmal3-
nahmen auf Beschaftigte. Es wird deutlich, dass die Umsetzung h&ufig von den Beschéftigten
konterkariert wird. Es wird angeregt, die Widerstandigkeit der Beschéftigten starker in den

Blick zu nehmen.
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Martin Kuhlmann: Arbeitsorganisation und Arbeitspolitik im Wandel

Zentraler Ansatzpunkt der Uberlegungen von Martin Kuhlmann zur Konzeption der sozio-
6konomischen Berichterstattung und zur Forschungsperspektive Betrieb ist die Verbindung
der Betriebsebene zu Arbeit und, durch die Fokussierung auf Arbeit, auch zur Personenebene.
Reorganisation ist fur die sozio6konomische Berichterstattung dann ein wichtiger Berichtsge-
genstand, wenn sie einen Bezug zu Arbeit und den Arbeitsbedingungen von Beschaftigten
hat. Dieser Bezug — so schlégt er vor — kann tber Arbeitssysteme geschaffen werden. Als Ge-
genstande der Berichterstattung kdnnen erstens Organisationsformen und Strategien typisiert
werden und ihre Verbreitung gemessen werden, wichtiger wéren jedoch zweitens Aussagen
uber Wirkungen auf Beschéftigte und ihren Arbeitsalltag. Drittens muss sich die soziokono-
mische Berichterstattung entscheiden, ob sie auch Entwicklungen, Trends und Perspektiven
von Arbeitsorganisation zum Thema machen will und diese normativ werten kann und will.

Die betriebliche Organisation von Arbeit verandert sich seinen Uberlegungen zufolge auf
dem Hintergrund eines verstarkten und komplexer werdenden Wettbewerbes seit Ende der
70er Jahre und insbesondere seit Beginn der 1990er Jahre. Es besteht ein Zusammenhang mit
einer Ausweitung der Wettbewerbsfaktoren, der beteiligten Akteure, aber auch der Regulie-
rung. Zugleich haben sich die Handlungsparameter der betrieblichen Reorganisation — wie es
auch schon im Referat von Dieter Sauer genannt wurde — erweitert (Produktinnovationen,
Technik- und Organisationsgestaltung, Concession Bargaining, Portfoliostrategien, Standort-
politik und Rekomposition von Wertschopfungsketten). Allerdings wird das Verhaltnis von
Unternehmensstrategien zur betrieblichen Ebene unklarer, kontingenter und spannungsrei-
cher. Betriebliche ReorganisationsmaBnahmen beinhalten zum Teil gegenséatzliche Ansatze,
die zum Teil parallel oder gar in Konkurrenz zueinander umgesetzt werden sollen. Als Bei-
spiel nennt er hohere Bedeutung und Wertschatzung der Kompetenzen von Beschaftigten und
von Kooperationsstrukturen bei  gleichzeitigen  Kostensenkungs- und  Leistungs-
intensivierungsstrategien.

Auf Basis seiner eigenen Forschungen stellt er drei Thesen zum Verhaltnis von betriebli-
cher Reorganisation und Arbeit zur Diskussion:

1) Komplexitatsthese: Betriebliche Reorganisationsstrategien werden in ihren Verursa-
chungsbedingungen, aufgrund ihrer Wechselwirkungen und hinsichtlich ihrer (Arbeits-) Wir-
kungen komplexer, instabiler und widerspriichlicher.
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2) Pluralisierungsthese: Aus internen (betrieblichen) Griinden, aufgrund externer Rah-
menbedingungen und angesichts der bestehenden Akteurskonstellationen ist auf absehbare
Zeit mit einem umkampften Nebeneinander sehr unterschiedlicher Reorganisationskonzepte
und Strategien zu rechnen.

3) Amalgamierungsthese: Bezogen auf Arbeitswirkungen lasst sich ein Nebeneinander
von Prekarisierungs-, (Re-)Taylorisierungs-, Subjektivierungs- und Aufwertungstendenzen
konstatieren. Die genannten Tendenzen lassen sich nur bedingt bestimmten Branchen, Tatig-
keitsfeldern und Beschéftigtengruppen zurechnen, sie wirken zunehmend kombiniert.

Um betriebliche Reorganisationsstrategien empirisch untersuchen zu kénnen, schlagt Mar-
tin Kuhlmann eine Typisierung vor, die ihren Fokus auf die Gestaltung von Arbeit richtet.
Diese umfasst die Dimensionen der Arbeitsorganisation, der Prozessoptimierung, der Be-
triebsorganisation, der betrieblichen Fihrung, der Koordinations- und Steuerungsformen, der
Entgeltsysteme und der Gestaltung der Leistungspolitik. Ein solch detailliertes Vorgehen und
ein Betrachten von Arbeitssystemen erfordert einen hohen empirischen Aufwand und eigene
Erhebungen, die sich meist nur auf bestimmte Wirtschaftsbereiche und Branchen sowie auf
bestimmte Aspekte der Arbeitsorganisation konzentrieren kdnnen. Wie sich die Arbeitsorga-
nisation auf Beschaftigte auswirkt und wie das auch empirisch zu messen ist, stellt er in sei-
nen Ergebnissen zur innovativen Arbeitspolitik vor (siehe auch die umfangreiche Ergebnis-
prasentation in der Materialsammlung).

Die Frage der empirischen Umsetzbarkeit im Rahmen eines Berichtssystems sieht er als
groftes Problem fir eine Neukonzipierung der soziobkonomischen Berichterstattung. Insbe-
sondere die unzureichende Datenlage ermdglicht es nicht, Arbeitssysteme zu betrachten und
Verbindungen zwischen der Betriebsebene und der ,oberen’ Ebene der Unternehmen oder der
,unteren’ Ebene der Arbeitssysteme — die er fur die Betrachtung der Reorganisation als not-
wendig erachtet — zu analysieren. Um Wirkungen auf Beschéftigte zu beobachten, ist es zu-
dem notwendig, die Perspektive der Arbeitskraft einerseits und die des Subjektes andererseits
einzunehmen. Dies ist mit dem vorhandenen Datenmaterial ebenfalls nicht moglich. Sein Pla-
doyer richtet sich einerseits auf eine verstarkte Betrachtung von Arbeitssystemen und eigenen
Forschungen in der ,Zunft” der Industriesoziologie und andererseits auf den Einbezug solcher

qualitativer Ergebnisse in die Berichterstattung.
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Diskussion

Die schwierige und aufwéandige Umsetzbarkeit der Betrachtung von Arbeitssystemen und
ihren Wirkungen auf Beschéftigte wurde auch in der Diskussion aufgegriffen. Burkart Lutz
betont, dass die Betrachtung von Arbeitssystemen zwar spannend, aber kaum empirisch zu
bewaltigen sei. Es sei fur die Forschungslandschaft jedoch notwendig, eine Datenbasis ,Ar-
beitsbus’ zu schaffen, in der aus Beschéftigtenperspektive Aussagen und Wertungen uber ihre
Arbeitssituation erhoben werden. (Ein solcher Datensatz sollte an andere Massendatensétze
wie den Mikrozensus oder das SOEP angegliedert sein.) Auch Peter Ellguth bestérkt Martin
Kuhlmann in seiner Einschatzung, dass vorhandene Daten wie das Betriebspanel nicht ausrei-
chend sind, um die Arbeitsorganisation und die Wirkung auf Beschéftigte zu betrachten. Josef
Reindl wiederum wirft ein, dass es auch fir die soziobkonomische Berichterstattung notwen-
dig sei, normative Konzepte zu entwickeln — ein Beispiel ist ja das Konzept der innovativen
Arbeitspolitik —, anhand derer Veranderungen und Trends in der Arbeitsorganisation bewert-

bar werden.

5.4 Arbeit, Beschaftigung, Entgelt

Im zweiten Block des Tages beschaftigen wir uns mit den fiir Arbeit und Lebensweisen zent-
ralen Themen der Beschéftigungsstabilitdat und des Einkommens. Die Zeitperspektive des
Verhaltnisses zwischen Beschaftigten und Betrieb und die Ausgestaltung dieser Beziehung
Uber Beschéaftigungsvertrage bertihrt in zentraler Weise Arbeit und Lebensweisen und die
gesellschaftlichen Teilhabemdglichkeiten von Menschen. Die betriebliche Ausgestaltung von
Arbeitsvertragen beeinflusst damit die Strukturierung des Arbeitsmarktes, schafft Zugange
und Ausschliisse von Erwerbsarbeit und bestimmt die Qualitat der Integration in betriebliche
Arbeitsmarkte. Damit werden in besonderem MaRe auch die langfristigen Perspektiven von
Menschen und ihre Erwerbs- und Lebensverlaufe beeinflusst. Kann man von einem abneh-
menden Trend der Beschéftigungsstabilitat sprechen und welche Rolle spielen betriebliche
Personaleinsatzstrategien fir die Beschaftigungsstabilitat?

Individuelles Einkommen und familidrer Wohlstand stellen ein Thema dar, dem wir uns in
der zweiten Berichtsphase verstarkt widmen wollen. Welche Rolle spielen Betriebe bei der
Erzielung von Einkommen aus Erwerbsarbeit? Welche Veranderungen von betrieblichen Ent-

lohnungspraktiken in Interaktion mit individuellen Merkmalen ergeben sich? Findet eine Po-
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larisierung in Hochlohn- und Niedriglohnbetriebe statt und was bedeutet dies fir die Ein-

kommensperspektiven der Beschaftigten?

Christoph Kohler, Olaf Struck: Betriebliche Beschaftigungssysteme und -sicherheit

In ihrem Input zum Thema Beschéftigungsstabilitat (siehe auch Foliensatz in der Material-
sammlung) stellen Olaf Struck und Christoph Kohler zuerst die unterschiedlichen Bedeutun-
gen von Beschaftigungsstabilitat fir die verschiedenen Ebenen dar. Betriebliche Beschéfti-
gungsstrategien liegen im Spannungsfeld zwischen einerseits Schaffung von stabilen und
langfristig angelegten Belegschaften zur Sicherung von Leistungsféhigkeit und Leistungsbe-
reitschaft, Sicherung von Innovationsfahigkeit durch qualifizierte Beschéftigung und geringen
Kosten der Personalfluktuation, andererseits dem Bestreben, Beschéftigung flexibel an Kon-
junkturschwankungen und durch neue Beschéftigte auch die Belegschaft an interne Innovati-
onen anzupassen. Fir Beschaftigte (,Insider’) bedeutet eine stabile und sichere Beschaftigung
insbesondere soziale und 6konomische Sicherheit, wéhrend fiir Arbeitslose (Outsider) die
Problematik der Integration in eine Beschaftigung in den Vordergrund riickt. In der Arbeits-
marktforschung wird darauf verwiesen, dass die fehlende Flexibilitdt von Beschaftigung zur
,Hysterese’ fiihrt und Angebot und Nachfrage nach Arbeitskréften nicht schnell genug aufein-
ander abzustimmen seien. Fir die soziale Sicherung bedeutet Arbeitslosigkeit, aber auch in-
stabile Beschaftigung ein Absicherungsproblem von Langzeitarbeitslosigkeit und Nichter-
werbstatigkeit.

Ursachen von moglichen Verénderungen in der Beschaftigungsstabilitat liegen auf institu-
tioneller Ebene (rechtliche Veranderungen der Befristungsmoglichkeiten, Foérderung von
Leiharbeit usw.), auf 6konomischer Ebene (kurzfristige Gewinnrenditen, Benchmarking) so-
wie auf dem Gebiet einer verdnderten Angebot-Nachfrage-Relation auf dem Arbeitsmarkt, die
zu einer zunehmenden Konkurrenz um Arbeitsplatze fuhrt. Der Untersuchung von zuneh-
mender bzw. abnehmender Beschéftigungsstabilitat wird in den letzen Jahren vermehrt Auf-
merksamkeit geschenkt. Die unterschiedlichen Messarten von Beschéaftigungsstabilitat flihren
jedoch zu unterschiedlichen Ergebnissen, sodass zum Teil gegensatzliche Schlussfolgerungen
aus den verschiedenen Analysen gezogen werden. Die Ergebnisse von Olaf Struck und Chris-
toph Kohler, die im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 538 in Jena und Halle erarbeitet
wurden, verweisen darauf, dass die Beschaftigungsstabilitat sinkt, sich jedoch unterschiedli-
che Muster in Ost- und Westdeutschland ergeben.
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Empirische Analysen verbleiben jedoch immer auf einer deskriptiven Ebene. Auch wenn
haufig Ursache-Wirkungs-Beziehungen aus den Daten abgeleitet werden, werden diese kaum
hinterfragt. Um zeitnahe Aussagen und Prognosen zur Entwicklung der Beschaftigungsstabili-
tat herzuleiten, bedarf es des Wegs Uber eine theoretisch begriindete Ursachenanalyse. Olaf
Struck bezieht sich auf die Voriberlegungen zu betrieblichen Beschaftigungssystemen und
stellt die Ergebnisse ihres Modells zur Erklarung von Beschéftigungsstabilitat vor. Betriebli-
che Beschéftigungssysteme verstehen sie als ,soziale Raume der Allokation von Arbeitskréf-
ten auf Arbeitsplatze innerhalb von Erwerbsorganisationen’. Hier bestehen Unterschiede im
Grad der SchlieBung interner gegenuber externen Arbeitsmarkten, messbar als Anteil stabiler
Beschaftigung und als Austauschgeschwindigkeit von Personal. Abhéngig ist der Grad der
Schlieflung von der Bearbeitung zentraler Bezugsprobleme der betrieblichen Beschéftigungs-
politik:

a) Diskontinuitat auf Absatzmarkten;

b) Verfugbarkeit leistungsfahiger Mitarbeiter;

c) Sicherstellung der Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter.

Das Fazit ihrer Untersuchungen lautet, dass sich der Trend zu abnehmender Beschéftigungs-
stabilitat fortsetzen wird, wenn Innovationen und neue Arbeitsformen weiter zunehmen und
betriebsspezifische Qualifikation und Betriebsrdte an Bedeutung verlieren. Auch wenn die
Arbeitsmarkttheorien davon ausgehen, dass Leistungsbereitschaft und -motivation insbeson-
dere Uiber geschlossene und gesicherte interne Arbeitsmarkte sichergestellt werden, zeigt sich,
dass dies auch in offenen Arbeitsmérkten moglich ist. Betriebe und Unternehmen kénnen bei
der Flankierung von entstehenden Ubergangsmarkten mitwirken, aber haufig ist dies nicht der
Fall. Die Kosten dieser Entwicklung tragen zurzeit einseitig die Familien. Die staatlichen Un-
terstiitzungssysteme sind nicht darauf ausgerichtet, die Ubergange in einem flexiblen Ar-
beitsmarkt zu sichern. Bei entstehenden Ubergangsmérkten wird demnach die Frage nach der
Rolle von Unternehmen bei der Flankierung und der Sicherung von Ubergéngen neu gestellt.
Auch die Rolle des Staates bei der Organisation von sozialer Sicherung fur Beschéftigte muss
neu bedacht und reguliert werden. Zudem wird sich die Rolle des Bildungssystems und des
beruflichen Kompetenzerwerbs verandern.

Die Referenten prognostizieren eine Zunahme von sozialen Ungleichheiten. Wenn sich
diese Trends fortsetzen, folgern sie daraus zwei Szenarien:

1) Offene Mérkte werden genutzt, staatliche Regulierungen konzentrieren sich auf die

Flankierung der entstehenden Ubergangsmaérkte.
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2) Ausweitung der dualen Wirtschaftsstruktur in:
- interne Markte in marktstarken Unternehmen mit qualifizierten Beschaftigten;
- gleichzeitig hoher Anteil an externen Mérkten, die durch hohe Flexibilitat gepragt
sind und wo die hohen Risiken von Beschéftigten und Arbeitgebern getragen werden

mussen.

Diskussion

Harald Wolf bekréaftigt, dass das Thema Instabilitat ein hochrelevanter Berichtsgegenstand ist,
weil man dadurch an der Unsicherheit der Arbeits- und Lebensperspektiven der Leute dran
ist. Ursachen von abnehmender Beschéftigungsstabilitat liegen jedoch nicht nur bei Betrieben,
sondern sind auch in Konjunktureffekten, Schliefungen und Neugriindungen von Betrieben
begriindet. Auch Burkart Lutz pladiert daftr, dass eine Arbeitsmarktperspektive in der Be-
richterstattung starker eingenommen wird.

Diskussionen ergeben sich auch tber die abnehmende Bedeutung des betriebsspezifischen
Wissens und betriebsspezifischer Qualifikationen fir die Beschaftigungsstabilitat, wie sie in
dem Referat angesprochen wurden. Joseph Reindl dufert seine Beunruhigung Uber diesen
Befund. Er stellt die These auf, dass die Informatisierung und neue Kommunikationstechno-
logien das Erfahrungswissen und betriebsspezifische Wissen entwerten. Burkart Lutz verweist
in diesem Zusammenhang auf die verénderte Rolle des Bildungs- und Ausbildungssystems
sowie die verdnderten Bedingungen von Qualifizierung und Kompetenzerwerb (siehe auch
das Referat zu Bildung und Qualifikation von Volker Baethge-Kinsky).

Christoph Kohler stellt noch einmal zusammenfassend fest, dass ihre Befunde nicht fir
eine generell zunehmende Prekaritat und Instabilitat sprechen, sondern dass sich bestimmte
Zonen externer Arbeitsmarkte entwickeln und die ,Kampfzone’ ausgeweitet wird. Um die
Bedeutung von Instabilitit sowie deren Ursachen weiter zu erforschen, sind weitere qualitati-

ve Untersuchungen notwendig.

Holger Alda: Entlohnungspraktiken im Spannungsfeld von Betrieben und Beschaftigten

Holger Alda widmet sich in seinem Referat (vgl. auch Foliensatz in der Materialsammlung)
der Rolle von betrieblichen Entlohnungspraktiken bei der individuellen Einkommenserzie-
lung. Seine Grundthese lautet, dass die individuellen Einkommen immer von betrieblichen
und persénlichen Merkmalen sowie deren Interaktionseffekten abhangen. Die Aussagen stit-

zen sich auf die Auswertung des Linked-Employer-Employee-Datensatzes des 1AB, der es
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erlaubt, sowohl betriebliche als auch individuelle Merkmale von Beschéftigten in die Analyse
zu integrieren. Bei der Betrachtung der Einkommen — darauf weist Holger Alda hin — muss
man die Einkommenseffekte immer in der Relation sehen: Personen in Relation zu anderen
Personen und Betriebe in Relation zu anderen Betrieben. Dies erfordert ein differenziertes
methodisches VVorgehen.

Die Rolle von betrieblichen Entlohnungspraktiken bei der individuellen Einkommens-
generierung fasst Holger Alda folgendermalien zusammen:

Erstens: Die Lohnstruktur innerhalb von Betrieben ist (derzeit noch) entscheidender fur
die Einkommensverteilung auf dem deutschen Arbeitsmarkt als die zwischen Betrieben. Sei-
ne Ergebnisse zeigen jedoch auch, dass die Lohnspreizung in den letzten Jahren zugenommen
hat und auch Unterschiede zwischen Betrieben verstarkt auftreten. Das heif3t, dass der Effekt
von betrieblichen Entlohnungspraktiken zugenommen hat, wéhrend der Einfluss von Human-
kapitaleffekten (wie Bildung und Berufserfahrung) auf das Einkommen abnimmt.

Zweitens ist der Zusammenhang von Humankapital- und Betriebseffekten auf die Entloh-
nung enger geworden. Dies spricht fir zunehmende Sortierprozesse auf dem Arbeitsmarkt.

Diese Sortiereffekte sind drittens in Ostdeutschland starker ausgepréagt als in West-
deutschland. Dies zeigt sich durch die starkeren Effekte des Betriebs auf das Arbeitseinkom-
men von Personen in Ostdeutschland, zudem ist die Arbeitsmarktintegration in Ostdeutsch-
land fur das individuelle Einkommen wichtiger.

Viertens zeigt sich, dass die Konditionen beim Eintrittsdatum in den Beschéftigungs-
betrieb variieren und die sich anschliefende Lohnentwicklung mehr von betrieblichen Ent-
wicklungsprozessen gepragt ist als beispielsweise von der Entwicklung auf einer allgemeinen
beruflichen Ebene.

Nachdem wir in dem Referat von Christoph Kohler und Olaf Struck erfahren haben, dass
die Beschaftigungsrisiken zunehmen, stellt Holger Alda (flinftens) heraus, dass die Einkom-
mens- und Beschaftigungsrisiken auf der Personenebene eng miteinander verknupft sind.

Als Argument fir die Zahlung von Effizienzléhnen interpretiert Holger Alda sechstens
den Befund, dass Betriebe, deren Arbeitsplatze sich mehr in Richtung individualisierter und
weniger standardisierter Arbeitsinhalte entwickeln, an ihre Beschéftigten aufgrund unbeo-
bachteter Personeneigenschaften héhere Léhne zahlen bzw. hdhere Lohnsteigerungen vor-
nehmen. Betriebe, die (in verschiedenen Formen) ReorganisationsmalRnahmen durchgefiihrt
haben, weisen eine hohere durchschnittliche Bruttoentlohnung auf als Betriebe ohne Reorga-

nisationsmafnahmen.
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Diskussion

In der Diskussion werden einige Nachfragen zur methodischen Umsetzung und zur Datenlage
sowie zu einigen Ergebnissen gestellt. So wird nach den Effekten von Branche, Wirtschafts-
zweig oder Tarifbindung gefragt. Holger Alda fasst zusammen, dass die unterschiedlichen
Betriebsmerkmale insgesamt relativ geringe Aussagekraft fiir die Einkommen der Beschéftig-
ten haben, sondern dass insbesondere Sortiereffekte wichtig zur Erklarung der Einkommens-
unterschiede sind. So zeigt sich beispielsweise, dass die Tarifbindung in Abschwungzeiten als
Lohnabsicherung nach unten wirkt, wéhrend in Aufschwungzeiten die Léhne auch nach oben
geoffnet werden, u.a. Obertarifliche Lohne gezahlt werden und so die Lohnspreizung zu-
nimmt. Allerdings kénnen in seinem Modell nur durchschnittliche betriebliche Effekte von
Tarifbindung kontrolliert werden, sodass man bei den Ergebnissen etwas vorsichtig sein
muss. Als These stellt er den Befund in den Raum, dass Betriebe, die Arbeitsplatzsicherheit
bieten, schlechter entlohnen. Diese These wird vom Plenum stark diskutiert und zum Teil

angezweifelt.

5.5 Arbeit und Leben

Die Qualitat von Arbeit und Beschéftigung sowie die Auswirkungen von Erwerbstatigkeit auf
Arbeit und Leben sind die Themen der folgenden beiden Referate. Die betriebliche Strukturie-
rung von Zeit als , Taktgeber’ spielt fir gesellschaftliche Strukturierung von Zeit eine zentrale
Rolle. Wie werden auf betrieblicher Seite Arbeitszeit, Arbeitsinhalt und Arbeitsleistung orga-
nisiert und aufeinander bezogen? Wie wirkt sich dies auf die Arbeitszeit von Beschaftigten
aus, und wie kann eine Balance zwischen Arbeit und Leben unter den Bedingungen verander-
ter Arbeitszeitorganisation hergestellt werden?

Anschliefend wird die Qualitdt von Arbeit im Spannungsfeld von positiven Entwick-
lungsfaktoren, gesundheitsgefahrdenden Beanspruchungen und Einkommensbedingungen
betrachtet. Was sind aus der Sicht von Beschaftigten Kriterien fur gute Arbeit, und in wel-

chem MafRe realisiert die heutige Arbeitswelt diese Vorstellungen?

Nick Kratzer: Arbeit im Umbruch — Zeit im Ubergang

Zeit kann als eine Fundamentalkategorie der Berichterstattung gelten, da sie ein ,Medium’
darstellt, Arbeit und Lebensweisen miteinander zu verbinden. In der Betrachtung von Zeit-
mustern l&sst sich das Verhaltnis von Erwerbsarbeit und Haushalt analysieren. Ein Wandel
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gesellschaftlicher Zeitarrangements kann im Zusammenhang mit Umbriichen im industriellen
Zeitregime betrachtet werden. Gegenwartig beobachten wir einen tiefgreifenden Wandel von
gesellschaftlichen Zeitarrangements, der als Ergebnis von Verdnderungen in der Arbeit und
der Lebenswelt sowie deren Wechselwirkung verstanden werden kann. In seinem Referat
fokussiert Nick Kratzer den Betrieb als ,gesellschaftlichen Taktgeber’ von Zeitstrukturen und
Zeitarrangements und konzentriert sich auf die Rolle der betrieblichen Arbeit und Arbeitszeit.
Den Umbruch in der Arbeitszeitorganisation beschreibt er anhand dreier Thesen:

Mit dem Begriff der Vermarktlichung fasst er die zunehmende Dominanz von Markt- und
Kundenanforderungen. Individualisierung beschreibt, dass die individuelle Arbeitszeit zum
Bezugspunkt der flexiblen Arbeitszeitorganisation wird, wobei der Beschaftigte zum (Co-)
Manager der Arbeitszeitorganisation wird (Subjektivierung).

Empirische Ergebnisse zeigen, dass die betriebliche Arbeit(zeit)organisation von vielfalti-
gen Entwicklungen geprégt ist. Die Arbeit wird nicht nur flexibler gestaltet, sondern auch
intensiver. Damit verbunden ergibt sich eine zunehmende Diskrepanz von vertraglich verein-
barten und tatsachlichen Arbeitszeiten. Dies zeigt sich in zunehmenden (hdufig unbezahlten)
Uberstunden und zunehmendem Stress und Mehrarbeit nach den Aussagen von Beschaftigten
bei qualitativen Befragungen. Gleichzeitig arbeiten Beschaftigte in pluralisierten Arbeitszeit-
modellen. Wéhrend einerseits eine steigende Anzahl von Beschéftigungsverhéltnissen auf
Teilzeitniveau mit sinkendem Arbeitszeitvolumen eingegangen wird, arbeitet ein wachsender
Beschaftigungsanteil in der tatsdchlichen Arbeitszeit Uber 40 oder gar Uber 48 Stunden pro
Woche (Polarisierung). Der Anteil der Beschéftigten, die in einem ,normgepragten’ Arbeits-
zeitvolumen zwischen 30 und 40 Stunden pro Woche arbeiten, schrumpft zugunsten von ex-
tremeren (niedrigeren und hodheren) Arbeitszeiten. Gleichzeitig zeigen Auswertungen von
Arbeitszeitwilnschen, dass ,normgeprégte’ Arbeitszeit weiterhin eine groRe Bedeutung hat,
hohe oder niedrige Arbeitszeiten demnach hdufig nicht dem Wunsch der Beschéftigten ent-
sprechen. Der Trend zur tariflichen Arbeitszeitverkiirzung stagniert und wird zum Teil umge-
kehrt. Die jlngsten Tarifauseinandersetzungen zeigen, dass zunehmend uber vertragliche
Ausweitungen der Arbeitszeit diskutiert wird und die Erhdhungen der Arbeitszeit, wie sie in
Form von Uberstunden und Mehrarbeit haufig die Realitdt der Arbeitnehmer priagen, nun
auch durch vertragliche Mehrarbeit ohne Lohnausgleich festgeschrieben werden.

Wie sich diese Verdnderungen in der betrieblichen Organisation von Arbeitszeit auf das
Verhéltnis von Arbeit und Leben auswirken und wie sich gesellschaftliche Zeitarrangements
entwickeln, fasst Nick Kratzer thesenartig zusammen. Er sieht eine wachsende Problematik,
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Arbeit und Leben miteinander zu vereinbaren. Die Polarisierung der Arbeitszeiten fuhrt zu
einem gesellschaftlichen Nebeneinander von unerwinschter Zeitnot und Zeitwohlstand. Zu-
nehmende individuelle Gestaltungsmoglichkeiten von Zeiten missen jedoch nicht zu einer
hoheren Gestaltungsfreiheit fihren. Komplexere Beziehungen zwischen Regulierungen und
individuellem Zeithandeln flihren auch zu einer Individualisierung der Vereinbarkeitsproble-
matik von Arbeit und Leben und zu einer Privatisierung der daraus resultierenden Konflikte.
Zugespitzt beschreibt er die Entwicklung als Entstehung eines neuen Produktionsmodells oh-
ne entsprechendes neues Reproduktionsmodell. Ob die Entwicklung zu einem Ungleichge-
wicht bzw. zu einer Ungleichzeitigkeit zwischen Produktions- und Reproduktionsmodell
flhrt, ist jedoch noch nicht zu entscheiden.

Zeitmuster wurden schon im ersten Bericht betrachtet. Um die Zeitproblematik weiterhin
zu verfolgen, sollten nach Nick Kratzers Meinung verstérkt Zeitwohlstand und Zeitsouveréni-
tat gemessen werden. Dazu sind auch qualitative Befunde verstarkt in die Berichtsperspektive
zu integrieren. Die Berichtbarkeit von verénderten Zeitmustern sollte jedoch im Langsschnitt

beobachtet werden und die Lebensverlaufsperspektive von Zeitverwendung gestéarkt werden.

Diskussion

Nicole Mayer-Ahuja verweist darauf, dass kurz-, mittel- und langfristige Perspektiven auch in
der Lebensweise von Bedeutung sind (Familiengriindung, Sicherheitserwartung, Wohlstands-
erwartung, Prekarisierung) und Zeitperspektiven daher einen wichtigen Stellenwert in der
Berichterstattung sowohl fiir die Arbeit als auch fir die Lebensweisen erhalten. Um diese
Zeitperspektiven jedoch bewerten zu kdnnen, ist es notwendig, auch Einstellungen und Werte
der Individuen abzufragen.

Franziska Wiethold bestatigt die von Nick Kratzer formulierte Vermarktlichungsthese und
gibt ihren Eindruck wieder, dass in der Arbeitzeitentwicklung der Trend zu Vermarktlichung
und Prekarisierung am weitesten fortgeschritten bzw. am besten nachgewiesen ist. In immer
mehr Branchen werde die Arbeitsmenge bewusst aus der Entlohnung ausgeklammert und es
werde nur nach Budgets bzw. ergebnisorientiert und umsatzorientiert Personal eingestellt.
Beispielsweise kann man im Gesundheitsbereich sehen, dass trotz steigender Arbeitsmenge
aufgrund sinkender Budgets die Arbeitsbelastungen steigen. Arbeitszeit und Arbeitsmenge
und damit auch Unternehmensrisiko und Arbeitnehmerrisiko werden immer weniger vonein-
ander getrennt. Dies flhrt letztlich zu einer starkeren Pro-Kopf-Belastung, da Beschéftigte

eher zunehmende Arbeitsbelastungen hinnehmen als Einschnitte in Einkommen und Sicher-
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heit. Nick Kratzer fugt hinzu, dass Vermarktlichung am Zeithandeln am deutlichsten wird,
weil Beschéftigte relativ einfach auf ihre Zeit zugreifen und dadurch auf die steigenden An-
forderungen reagieren kdnnen.

Auch bei diesem Referat wird tber die Mdéglichkeiten und Grenzen von vorhandenen Da-
tensatzen diskutiert. Auch wenn es bestehende Langzeitforschungen zum Thema Arbeitszeit
am isi und am IAT gibt, scheinen diese Daten zurzeit wegzubrechen (Klaus Dorre). Auch
Burkart Lutz verweist darauf, dass hier nur eigene Datensdtze manche Forschungsfragen be-

antworten konnten.

Tatjana Fuchs: Anforderungen von Beschaftigten an ,gute Arbeit” im Kontext von Arbeit und
Gesundheit

Da Arbeit einen zentralen Aspekt der Lebensqualitat darstellt, beschaftigt sich Tatjana Fuchs
mit den Bedingungen, unter denen Menschen arbeiten, und mit der Qualitat von Arbeit aus
deren Perspektive. In ihrem Referat stellt sie ihre Ergebnisse aus einer INQA-Befragung zum
Thema ,,Was ist gute Arbeit — Anforderungen aus Sicht der Beschéftigten* vor. Die Ermitt-
lung von Aspekten ,guter Arbeit’ fulst auf einem Vergleich zwischen aktueller Arbeits- und
Lebenssituation mit den Erwartungen und Winschen von Beschaftigten an ihre Arbeit. (Da in
der Materialsammlung auch eine Kurzfassung der Studie zur Verfugung steht, die die wich-
tigsten Ergebnisse zusammenfasst, werden hier nur die zentralen Punkte des Referats wieder-
gegeben.)

Die Ergebnisse der Befragung bestatigen die zentrale Stellung von Beschaftigungsstabili-
tat und Einkommenssicherheit fur die Beschaftigten, wie sie auch in den Referaten von Olaf
Struck, Christoph Kohler und Holger Alda benannt wurde. Gute Arbeit bedeutet aus der Sicht
von Beschéftigten, ein festes, verlassliches Einkommen zu erhalten, unbefristet beschaftigt zu
sein, die fachlichen und kreativen Fahigkeiten in die Arbeit einbringen und entwickeln zu
kdnnen, Anerkennung zu bekommen und soziale Beziehungen zu entwickeln. Positiv wird
Arbeit bewertet, wenn die Entwicklungs-, Qualifizierungs- und Einflussmoglichkeiten vor-
handen sind und wenn das soziale Klima mit den Vorgesetzten und Kolleglnnen als gut be-
wertet wird. Das Anforderungsniveau darf nicht als GbermaRig belastend empfunden werden.
Arbeitsplatze, die all diesen Kriterien entsprechen, sind jedoch rar. Nur 3% der Arbeitnehme-
rinnen haben einen Arbeitsplatz, der diese Kriterien erfillt: ein Einkommen von mindestens
2.000 €, ein geringes Fehlbelastungs- und ein hohes Ressourcenniveau. 13% der Arbeitsplatze

haben gute, ausbaufahige Grundlagen: Sie bieten ebenfalls ein existenzsicherndes Einkom-
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men, Einfluss- und Entwicklungsmoglichkeiten und soziale Einbindung (also gute Ressour-
cen), aber das Spektrum der Fehlbelastungen muss reduziert werden. 84% der Arbeitsplatze
sind entweder durch extrem geringe Ressourcen und/oder durch ein bedenklich hohes Fehlbe-
anspruchungsniveau gekennzeichnet — und/oder sie bieten den Beschaftigten kein existenzsi-
cherndes Einkommen.

Die Ergebnisse des INQA-Projekts konnen laut Tatjana Fuchs als Ansatzpunkt fir die
Messung von Arbeitsqualitat gelten. Arbeitsqualitat und die Sicht von Beschéftigten auf die
Arbeitsbedingungen sollten ihrer Meinung nach wichtige Themen fir die Berichterstattung
werden. Regelmalige reprasentative und betriebliche Befragungen, die den DGB-Index ,Gute
Arbeit’ abfragen, sowie die normativen Wertungen, wie sie auch im SOEP enthalten sind,

kdnnen als Datenbasis fur die Berichterstattung herangezogen werden.

Die Diskussion zu diesem Referat fallt aufgrund der vorgertiickten Zeit leider aus.

5.6 Betrieb und Wandel der Arbeitsbeziehungen

Im ersten Block des zweiten Veranstaltungstags befassen wir uns mit dem Wandel der Ar-
beitsbeziehungen. Wie entwickelt sich die Tarifbindung von Betrieben in Deutschland und
wie verbreitet ist die institutionalisierte betriebliche Interessenvertretung in Form von Be-
triebsraten noch? Lésst sich eine Erosion des Systems der betrieblichen Interessenvertretung
nachweisen? Wie veréndert sich die Konfliktstruktur in Deutschland und wie kdnnen Be-

schaftigte heute noch ihre Anspriiche geltend machen und durchsetzen?

Peter Ellguth: Entwicklung der Tarifbindung und der betrieblichen Interessenvertretungen

Peter Ellguth hat sich mit der Entwicklung der quantitativen Basis des dualen Systems der
Interessenvertretung beschaftigt und stellt in seinem Referat Ergebnisse zur Entwicklung der
Verbreitung des Betriebsrates sowie der Tarifbindung dar. Seine Ergebnisse (siehe ausfihrli-
che Ergebnisdarstellung in der Materialsammlung) beziehen sich auf Auswertungen der Daten
der Bundesanstalt/Bundesagentur fir Arbeit und insbesondere auf das Betriebspanel. VVon
einer Erosion auf allen Ebenen kann nach seinen Ergebnissen nicht gesprochen werden: Der
Betriebsrat bleibt weiterhin eine stabile Institution, Verédnderungen sind jedoch im Zuge des
Umbaus der Betriebslandschaft zu beobachten. Die Tarifbindung nimmt jedoch weiterhin ab.
Hierbei ergeben sich deutliche Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland, insbesonde-
re in Ostdeutschland fehlt haufig eine Anbindung an Flachentarifvertrage. Als problematisch
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wertet Ellguth das Zusammenspiel von betrieblicher Mitbestimmung und Tarifbindung, es
ergeben sich zunehmende betriebliche Vertretungsliicken und weiRe Flecken.

Die Auswirkungen von Betriebsraten oder betrieblichen Mitarbeitervertretungen ist weite-
res Thema von Peter Ellguth. Bisher wurden solche Analysen vor allem unter 6konomischer
Perspektive vorgenommen und gefragt, ob Betriebsrdte wirtschaftlich effizient sind. Peter
Ellguth richtet seinen Blick auf die Wirkungen von Mitarbeiterbeteiligungen auf die Beschaf-
tigten und zeigt, dass sich Betriebe mit und ohne Betriebsrate in vielen Feldern unterscheiden.
Auch wenn Kausalbeziehungen bzw. Ursache-Wirkungs-Beziehungen nur schwer zu konsta-
tieren sind, zeigen sich diese Unterschiede in Bezug auf die Entlohnung, die Arbeitszeitflexi-
bilisierung, die Personalbewegungen, die Arbeitsverhaltnisse, die Weiterbildung, die Arbeits-
bedingungen und schlieflich auch im Umgang mit Alteren. Als Resiimee formuliert er, dass
der Betriebsrat auch weiterhin eine zentrale Kategorie fir die Analyse des Verhaltnisses von
Betrieb und Beschéftigten bleibt. Es sind nach wie vor Auswirkungen der Existenz eines Be-
triebsrats auf den verschiedensten Feldern erkennbar. Die Unterschiede zeigen sich vor allem
in personalpolitischen Handlungsfeldern.

Als Datenbasis zur Betrachtung von veranderten Arbeitsbeziehungen auf institutioneller
Ebene bietet sich seiner Meinung nach das Betriebspanel an. Die Datenlage wird zudem in
Zukunft verbessert, da kiinftig die zunehmenden betriebsspezifischen Formen der Mitarbei-
terbeteiligung und auch Anlehnung bzw. Orientierung an Tarifvertrdgen abgefragt und damit

beobachtbar sein werden.

Diskussion

In der Diskussion gibt es zuné&chst Nachfragen zur Datenlage des Betriebspanels. Peter Bar-
telheimer fragt nach der Erfassung von Kleinstbetrieben, Franziska Wiethold nach der Defini-
tion des Betriebsbegriffs des IAB, der dem Panel zugrunde liegt. Peter Ellguth konkretisiert
die Definition des Betriebspanels, sie orientiert sich an der Vergabe der Betriebsnummer.
Diese Art der Definition wird jedoch nicht allen — vor allem theoretischen — Anspriichen — an
einen Betriebsbegriff gerecht, wie er im Laufe der Tagung diskutiert wurde. Trotzdem hat er
sich als praktikabel erwiesen, um eine solche Massenbefragung zu organisieren. Burkart Lutz
tragt einen Befund zum Thema Tarifbindung und Tarifnahe fir Ostdeutschland bei: Gerade in
Ostdeutschland ergibt sich ein wachsender Zwischenbereich, in dem Betriebe zwar nicht for-

mell an einen Tarif gebunden sind, sich jedoch an ihm orientieren. Diese Entwicklung wird
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laut seinen Ergebnissen in bestimmten Branchen und Landern von den Arbeitgeberverbénden
gefordert.

Nachfragen gibt es zur Wirkung der Reform des Betriebsverfassungsgesetzes, der Absen-
kung der Schwellenwerte fiir die Einfuhrung von Betriebsraten sowie der Verbetrieblichung
der industriellen Beziehungen. Wie Peter Ellguth schon in seinem Referat zeigt, lassen sich
auf der quantitativen Ebene zwar Zusammenhénge zeigen, eine Ursachenforschung und Be-

trachtung von Kausalzusammenhangen bleibt jedoch schwierig.

Klaus Dorre: Wandel der Arbeitsbeziehungen

Klaus Ddérre beschéftigt sich ebenfalls mit dem Wandel der Arbeitsbeziehungen, beginnt sein
Referat (vgl. Foliensatz in der Materialsammlung) jedoch mit der These, dass sich hinter der
Fassade von Stabilitat der Arbeitsbeziehungen ein dramatischer Wandel der Arbeitsbeziehun-
gen verbirgt. Die unterschiedlichen Schlussfolgerungen im Vergleich zu Peter Ellguths Refe-
rat werden laut Klaus Dorre auch durch ein methodisches Problem verursacht, das sich wie
ein roter Faden durch die Debatte zieht und auch ein Problem fir die Berichterstattung dar-
stellt. Die Betrachtung von quantitativen Veranderungen unter Verwendung statistischer Ver-
fahren neige dazu, den Wandel zu unterschatzen, wahrend man durch qualitative Ergebnisse
groRe Veranderungen finde, die zum Teil zu einer Uberschitzung des Wandels verleiteten.

Der Wandel der Arbeitsbeziehungen macht sich nicht an einer quantitativen Erosion der
Institutionen fest, es gibt weiterhin Tarifvertrége, Betriebsrate, Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbénde. Prégend fir den Wandel der Arbeitsbeziehungen ist jedoch der dramatische
Wandel des Dispositivs der Regulation der Arbeitsbeziehungen. In unterschiedlichen Politik-
bereichen verschieben sich bei scheinbarer Stabilitdat von Institutionen die Inhalte der ge-
schlossenen Kompromisse (von formalen zu informellen Kompromissen), zudem verandert
sich die Hierarchie der Regulierungsebenen.

Ausgangspunkt von Dérres Uberlegungen ist es, dass die Durchsetzung nachfordistischer
Produktionsmodelle die organisierten Arbeitsbeziehungen in der Mehrzahl der kontinentaleu-
ropaischen Staaten unter Druck geraten lasst. In Deutschland bedeutet das nicht das Ende von
»Konsenskultur® schlechthin, sondern das Ende einer ,,Konsenskultur, die auf Verteilung
von Wachstumsgewinnen und einer hohen Priorisierung sozialer Kohasionspolitik basierte.
An deren Stelle treten — Giberwiegend auf Betriebs- und Unternehmensebene — stark asymmet-
rische Wettbewerbspakte. Das Auslaufen dieser Konsenskultur wird durch einige Prozesse in

Betrieb und Gesellschaft zusatzlich forciert. Er nennt folgende Punkte:
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- akute Reprasentationskrise der Gewerkschaften;

- nachlassender Organisationsanreiz auf der Kapitalseite und die Schwéchung der Industrie-
und Wirtschaftsverbande;

- nachlassende Bindekraft des Tarifsystems;

- Zunahme mitbestimmungsfreier Zonen insbesondere im Bereich von KMU;

- betriebssyndikalistische Interpretation von Mitbestimmungskulturen in grofRen Unterneh-
men;

- strukturelle Schwache organisierter Lohnarbeitsinteressen auf européischer, inter- und
transnationaler Ebene.

Allerdings fehlt gegenwartig ein tragfahiges Konzept, das in der Lage ware, die Transforma-

tion organisierter Arbeitsbeziehungen analytisch und theoretisch zu bindeln, da die Aufkin-

digung der Konsenskultur ,,von oben* in Theoremen wie dem der Konfliktpartnerschaft nicht

vorgesehen ist.

Die Zukunft organisierter Arbeitsbeziehungen ist seiner Meinung nach immer mit der Zu-
kunft von Arbeiterbewegung verknipft. Die wahrscheinlichste Perspektive fur die Entwick-
lung organisierter Arbeitsbeziehungen ist die einer zunehmenden Fragmentierung. For-
schungsstrategisch bedeutet dies, das Untersuchungsfeld auszuweiten, zu internationalisieren
(und zu regionalisieren?) und sukzessive auch Partizipationsformen jenseits organisierter Ar-
beitsbeziehungen einzubeziehen. Als Forschungsfelder, die auch in die Berichterstattung ein-
gehen konnen, schlagt er vor:

Forschungsfeld 1: GroRe, international operierende Konzerne

Forschungsfeld 2: Die Eliten in den Arbeitsbeziehungen. ,,Bruch des Elitenkonsenses?*
Forschungsfeld 3: Neue Partizipationsformen im Betrieb und ,,Labour Unrest*
Forschungsfeld 4: Verzahnung von klassischer Tarifpolitik und qualitativer Politik, z. B.
(Weiter-)bildungs- und Praventionspolitik.

Forschungsfeld 5: ,,Entsteht ein Prekariat?* Selbstorganisation der Unorganisierbaren.

Diskussion

Die Betrachtung von Arbeitsbeziehungen und der Entwicklung von Mitbestimmung werden
vom Plenum als wichtiges Thema der Berichterstattung bestatigt. So bemerkt Tatjana Fuchs,
dass auch das Widerstandige in soeb Platz haben muss. Auch Martin Kuhlmann bestétigt die

Einschéatzung von Klaus Dorre, dass wir nicht von einer Erosion der Institutionen der Ar-
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beitsbeziehungen ausgehen kdnnen, sondern dass sich spannende und neue Entwicklungen
auf der Ebene der Praktiken zeigen.

Burkart Lutz beobachtet einen kontinuierlichen Prozess der Erosion des betrieblichen Per-
sonalmanagements — auch die Managementseite verandert sich, beispielsweise beziglich
Konflikt- und Konsensmanagement. Er regt an, beide Seiten, d.h. einerseits Beschaftigte und
betriebliche Mitbestimmung, andererseits die Arbeitgeberseite als Akteure der Arbeitsbezie-

hungen zu untersuchen.

5.7 Arbeit und Lernen zwischen Beruf und Betrieb

Die Strukturierung von ,Beruflichkeit” ist immer auch auf betrieblicher Ebene geschehen.
Volker Baethge-Kinsky bitten wir iber den Stellenwert von Betrieben als Bildungsinstitution
fir berufliche Bildung und Kompetenzerwerb zu sprechen. Wie wird Bildungs- und Kompe-
tenzerwerb zwischen Betrieb, staatlichen Bildungsinstitutionen und kommerziellen Bildungs-
tragern organisiert, und welchen Stellenwert haben Bildung und Beruf heute fur Beschaftigte
und ihre Moglichkeiten der gesellschaftlichen Teilhabe?

Volker Baethge-Kinsky: Arbeiten und Lernen

Volker Baethge-Kinsky (siehe auch Foliensatz in der Materialsammlung) entwickelt anhand
eines historischen Rickblicks die Veranderungen der qualifikations- und berufsbezogenen
Rolle des Betriebs. Ein solcher Rickblick bedeutet jedoch immer auch, dass dominante Mus-
ter herausgestellt werden und diese Muster nur idealtypisch zu verstehen sind. Aus diesem
Riickblick entwickelt er sechs zentrale Thesen zur verénderten Rolle des Betriebs fir Qualifi-
kation und Bildung. Im Einklang mit den Thesen zur Reorganisation, die schon betrachtet
wurden, verandern sich die Bedingungen von Qualifizierung, Arbeit und sozialer Integration
grundlegend und fuhren zu neuen Diskontinuitdten und Sollbruchstellen in der Erwerbsbio-
grafie. Das Problem der beruflichen Integration und Entwicklung wird zunehmend auf Indivi-
duen verlagert.

These 1: Organisatorisch induziert verandert sich die berufliche Handlungskonstellation
von Fachkraften. Dies bezieht sich auf die Handlungssituation (inhaltlicher Zuschnitt, raumli-
cher Aktionsradius, zeitliche Struktur der Arbeit), auf die Beschéaftigungsbedingungen (Ar-
beitsplatzsicherheit, Leistungsbedingungen, Qualifikationsbedingungen) und die Anforde-
rungsprofile (Typus der Erfahrung, fachliche Differenzierung, Bedeutung von Wissens- und

Reflexionsqualifikationen).
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These 2: In Reaktion auf diese Veranderungen wird der Zugang zur betrieblichen Erstaus-
bildung zunehmend von Ausleseprozessen mit hoher sozialstruktureller Selektivitat be-
stimmt. Rekrutierungskriterien werden verscharft, bei der Ausbildungsvergabe werden hohere
Schulabschlisse bevorzugt, Bildungsabschliisse und insbesondere Hauptschulabschliisse wer-
den entwertet, sodass Schulabganger mit und ohne Hauptschulabschluss kaum noch Chancen
haben, einen direkten Ubergang in eine berufliche Erstausbildung zu tatigen.

These 3: Als Reaktion auf die Flexibilisierung der Arbeitsorganisation und Ar-
beitseinsatzkonzepte wird die Erstausbildung mit dem Ziel eines ,spezialisierungsféhigen
Generalisten* betrieblich neu gefasst, ndmlich tiber die Neudefinition von Ausbildungsprofi-
len, Verédnderungen von Lernzielen und -inhalten sowie Neugestaltung von Lernarrange-
ments.

Daraus folgert VVolker Baethge-Kinsky, dass fachiibergreifende Kompetenzen sowie ein
breites Uberblickswissen in der Ausbildung betont werden, wahrend Spezialisierungen erst
am Ende von Ausbildungen erlernt werden oder in berufliche Weiterbildungsmalinahmen
verlagert werden.

Auch die Ubergangschancen und -quoten von Ausbildungsabsolventen verandern sich. In
Reaktion auf unvorhergesehene Schwankungen des Personalbedarfs sowie aufgrund erhohter
Anspriiche der Einsatzbereiche an das Leistungsvermdgen und die Konzessionsbereitschaft
der Ausbildungsabsolventen wird der Einstieg in Erwerbstatigkeit zunehmend an die Perspek-
tive externer Arbeitsmérkte gebunden (These 4).

Im Zusammenhang mit der zunehmenden Bedeutung von fachlbergreifendem Wissen
erhalt die Weiterbildung einen neuen Stellenwert zum Erlernen von fachspezifischem Wissen
(These 5).

These 6: Das Pendant zur Entspezialisierung der Erstausbildung bildet ein neuer Typus
von Weiterbildung, der — unter schwierigen Umfeldbedingungen — als Kombination von for-
malisierten und informellen Lernangeboten sowie Unterstltzungen fir selbstorganisiertes
Lernen die spateren Spezialisierungsprozesse gewahrleistet. Dies kénnen modulare betriebs-
interne Kurse zur Vermittlung erganzender fachlicher Kenntnisse sein, arbeitsnahe Lernar-
rangements zur Starkung (praxisrelevanter) kommunikativer reflexiver Kompetenzen, die
betriebliche Bereitstellung von Lerninfrastruktur fir informelles Lernen sowie die lernforder-
liche Gestaltung der Arbeit (Aufgabenstellung, soziale Einbindung, Partizipation, berufliche
Entwicklungsmdglichkeiten) im Sinne von Lernstimulation und Bereitstellung von Lernzeiten

in der Arbeit. Damit verandert sich auch die Herstellung und Entwicklung von beruflicher
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Identitat, die nicht mehr nur innerhalb von Betrieben stattfindet, sondern vermutlich in hohem
MaRe auf den Weg externer Arbeitsméarkte (Betriebswechsel) und auf individuelles Engage-
ment im Bereich der externen beruflichen Weiterbildung angewiesen ist.

Volker Baethge-Kinsky regt fur die soziobkonomische Berichterstattung an, insbesondere
Ubergange in und aus Ausbildung und Beruf als wesentliche Indikatoren zu betrachten, die
sich auch statistisch abbilden lassen. Wichtig ist es jedoch auch, die Qualitat von Bildung und
Qualifikation in der Perspektive auf berufliche Sicherheit zu betrachten und Erwerbs- und

Lebensverldufe zu analysieren.

Diskussion

Die Rolle und die Entwicklung des Systems der dualen Bildung wird breit diskutiert. Burkart
Lutz stellt die Frage in den Raum, ob das duale System sich auflésen wird, weil es fur die Un-
ternehmen kaum noch Anreize gibt, Geld fur Ausbildung auszugeben. Rainer Land weist dar-
auf hin, dass in Ostdeutschland ein externer Bildungsmarkt iber MalRnahmentrager entsteht
und sich damit auch ein neues System der Rekrutierung von Nachwuchskréften entwickelt.
Tatjana Fuchs verweist auf die Entwicklung von Polarisierungstendenzen in Bezug auf Aus-
bildungen: Immer mehr Ausbildungsabschliisse nach einem oder zwei Jahren werden angebo-
ten, auch wenn nicht klar wird, welche Qualitat eine solche Ausbildung hat und wie weit sie
auf dem Arbeitsmarkt verwertbar ist. Auch kann haufig nicht von lernférderlichen Verhéltnis-
sen in Betrieben gesprochen werden, zum Teil werden vorhandene Kompetenzen von Be-

schaftigten nicht genutzt.

5.8 Betrieb zwischen Verortung und Verlagerung

Im letzten Themenblock widmen wir uns dem Zusammenhang von wirtschaftlicher und sozia-
ler Entwicklung im Kontext von Raumstrukturen. Rainer Land fokussiert fir uns auf Regio-
nen anhand des Beispiels Ostdeutschland. Ldsst sich eine Entkoppelung von regionaler wirt-
schaftlicher und sozialer Entwicklung feststellen? Anschlielend erweitern wir unseren Fokus
auf nationale und internationale Raumstrukturen. Die Einbettung von Unternehmen und Be-
trieben in internationale Wertschdpfungsketten und in internationale Produktionszusammen-
hange erscheint uns als eine wesentliche Veranderung, die den Umbruch des Verhaltnisses
zwischen nationaler konomischer und sozialer Entwicklung begriindet — und dieser Umbruch

stellt eine zentrale These fir die Berichterstattung dar. Und schlieRlich, um den Bogen der
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Veranstaltung zu schlieRen, welche Bedeutung hat die Internationalisierung wiederum fiir die

Reorganisation von Unternehmen?

Rainer Land: Fragmentierte Entwicklung am Beispiel Ostdeutschlands

Rainer Land beschéftigt sich in seinem Referat mit dem Zusammenhang von sozialer und
wirtschaftlicher Entwicklung und stellt seine These der ,Fragmentierten Entwicklung® am
Beispiel Ostdeutschlands vor (siehe auch ausfuhrlich den Foliensatz in der Materialsammlung
sowie das Diskussionspapier zu Werkstattgespréach 3). Kern der Fragmentierungsthese ist der
Gegensatz zwischen positiver Entwicklung einzelner Branchen und vieler einzelner Betriebe
einerseits und gesamtwirtschaftlicher Stagnation sowie sinkender Beschéftigung und steigen-
der Arbeitslosigkeit andererseits. Die Fragmentierungsthese beschreibt demnach das Neben-
einander von Aufwaértsentwicklung, Stagnation und Abwaértsbewegungen.

Die Fragmentierungsthese bezieht sich auf zwei Ebenen:

1. Erosion der Erwerbsarbeit: Die Reorganisation erfolgt unter der Voraussetzung eines
sozialstaatlich regulierten und gestiitzten Sektors prekarer Beschaftigung. Dies benennt er als
sekundaren Integrationsmodus, in dem Integration nicht mehr durch Erwerbsarbeit, sondern
durch die Verfahren und Organisationen des Sozialstaates vermittelt wird. Dies zeigt sich bei
Erwerbsverlaufen von Beschaftigten in Ostdeutschland durch hdufige Wechsel zwischen
Leistungsbeziigen, Malinahmen und reguldrer Beschéftigung. Es erscheint so, als ob betriebli-
che Reorganisationsmafinahmen und Steigerung der Flexibilitat unter der VVoraussetzung so-
zialstaatlicher ,Reproduktionsleistungen’ erfolgen.

2. Reorganisation und Neuaufbau wirtschaftlicher Strukturen (Betriebe, Cluster, Netzwer-
ke) erfolgen laut Rainer Lands These da, wo die Passfahigkeit zwischen Ressourcen und neu-
en (globalisierungskompatiblen) Produktionsmodellen mit Einbettung in berregionale Pro-
duktionskomplexe und Netzwerke gegeben ist. Dies fuhrt zur Entbettung lokaler Ressourcen,
sodass sich eine Tendenz zur Entkoppelung der Entwicklung von Betrieben und Regionen
bildet, d.h. trotz aufsteigender Betriebe steigen die Regionen ab bzw. sie kénnen von positi-
ven wirtschaftlichen Impulsen der aufsteigenden Betriebe nicht profitieren.

Folgerungen fiir die Berichterstattung: Es wird auch weiter fiir die Berichterstattung not-
wendig sein, die Situation in Ostdeutschland gesondert zu betrachten und die regionalen Ver-
flechtungen von wirtschaftlicher und betrieblicher Entwicklung mit der sozialen Entwicklung
zu untersuchen. Fir die Berichterstattung ergibt sich daraus die Frage, wie regionale Wirt-

schaftssituationen in ihrer Wirkung auf Arbeit und Lebensweisen in einer Region untersucht
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werden konnen. Insbesondere die Integration von Beschaftigten durch Erwerbsarbeit sowie
sozialstaatliche Verfahren und ihre Interaktion kénnen durch Abbildung von Erwerbsverlau-
fen sowie die Koppelung von Leistungsbezugs- und Beschaftigungszeiten in einer Lebensver-

laufsperspektive betrachtet werden.

Diskussion

Klaus Dorre weist darauf hin, dass es zunehmend Jugendliche in Ostdeutschland gibt, die sich
nicht mehr unbedingt durch Erwerbsarbeit, sondern aullerhalb der Erwerbsarbeit durchschla-
gen wollen. Auch Christoph Kohler unterstreicht die Bedeutung der Unterscheidung zwischen
Ost- und Westdeutschland. Die Unterscheidung zwischen Insidern und Outsidern in Bezug
auf die Erwerbsintegration ist im Osten starker ausgepréagt, sodass man von einer starkeren
Polarisierung sprechen kann. Rainer Land stellt klar, dass die Sozialgesetzgebung (SGB 11
und SGB I1lI) zur Institutionalisierung des sekundéren Integrationsmodus fuhrt und diesen
nicht beendet. Peter Bartelheimer weist darauf hin, dass der sekundare Integrationsmodus in

soeb 2 verstarkt untersucht werden wird.

Boy Luthje: Produktionsort und Verlagerungsstrategien

Boy Luthje bezieht sich in seinem Referat (siehe auch Foliensatz in der Materialsammlung)
uber die Internationalisierung von Produktion vor allem auf das Produktionsmodell des Elect-
ronics Contract Manufacturing bzw. der Electronics Manufacturing Services (EMS) als Sys-
tem ,,netzwerkbasierter Massenproduktion®. Seine Ausfuihrungen sind Ergebnisse von For-
schungen, die sich vor allem auf China beziehen. EMS unterscheidet sich von traditionellen
fordistischen Produktionsmodellen, aber auch von japanischen toyotistischen Produktionsmo-
dellen. EMS st in den letzten zehn Jahren in der New Economy zum dominanten Ferti-
gungsmodell in der IT-Industrie herangewachsen. Dahinter verbirgt sich die globale und
groBmalistabliche Auftragsfertigung von Hardware aller Art. Diese Entwicklung wird voran-
getrieben durch das massive Outsourcing der flihrenden Marktfihrer.

Fir die Verdnderungen im betrieblichen Prozess in Bezug auf Arbeit entwickelt Boy
Luthje drei Thesen:

1. These: Vertikale Desintegration an der ,,Spitze* fihrt zu massiver vertikaler Relntegra-

tion am ,,unteren Ende* globaler Produktionsnetze.
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2. These: Netzwerkbasierte Massenproduktion impliziert eine massive Wiederbelebung
tayloristischer Arbeitsformen in den Kernindustrien des “post-fordistischen” Kapitalismus im
globalen Mafstab.

3. These: Der Neo-Taylorismus bedarf politischer Absicherung durch starke staatliche
Regulation. Geschlechtliche und soziale Diskriminierung ist ein zentrales Moment der Pro-
duktionspolitik in Systemen netzwerkbasierter Massenproduktion (,,desorganisierter Despo-
tismus*). Es entwickeln sich massive Probleme und Widerspriiche im neotayloristischen Mo-
dell, sodass seine zukiinftige Entwicklung noch unsicher ist.

In seinem Fazit stellt Boy Lithje die zugespitzte Frage, ob wir mit einem Comeback des
Fordismus zu rechnen haben. Seiner Meinung nach wird dies nicht der Fall sein, denn der
Fordismus ist mehr als die betriebliche Organisation von Arbeit; er beschreibt einen gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhang von wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung. Er wirde
eher der These des ,,bloody Fordism* (Lipietz 1987) zustimmen. Es bleibt die Frage, wie die
soziale Mobilisierung der Belegschaften erreicht werden kann. Bei der Aufgabe der Durchset-
zung von Arbeitsstandards wird dies beispielsweise fiir internationale Gewerkschaften zum

Problem.

Diskussion

Boy Luthje hat in seinem Referat darauf verwiesen, dass insbesondere jlingere Frauen aus der
Landbevdlkerung als Arbeitsmigrantinnen in die industriellen Zentren der Massenproduktion
stromen. Nachfragen ergeben sich zur Bevolkerungsentwicklung und zum Angebot an Ar-
beitskréaften in China. Burkart Lutz fragt, ob die demographischen Voraussetzungen in China
aufgrund der restriktiven Geburtenpolitik nicht mittelfristig wegbrechen. Boy Lithje verneint
dies: Auch wenn die Ein-Kind-Familie gilt, wird die Einhaltung der Geburtenrestriktion nicht
kontrolliert und es gibt weiterhin eine landliche Uberbevélkerung. Durch die ,innere Land-
nahme’ der Rationalisierung in der Landwirtschaft wachst die Uberbevolkerung, sodass man
nicht von einer demographischen Falle ausgehen kann.

Holger Alda fragt nach der Zeitperspektive der neu gebauten Werke in China, die sich
doch nur lohnten, wenn auch die Produktion langfristig geplant werde. Wie hoch ist die
Halbwertszeit der Produktion? Boy Lithje bestatigt, dass die Produktion langfristig an den
jeweiligen Standorten geplant ist. Die Entwicklung geht hin zu einem Industrial Upgrading,
d.h. die Unternehmen entwickeln eigene technologische Féahigkeiten und investieren in ihre

Technik und ihr Wissen. Als Beispiel nennt er die Firma BenQ, die als ehemaliger Zulieferer
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in der Mobilfunkbranche nun die Handysparte von Siemens aufgekauft hat und nun auch als

eigene Marke auf dem Weltmarkt auftritt.

5.8 Abschlussreflexionen

(Anmerkung: Die folgenden Texte sind von den jeweiligen Referenten/Autoren in der ersten

Person verfasst.)

Burkart Lutz

Zunachst drei allgemeine Bemerkungen:

Erstens: Stol3en wir nicht mit der Einbeziehung des Betriebes als Ort, als Ergebnis und als
Akteur von Transformationen — der Transformationsbegriff ist fir mich ein wenig neutraler
als der Umbruchsbegriff — in der Sozialberichterstattung an die Grenzen dessen, was man ein
Verfahren der Trendfortschreibung nennen kann?

Es ist gestern und heute mehrfach gesagt worden, dass die Grenzen erreicht seien. Ich bin
mir nicht sicher, ob wir in der Praxis dessen, was wir unter Sozialberichterstattung fassen,
nicht letztendlich doch immer wieder auf die simple Trendfortschreibung zurtickfallen. Zum
Beispiel bei der Vorstellung, dass es Betriebe gibt, die als Vorreiter einer zu erwartenden
Entwicklung gelten kdnnten. Das ist eine aullerordentlich reizvolle und verlockende Annah-
me, auch ich selber habe in friheren Arbeiten so etwas gemacht. Wir wahlen und wir sehen
die Vorreiter. Das war friher mal die mitbestimmte Stahlindustrie, da habe ich vor 50 Jahren
begonnen, Industriesoziologie zu betreiben. Dann war es irgendwo die Automobilindustrie,
insbesondere seit Kern/Schumann, und ist jetzt die IT-Industrie der Vorreiter? Kann man
durch eine genaue Analyse in einigen Fallstudien in diesem Typ von Betrieben die Lage der
Breitenentwicklung zehn bis zwanzig Jahre im Voraus bereits abschatzen? Falls das zutrifft,
waére eine Trendfortschreibung hoch legitim.

Wenn sich aber hinter dem Stichwort des Umbruchs eben nicht das Einschlagen einer
neuen Entwicklungsrichtung und das Herausprozessieren eines neuen Produktions- oder Sozi-
almodells verbirgt, sondern so etwas wie Beschleunigung ohne Richtung, dann hat dieses
dramatische Folgen fir ein Unternehmen der Sozialberichterstattung.

Zweitens: Sozialberichterstattung ist ja immer ein Unternehmen hochgradiger Komplexi-
tatsreduktion und kann nur funktionieren, wenn diese Komplexitatsreduktion nicht nur durch
die Zufalle verflgbarer Datenmassen gesteuert wird, sondern auch durch Reflexion. Hierbei

entsteht die Frage, was die relevanten Dimensionen und was die Sachverhalte, Merkmale und
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Veranderungen sind, auf die es wirklich ankommt. Meine Frage ist jetzt, ob sich nicht ,hinter’
dem, was sich gegenwartig an Veranderung abzeichnet, unter anderem ein Shift des Sets von
Relevanzstrukturen in den vorrangig zu beobachtenden Dimensionen vollzieht. Es ware ziem-
lich unangenehm, wenn das hiel3e, dass unsere Beobachtungsmodelle bzw. Wahrnehmungs-
raster, die jahrzehntelang gut funktioniert haben, uns zunehmend in die Irre fuhren, weil zent-
rale, in Zukunft zunehmend relevant werdende Dimensionen dabei gar nicht einbezogen wer-
den. Als Beispiel kann man hierbei die Demographie fiir die Entwicklung in China anfuhren.
Ich habe die starke Hypothese, dass in der chinesischen Entwicklung in den n&chsten 20 oder
30 Jahren die demographischen Faktoren eine zentrale Rolle spielen werden. Vielleicht wer-
den wir jetzt an einer solchen Stelle eingeholt. Ostdeutschland ist Gbrigens auch ein gutes
Beispiel daflr, wie wichtig das sein kann. Also die Fragen sind: Mussen wir uns nicht auf ein
Shifting der Relevanzstruktur einstellen? Und wie gehen wir damit um, ohne uns jeglichen
Bezug auf die Vergangenheit und zuriickliegende Entwicklungen zu berauben?

Drittens: Wenn man sich auf die Betriebsebene begibt, ist es aulerdem fraglich, wer der
Treiber und wer der Getriebene ist. Das muss auseinander gehalten werden. Wir dirfen nicht
als Treiber beschreiben, was in Wirklichkeit Getriebener ist und umgekehrt.

Auf dem Hintergrund dieser drei allgemeinen Bemerkungen mochte ich zwei etwas kon-
kretere Serien von Uberlegungen zur Berichtsschreibung, zum Bedarf, zu den Mdoglichkeiten
und zu dem damit verbundenen Datenmanagement vortragen. Dazu muss man unter den Ge-
genstanden, die gestern und heute behandelt worden sind, zwei groRe Kategorien sauber un-
terscheiden.

Die eine Kategorie betrifft Sachverhalte oder fasst Sachverhalte zusammen, die sich zu-
reichend durch Eigenschaften von Personen beschreiben lassen. Da gibt es kein sehr grof3es
Problem der Datenbeschaffung. Wir wissen, wie man so was macht, zum Beispiel durch gro-
Re Bevolkerungsumfragen, und es gibt eine Reihe von modernen Verfahren — dartiber méchte
ich aber nicht reden. Ein nennenswerter Teil der Gegenstande, die gestern und heute als be-
richtsrelevant dargestellt wurden, lasst sich meiner Meinung nach auf durchaus zureichende
Weise durch Bevolkerungsumfragen, maoglichst wiederholte in relativ dichter sequenzieller
Folge, beschreiben. In diesem Zusammenhang entsteht die Frage, welche vorhandenen Daten
man nutzen kann und ob gezielte Erganzungen der vorhandenen Daten mdglich sind. Einiges,
was Nick Kratzer gebracht hatte, und das Thema Arbeitszeit scheinen mir dazu zu gehéren,
aber einiges bedarf auch ergénzender Eigenerhebungen. Insgesamt glaube ich aber, dass die-
ses kein sehr grol3es Problem ist, da es eine Menge von Andock- und Anschlussmoglichkeiten
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an andere Dimensionen der Sozialberichterstattung gibt, die auf anderen Werkstattgesprachen
behandelt worden sind.

Viel spannender und schwieriger finde ich den zweiten Block von Sachverhalten, den man
nur dann realistisch beschreiben kann, wenn man sich auf eine Ebene begibt, die man ganz
vorsichtig mit dem Betriebsbegriff greifen kann. Die Frage, die das Sozialberichterstattungs-
system sich und den Forderern stellen und beantworten sollte, ist, ob Betriebe direkt in die
Sozialberichterstattung einbezogen werden kénnen und sollen. Wenn man diese Frage bejaht,
und es gibt gute Griinde dafir, dann stellen sich meiner Meinung nach mindestens drei Prob-
leme, die ich nennen mdéchte.

Das erste Problem ist das Problem der Heterogenitét, der Notwendigkeit eines typologi-
schen Vorgehens. Wenn es keinen Typ von Pilotbetrieben von der Art der Automobilferti-
gung im Fordismus mehr gibt, wenn sich die Widerspriiche zwischen den Handlungsressour-
cen, den Handlungsopportunitaten und den Gelegenheitsstrukturen, denen Betriebe gegeni-
berstehen und auf die sie zu reagieren haben, vertiefen, wenn Betriebe zunehmend zu Optio-
nen gezwungen werden, die sie in dem einen oder anderen Sinne beantworten kénnen — dann
ist es nicht mehr moéglich und nicht mehr legitim, von einer einheitlichen Entwicklung in der
Gesamtheit der Betriebe auszugehen, die sich allenfalls durch mehr oder minder groRes Ent-
wicklungstempo differenzieren lassen, also nach unterschiedlichen Zeitpunkten, zu denen sie
den idealen Endpunkt der gedachten Entwicklung erreicht haben. Folglich ist die entschei-
dende Frage, wie wir mit den Differenzen zwischen Betrieben umgehen und wie wir vorgehen
mussen, damit Heterogenitaten nicht Hindernisse der Erkenntnis, sondern Chancen der Er-
kenntnis werden. Das ist, glaube ich, ein sehr wichtiger Unterschied. In vielen Féllen erfahren
wir Sachverhalte, Probleme, Schwierigkeiten, Aufgaben und Herausforderungen zunachst als
durchaus negativ, weil sie neu und unvertraut sind. Wir kommen mit unseren bisherigen Vor-
gehensweisen nicht weiter und haben ausgesprochene Schwierigkeiten zu realisieren, dass da
auch ganz neue Chancen und Gelegenheitsstrukturen eréffnet werden. Man muss die Hetero-
genitat ernst nehmen und bei dem Versuch, sie einzufangen, eine theoretisch begriindete und
empirisch anschlussféhige Typologie von Betrieben erstellen. Es gibt gute Griinde fir die
Annahme, dass durch die begrenzten materiellen und zeitlichen Ressourcen die Verantwortli-
chen der Sozialberichterstattung nicht darum herumkommen werden, eine Auswahl von Ty-
pen von Betrieben vorzunehmen, auf die sie sich vorrangig konzentrieren wollen. Dieser
Auswahlprozess sollte im Interesse aller Beteiligten und im Interesse der Sache und des Er-
gebnisses moglichst frih und méglichst gut begriindet werden. AulRerdem sollte vermieden
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werden, dass man mehr oder minder ungesteuert durch externe Zufalligkeiten in eine Typolo-
gie und eine Auswahl von Typen hineinstolpert, die sich hinterher als die eigentlich gar nicht
wichtigen herausstellen.

Zusammenfassend kann man sagen, dass Heterogenitat durch Typologie bewéltigbar wird
und zur Auswahl zwingt.

Zweitens: Wenn man sich auf die Betriebsebene herunter begibt, ist insbesondere in einer
Situation knapper Ressourcen eine Option flr strategisch relevante Dimensionen unvermeid-
lich. Wir kdnnen nicht davon trdumen, den Betrieb insgesamt in seiner gesamten Komplexitat
in ein Berichterstattungssystem einzubeziehen, welches dann auch noch mdglichst aktuell
sein soll, mit Daten, die erst kurz zuvor erhoben worden sind. Aus diesem Grund wird es un-
vermeidlich, die Dimensionen (eine eng begrenzte Anzahl) auszuwahlen, bei denen man sagt,
dass man mit ihrer Hilfe eine hohe Chance hat, die wirklich spannenden neuartigen und her-
vorzuhebenden Veranderungen in einer eingrenzbaren Gruppe von Betrieben zu beschreiben.
Diese Auswahl von Dimensionen kann zum Beispiel das Gegensatzpaar von Ortsgebunden-
heit und Globalisierung oder das Eigentumsverhaltnis oder die Kombination von Branche und
Betriebsgrofie oder der traditionelle Gegensatz von Dienstleistung und Produktion sein etc.
Aber auch hier meine ich, dass fur die Verantwortlichen der Sozialberichterstattung ein hohes
Interesse daran besteht, diese Optionen, die Entscheidung fir die Auswahl oder Nicht-
Auswahl bestimmter Dimensionen fur das jetzt neu aufzubauende Beobachtungssystem, ex-
plizit zu begriinden und zu diskutieren.

Drittens: Wenn man in diesem, wie ich meine, unvermeidlich reduzierten Sinne fir be-
stimmte Typen von Betrieben und bestimmte Dimensionen betrieblicher Realitat eine zeitna-
he und detaillierte Sozialberichterstattung anstrebt, stellt sich die Datenverfugbarkeit als zent-
rales Problem heraus. Ich werfe jetzt noch einige Fragen auf, die Sie sicher diskutieren ms-
sen. Der Datensatz, der am nachsten an dem steht, was Sozialberichterstattung auf Betriebs-
ebene meinen konnte, ist das Betriebspanel des IAB. [...] Ich glaube aber nicht, dass die IAB-
Daten ausreichen. Damit taucht die Frage nach gezielter Erganzung der 1AB-Daten auf. Zu-
nachst einmal besteht jedoch die Frage, ob es moglich ist, die Generierung zusétzlicher Daten
S0 anzusetzen, dass sie den Informationsbestand des IAB-Betriebspanels gezielt ergénzen,
verldngern und anreichern, aber nicht etwas Neues daneben aufbauen. Zu fragen ist dann im-
mer noch, ob es nicht auch notwendig und mdglich ist, zumindest im Bereich der ausgewahl-
ten Typen der Betriebe mit einer Art von schnellen Fallstudien auf der Betriebsebene Material

zu generieren. Ich glaube, man sollte so etwas von Anfang an — wenn es geht, in der Planung
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des Projektes — als Mdglichkeit mit einbeziehen, sich aber gleichzeitig die Chance offen las-
sen, im Prozess der Sozialberichterstattung dann wirklich die Fragestellungen gezielt zu defi-
nieren, bei denen dieses doch alles in allem sowohl zeit- als auch geldaufwéndige Verfahren
einer Erhebung eine grofRere Zahl von Fallstudien mit einbezieht, die man miteinander in Be-

ziehung setzen kann. [...]

Peter Bartelheimer

Betrieb als ,,Suchbegriff* fir einen Organisationstyp

Wir, d.h. der Forschungsverbund, haben im Grunde in dieser Veranstaltung den Begriff Be-
trieb als Suchbegriff verwendet. Das ist nattrlich ein bisschen problematisch, da der Begriff
eine alltagssprachliche Evidenz hat. Als meine Freunde und ich in den 70er Jahren tber Be-
triebsarbeit diskutierten, hatten wir nicht so viele Zweifel, was wir damit meinten und was
nicht. Es gibt auch eine alltagssprachliche Evidenz des Begriffs, aber wir haben ihn eigentlich
als Suchkategorie verwendet. Als Suchkategorie fur was?

Wir gehen davon aus, dass Erwerbspersonen nicht einfach als Individuen einen relativ
unstrukturierten Arbeitsmarkt betreten, sondern dass die Nachfrage nach Erwerbsarbeit und
auch der Einsatz von Arbeitskraft in Einheiten reguliert werden, die kleiner sind als die ge-
samte Gesellschaft. Das ist die defensivste Form dessen, auf was dieser Suchbegriff abstellt.
Das Problem, das wir zu diskutieren haben, ist eben die Frage, wie wir die Organisations-
struktur, in der das geschieht, fassen konnen. Die Pruffrage, die man sich stellen kann, lautet,
ob es jemanden gibt, der in diesem Sinne nicht in einem Betrieb arbeitet. Wir suchen eigent-
lich eine Ebene der Berichterstattung bzw. eine Ebene der Analyse, auf der bestimmte Regu-
lierungsleistungen erbracht werden, und zwar generell fir Erwerbsarbeit. Insofern ist der Be-
griff, den wir dort suchen, die Organisationseinheit, auf die das alles abstellt, nicht unbedingt
der Betrieb im Sinne eines Industriebetriebs oder auch nur eines Gewerbebetriebs.

Hier haben wir jetzt das Problem, dass wir mit ganz verschiedenen Einheiten operieren:
Das Arbeitssystem, das Martin Kuhlmann als das Maligebliche bezeichnet hat; der Be-
triebsteil oder die Betriebsstétte; der Betrieb selbst; das Unternehmen oder — ,,bring the firms
back in* — die Firma; die Wertschopfungskette, also die wirtschaftlichen Verflechtungsbezie-
hungen. Das sind alles ganz unterschiedliche Einheiten, hinter denen unterschiedliche Frage-
stellungen stehen. Es gibt hier kein Richtig oder Falsch. Es ist, glaube ich, deutlich, dass die
Frage, welchen Organisationstyp wir betrachten und fur welchen wir Daten suchen mdissen,

abhangig ist vom Gegenstand der Regulation und der Regulationsleistung, die uns interessiert.

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



229

Interessiert uns der Technikeinsatz, interessiert uns die Kooperation in der Arbeit, interessie-
ren uns die Arbeitspolitiken und Arbeitsbedingungen, interessiert uns das Beschaftigungsver-
haltnis oder die Arbeitsbeziehungen (,,industrial relations), interessiert uns das Entgelt, die
Zeit, das Produktions- oder Geschéftsmodell, also die Frage, wie Wertschopfung organisiert
wird? Das sind unterschiedliche Fragestellungen, die unterschiedliche Einheiten bedingen.

Es ist, glaube ich, auch klar geworden, dass das im Wesentlichen Fragen sind, vielleicht
von der Wertschépfung mal abgesehen, die nicht nur fiir den gewerblichen Bereich und schon
gar nicht nur fiir den industriellen Bereich gelten. Was wir eigentlich brauchen und was wir
bislang versdumt haben, ist, so etwas wie eine Kartographie dieser verschiedenen Einheiten
zu erstellen. Diese Einheiten sind namlich nicht beliebig nach der Fragestellung definierbar,
sondern wir mussen uns auch damit beschéftigen, was wir fur statistische Definitionen und
Legaldefinitionen dieser Gegenstande vorfinden. Das hat in der Diskussion zwischendurch
auch immer wieder eine Rolle gespielt. Da gibt es eben die Praktiker oder Halter bestimmter
Daten, das IAB-Betriebspanel wurde bereits genannt, die sagen, dass der Betrieb durch die
Betriebsnummer definiert wird. Hierbei muss man sich anschauen, wie die Betriebsnummer
vergeben wird und was das fiir eine Definition ist. Weiterhin muss der Frage nachgegangen
werden, wie es sich mit dem Betriebsbegriff im Betriebsverfassungsgesetz verhalt, wenn wir
zum Beispiel Uber die Arbeitsbeziehungen diskutieren. Es sind eine Reihe solcher Fragen ge-
nannt worden. Wir hatten jetzt auch darlber diskutieren missen, was der Unternehmensbe-
griff in der Wirtschaftsstatistik bezeichnet, und die Einheiten beleuchten missen, die mal3geb-
lich sind, wenn wir uns Wertschopfungsketten oder Wirtschaftsverflechtungen zwischen dem
Betrieb und der Region — auch mdglicherweise im Globalisierungsprozess — anschauen wol-
len.

Wir missen uns mit den verschiedenen Ebenen und Einheiten beschéftigen, die es in der
Diskussion uberhaupt gibt, und wir mussen genauer schauen, was die bereits bestehenden
Statistiken verwenden. Und darin stimme ich mit Burkart Lutz (iberein, dass wir keine neuen
Statistiken fordern dirfen, solange wir die alten noch nicht ausgewertet haben. Wir miissen
uns anschauen, was es fur Definitionen in den Datensdtzen und Statistiken gibt, mit denen wir
arbeiten konnen, wie weit wir damit kommen und welche juristischen Definitionen wichtig
sind. Hochtrabend kdnnte man das Taxonomie nennen oder Formenlehre dieser Einheiten, flr

die wir diesen Suchbegriff die ganze Zeit verwendet haben.
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Fir welche Themen ist ,,Betrieb* bedingende Variable?

Die zweite zu stellende Frage ist, wofur wir das eigentlich brauchen. Auch dort hat Burkart
Lutz bereits gesagt, dass es Themen gibt, fir die wir das gar nicht brauchen. Es gibt sogar die
Maoglichkeit, Themen, fur die man es eigentlich braucht, zu verhandeln, ohne wirklich etwas
uber den Betrieb zu sagen. Auch dafir gibt es in unserem ersten Bericht Beispiele. Wir haben
zum Beispiel in unserem ersten Bericht nur wenige Kapitel oder nur wenige Themen, etwa
beim Technikeinsatz, bei der Informatisierung und bei der Arbeitsorganisation, wo tatséchlich
der Betrieb im Mittelpunkt der Diskussion steht. Oft finden wir den Begriff nur als einen Ort
der Hypothesenbildung oder der Diskussion von méglichen Motiven oder Ursachen, aber e-
ben nicht als wirklich empirisch beobachtbare Einheit. Zum Beispiel diskutieren wir im Be-
richt die ganze Frage von Zeitstrukturen immer unter der Pramisse, dass der Betrieb daftr der
wichtige Taktgeber ist, jedoch ohne tatsachliche Zeitstrukturen auf der betrieblichen Ebene, in
der betrieblichen Analyseeinheit abzubilden. Es gibt also sozusagen diese zwei Modelle: ei-
nerseits den Betrieb einfach mitzufuhren als Ort der Hypothesenbildung, wo die 6konomi-
schen oder rationalen Motive fur bestimmte Sachverhalte herkommen, die aber durchaus zu-
néchst mal auf der Ebene der anders aggregierten Personendaten oder zum Beispiel auch auf
der Haushaltsebene betrachtet werden kdnnen. Andererseits kann der Betrieb auch Ort eigener
Empirie sein, wo es dann wirklich zum Schwur kommt und wir uns fiir einen dieser verschie-
denen Organisationstypen, tber die ich gesprochen habe, entscheiden missen, und wo wir
dann fir den auch Daten brauchen — wo wir diese Aggregationsebene wirklich empirisch ope-
rationalisieren und umsetzen missen. Und da miissen wir in der Tat unterscheiden: An wel-
chen Punkten brauchen wir den Rickgriff auf den Betrieb, weil wir sagen, dass er die bedin-
gende Variable fiir das ist, was wir Produktions- und Sozialmodell im Umbruch nennen?

Wir haben heute viele Referate gehort, in denen der Betrieb im Mittelpunkt stand und nur
gelegentlich ein Ausblick auf die Individualebene und auf Individualdaten von Beschéftigten
erfolgt ist. Oder umgekehrt: In anderen Referaten oder Forschungsvorhaben und -arbeiten
standen Individualdaten im Mittelpunkt, und Informationen Uber den Betrieb waren entweder
sparlich oder fehlten ganz. Sie haben aber auch ein paar Forschungsansétze prasentiert be-
kommen, und die sind flr unsere Fragestellung besonders interessant, die diesem Idealtyp
entsprechen: bei denen wir sowohl Individualdaten als auch Betriebsdaten haben, die mog-
lichst in einem Datensatz zusammengefuhrt werden, sodass dann wirklich sichtbar werden

kann, was Betriebseffekte und was andere Effekte sind. Das ist das Idealmodell, und wenn
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wir es in einigen Punkten schaffen, im néachsten Bericht dieses Idealmodell zu erreichen, dann
sind wir schon einen wesentlichen Schritt weiter.

Viel mehr wirde ich gar nicht fur den né&chsten Bericht erwarten. Da konnte aus meiner
Sicht ein Kapitel im Bericht sein, wo wir tatsachlich so etwas wie eine Kartografie oder eine
Formenlehre der Entwicklung dieser mittleren Regulierungsebene von Arbeit machen, die
unterschiedlichen Organisationstypen sowie die Problematik der Datenzugénge relativ aus-
fuhrlich darstellen und eine Art von Typologie versuchen, die wir definitiv brauchen. Wir
kdnnen dann in einzelnen anderen Punkten der Berichterstattung den Betrieb als bedingende
Variable oder als zusatzlich notwenige Fragestellung in Untersuchungen ausgewéhlter Sach-
verhalte des Umbruchs des Produktions- und Sozialmodells mit einbeziehen. Ich glaube, dass
sehr viel Strom darin steckt, was die Entwicklung der Arbeitsbeziehungen angeht, auch unter-
halb der Ebene institutionell messbarer Verédnderungen; also im Wechselverhaltnis zwischen
sich verdndernden Mustern der Erwerbsbeteiligung, unsicherer Erwerbsbeteiligung und se-
kundéarem Integrationsmodus einerseits und bestimmten Typen von Betrieben oder bestimm-
ten Problemen des Personaleinsatzes auf der Betriebsebene andererseits. Das sind alles Erosi-
onsprozesse von Normalitatsbedingungen, bei denen wir mehr als bei anderen die Betriebs-
ebene als bedingende GroRe brauchen.

Ein zweiter Fragenkomplex hat mit dieser These der Verbetrieblichung zu tun. Fur die
These der Verbetrieblichung gibt es viele plausible Anhaltspunkte, es ist aber auch in einigen
Referaten deutlich geworden, dass die Verbetrieblichung immer nur eine relative ist und auch
eine Gegenseite hat. Zum Beispiel ist im Referat von VVolker Baethge-Kinsky gezeigt worden,
dass Verbetrieblichungsprozesse voraussetzen — oder dass, eher, der Formenwandel des be-
trieblichen Kompetenzerwerbs voraussetzt, dass andere gesellschaftliche Formen des Kompe-
tenzerwerbs entstehen, auf die die Betriebe zuriickgreifen kdnnen. Ein weiterer Punkt ist die
Diskussion darlber, auch wieder im Zusammenhang mit dem sekundaren Integrationsmodus,
dass bestimmte Entwicklungen von Kern- und Randbelegschaften eigentlich bestimmte sozi-
alstaatliche Voraussetzungen haben, wenn man aus diesem unsicheren Segment heraus Prob-
leme der Personalrekrutierung zu lésen versucht. Formen der Verbetrieblichung verweisen
auf sozialstaatliche oder iberhaupt staatliche oder andere Regulationsebenen, und wenn man
das darstellen will, braucht man den Betrieb als Ebene.

Und die dritte Fragestellung: Wenn wir Aussagen Uber wirtschaftliche VVeranderungen auf

der Ebene der Finanzierung, der Eigentumsverhéltnisse, Wertschopfungsketten oder wirt-
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schaftlichen Verflechtungen behandeln wollen, dann brauchen wir vielleicht nicht den Be-
trieb, aber das Unternehmen als eine vermittelnde GroRe.

Wie wird ,,Betrieb* berichtsfahig?

Abschlielend zu der Frage, wie wir zu dem Suchbegriff Betrieb berichtsfahig werden. Was
wir auf dieser Veranstaltung gemacht haben, ist eine Art Bestandsaufnahme der Industrie-
oder Betriebssoziologie unter den Fragestellungen unserer Berichterstattung. Was fiir Proble-
me sind dabei aufgetreten und deutlich geworden?

Dieses Feld der Forschung wird sehr stark durch kleine Einzelstudien gepragt. Viele ha-
ben ihre Referate mit der Bemerkung eingeleitet, sie seien keine Experten flr Berichterstat-
tung. Um einen beriihmten Buchanfang zu paraphrasieren, kdnnte man sagen, dass der Reich-
tum der Industriesoziologie auf den ersten Blick als eine ungeheure Sammlung von Betriebs-
fallstudien erscheint. Dies ist fur die Berichterstattung ein riesengrofRes Problem. Es gibt keine
Systematisierung der qualitativen Empirie, und die Betriebsfallstudien sind schwer vergleich-
bar.

Ein weiteres Problem ist, dass wir nicht nur wenige oder nicht ausreichende statistische
Daten haben, sondern die statistischen Daten verschiedene Analyseeinheiten verwenden und
oft nicht die Konzepte messen, mit denen sich die Zunft der Industrie- oder Betriebssoziologie
herumschlagt. Also zum Beispiel nicht die Arbeitssysteme. Oder wenn wir anhand von Daten
des Betriebspanels Betriebe unterscheiden, die bestimmte ReorganisationsmalRnahmen ergrif-
fen haben beziehungsweise nicht ergriffen haben, dann ist das ziemlich weit weg von dem,
was Industriesoziologen meinen, wenn sie uber solche Reorganisationsprozesse reden. Wei-
terhin haben wir, obwohl das hier jetzt nicht so eine groRe Rolle gespielt hat, keine statisti-
schen Daten Uber das Verhaltnis des Betriebs zur Lebensweise, zum Beispiel zur familiaren
Situation von Beschaftigten, oder tber das Verhéltnis von Zeitstrukturen im Betrieb und Zeit-
strukturen in der Familie. Diese Probleme haben wir; was ist jetzt an Losungsvorschlagen
gekommen?

Der erste Losungsvorschlag liegt auf der Hand und den unterstreiche ich nachdricklich.
Wir brauchen Typologien dieser Organisationseinheiten, und dort kdnnte man schon etwas
machen. Burkart Lutz hat bereits dargestellt, dass es eine VVoraussetzung dafir ist, um strate-
gisch eine Auswahl zu treffen, was man moglicherweise vertiefend betrachten méchte. Den
zweiten Losungsvorschlag, der gekommen ist, halte ich fir ein wenig problematischer. Ich
wirde ihn so zusammenfassen, dass wir die Probleme der Industriesoziologie I6sen sollen.

Also zum Beispiel wurde uns angetragen, wir sollten doch mal die Zunft vereinheitlichen in
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Bezug darauf, wie man Betriebsfallstudien anlegt und bestimmte Konzepte operationalisiert
und so weiter. Das scheint mir ziemlich heikel. Ich arbeite an einem Institut, wo Kollegen und
Kolleginnen von ,,der Sektion* sprechen, so wie man ein héheres Wesen anruft, dessen Na-
men man nicht nennen darf oder nicht nennen muss. Und ich bin nicht in ,,der Sektion®. Aus
diesem Grund sehe ich nicht, wie wir diese Probleme der Sektion I6sen kdnnen, wo es sehr
lange Traditionen von Freundschaften und Feindschaften sowie von Diskussionen gibt. Was
hier Uber die Widerstandigkeit von Arbeitsprozessen gesagt worden ist, gilt sicher auch fiir
den Arbeitsprozess der Industriesoziologie, und diese Probleme werden wir nicht 16sen. Das
hei3t: Wir sind in einem Berichterstattungsprojekt darauf angewiesen zu schauen, was wir mit
dem Forschungsstand machen kénnen, der aus der Industrie- und Betriebssoziologie heraus-
kommt.

Das bringt mich auf den n&chsten Ldsungsvorschlag: Eigenforschung und eigene Daten-
erhebung. Ich will das nicht ausschlieRen, aber wir mussen uns darlber klar sein und uns dar-
uber auch mit dem Zuwendungsgeber und dem wissenschaftlichen Beirat unterhalten: Wenn
wir das taten, dann wirden wir Uber das hinausgehen, was wir als Arbeitsauftrag dieser Be-
richterstattung definiert haben. Der Arbeitsauftrag war: Wir arbeiten sekundaranalytisch, und
dort, wo das nicht mehr geht, weisen wir die Datenliicken aus. Das Referat Wissenschaft und
Gesellschaft im BMBF, das uns fordert, ist auch zustandig fur den Rat der Wirtschafts- und
Sozialdaten, und da wird sehr stark in der Perspektive gedacht, wie sich denn die gesamte
Wirtschafts- und Sozialdateninfrastruktur der Gesellschaft weiterentwickelt. Wir sind also
privilegierte Nutzer dieser bestehenden Infrastruktur und haben den Auftrag, auf Defizite zu-
nachst einmal hinzuweisen, die aber nicht unmittelbar auch selber zu bearbeiten. Einmal ab-
gesehen davon, dass wir dann einen anderen Mitteleinsatz brauchten als den, Gber den wir
bisher nachgedacht haben, bergen solche Lésungen auch immer das Risiko von Insellésun-
gen. Ich bin im letzten Jahr auf keiner maRgeblichen Veranstaltung gewesen, wo nicht ir-
gendwann der Wunsch nach einem eigenen Panel gedulRert wurde. ,,Empire building” macht
Spal3, aber es ist auf jeden Fall klar, dass wir dann Uber unseren Arbeitsauftrag hinausgehen,
und das muss sicherlich noch mal bedacht werden.

Vierter Losungsvorschlag: Macht doch dann wenigstens so was wie den Trendreport, also
eine vergleichende Betrachtung von Fallstudien. Das waren dann aber Fallstudien, wenn mei-
ne eben entwickelte Pramisse stimmt, die wir auch wieder nur sekundaranalytisch auswerten
kdnnten und wo sich das Problem der mangelnden Vergleichbarkeit der vorliegenden Fallstu-

dien stellt. Ich glaube nicht, dass wir so etwas wie eine eigene Empirie machen werden. Bur-
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kart Lutz hat sich mit dem Begriff der schnellen Fallstudie beholfen. Das klingt natirlich ein
wenig nach ,,quick and dirty* und ich weil nicht, ob das wirklich das Problem I6st. Das mss-
te man prifen. Es hat auch den Vorschlag gegeben, Langsschnittfallstudien zu machen, und
ein Berichtssystem wie unseres kann natirlich eine gewisse Nachfragemacht nach solchen
Langsschnittfallstudien entwickeln, insofern vielleicht doch eine gewisse vereinheitlichende
Wirkung auf die Fallstudienproduktion generieren, wenigstens in einigen beteiligten Institu-
ten.

Der Projekttyp der Wahl und die flinfte L6sung ist das Matching von Personen- und Be-
triebsdaten. Fur ein paar Fragestellungen geht das auf jeden Fall, aber es werden auch viele
Wiunsche offen bleiben. Das Ergebnis wird nicht eine GroRforschungsanlage Sozio6konomi-
sche Berichterstattung sein. Ich will nicht ganz ausschlieRen, dass wir eigene Empirie machen
konnen, aber der Schwerpunkt wird weiter darauf liegen, dass wir qualifizierte begriindete
Vorschlége fir die Weiterentwicklung der Dateninfrastruktur machen. [...]
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6. Werkstattgesprach 5: Arbeit und Lebensweisen im Spiegel
der Haushaltsokonomie

(Autorin: Tatjana Fuchs — INIFES)

6.1 Lebensweisen im Umbruch — Haushalts(nahe) Arbeit

"....und wer passt auf die Kinder der Dienstméadchen auf?" So lautet der Untertitel des flinften
Werkstattgespréachs, das die Verédnderungen der Lebensweise und die Kategorie des Haushalts
in den Mittelpunkt stellt. Es geht u.a. um die Ausdifferenzierung der wirtschaftlichen und
sozialen Lage der Haushalte, um die Folgen materieller Unterversorgung fur die Chancen von
Kindern und Erwachsenen und um die Konsequenzen des demografischen Wandels. Eine
zentrale Frage wird im Untertitel bereits angedeutet: Welche Formen kann eine Auslagerung
von Haushalts-, Pflege- und Sorgearbeit aus dem privaten Bereich in den Erwerbsbereich an-
nehmen, und welche Chancen und Probleme sind damit verbunden?

Fur den Forschungsverbund fuhrt Tatjana Fuchs in die Werkstattreihe zur sozio6konomi-
schen Berichterstattung und in das Thema des flinften Werkstattgesprachs ein (siehe auch

Foliensatz Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch).

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch — Herausforderungen fiir die Konzeption von

Haushalts(naher) Arbeit im Rahmen der soziobkonomischen Berichterstattung

Im Mittelpunkt der soziokonomischen Berichterstattung steht — wie in vielen anderen Be-
richtsansatzen auch — die Frage, wie Menschen arbeiten und leben. Das Verhéltnis von ¢ko-
nomischer und sozialer Entwicklung ist heute jedoch spannungsreicher als in den 70er Jahren.
Zwischen den drei ,,Wohlfahrtsproduzenten* Markt, Staat und private Haushalte nehmen Sto-
rungen zu. Es wird daher immer schwieriger, Berichterstattung auf die Messung von ,,Out-
puts* zu beschranken, d.h. auf die Ergebnisse wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Prozesse
fir die individuelle Wohlfahrt. Berichterstattung muss heute mehr denn je, nach den sozialen
Voraussetzungen fragen und den Einfluss von Institutionen beriicksichtigen, die Okonomie
und Gesellschaft regulieren.

Dem soziodkonomischen Berichtsansatz liegt die VVorstellung zugrunde, dass wirtschaftli-
che Leistung gesellschaftlich eingebettet ist und wirtschaftliche und soziale Entwicklungen in

Wechselwirkung stehen. Unterstiitzen sie einander, schlagt sich dieser dynamische Verstar-
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kungszusammenhang nicht nur in 6konomischen, sondern auch in sozialen Ertrdgen nieder.
Madglich ist jedoch auch eine Entkoppelung 6konomischer und sozialer Ertrage, sei es in einer
Ubergangssituation oder in einem neuen Gesellschaftsmodell.

Ubersicht 3: Berichterstattung zur soziookonomischen Entwicklung

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

(1)Berichterstattung zur sozio6konomischen Entwicklung:
Das Entwicklungsmodell

Lebensweise (Haushalte)
Zeitverwendung, Erwerbsorientierung, Arbeitsteilung im Haushalt,
Bildungsverhalten, Konsummuster, Lebensform, ...

Markt- Arbeit Institutionelle
geschehen (Eigenarbeit, Erwerbsarbeit) Ordnung,

| % Regulierung

Produktion (Unternehmen)
Waren und Dienstleistungsangebot, Arbeitskraftnutzung,
Primarverteilung der Einkommen
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Der soziookonomische Berichtsansatz will Wechselwirkungen zwischen sozialer und 6-
konomischer Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland empirisch untersuchen und in
mdoglichst vielen Dimensionen anhand geeigneter Indikatoren beschreiben. Dabei bildet die
Annahme eines Umbruchs des (west-)deutschen Produktions- und Sozialmodells eine Heuris-
tik auf der Suche nach Verdnderung: Wir gehen davon aus, dass der fir die Nachkriegsjahr-
zehnte charakteristische Zusammenhang von 6konomischer Effizienz und sozialen Ertragen
zunehmend entkoppelt wird, und die Suche nach einer neuen Balance zwischen ékonomi-
schem und sozialem Leistungssystem auf der Tagesordnung steht.

Im vorgestellten Berichtskonzept wird der Lebensweise ein zentraler Stellenwert einge-
raumt, wobei bislang ein relativ weiter Begriff von Lebensweise zugrunde gelegt wurde. Die
Grundannahme lautet, dass gesellschaftliche Lebensweisen nicht nur passives Produkt der
Okonomie sind, sondern dass zwischen den beiden Polen Okonomie und Lebensweise ein
wechselseitiger Ursache-Wirkungs-Zusammenhang besteht. D.h. gesellschaftliche Individuen
entwickeln eigensinnige Bedirfnisse und Lebensziele. Fir deren Realisierung kommt es dar-
auf an, wie weit die Okonomie — Uiber den Markt oder Staat - geeignete Ressourcen bereit-
stellt, oder ob sie diese Bedirfnisse ignoriert und die Mittel der Realisierung verweigert. Um-
gekehrt konnen von Veranderungen der Lebensweise Impulse ausgehen, die Anpassungen

seitens des 6konomischen Systems provozieren.
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Bei der Beobachtung von Elementen der Lebensweise betritt man somit keine 6konomiefreie
Zone und auch keinen Bereich ungehemmter Subjektivitat. Letztlich werden Handlungsspiel-
rdume beobachtet, in denen eine bestimmte Lebensweise entstehen kann bzw. hervorgebracht
wird. Diese Handlungsspielrdume werden durch die materielle Lebenslage begrenzt, die Le-
bensweisen sind also sozial strukturiert: Wie sich die Realisierungschancen fir eine ge-
winschte Lebensweise entwickeln, welche Vielfalt an Lebensweisen daraus entsteht, und wie
sie sich diese Realisierungschancen verteilen, kann einen wesentlichen Malistab zur Bewer-
tung gesellschaftlicher Entwicklung abgeben.

Bereits im vorliegenden ersten Bericht werden an vielen Stellen empirische Verénderun-
gen der Lebensweise im Kontext von Okonomie und institutioneller Regulierung beleuchtet.
Anhand einiger Beispiele wird der inhaltliche Rahmen des flinften Werkstattgesprachs aufge-
spannt:

Eindrucksvolle Belege von verénderten Lebenszielen und dem Bedirfnis nach erweiterten
Handlungsspielrdumen sind z.B. die verénderten Erwerbswiinsche von Frauen — vor allem
von verheirateten — Frauen. Dieser Anspruch auf einen eigenen Lebensentwurf, in dem die
Teilhabe am Erwerbsleben integraler Bestandteil ist, wird auf unterschiedlichen Ebenen deut-
lich:

Beispielsweise verschieben sich mit der wachsenden Verbreitung von héheren schulischen
Qualifikationen unter jungen Frauen auch das Heiratsalter und die Familienbildung im bio-
graphischen Verlauf nach hinten und gleichzeitig nimmt die Verbreitung von jungen Allein-
stehenden oder von unverheirateten und kinderlosen Paarhaushalten zu. Diese wachsende
Vielfalt von Lebensformen ist zum Teil eine logische Konsequenz aus verldngerten Ausbil-
dungszeiten und zum anderen Teil eine bewusst getroffene Entscheidung.

Mit der Hohe der Qualifikation steigen die Erwerbsquoten von Frauen; dabei bleibt aber
ganz offensichtlich ein anderer Teil der Lebensplanung auf der Strecke: wahrend nur 6 Pro-
zent der heute befragten Studentinnen zukinftig keine Kinder haben wollen, bleiben im Mo-
ment weit Gber 40 Prozent der Akademikerinnen in Westdeutschland dauerhaft kinderlos.
Und in der Tat lasst sich zeigen, dass ein Kind fur Akademikerinnen gravierende Nachteile
bei der beruflichen Entwicklung mit sich bringt. Dagegen ist es fur die Arbeitsmarki-
integration von hochqualifizierten Mannern vergleichsweise unerheblich, ob sie Kinder haben
oder nicht. Es besteht also offensichtlich ein struktureller Widerspruch zwischen der von
Frauen gewiinschten Umsetzung ihrer Bildungsanstrengungen in entsprechende Teilhabe am
Arbeitsmarkt und ihrem Wunsch nach Familienbildung — und dieser strukturelle Widerspruch
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lasst sich keineswegs auf Akademikerinnen beschranken. Fir einen groRen Teil der Frauen
gilt es nach wie vor, dass sie sich zwischen beruflicher Entwicklung oder auch nur zwischen
substantieller Erwerbstatigkeit und Familiengriindung entscheiden missen — auch wenn die
Popularitat der Ein-Verdiener-Familie definitiv rucklaufig ist.
Auf der Haushaltsebene zeigt sich dies in einer langsam abnehmenden Verbreitung des Ein-
Verdiener-Arrangements unter den westdeutschen Familien mit Kindern unter 16 Jahren. A-
ber noch immer knapp die Halfte der Eltern leben und wirtschaften nach diesem Modell, in
dem sich in der Regel die Frau auf die Kinderbetreuungs- und Hausarbeit konzentriert und der
Mann auf das Erwerbsleben.
Ubersicht 4: Erwerbskonstellationen in Paarhaushalten mit Kindern unter 16 Jahren

RELE

Ty
Internationales

onales Institu man
fur empirische Sozialokonomie [ @@

Erwerbskonstellationen in Paarhaushalten mit
Kindern unter 16 Jahren

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch
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Ebenfalls riicklaufig ist aber auch die Verbreitung von Erwerbskonstellationen, in denen
beide Eltern mindestens vollzeitnah, d.h. dass beide mindestens 30 Wochenstunden erwerbs-
tatig sind. Mit anderen Worten, Mitte der 80er Jahre praktizierten anteils- und zahlenmaRig
mehr westdeutsche Eltern ein Erwerbsarrangement, das bei beiden zu einer substanziellen
Teilhabe am Erwerbsleben flhrte, als nach der Jahrtausendwende.

Beide Entwicklungen — die abnehmende Verbreitung des Ein-Verdienermodells und die
abnehmende Verbreitung von substantieller Teilhabe beider Eltern korrespondiert mit der
wachsenden Verbreitung von Vollzeit/Teilzeit-Arrangements. Wobei es sich bei knapp einem
Drittel dieser speziellen Arrangements um eine Kombination aus mannlicher Vollzeitbeschaf-

tigung und weiblicher geringfligiger Beschéftigung handelt.
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Die Situation von Familienhaushalten in Ostdeutschland stellt sich vollig anders dar: Noch
immer die meist verbreitete Form von Elternschaft sind hier vollzeitbeschéftigte Mutter und
Véter, wobei dieses Arrangement stark ricklaufig ist. Alle anderen Erwerbskonstellationen, in
denen mindestens ein Partner entweder teilzeit- oder gar nicht erwerbstétig ist, halten demge-
geniiber Einzug in die Realitat ostdeutscher Familienhaushalte — und dies, wie wir wissen,
gegen den Willen von vielen Muttern. Insgesamt arbeitet jede zweite in Teilzeit beschaftigte
Frau unfreiwillig verkirzt. Mit anderen Worten, der Umfang der Erwerbsintegration steht oft
in einem deutlichen Kontrast zu den Winschen von teilzeitbeschaftigten Frauen nach einer
Vollzeit- bzw. zumindest einer vollzeitnahen Beschaftigung.

Betrachtet man die spezifischen organisatorischen Settings, die es Eltern erméglichen und
die Eltern aktiv gestalten, um Kinder, Kiiche und Erwerbsarbeit unter einen Hut zu bringen —
und berticksichtigt erneut die Erwerbskonstellationen, so zeigt sich, dass eine partnerschaftli-
che Erwerbsbeteiligung meist an die Mdoglichkeiten einer institutionellen Kinderbetreuung
gekoppelt ist — oft in Form einer Ganztagsbetreuung.

Ubersicht 5: Inanspruchnahme von Betreuungsstrukturen nach Erwerbskonstellationen
RALH

bbb b |
3

. 13N
Sozialokonomie mim

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Inanspruchnahme von Betreuungsstrukturen nach
Erwerbskonstellationen (Paare mit min. 1 Kind unter 6 J.)

Paare mit mind. Institutio- darunter: darunter: ISIVEHE- Putz- oder
h . Informelle | nelle &

einem Kind unter nelle Halbtags- | Ganztags- f I Haushalts-

6 Jahren Betreuung betreuung | betreuung EErEng | WemEls hilfe

Betreuung

Beide erwerbstatig o o o 9 o a

(> 30 std.) 83,4% (32%) 42,9% 49,4% 38,7%

Beide erwerbstatig

(vzitz oder tzitz) 74,3% 45,0% 26,8% 53,6% 37,8% (6,2%)

Beide erwerbstatig

(vzlgeringf. T2) 67,0% 50,1% * 50,8% 32,4% *

Ein/e erwerbstatig

(vz oder t2) 47,2% 30,7% 5,9% 32,7% 17,9% 7,2%

Alle Paare mit

Kindern unter 6 56,2% 35,0% 12,7% 39,0% 23,6% 6,5%

Jahren

~z=zsoeb.de
Aus zahlreichen Untersuchungen wissen wir, dass diese Betreuungsmaoglichkeiten, wie
Krippen oder Kindergarten, einen partnerschaftlichen Lebensentwurf, der Kinder und Er-
werbstatigkeit fur beide Elternteile verbindet, in der Regel Uberhaupt erst mdglich machen.
Jedoch reichen institutionelle Betreuungsmoglichkeiten dafir allein nicht aus: Informelle
Betreuungsstrukturen spielen fiir erwerbstétige Eltern in Deutschland eine ganz zentrale Rolle

— teilweise nutzen erwerbstétige Eltern sogar ausschliellich informelle Betreuungsstrukturen
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(d.h. Verwandte, meistens die ,,Oma vor Ort*); und zum anderen kombinieren rund ein Drittel
aller erwerbstatigen Eltern institutionelle und informelle Betreuung.

Im ersten Bericht wurde darauf verwiesen, dass die Relevanz von institutioneller Betreu-
ung mit zunehmendem Erwerbsumfang beider Elternteile steigt bzw. doppelte substantielle
Erwerbstatigkeit Uberhaupt erst ermdglicht. Im Gegensatz dazu spielen Entlastungen bei der
Hausarbeit, wie etwa durch die Beschéftigung einer Putz- oder Haushaltshilfe kaum eine Rol-
le fur die Moglichkeiten einer doppelten Berufstétigkeit von Eltern. Die Verbreitung dieser
Beschaftigung in privaten Hauhalten ist — wie wir im Bericht zeigen konnten — mehr an die
Einkommensposition oder das VVorhandensein einer pflegebedurftigen Person gekniipft als an
Vereinbarkeitsanforderungen von Eltern.

Bisher haben wir uns mit einem Teil der Rahmenbedingungen befasst, die es Miittern und
Vatern in Familienhaushalten ermdglichen, einen gemeinsamen Lebensentwurf zu entwi-
ckeln, der sowohl der Familie als auch der beruflichen Entwicklung Raum lasst. Dies wiirde
sowohl den subjektiven Anforderungen von vielen Frauen als auch deren qualifikatorischen
Voraussetzungen Rechnung tragen. Dabei hat sich gezeigt, dass neben den Betreuungsinstitu-
tionen nach wie vor informelle Arbeit (meistens in Form von Betreuungsleistungen durch die
GroRmutter) notwendige Voraussetzungen fir die Teilhabe am Arbeitsmarkt sind.

Was wissen wir uUber die Konsequenzen, die mit der unterschiedlichen Realisierung von
Erwerbsarrangements einher gehen?

Ubersicht 6: Arbeitsteilung in Hauhalten mit Kleinkindern (unter 6 J.)

AW
Bb b
Internationales Institut FENN

fir empirische Sozialskonomie m"&

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Arbeitsteilung in Haushalten mit Kleinkindern (unter 6 J.)

18 EEE Partnerin in Std. 1
16 Westdeutschland mmm Partner in Std. 0,9
14 —8— Hausarbeitsindex 08

(AidHa)

Beide > 30 Beide et: Beideet: Ein/eet. Keinet e Beide >30 Beideet: Ein/eet. Keinet
std. vzitz  vzlgeringf. std. vzitz
TZ

~2=soeb.de

Betrachtet man die Erwerbskonstellationen im Hinblick auf die geschlechtsspezifische Ar-
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beitsteilung im Haushalt, wird deutlich, dass eine starkere Orientierung an partnerschaftlicher
Erwerbsbeteiligung auch mit einer deutlich partnerschaftlicheren Arbeitsteilung im Haushalt
einher geht. Wenn wir die téglichen Zeitanteile betrachten, die Véter und Mitter im Wochen-
durchschnitt fir Betreuung von Kindern und Pflegebedurftigen, fiir Besorgungen, Hausarbeit
und handwerkliche Eigenleistungen verausgaben, also fur ein breites Spektrum informeller
Arbeit, so zeigt sich zwar noch immer eine deutlich ungleiche Verteilung dieser Arbeiten zwi-
schen den Geschlechtern, die in Westdeutschland erheblich starker ausgepragt ist wie in Ost-
deutschland. Aber es zeigt sich eben auch, dass die Verteilung der geleisteten VVersorgungsar-
beit bei einer partnerschaftlichen Teilhabe am Erwerbsleben am egalitérsten ist. Letztlich
verweist dies auf komplexe Aushandlungsprozesse hinter den Erwerbsentscheidungen die auf
Haushaltsebene getroffenen werden, die ihre Spuren auf vielen Ebenen der Lebensweise hin-
terlassen und die Praxis des alltdglichen Handelns verandern.

Die unterschiedlichen Realisierungen von Erwerbsarrangements zeitigen jedoch selbstver-
stdndlich auch materielle Konsequenzen, die fir die 6konomische Entwicklung bedeutungs-
voll sind. Im Bericht konnte gezeigt werden, dass Familienhaushalte nur dann durchschnittli-
che Netto-Einkommenspositionen erreichen, wenn beide Elternteile mindestens vollzeitnah
oder in einer Kombination von Vollzeit und substanzieller Teilzeit erwerbstétig sind.

Ubersicht 7: Relative Einkommensposition und Einkommensarmut

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Relative Einkommensposition und Einkommensarmut
in Paarhaushalten mit Kindern unter 16 Jahren

Westdeutschland
Beide erwerbstatig (> 30 Std.)

i . (e [ [ I |
Beide erwerbstatig: vz/tz oder tz/tz

. ) I S S S S
Eine/r ewerbstatig (vz 0. tz)

Kein(e) Erwerbstatige(r)
Ostdeutschland . l....

Beide erwerbstétig (> 30 Std.)

Beide erwerbstatig: vz/tz oder tz/tz

Eine/r ewerbstétig (vz 0. tz)

Kein(e) Erwerbstatige(r)

B Anteil relativer Einkommensarmut 0O 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 110 120
M Relative Einkommensposition

~z=soeb.de
Leben und arbeiten Familienhaushalte nach dem Ein-Verdiener-Modell ist ihr relatives

Einkommen mit hoher Wahrscheinlichkeit unterdurchschnittlich und das Risiko von Ein-
kommensarmut ist mit 14 Prozent im Westen und 12 Prozent im Osten gegentber dem Voll-
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zeitteilzeitarrangement rund drei mal so hoch. Féllt das eine Arbeitseinkommen z.B. auf
Grund von Arbeitslosigkeit ebenfalls weg, liegt das durchschnittliche Nettoeinkommen dieser
Familien mit Kindern unter 16 Jahren zu knapp zwei Dritteln im Westen und zu knapp einem
Drittel im Osten unterhalb der Armutsgrenze.

Relative Einkommensarmut ist ein Indikator fir Gefdhrdung durch materielle Unterver-
sorgung. Auch dieses, d.h. Unterversorgungen in zentralen Lebensbereichen, war bisher
Thema der Berichterstattung. Dazu wurden in den Bereichen Konsum und Wohnen Haufun-
gen von Unterversorgungen ermittelt, die vom drohenden Wohnungsverlust, Gber die nicht
vorhandenen Mdglichkeiten, zumindest kleine finanzielle Ricklagen zu bilden, bis hin zu den
nicht vorhandenen finanziellen Mdéglichkeiten reichen, ab und zu Freunde zum Essen einzula-
den.

Ubersicht 8: Kumulationen von Gefahrdungen

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Kumulationen von Gefahrdungen: Mehrfach unterversorgte
Haushalte ohne verwandtschaftliche Netzwerke

2 Mio. Haushalte W Beide erwerbstatig >30 Std.

H Alleinstehende I Beide erwerbstatig (vz/tz)

<65 J.

. =Ei -
O Alleinstehende Eine/r erwerbstéatig

>65 J.
0 Paare <65J.

OKein Erwerbstatiger

H Paare >65 J.

B Migrationshintergrund im

Haushalt
@ Alleinerziehende

mit Kind. <16 J.

MW Paare mit Kind.
<16 J. O kein Migrationshintergrund im

Haushalt
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Darlber hinaus haben wir jene Haushalte identifiziert, die nicht nur in den beiden Berei-
chen Wohnen und Konsum jeweils Unterversorgungen aufweisen, sondern dartiber hinaus
keine Mdglichkeiten haben, auf verwandtschaftliche Netzwerke am Ort oder in der Gegend
zurlickzugreifen, die Unterstiitzung im Alltagshandeln leisten kénnten. Das sind rund 2 Milli-
onen Haushalte, zum groRten Teil alleinlebende Personen, fur die sich der Mangel an familia-
ren Nahbeziehungen nochmals problematischer ausdricken kann. Die mit rund 350.000
Haushalten zahlenmé&Rig zweitgréRte Gruppe sind die Familienhaushalte mit Kindern unter 16
Jahren, die nun etwas genauer beschrieben werden soll: wodurch sind diese Familien charak-

terisiert, die sowohl materielle Unterversorgungen aufweisen und zugleich auf keine ver-
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wandtschaftlichen Nahbeziehungen im Bedarffall zuriickgreifen kénnen? Es sind zum gréRten
Teil Haushalte, in denen lediglich eine Person erwerbstatig ist, gefolgt von Haushalten die in
der modernisierten Variante von Haupt- und Zuverdienst erwerbstéatig sind und in einem
Funftel dieser Haushalte, sind derzeit beide Eltern ohne bezahlte Arbeit. Zum zweiten weist
mindestens jeder zweite dieser Haushalte einen Migrationshintergrund auf.

In den Kategorien von misslingender und gelingender Teilhabe gesprochen, lasst sich
Teilhabe an den Chancen oder den Handlungsspielrdumen messen, eine individuell ge-
winschte und gesellschaftlich tbliche Lebensweise zu realisieren. Diese Chancen sind un-
gleich verteilt. Bereits die hohe Quote unfreiwilliger Teilzeitbeschaftigung, und die unfreiwil-
lige Verweisung auf ,,nur Familienarbeit bzw. nur informelle Arbeit” jenseits der Teilhabe am
Erwerbssystem bzw. ,,nur Erwerbsarbeit* unter Verzicht auf Familienbildung deuten dies an.

Gefahrdet (,,prekar*) wird Teilhabe dann, wenn sich die duf3eren wie die verinnerlichten
sozialen Anforderungen an die eigene Lebensweise und die tatsdchlichen Mdoglichkeiten zu
ihrer Realisierung auseinanderentwickeln. Hinweise auf solcher MaRen gefahrdete Lebensla-
gen geben die Einkommensbedingungen bzw. die Unterversorgungsquoten. Darlber hinaus
hat sich an vielen Stellen gezeigt, dass eine ausschlie3liche Betrachtung der individuellen
Erwerbsintegration keinesfalls ausreicht, um etwa die Gefdhrdungen der klassischen Ein-
Verdiener-Familie zu beschreiben.

Bislang standen die Familienhaushalte und Elemente ihrer Lebensweise im Vordergrund.
Dass gerade diese Haushalte dringend auf ein stabileres Angebot von Betreuungs- und Unter-
stitzungsstrukturen angewiesen sind, ist mittlerweile auch in der breiten 6ffentlichen und po-
litischen Diskussion angekommen. Doch Familienhaushalte sind keineswegs die einzigen, die
auch als wichtiger Nachfrager von sozialen Dienstleistungen (also als Kunde oder auch als
Arbeitgeber) auftreten. Mindestens ebenso relevant sind in dieser Hinsicht die Seniorenhaus-
halte. Damit kommen wir zu der gravierenden Veranderung der Haushaltszusammensetzung:
Seit Anfang der 70er Jahre hat sich der Anteil der Einpersonenhaushalte kontinuierlich von
einem Viertel auf gut ein Drittel erhdht — eine Entwicklung, die bis Anfang der 80er Jahre auf
einer etwa gleichgewichtigen Zunahme der Haushalte von ledigen und nichtledigen (d.h. in
der Regel é&lteren) Personen basiert und danach fast ausschlieflich auf die fortschreitende
Verbreitung von ledigen Einpersonenhaushalten (,,Singles®) zurtickzufihren ist.

Die Art und Weise, wie private Haushalte ihre Bedarfe decken, wird stark durch die Haus-
haltsstrukturen und Erwerbskonstellationen beeinflusst: So kdnnen logischerweise Ein-
Personen-Haushalte zur Bedarfsdeckung nicht auf Unterstiitzungssysteme innerhalb des
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Haushalts zurlickgreifen, sondern sind ausschlieBlich auf Austauschbeziehungen auRerhalb
des Haushalts angewiesen.

Ubersicht 9: Pflegebediirftige Personen in privaten Haushalten

)
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temator i Ea
Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch atonal
ir empirische Sozialokonomie  [lffme

Pflegebedurftige Personen in privaten Haushalten
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b PRRCAL
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a

84 85 8 87 8 89 90 91 92 93 94 95 9 97 98 99 00 01
—o— Westdeutschland —a— Ostdeutschland —&— Gesanmt

~zz=soeb.de

Dies wird zukiinftig besonders im Hinblick auf die Entwicklung des Pflege- und Unter-
stitzungsbedarfes relevant werden. Noch ist der Anteil der HH mit mindestens einer hilfe-
bzw. pflegebedirftigen Person relativ konstant bei 4-5%. Aber die demographische Entwick-
lung weist darauf hin, dass dieser Anteil ansteigen wird — auch wenn Alter nicht mit Pflege-
bedurftigkeit gleichzusetzen ist.

Ubersicht 10: Die Organisation der Pflege in privaten Haushalten

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Die Organisation der Pflege in privaten Haushalten

1/3 der Pflegebedurftigen lebt allein. 1/5 lebt
gemeinsam mit einem/einer Partnerin.

85 86 87 88 89 90 97 98 00 01

—o—Angehoerige im HH ® Putz- oder Haushaltshilfe
—¥—Angehoerige ausserh.HH o Gemeindeschwester, Sozialhelfer
#— Priv.Pflegedienst —i— Freunde

—&— Nachbarn
~z=soeb.de
Zunachst missen wir festhalten, dass rund ein Drittel der Pflegebedirftigen allein lebt und

rund 20% gemeinsam mit einem Partner bzw. meistens mit einer Partnerin. Diese Personen

realisieren jedoch schon heute ein breites Arrangement von Unterstiitzung: Dominierend ist
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auch hier wieder die Rolle der verwandtschaftlichen Netzwerke, die durch Pflegedienste oder
durch Sozialhelfer flankiert werden. Dartiber hinaus sind Haushaltshilfen eine weitere bedeu-
tende Komponente in diesem Unterstitzungs-Mix. Haushalte mit einer pflegebedurftigen Per-
son sind derzeit — neben den einkommensstarken Haushalten — die bedeutensten Nachfrager
nach privaten Haushaltshilfen.

Auch im Hinblick auf die Versorgung von Seniorenhaushalten gilt, dass deren Gelingen
voraussetzungsvoll ist: Es héngt derzeit sehr stark von der Existenz verwandtschaftlicher
Nahbeziehungen und guten finanziellen VVoraussetzungen ab.

Damit kommen wir zu einem weiteren Themenbereich, der einen wichtigen Hintergrund
des funften Werkstattgesprachs bildet: Sowohl fir die Handlungsrdume der heute Erwerbsta-
tigen und deren Familien als auch fiir die zukinftigen Rentenbezieher ist gelingende Erwerbs-
integration ein Schlisselfaktor. Dabei geht es nicht nur — wie schon gesagt — um den Umfang
der Erwerbsintegration, sondern auch um das Mal von Einkommens- und Erwartungssicher-
heit, die das Arbeitsverhéltnis vermittelt. Im Zeitverlauf zeigt sich, dass unsichere Beschafti-
gungsverhdltnisse und nicht existenzsichernde Teilzeitarbeit zunehmen. Flr erwerbstétige
Frauen ist das sogenannte ,,Normalarbeitsverhéltnis* mehr denn alles andere als normal.

Ubersicht 11: Zentraler Kontext: Erwerbsarbeit
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Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Zentraler Kontext: Erwerbsarbeit

100%

@ Selbststandige/ mithelfende
Familienangehérige

90% -

W Teilzeit (nur geringfiigige

80% - Beschaftigung)

%
LG O Teilzeit (ohne geringfiigige
60% | Beschaftigung)

50% - M Leiharbeit
40%
B Befristete Beschaftigung
30% - (ohne Leiharbeit)
20% [ Vollzeitarbeit, unbefristet
(Angestellte, Arbeiter,

10% Beamte)

0% -
1985 1995 2002 : 1985 1995 2002

Mit dem Konzept des Normalarbeitsverhaltnisses ist jedoch nicht nur die Form des Be-
schaftigungsverhaltnisses verbunden, sondern immer auch normative Standards, wie bei-
spielsweise Erwartungssicherheit und ein langfristig existenzsicherndes Einkommen. Fr letz-

teres habe ich hier — mit Blick auf wachsende Anforderungen privater VVorsorge und basierend
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auf dem Grundsatz, dass zumindest Vollzeitarbeit den eigenen Unterhalt und den eines Kin-
des sichern sollte - ein Bruttoeinkommen von mindestens 2.000€ vorgeschlagen. Unter Be-
ricksichtigung dieser Einkommensgrenze zeigt sich, dass der unsichere Einkommensbereich
bis weit in den duRerlichen Bereich des Normalarbeitsverhaltnisses Einzug gehalten hat.
Zweitens kumulieren Einkommens- und Beschaftigungsunsicherheit sehr haufig.

Ubersicht 12: Unsicherheiten nehmen zu

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Unsicherheiten nehmen zu.....

OSelbstandige mit Mitarbeitern
BFreiber./ Honorar-,Werkvertrag
OSelbstandige o. Mitarbeiter
BEMinijob/ Geringf. Besch.

B Teilzeit unbefristet, (0. Minijob)

BLeiharbeit

Bruttoeinkommen
unter
2.000€/Monat

W Befristet, TZ (0. Leiharbeit, Minijob)

B Befristet, VZ (0. Leiharbeit)

Win Aus-/Weiterbildung

OVollzeit (Arb./Ang./Be.), unbefristet

0%

S0 & 0 X6 R ——

schen Entwicklung Deutschlands

Diese Veranderungen in der Organisation von Erwerbsarbeit beeinflussen unzweifelhaft
die verschiedenen Ebenen, in denen sich Lebensweise konkretisiert: Das beginnt bei der Fra-
ge, welches Vertrauen Menschen in die Planbarkeit ihres eigenen Handelns erlangen kénnen,
das betrifft die Moglichkeiten der Familiengriindung, damit verbunden die Chancen materiel-
ler Teilhabe und mindet schlieflich in der Frage, wie zukinftig Alter finanziert werden kann
und soll — dies ist beileibe keine nur demographische Frage.

Die bisher genannten Entwicklungen lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Die Haushaltsstrukturen und Erwerbsarrangements haben sich stark veréndert. Durch diese
Veranderungen werden die Arbeitsteilung, die materielle Lage, aber auch die Konsum- und
Aktivitatenstruktur beeinflusst.

Sowohl Familien- als auch Seniorenhaushalte realisieren besondere Arrangements, um
Betreuung oder Pflege zu bewaltigen. Diese Arrangements sind voraussetzungsvoll: Sie er-
fordern stabile soziale Nahbeziehungen, ausreichend Kaufkraft, um sich mit entsprechenden
Gutern bzw. Dienstleistungen uber den Markt zu versorgen bzw. die Versorgung durch sozi-
alstaatliche Institutionen.
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Etliche Befunde deuten darauf hin, dass die Voraussetzungen fir diesen ,,Wohlfahrts-

Mix“ briichig werden:

- Anforderungen an Mobilitat und Flexibilitat nehmen zu

- Die Einkommensstruktur polarisiert sich

- Die sozialstaatlichen Institutionen verlieren ihre finanzielle Grundlage

- Dem Ein-Verdiener-Modell wurden zunehmend die normativen und materiellen Grundla-
gen entzogen, jedoch wird die Herausbildung einer vergleichbar stabilen Lebensform bis-
lang blockiert.

Demgegeniber deutet bisher wenig auf die Herausbildung eines neuartigen Verstarkungs-
zusammenhangs zwischen 6konomischer und sozialer Entwicklung hin.

Vor diesem Hintergrund riicken fiur die Berichterstattung folgende Fragestellungen bzw.
thematische Schwerpunkte in den VVordergrund, die auch im Rahmen des Werkstattgespréachs
zur Diskussion gestellt werden:

Es bietet sich an, auch in Zukunft, der Beobachtung des Haushaltszusammenhangs im
Kontext von Einkommen und Erwerbsarbeit einen hohen Stellenwert einzurdumen. Damit ist
insbesondere gemeint:

- Familienbildung und Familienleben im Spannungsfeld von Einkommens- und Erwerbsun-
sicherheit,

- Vereinbarkeit von Beruf und aulRerberuflichem Leben im Spiegel von Arbeitszeit und Ar-
beitsqualitét,

- Strukturierung des Haushaltskonsums durch Einkommen und Erwerbsleben,

Daneben sollten Haushalte weiterhin als zentrale Orte bzw. Schnittstellen fur die Entwick-
lung und Stabilisierung sozialer Nahbeziehungen aufgefasst werden. Fir die Berichterstattung
bedeutet dies, weiterhin ihren Fokus auf den Umfang, die Bedeutung und soziale Strukturie-
rung von sozialen Nahbeziehungen zu legen.

Eine zentrale Herausforderung fir die Berichterstattung bleibt es, Haushalte als Arbeitge-
ber bzw. als Nachfrager von Dienstleistungen ins Auge zu fassen — unter Beriicksichtigung
der notwendigen Voraussetzungen und der 6konomischen bzw. sozialen Wechselwirkungen.
Gegenstande der Berichterstattung konnten u.a. sein:

- Die Ermittlung des Bedarfs sowie des gegenwértigen Umfangs und des Organisationsmo-
dus von haushalts(nahen) Dienstleistungen

- Die Qualitat der Dienstleistungen

- Die Qualitat der Arbeitsbedingungen im Rahmen haushalts(naher) Dienstleistungsarbeit
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- Die 6konomischen und sozialen Wechselwirkungen: Konsumchancen der Dienstleisterin-
nen, Moglichkeiten fiir gelingende Teilhabe;

Eine Kernfrage der Berichterstattung lautet: ,,Was kdnnten VVoraussetzungen fir eine sozi-
al und 6konomisch kohé&rente Entwicklung sein?* Vor diesem Hintergrund gilt es die Veréan-
derungen im Dienstleistungsbereich und insbesondere die verdnderte Nachfrage und Nachfra-
gepotentiale in den Blick zu nehmen. In diesem Zusammenhang gewinnt die international
vergleichende Forschungsperspektive einen bedeutenden Stellenwert.

Der einfuhrende Beitrag von Tatjana Fuchs endet mit der Bitte, offen und gerne auch kon-
trovers (ber die Relevanz der genannten Themen und Fragestellungen fir die soziobkonomi-

sche Entwicklung zu diskutieren und Konkretisierungen bzw. Ergdnzungen vorzuschlagen.

6.2 Haushaltsbezogene Dienstleistungen — ein Forschungsfeld fur die soziodko-

nomische Berichterstattung

Birgit Geissler: Die Dienstleistungsliicke im Haushalt. Der neue Bedarf nach Dienstleistun-
gen und die Handlungslogik der privaten Arbeit

Frau Birgit Geissler, Professorin an der Universitat Bielefeld, wurde von uns gebeten, den
potentiellen Bedarf von erwerbsférmigen, haushaltsbezogenen Dienstleistungen zu themati-
sieren, der sich moglicherweise aus den veranderten Anforderungen der Erwerbsarbeit bzw.
aus der Modernisierung der Lebensfiihrung von Frauen ergibt. VVon besonderem Interesse sind
aus unserer Sicht die Bedingungsfaktoren, die Einfluss auf die Nachfrage ausiiben. Neben der
sozio-0konomischen Situation des Haushalts interessieren hier insbesondere kulturelle Fakto-
ren (Lebensentwirfe, Deutungsmuster, etc.). Warum bleibt der Bedarf bislang latent? Wo
konnte in Zukunft die Grenze zwischen privater Lebensfihrung und 6ffentlicher Sphére ge-
zogen werden?

Frau Geissler leitet derzeit ein Projekt zu diesen Fragestellungen, dass sich mit den ge-
nannten Fragestellungen beschaftigt. Derzeit liegen jedoch noch keine empirischen Untersu-

chungsergebnisse vor.

a) Notwendige Abgrenzungen: Familien und Haushalte
Die Abgrenzung von Familien und Haushalten ist ein unterschatztes Problem. Familien
sind weit weniger stark an einen Ort gebunden und verteilen sich meist auf mehrere Haushalte

— auch die Kernfamilie. Davon unterscheidet sich der Haushalt zum einen durch die Einheit
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des Ortes und zum anderen dadurch, dass das Zusammenleben und gemeinsame Wirtschaften
durch Familienbeziehungen definiert sein kann, aber nicht muss. Um den Haushalt zu erfor-
schen sind komplexe Konzepte notwendig. Dazu gehdren u.a. der soziookonomische Ent-
wicklungszusammenhang, die alltdgliche Lebensfuhrung oder auch neue Konzepte, die dann
auch explizit haushaltsbezogen sind. Verfehlt ware es, Haushalte mit Familien gleichzusetzen.
Einbezogen werden mussen, neben der Beziehungs- und Kommunikationsebene, ékono-
misch-finanzielle Dimensionen, die Zeitdimension, biographische Dimensionen (Lebens- und
Erwerbsverldufe der Mitglieder), Haushaltsverlaufe der Mitglieder des Haushalts und die Di-
mension der unbezahlten Altersarbeit und der bezahlten Dienstleistungsarbeit fir Haushalte.

Dieser komplexe Zugriff auf den Haushalt ist gemeint, wenn vom Haushalt als Wohl-
fahrtsproduzent neben Markt, Staat und Nonprofit-Organisationen die Rede ist. Das heift,
anders als bei der Familiensoziologie muss eine Soziologie des Haushalts den Haushalt auch
als Arbeitsort von Dienstleistenden und als Auftraggeber fir externe Dienstleistungen ernst
nehmen und darf dabei doch die soziokulturelle Einbindung der alltaglichen Lebensfiihrung
nicht Ubersehen.

Die Soziologie sollte dabei der Vielfalt der Haushaltsformen und der Lebensfiihrung nicht
mit normativen Konzepten begegnen. Sie sollte also weder die Modelle der ,,heilen Familie*
noch die neue Norm der ,,Work-Life-Balance* zum Ansatzpunkt nehmen, sondern diese ge-
nauso beobachten wie andere Konzepte auch. Bei der Produktion von Wohlfahrt, welcher ein
haufig im wissenschaftlichen Haushaltskontext verwandter Begriff ist, sollte man nicht zu
schnell an konkrete Produkte wie geputzte Wohnung oder das gefiitterte Kind denken, son-
dern Uber solche gegenstandsbezogenen Arbeitsvollziige hinaus auch die Haushaltsorganisati-
on in den Blick nehmen. Damit sind Dinge wie die Terminvereinbarung, Wahrnehmungen,
Kommunikation mit Verwandten und Nachbarn, Kontoftihrung, Vorbereitung von Urlaub,
Reparaturen, etc. gemeint. Das Alles ist Haushaltsarbeit und die Abgrenzung von bezahlter
und unbezahlter Arbeit lauft auch entlang solcher Linien der Verantwortungsiibernahme fir
diese Tatigkeiten.

Die Analyse des Haushalts und der Arbeit im Haushalt muss dartber hinaus weitere As-
pekte berticksichtigen:

(1) Zum Einen ist eine Offnung des Haushalts ersichtlich. Dies wird zwar allgemein als
Offnung der Familie formuliert, aber es ist auch eine Offnung des Haushalts zur Gesellschaft
hin, tber Mediennutzung und Delegation von Erziehungsaufgaben an die Schule, etc.. In die-
sem Kontext ist auch hdufig von der Vermarktlichung des Haushalts die Rede, womit eine
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neue Beziehung zwischen Haushalt und Markt gemeint ist und hier in Betonung der 6konomi-
schen Seite aufgegriffen wird.

(11.) Zweitens beeinflusst die zunehmende biographische Unsicherheit insbesondere von
jungen Erwachsenen die Haushaltsgrindung. Stichworte in diesem Zusammenhang sind er-
zwungene Mobilitat, verspatete Einmindung in den Arbeitsmarkt, Arbeitsverhaltnisse, die nur
geringe Stabilitat und biographische Planbarkeit erméglichen. Diese Aspekte sind nicht nur
bedeutsam flr Fragestellungen, die die Familiengriindung betreffen, sondern auch fiir die
Frage nach der Haushaltsgriindung. In diesem Zusammenhang wurde beispielsweise jingst
eine Debatte laut, ob junge arbeitslose Hartz IV Empfanger einen eigenen Haushalt fuhren
dirfen oder nicht?

(111.) Eine weitere gesellschaftliche Rahmenbedingung, die von der Soziologie des Haus-
halts beriicksichtigt werden muss, ist der Umbruch industrieller Zeitstrukturen: Das arbeits-
freie und konsumfreie Wochenende ist praktisch passé. Der 8-Stunden-Tag und der Feier-
abend sind nicht zuletzt Gber die Leitbildfunktion neuer Dienstleistungsberufe unter Druck
geraten.

Vor dem Hintergrund dieser gesellschaftlichen Verdnderungen lasst sich folgende These
formulieren: Aus der Vielfalt des sozialen Wandels, in die der Haushalt einbezogen ist, resul-
tiert eine zunehmend beobachtbare Inanspruchnahme von Dienstleistungen. Diese ist jedoch
nicht einfach linear aus den verschiedenen Verdnderungen abzuleiten, das heifst die Inan-
spruchnahme ist nicht unvermittelt aus der sozio6konomischen Situation, der Haushaltsgrofiie
oder aus objektiven Bedarfen zu erklaren. Die Inanspruchnahme von Dienstleistungen ist
vielmehr soziokulturell vermittelt und daraus entstehen eine Fille von Fragestellungen.

Unbeantwortet ist beispielsweise die Frage, welche Anspriiche Haushalte an die Qualitat
von Haushalts-Dienstleistungen stellen und welche Anspriche sie an Formalqualifikationen
und an Realkompetenzen der Arbeitskrafte stellen. Ebenso ist die Frage offen, wie das Preis-
Leistungsverhéltnis bestimmt wird bzw. ob lberhaupt Kriterien entwickelt wurden, die er-
brachte Leistung zu messen und zu bewerten. Weiterhin gibt es wenig empirische Informatio-
nen darlber, welche Relevanz Haushalte der sozialrechtlichen Absicherung von Dienstleis-
tungen beimessen.

Die These des latent bleibenden Bedarfs von Haushaltsdienstleistungen geht auf die Tat-
sache zurlick, dass die private Form der alltdglichen Versorgung in soziokulturellen Sinnbe-
zligen verankert ist. Zu nennen sind hier soziale Leitbilder von Partnerschaft, Elternschaft und
Kindheit, familidre Werte und alltagsweltliche Routinen in der Eltern-Kind Beziehung, in der
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Partnerbeziehung und auch in den AuRenbeziehungen, wie auch Lebensstilmuster und Asthe-
tiken. Diese sozialen Deutungsmuster und Verhaltensstandards beeinflussen die Akzeptanz
innovativer Dienstleistungsangebote des Staates (Ganztagsschule, Kleinkindbetreuung,
Dienstleistungsagenturen) ebenso wie die Inanspruchnahme von haushaltsbezogenen Dienst-

leistungen auf dem grauen oder schwarzen Markt.

b) Was sind Haushaltsdienstleistungen?

Geissler unterscheidet zundchst einmal relativ formal allgemeine, das heil3t nicht kind-
oder pflegebezogene Dienstleistungen. Dariiber hinaus ist - aufgrund der kulturellen Pradgung
des Themas - zu unterscheiden, ob eine Dienstleistung in der privaten Wohnung erbracht wird
oder auRerhalb. Innerhalb der Wohnung sind beispielsweise Putzdienste, Kochen und ahnli-
ches zu nennen, und auBerhalb der Wohnung individuelle Gesundheits- und Sportsangebote,
Reinigung, Wascherei, Essenbringdienste und Beratungsdienste, etc.

Kindbezogene Dienstleistungen, worum sich die 6ffentliche Diskussion hauptséchlich
dreht, sind innerhalb der Wohnung zum Beispiel Betreuung von Kleinkindern und Babysitten.
Aulerhalb der Wohnung sind unter kindbezogenen Dienstleistungen beispielsweise Transpor-
te, Betreuung von Kleinkindern durch Tagesmdtter, kulturelle und sportliche Angebote, Bera-
tungsdienste bis hin zu Kompensationsleistungen zum Beispiel fiir Schulversagen, Nachhilfe-
dienste, etc. zu verstehen.

Birgit Geissler schlagt bewusst eine Erweiterung des herkémmlichen Verstandnisses von
haushaltsbezogenen Dienstleistungen durch beispielsweise Beratungsangebote, etc. vor, da
ausschlieBlich Haushalte Nachfrager solcher Dienstleistungen sind. Nicht primar Individuen,
sondern Individuen in einer jeweils spezifischen Wohn-, Haushalts- und rdumlichen Konstel-
lation, nehmen solche Beratungsangebote in Anspruch. Die spezifische Haushaltskonstellati-
on ist entscheidend fir den konkreten Bedarf.

Zur Klarung der Frage, was unter dem Begriff Haushaltsdienstleistungen zu fassen ist,
gibt die Arbeitssoziologie wenig Aufschluss: Zu den arbeitssoziologischen Merkmalen von
Dienstleistungsarbeit in und fir Haushalte gibt es einen nur rudimentéren Forschungsstand
und noch nicht einmal zugespitzte Fragestellungen. Dies liegt in der Uberschneidung mit all-
taglicher Eigenarbeit und alltéglicher Sorge flr andere begriindet, wodurch diese Arbeitsvoll-
ziige fir die Arbeitsindustriesoziologie wenig einschlagig schienen. Dienstleistungen flr

Haushalte als Erwerbsarbeit besitzen nach wie vor einen unklaren Status:
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- Es existieren keine klaren Qualifikationsanforderungen fur Haushaltsdienstleister, kaum
Professionalisierung, und nur wenige klare Berufsbilder (z.B. Alten-, Kinderpflege).

- Unklar bleiben auch die Kriterien fir Lohnniveau und Rechtsstatus, worauf sich eine Viel-
zahl, regional unterschiedlicher Lohnstandards griinden.

- Weiterhin gibt es nur selten eine umfassende Einbindung in die sozialen Sicherungssys-
teme. Dies wird aktuell fir Tagesmutter diskutiert, jedoch auf nur sehr geringem Niveau.

- Es gibt keine kollektive Organisation und Interessenvertretung.

- Auf der Seite der Nachfrager bzw. Auftraggeber existiert wenig Kontinuitat: Nur selten
werden Haushaltsdienstleistungen tber einen langeren Zeitraum hinaus zu genau demsel-
ben Termin und selben Umfang in Anspruch genommen. Demgegenuber dominieren (-
berwiegend zeitlich flexible und im Umfang wechselnde Inanspruchnahmen durch die
Haushalte.

- Damit steht in Verbindung, dass es sich meistens um ein formloses Arbeitsverhaltnis han-
delt.

- Das DIW weist eine Zahl von unter 40 000 Arbeitsverhaltnissen in privaten Haushalten
aus, bei denen ein Sozialversicherungsschutz besteht. Die Zahl der regulédren Minijobs in
diesem Bereich liegt bei ca. 100 000. Offenkundig ist dies ein nur geringer Anteil der tat-
séchlich in diesem Bereich arbeitenden Personen, deren Zahl - je nach Autor/in — auf 2 bis
7 Millionen geschatzt wird.

Diese genannten Merkmale der Dienstleistungsarbeit fir private Haushalte, resultieren teil-

weise aus der fehlenden Einbindung der Dienstleistenden in einen formalen Betrieb. Sie sind

Selbsténdige, die in der Regel nicht den rechtlichen Status der Selbststandigen haben. Folg-

lich befinden sie sich in einer Grauzone, in der alles ausgehandelt werden muss und auch alles

aushandelbar ist. Aus diesem Grund lassen sich diese Arbeitsverhaltnisse fast in jeder Dimen-
sion als ,,prekar* bezeichnen, insbesondere in Bezug auf das Einkommen, welches durch eine
instabile, diskontinuierliche Auftragslage und fehlende Professionalisierung bestimmt wird.
Kennzeichnend fir die Forschung Uber Haushaltsdienstleistungen ist, dass Uber den ge-
samten Arbeitsbereich und tber die Arbeitssituation der Personen, die dort arbeiten, ein not-
wendigerweise unterkomplexes Verstandnis, vorherrschend ist. Uber eine Vielzahl von

Merkmalen, die wir beziiglich anderer Berufsgruppen und Branchen ganz selbstverstéandlich

wissen, haben wir hier im Grunde keine oder nur ganz wenige Quellen. Die wichtigsten vor-

liegenden Befunde sind qualitative Untersuchungen, die sich beispielsweise auf eine be-
stimmte Stadt, beispielsweise Berlin, oder einen Teilbereich, z.B. Putzdienste, beziehen. Von
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einer fundierten arbeitssoziologischen Forschungslage kann man in diesem Bereich nicht aus-

gehen.

c) Bedingungsfaktoren fiir den Bedarf an haushaltsbezogenen Dienstleistungen

Die sozio6konomische Berichterstattung hat sich zum Ziel gesetzt, die Wechselwirkungen
zwischen Okonomie und Lebensweisen zu beobachten. Ich will mich im Folgenden auf die
Dimensionen Lebensformen, Zeitverwendung und Arbeitsteilung im Haushalt beschranken,
um den Zusammenhang von sozialem Wandel in diesen Dimensionen und einem steigenden
Bedarf von haushaltsbezogenen Dienstleistungen zu begriinden.

Es gibt eine Zunahme nicht familidarer Haushaltsformen. Das sind im wesentlichen Sin-
glehaushalte, wobei hier in der Regel altere Witwen und Witwer von Singlehaushalten, im
Sinne allein stehender junger oder auch Erwachsene mittleren Alters, zu unterscheiden sind.
Auch die kinderlosen Paarhaushalte jungeren und mittleren Alters (Dual Career Haushalte)
haben zugenommen. Aus der wachsenden Verbreitung dieser Haushaltsformen in der Bundes-
republik entstehen andere und zusétzliche Anforderungen an Haushaltsorganisation und pri-
vate Arbeit im Haushalt. Dies wird sehr deutlich bei den Haushalten, in denen einer der bei-
den Erwachsenen zwischen Arbeits- und Lebensort pendeln muss. Hierzu gibt es eine Studie
von Norbert Schneider, die sehr deutlich zeigt, dass daraus sowohl personliche aber auch or-
ganisatorische und Abstimmungsprobleme entstehen. Langfristige Planungsaufgaben und
technische Absprachen sind nétig und in der Regel auch ein deutliches Herunterschrauben der
Anspriiche an eine gepflegte Hauslichkeit.

Dariiber hinaus gibt es eine Zunahme nicht traditionaler familiarer Lebensformen. Damit
sind zum einen Alleinerziehende und zum anderen so genannte Patchwork-Familien gemeint.
Beides ist sehr hdufig mit der Einbindung von Kindern in mehrere Haushalte verbunden.
Auch hierdurch entstehen wiederum Planungsaufgaben, Absprachen und Transporte. Zu die-
sem Kontext gibt es Forschungen aus der Sicht der Kinder, aus der Sicht der Kindheitsfor-
schung (Stichwort: Modernisierung der Kindheit), aber Studien tber die daraus resultierenden
zusétzlichen Arbeitsanforderungen fiir die Erwachsenen gibt es nicht.

Eine weitere Veranderung in Bezug auf die Lebensformen stellt der innere Wandel der
traditionellen Familie im Zuge der Modernisierung der weiblichen Lebensfuhrung dar. Damit
ist Folgendes gemeint: Seit den 70er Jahren kénnen wir eine Modernisierung der Lebensfih-
rung von Frauen in Richtung eines Teilzeitmodells im Kontext der doppelten Lebensfiihrung
oder doppelten Lebensplanung beobachten, zu dem auch relativ kurze Erwerbsunterbrechun-
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gen gehoren. Ob diese tatsachlich so kurz bleiben, wie die Frauen das planen, hat natdrlich
sehr viel mit dem Arbeitsmarkt zu tun. Jedoch gehért zu diesem Teilzeitmodell nicht die Vor-
stellung, eine langere Hausfrauenexistenz zu fiihren. Die Bezeichnung dieser Frauen als Haus-
frauen, geht einerseits am tatsachlichen Lebenszyklusmodell aber vor allem an ihrem Selbst-
verstandnis vorbei. Frauen, die nicht Vollzeitarbeit mit Kindererziehung, sondern Teilzeitar-
beit mit Kindererziehung verbinden wollen, haben als dominantes Deutungsmuster fir sich
selbst, dass sie Uber die kurze Erwerbsunterbrechung im Erziehungsurlaub und Teilzeitarbeit
hinaus, sich selbst als berufstatige Frau verstehen und nicht als Hausfrau. Eine ganze Reihe
von Studien zu Lebensentwiirfen und Lebenslagen von Frauen zeigt, dass die Berufsorientie-
rung in ihrer Gleichrangigkeit zu der Familienorientierung das Ergebnis der sogenannten ers-
ten Modernisierung der Lebensfiihrung ist.

Dabei sollte nicht bagatellisiert werden, dass es ein riskantes Modell der Lebensplanung
ist. Die Vorstellung sehr vieler dieser Frauen mit Teilzeitarbeit auf demselben Niveau und
demselben beruflichen Status in die Berufstatigkeit einsteigen zu kénnen, wird meistens ent-
tauscht. Hierflr gibt es den schénen Begriff der Teilzeitfalle. Dennoch denke ich, dass die
Vorstellung der subjektiven Kontinuitat, Ausdruck eines deutlichen sozialen Wandels ist.
Inzwischen lasst sich eine zweite Modernisierung der Lebensfihrung von Frauen beobachten:
Dies &ulert sich in einer zunehmenden Ablehnung (meistens durch die Frauen) des biographi-
schen Modells, nach dem der Mann Vollzeit und die Frau in Teilzeit arbeitet. Diese zweite
Modernisierung der Lebensfiihrung meint, dass die Frauen eine gleichheitsorientierte Lebens-
fuhrung mit kontinuierlicher Vollzeiterwerbstatigkeit beider Partner inklusive einer in der
Regel kurzen Erziehungszeit nach der Geburt eines Kindes planen und diese Erziehungszeit
wollen sie durchaus selbst in Anspruch nehmen. Die neuere Diskussion zum Daddyquoter,
wie die Vétermonate in Skandinavien genannt werden, ist sicherlich korrekt, aber geht an den
Meinungen sehr vieler Frauen vorbei.

Studien zeigen, dass das Familienleitbild der jungeren Generation, die diese zweite Mo-
dernisierung tragen, durch die Vollzeitberufstatigkeit beider Ehepartner gepragt ist. Egalitare
Vorstellungen vom Zusammenleben und zu neuen Rollen von Vétern, die bei einer kleineren
Gruppe insbesondere bei den akademisch hoch qualifizierten Frauen vorhanden sind, konkur-
rieren aber nicht nur mit der traditionellen Konstellation vom erwerbstatigen Mann und der
Hausfrau, sondern eben auch mit der doppelten Lebensplanung von Frauen, in der Teilzeitar-
beit eine grof3e Rolle spielt. Beide Modernisierungen, in Verbindung mit einem Teilzeitmo-
dell als auch in Verbindung mit einem Doppelverdienermodell, haben sich auch schon in Zah-
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len zur Arbeitsteilung nieder geschlagen. In den Zeitbudgetstudien des statistischen Bundes-
amtes zeigt sich im Vergleich der Jahre 1991 und 2001 eine signifikante Erhohung der Betei-
ligung der Méanner an den Haushaltsaufgaben. Innerhalb von 10 Jahren ist dies schon bemer-

kenswert.

d) Inanspruchnahme von Dienstleistungen

Zusammengefasst zeigen sich demnach vier Begriindungen fur einen steigenden Bedarf an

haushaltsbezogenen Dienstleistungen:

- Die Zunahme nicht familiarer Haushaltsformen;

- Die Zunahme neuer famili&rer Lebensformen;

- Die erste Modernisierung im Sinne der in Teilzeit arbeitenden Frauen im Kontext einer
doppelten Lebensplanung und

- die zweite Modernisierung, im Sinne der Vollzeiterwerbstéatigkeit beider Partner und der
gegebenenfalls offenen Frage, was hinsichtlich der Familiengriindung passiert.

Zur Inanspruchnahme von Dienstleistungen verweist die vergleichende Sozialforschung dar-

auf, dass in Deutschland signifikant weniger Haushaltsdienstleistungen in Anspruch genom-

men werden, als in anderen L&nden mit vergleichbaren Wohlstandsniveau und Modernisie-

rungsgrad. Gegenwartig steigt zwar die Zahl Gberwiegend informeller Beschéftigungsverhélt-

nisse im Haushalt an, aber - wie ich eben skizziert habe - musste der Bedarf an Dienstleistun-

gen Uber die realisierte Nachfrage hinausgehen. Dieser Bedarf ist noch verdeckt und tritt

weitgehend nicht als Nachfrage auf.

Geisslers Hypothese ist, dass ein Teil der potentiellen Nachfrage nicht aus finanziellen
sondern aus kulturellen Griinden verdeckt bleibt, die sich wie folgt beschreiben lassen: Ers-
tens fult dies auf dem besonderen Charakter der Haushaltsarbeit und zweitens auf dem spezi-
fisch deutschen bzw. mitteleuropaischen Leitbild zur Privatsphére und Familie.

Interessant ware in diesem Zusammenhang die Einkommensverwendung der Haushalte.
In Deutschland ist es so, dass bisher weder Staat noch Markt hinreichend differenzierte
Dienstleistungen anbieten, die die Unterschiedlichkeit der Bedirfnisse in verschiedenen Le-
benslagen und Phasen und je nach Lebensstil beriicksichtigen. Der Sozialstaat unterstutzt
Haushalte bei der Pflege von Hilfsbedirftigen und Alten sowie bei der Betreuung von Kin-
dern jeweils nur Fallbezogen. Das heil3t, es muss eine spezifische Berechtigung vorhanden
sein, um Dienstleistungen in Anspruch nehmen zu kdnnen: Kinder missen ein bestimmtes

Alter erreicht haben und in der Pflegeversicherung muss eben ein bestimmter Pflegebedarf
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zertifiziert werden. Jenseits dieser Fallstruktur sind staatliche Leistungen im Sozial- und Fa-
milienbereich durchweg monetér: Sie leisten Einkommensersatz oder Erganzungen aber keine
Dienstleistungen.

Das ist in der vergleichenden Sozialpolitikforschung einer der Punkte, der bei der Kenn-
zeichnung des deutschen Sozialmodells immer hervorgehoben wird. Das deutsche Sozialmo-
dell ist dienstleistungsfern, monetar und soll Einkommensliicken Gberbriicken nicht aber U-
berlastungsprobleme oder Zeitprobleme in den Haushalten I6sen.

Eine substantielle Ausweitung 6ffentlicher Dienstleistungen wirde demnach einen Wan-

del des wohlfahrtsstaatlichen Pfades bedeuten, mit unterschiedlichen Akzenten fiir Ost- und
Westdeutschland. Das ist auch der Grund, warum die Ganztagsschule so kontrovers diskutiert
wird und warum sich die Interventionen des Bundes derzeit auf die Finanzierung von Bau-
malinahmen fiir die Ganztagsschule beschrénken. Zugespitzt gesagt, wird derzeit der Bau der
Schulkantine unterstiitzt, aber der Rest wird offen gelassen. Die Idee der Ganztagsschule be-
wegt sich sozusagen neben dem wohlfahrtsstaatlichen Regime, das angetastet werden soll.
Die Frage ist, wie es nun mit marktvermittelten Haushaltsdienstleistungen aussieht, die durch
rein privatwirtschaftliche Anbieter oder durch einen public-private Mix (Sozialverbande, ge-
meinnitzige Einrichtungen) angeboten werden. Auch hier stellt sich die Frage, in wieweit
historisch gewachsene Werte, Leitbilder und Muster der Lebensfiihrung die Inanspruchnahme
von Dienstleistungen erlauben.

Haushaltsbezogene Dienstleistungen von der Tagesmutter bis zur Putzhilfe tangieren die
Definition der Grenzen von Privatsphare und Offentlichkeit. Das ist ganz wértlich zu nehmen,
da die Erledigung von Haushaltsarbeit den privaten Raum im Sinne personlicher Intimitat und
Vertrauensbeziehungen betrifft. Vertrauensbeziehungen auch dann, wenn die Arbeiten nicht
in der Wohnung selber stattfinden, sondern beispielsweise wie bei Tagesmuttern aufl3erhalb
der Wohnung. In beiden Féllen wird die Schwelle des Privaten tiberschritten. Es gibt dazu im
Anschluss an kulturalistische Theorien die Studie von Barbara Thiessen, die im Hinblick auf
Putzarbeit die Problematik untersucht hat, wie damit umgegangen wird, dass der private
Schmutz in den Blick von aulRenstehenden Personen kommt. Diese Schwelle von Privatheit
und Offentlichkeit ist keine Einfiihrung eines philosophischen Diskurses in die Arbeitsfor-
schung oder die Arbeitssoziologie oder die Untersuchung von sozialen Verhaltnissen, sondern
es geht sehr konkret um das, was alltaglich als durchaus korperliche Privatsphére erlebt und
verteidigt wird. Auf diesen Sachverhalt sind vielfaltige Barrieren gegen haushaltsbezogenen
Dienstleistungen zuriickzuftihren, insbesondere gegen diejenigen, die innerhalb der Wohnung
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stattfinden sollen. Einige Studien zu Modellprojekten (beispielsweise aus Berlin) referieren
die Bedenken, diese alltagliche Versorgung anderen zu Uberlassen. Anderen den eigenen
Dreck weg machen zu lassen, beruhrt nicht nur soziale Vorbehalte, sondern schiitzt auch das
Eigene.

Ein weiterer Punkt betrifft die Leitbilder von Kindheit und Mutterschaft, die vorhin bereits
kurz angerissen wurden: In Deutschland und Mitteleuropa sind diese sehr stark von der Zu-
standigkeit der unmittelbaren Verwandten bzw. der unmittelbaren Familie gepragt. Private
Kindheit steht Konzepten von 6ffentlicher Kindheit, wie sie beispielsweise in Skandinavien
und Frankreich entwickelt worden sind, gegentber. Dieses Leitbild der privaten Kindheit ist
offenbar noch sehr stark und Gbrigens auch noch sehr stark bei den jungen und hoch qualifi-
zierten Frauen, die Geissler die Tragerinnen der zweiten Modernisierung nennt, vorhanden.
Es gibt eine, schon etwas é&ltere Studie, die zeigt, dass junge hoch qualifizierte Frauen auf
Kinder verzichten, weil sie ihre Berufstatigkeit nicht aufgeben wollen und die Vorstellung
neben der Berufstatigkeit ein Kind zu haben von der Angst, eine schlechte Mutter zu sein,
uberformt wird. Das heil3t, die personliche Préaferenz bezlglich der Berufstatigkeit und das
abstrakte Leitbild der guten Mutter fuhren zu einer ungewollten Entscheidung, keine Kinder
zu bekommen. Dies ist ein empirisches Beispiel fir die Stérke dieser Leitbilder von Kindheit
und Mutterschaft.

Eine offene Frage ist in diesem Zusammenhang, die Stabilitdt dieser Deutungsmuster:
Wieweit ist dieses Deutungsmuster heute tatsachlich bei den ganz jungen Frauen noch wirk-
sam oder wurden mit der zweiten Modernisierung und dem Wunsch nach voller Erwerbsta-
tigkeit auch die Leitbilder ein Stuck weit hinter sich gelassen? Das ist eine offene Frage. Es
gibt Hinweise darauf, dass die Leitbilder in der jingeren Generation im Umbruch sind.

Jedenfalls muss die HerauslGsung einer bisher regelméfiig im privaten Haushalt verorteten
Tatigkeit aus dem privaten Kontext und ihre Vergabe an externe Personen oder Organisatio-
nen und die mit der Bezahlung verbundene Wertbestimmung dieser Tétigkeit als Arbeit nor-
mativ legitimiert werden und in die alltdgliche Lebensfuhrung eingebettet werden. Sie ist also
nicht eine Konsumentscheidung wie jede andere, sondern sie ist mit einer Reflexion der eige-
nen Lebensfiuhrung verbunden. Erst wenn die sozialen Normen und Deutungsmuster dies ,,er-
lauben®, wird tber die Umschichtung materieller Ressourcen nachgedacht werden. Erst dann

kdnnen innovative Dienstleistungsangebote tiberhaupt angenommen werden.

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



258

Claudia Gather: Bezahlte und unbezahlte Hausarbeit: Der Organisationsmodus von Haus-

halts- und haushaltsnaher Arbeit im Spiegel sozialer Ungleichheit

Frau Claudia Gather, Professorin an der Fachhochschule Holzminden, wurde von uns gebe-
ten, kritisch zu den moglichen Folgen der Vermarktlichung von bislang privat geleisteter Ar-
beit Stellung zu nehmen: Wie lassen sich — im Kontext von Uberlegungen zur sozialen Un-
gleichheit — die verschiedenen Organisationsmodi von Haushalts- und haushaltsnaher Arbeit
diskutieren und bewerten? Welche Konsequenzen mussen bei der erwerbsformigen Verlage-
rung von haushaltsnahen Dienstleistungen bedacht werden — sowohl aus der Perspektive der
nachfragenden Haushaltsmitglieder als auch aus der Perspektive der Dienstleistenden.
Ausgangspunkt der Einlassung von Claudia Gather ist die These, dass eine formalisierte
Vermarktlichung der bislang informell geleisteten Haushaltsarbeit kaum mdglich erscheint, da
die betroffenen Akteurinnen dazu nicht in der Lage oder nicht bereit sind. Die Bedingungen,
unter denen eine formalisierte, erwerbsférmige Verlagerung von Haushaltsarbeit mdéglich
scheint, sind eng begrenzt. Diese These grundet sich auf der Beobachtung des vorhandenen,
weitgehend informellen Marktes fur Haushaltsdienstleistungen und den bisherigen Versuchen
seiner politischen Legalisierung und Regulierung. Diese Erfahrungen werden im Folgenden

skizziert.

a) Der Umfang bezahlter Haushaltsarbeit

Wenn im Folgenden die Rede von bezahlter Haushaltsarbeit ist, so sind damit Téatigkeiten
wie die Unterhaltsreinigung, Haushalts- und Pflegehilfen fir Pflegebedirftige oder private
Kinderbetreuung gemeint. Die Datenlage zum Umfang dieser Téatigkeiten bzw. der Erwerbs-
personen in diesem Bereich ist sehr dirftig. Das SOEP ermittelt die Haushalte, die regelmé&Rig
bzw. gelegentlich Haushalts- oder Putzhilfen beschaftigen und weil3t dabei eine Zahl von rund
4 Mio. aus. Die als Nachfrager auftretenden Haushalte zeichnen sich durch eine gehobene
Mittelschichtzugehdrigkeit aus oder es handelt sich um Haushalte von &lteren, hilfe- bzw.
pflegebedirftigen Personen. Uber den Umfang und die Struktur der Erwerbspersonen in die-
sem Bereich existiert kaum gesichertes Wissen: Die VGR weist unter der Rubrik ,,Hausliche
Dienste” rund 670 Tsd. Personen aus (inklusive geringfugiger Beschéftigungsverhéltnisse),
wovon 94% Frauen sind. Die Bundesknappschaft nennt 110 Tsd. Minijobs in privaten Haus-
halten. Diese Angaben weisen darauf hin, dass zwischen den ermittelten Haushalten, die an-

geben, Haushaltshilfen zu beschaftigen und den Personen, die angeben in Haushalten tétig zu
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sein, eine deutliche Liicke klafft, auch wenn berticksichtigt wird, dass beispielsweise Reini-
gungskréfte meist fir mehrere Haushalte tatig sind. Es wird davon ausgegangen, dass die
Dunkelziffer in diesem Bereich sehr hoch ist. Schatzungen verweisen auf eine Zahl von rund
2 Mio. Beschéftigten in diesem Bereich, tberwiegend Frauen, hdaufig mit Migrationshin-
tergrund (vgl. nachster Abschnitt).

b) Wie konkretisiert sich soziale Ungleichheit im Rahmen von Haushaltsarbeit?

Die Verrichtung und Organisation von Haushaltsarbeit ist nach wie vor hochgradig ge-
schlechtsspezifisch segregiert: Diese Arbeit verbleibt Gberwiegend im Zustandigkeitsbereich
von Frauen, aber nicht (mehr) alle Frauen sind gleichermalien eingebunden: Durch die markt-
formige Verlagerung von Haushaltsarbeit erhoht sich die Ungleichheit zwischen Frauen: eini-
ge verrichten weniger Haushaltsarbeit und werden auf diese Weise erst in die Lage versetzt
,mannliche* Erwerbsmuster zu realisieren; Andere Frauen verrichten mehr Haushaltsarbeit, -
jedoch bleiben ihnen soziale und finanzielle Standards von Erwerbsarbeit in der Regel ver-
wehrt. Daraus lasst sich die These zuspitzen, dass die marktférmige Verlagerung von Haus-
haltsarbeit die Ungleichheit zwischen den Frauen erhoht, wahrend sich die Ungleichheit eines
Teils der Frauen zu den Mannern verringert. Sie erhalten Mdglichkeiten, mannlich struktu-
rierte Karrieren zu verfolgen, dass heifl3t Karrieren, die von der Haus- und Sorgearbeiten weit-
gehend befreit sind.

Wenn man davon ausgeht, dass die Ungleichheit unter den Frauen zunimmt, stellt sich die
Frage nach neuen und alten Spaltungslinien. Darauf gibt die Frage, wer die bezahlte Haus-
haltsarbeit verrichtet, erste Antworten: Zum einen sind es klassen- bzw. schichtspezifische
Spaltungslinien, entlang derer die Haushaltsarbeit neu organisiert wird. Haufig sind es ein-
heimische Frauen mit niedrigem sozialem Status, die teilweise zusétzlich zum Bezug von
Transfereinkommen oder zusétzlich zu einer gering bezahlten Arbeit auf dem ersten Arbeits-
markt bezahlte Hausarbeit verrichten. Die Vermutung liegt nahe, dass der Bildungsgrad dieser
Frauen eher gering ist, es sich aber insgesamt um eine relativ heterogene Gruppe handelt.

Die zweite Spaltungslinie entlang derer sich die soziale Ungleichheit unter den Frauen
strukturiert ist die Ethnizitat: Qualitative Studien weisen darauf hin, dass Migrantinnen nach
Deutschland reisen, um hier in bzw. fur private Haushalte zu arbeiten. Der Arbeitsaufenthalt
ist in der Regel nicht legalisiert, d.h. sie haben keine Arbeitserlaubnis, manchmal selbst keine
Aufenthaltserlaubnis. Fur diese Frauen ist bezahlte — wenn auch illegale - Haushaltsarbeit

eine der wenigen Quellen der Einkommenserzielung, da ihnen fur andere Erwerbsbereiche der
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rechtliche Status fehlt. Dieser Arbeitsmarkt schitzt vor Entdeckung. Die vorliegenden Unter-
suchungen legen die Vermutung nahe, dass es sich bei dieser Gruppe von Haushaltsarbeite-
rinnen um relativ qualifizierte Frauen handelt, die auf Grund der Wirtschaftssituation in ihren
Herkunftslandern trotz guter Qualifikation kein (ausreichendes) Erwerbseinkommen erzielen
kdnnen. Vieles deutet darauf hin, dass es sich ebenfalls um eine relativ heterogene Gruppe
handelt.

¢) Ungleichheit zwischen Frauen nimmt zu

Es wurde schon darauf verwiesen, dass durch die Verlagerung von Haushaltsarbeit ten-
denziell die Ungleichheit unter den Frauen zunimmt. Christina Klenner und Brigitte Stolz-
Willig haben dies zugespitzt so formuliert: ,,Das Fortkommen der einen Gruppe geschieht auf
dem Riicken der anderen®.

Waéhrend eine kurzfristige und Uberbriickende Tatigkeit in Privathaushalten unter Um-
stdnden vorubergehende Einkommensengpasse lésen und die Handlungsmaoglichkeiten von
Haushaltsarbeiterinnen erhohen kann (bezahlte Haushaltsarbeit als Ubergang in den ersten
Arbeitsmarkt), weist insbesondere das langere Verbleiben im Haushalt auf eine Verringerung
sozialer Chancen hin und geht hdufig mit potentieller Armut einher. Spétestens im Ruhestand
zeigt sich — in Form von fehlenden oder sehr niedrigen Renteneinkommen - die Prekaritét
dieser Arbeitsformen. Dies gilt fur Personen mit und ohne Migrationshintergrund gleicherma-

Ren.

d) Probleme der Formalisierung bzw. Legalisierung

Die uberwiegende Mehrheit der Arbeitnehmerinnen verfligt nicht tber die VVoraussetzun-
gen flr eine Formalisierung bzw. Legalisierung, andere sind dazu nicht bereit. Begrinden
lasst sich diese These zum einen damit, dass die Haushaltsbeschéftigten hdufig erganzend
zum Transfereinkommen oder anderen Einkommensquellen arbeiten. Eine Formalisierung
wirde u. U. bedeuten, dass sich ihr faktisches Einkommen verringert. Zum anderen verweisen
einige Befragungen von Haushaltshilfen darauf hin, dass diese oft nur voriibergehend in die-
sem Bereich arbeiten wollen, bzw. dass sie den Status ihrer Téatigkeit als so gering einschat-
zen, dass sie ihre Arbeit als Haushaltshilfe vor anderen verschweigen. Zudem wiirde Formali-
sierung zunéchst bedeuten, dass der widerrechtliche Aufenthaltsstatus 6ffentlich wird, was

viele Frauen vermeiden wollen.
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Ein weiteres Problem auf dem Weg der Formalisierung wird darin gesehen, dass in der
Haushaltsarbeit weder Qualifikations- oder Entwicklungschancen noch Aufstiegsmoglichkei-
ten stecken. Das heil3t, auch eine Formalisierung erdffnet wenig Entwicklungs- oder Verbes-
serungsperspektiven in der Arbeit.

Zusammenfassend lasst sich formulieren, dass staatliche Regulierungsversuche des infor-
mellen Arbeitsmarktes flr Inlanderinnen bislang kaum sichtbare Vorteile bringen, wéhrend
sie an den Auslanderinnen, die tber keine langerfristige Arbeitserlaubnis verfugen, vollstén-
dig vorbeigehen.

Auch eine Formalisierung durch die Ubertragung von Haushaltsarbeiten z.B. an professi-
onelle Reinigungsfirmen birgt Probleme: Gegenwartig ist die Branche der Unterhaltsreini-
gung durch massiven Personalabbau, sinkende Lohne und eine hohe Fluktuation gepragt. So-
mit ist es fraglich, ob die betroffenen Reinigungskrafte im formellen Reinigungssektor wirk-
lich eine Alternative sehen.

Bislang waren alle staatlichen Versuche der Legalisierung relativ erfolglos; das gilt fir die
Steuerbeguinstigung von bezahlter Arbeit im Haushalt (Dienstmédchenprivileg) ebenso wie
fir die Einfiihrung des Haushaltsscheck-Verfahrens im Falle von Minijobs. Sollte eine For-
malisierung und im Zuge dessen eventuell eine Ausweitung dieser Beschéftigungsverhéltnisse
gelingen, hieRe das, dass sehr schlecht bezahlte Armutsjobs ohne Entwicklungsmoglichkeiten
geschaffen wirden. Unter Berticksichtigung eines Abzugs von Steuern und Sozialabgaben

warden sie als Unterhaltsquelle kaum ausreichend sein.

e) Anknupfungspunkte fiir eine regulierte Vermarktlichung

Bei aller formulierten Skepsis gegentiber den Versuchen bezahlte Hausarbeit zu formali-
sieren, lassen sich einige Punkte zur Diskussion stellen, die moglicherweise auf einen Kom-
promiss zwischen der heute vielfach praktizierten, illegalen und informellen Beschaftigung
und einer formalisierten Ausweitung dieses Beschaftigungsfeldes liegen. Zu nennen waéren
hier: Green cards fiir Migrantinnen, um diesen aus der Illegalitat zu helfen; eine Annaherung
der Brutto —Netto Lohnverhaltnisse in diesem Bereich, um Arbeitgebern wie Arbeitnehmerin-
nen einen Anreiz zur Formalisierung zu geben.

Mdoglicherweise ware die Forderung von betriebsférmigen Angeboten von Vorteil
(Dienstleistungspools), jedoch schatzen auch viele Haushaltsarbeiterinnen, die relativ freie

Arbeitseinteilung ohne Vorgesetzte. Sie sehen ihre Arbeitgeber eher als ,,Klienten®; Dennoch
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sind weiterhin betriebsférmige Angebote, analog zu den ambulanten Diensten, der Tagespfle-
ge, in Form von Einkaufs-, Essens- oder Waschediensten zu prifen.

Ein Anstieg des Lohnniveaus wirde die Lebensbedingungen der Dienstleistenden sicher-
lich verbessern. Eventuell liegen betriebswirtschaftliche Kompensationsmaéglichkeiten in der
Rationalisierung des Arbeitsprozesses, etwa im Sinne von Spezialisierung, evtl. auch mit der
Option zur Professionalisierung (aber auch mit dem Risiko der weiteren Monotonisierung).

AbschlieRend betont Claudia Gather nochmals den sehr hohen Forschungsbedarf in die-
sem Feld: Représentative Daten liegen fast gar nicht vor und auch kaum Untersuchungen zu
den Effekten von Regulierung. Vor diesem Hintergrund bleibt vieles spekulativ. Eine Verbes-
serung der Datenlage waére ein wichtiger Schritt, um die Mdglichkeiten der politischen Gestal-

tung zu verbessern.

Karen Jaehrling: Soziale und haushaltsnahe Dienstleistungen: Wechselwirkung des Ausbaus

sozialer Dienstleistungen und der Beschaftigungsentwicklung

Mit der Einlassung von Dr. Karen Jaehrling, (Institut Arbeit und Technik (1AT), Gelsenkir-
chen werden die nationalen und internationalen Erfahrungen mit den Wechselwirkungen des
Ausbaus sozialer Dienstleistungen und der Beschéftigungsentwicklung in den Mittelpunkt
gerlickt: Welche Rolle spielt der Organisationsmodus (6ffentlich/marktférmig/privat) von
haushalts(nahen) bzw. sozialen Dienstleistungen fir die Beschaftigungsentwicklung? Wie
interagieren Organisationsmodus und Beschéaftigungsentwicklung? Welche Stellung nimmt
Deutschland im Vergleich zu vergleichbaren Léndern in dieser Hinsicht ein? Welche ékono-
mischen und sozialen Faktoren beginstigen eine positive Beschéftigungsentwicklung durch
den Ausbau von Dienstleistungen? Wie notwendig ist es in diesem Zusammenhang, die hdu-
fig gemachte Gleichsetzung von einfacher Arbeit und haushaltsnaher bzw. sozialer Dienstleis-
tungsarbeit zu hinterfragen? Welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus fur die politische

Regulierung ziehen?

a) Das Wachstum von Dienstleistungen

Fur das Wachstum von Dienstleistungen existieren unterschiedliche Erklarungsansétze.
Zu nennen sind zundchst der Ansatz von Baumol, in dem die These der Kostenkrankheit von
marktvermittelten Dienstleistungen im Mittelpunkt steht. Dreh- und Angelpunkt dieses An-
satzes ist das Niveau der Einkommensdifferenzierung. Dieser Ansatz fuRt auf den Prdmissen,

dass Dienstleistungen grundsatzlich arbeitsintensiv und tendenziell rationalisierungsresistent
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sind. Wenn die Léhne im Dienstleistungssektor ebenso wie im sekundéren Sektor steigen,
wird ein Preisanstieg fir Dienstleistungen prognostiziert, der auf Grund hoher Preissensibili-
tat der Nachfrage, dazu flhrt, das die Nachfrage zurlick geht. Das heil3t, bei steigenden Prei-
sen wird die Beschaftigung im Dienstleistungsbereich nicht hinreichend wachsen.

Der zweite Erklarungsansatz wird u.a. von Gerhard Bosch und Alexandra Wagner vom
IAT vertreten, und auf diesem Ansatz fult auch die Empirie, die im Folgenden présentiert
wird. Hier wird der Erwerbspartizipation von Frauen und der Veranderung der Haushalts-
strukturen bzw. Erwerbskonstellationen eine tragende Rolle beigemessen: Ist die Erwerbsin-
tegration von Frauen hoch und in Paarhaushalten egalitér verteilt, wirkt sich dies positiv auf
das Wachstum von Dienstleistungen aus. Gleiches gilt in Bezug auf Wohlfahrtsregime, die
auf die Forderung von Dienstleistungen ausgelegt sind. In diesen Féllen sind zwar die Sozial-
abgaben oder Steuern hoch, die Dienstleistungsquote aber auch. Im Gegensatz dazu dampft
ein Wohlfahrtsmodell, das auf die Forderung von Eigenarbeit ausgelegt ist, das Wachstum

von Dienstleistungen.

b) Indikatoren fir den internationalen Vergleich

Will man das Wachstum von Dienstleistungen und seine Bedingungen im internationalen
Vergleich beobachten, sind einige Besonderheiten, u.a. der Statistik zu beachten.

Zum einen empfiehlt es sich, grundsatzlich das Beschaftigungsvolumen zu beobachten,
denn mit dem Wachstum der Teilzeitarbeit sind Beschéftigungsquoten nicht mehr aussage-
kréaftig. Wir beziehen uns daher immer auf Arbeitszeitvolumina von Personen im Erwerbsalter
(15-64 Jahren).

Im Hinblick auf die Art der Dienstleistungen, in diesem Fall beispielsweise die sozialen
und haushaltsnahen Dienstleistungen, existiert leider eine geringe Branchendifferenzierung,
insbesondere in international vergleichbaren Datensatzen. Fir die IAT-Studie (Bosch/Wagner
2003) wurde das Problem folgendermaRen geldst: Gesellschaftsorientierte und soziale Dienst-
leistungen wurden aus folgenden Vercodungen zusammengefasst: NACE 75, 80, 85, 90-93
(darunter: 93.05: sonstige DL); die Dienstleistungen in privaten Haushalten beziehen sich auf
NACE 95.

Um den Effekt der Einkommen bzw. der Einkommensdifferenzierungen zu messen emp-
fiehlt es sich nicht auf Brutto- sondern auf Nettoeinkommen zu blicken, da in dem Erkla-

rungsansatz die individuelle Kaufkraft entscheidend ist.

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



264

c) Ergebnisse der IAT-Untersuchung:

- Einkommensdifferenzierungen konnen zur Expansion des Arbeitsvolumens in privaten
Haushalten beitragen, aber nicht im Bereich der sozialen Dienstleistungen: Die Korrelation
zwischen dem Arbeitsvolumen in den gesellschaftsorientierten & sozialen Dienstleistungen
und dem Niveau der Einkommensdifferenzierung ist negativ (r =-0,78). Die Korrelation
zwischen dem Arbeitsvolumen in privaten Haushalten und dem Niveau der Einkommensdif-
ferenzierung ist positiv. Das Wachstumspotential der Beschaftigung in privaten Haushalten
ist jedoch gering im Vergleich zu dem in sozialen Dienstleistungen (in DK, FIN, S, UK —
das sind L&nder mit hohen Dienstleistungsquoten - ist das Arbeitsvolumen in sozialen
Dienstleistungen mehr als 100 mal so hoch wie in privaten Haushalten).

- Die Korrelation zwischen dem Arbeitsvolumen von Frauen pro Kopf aller Frauen im er-
werbsfahigen Alter und dem Arbeitsvolumen in den sozialen Dienstleistungen ist positiv
(0,65). Das heifRt die Erwerbsintegration von Frauen wirkt sich positiv auf das Dienstleis-
tungsvolumen aus.

- Die Korrelation zwischen staatlichen Ausgaben fiir Sozialleistungen und dem Arbeitsvolu-
men bei sozialen Dienstleistungen ist positiv (0,87). Das heif3t, Sozialausgaben sind Instru-
mente zur Uberwindung der Kostenkrankheit von Dienstleistungen: Steuerfinanzierte Be-
reitstellung von Dienstleistungen, obligatorische Versicherungen (Alter, Pflege, Krankheit,

Arbeitslosigkeit) oder die Subvention privater Nachfrage (z.B. Gutscheine).

d) Aspekte und Fragen flr die weitere Forschung

Die Wechselwirkungen zwischen den unterschiedlichen Einflussfaktoren sollten weiter in
den Blick genommen werden. Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung waren aufgrund
geringer Fallzahlen keine multivariaten Analysen maoglich.

Sinnvoll wére auch die langfristige Beobachtung der genannten Annahmen innerhalb ei-
nes Landes: Gelten die beobachteten Zusammenhange im Kontext jedes Produktions- und
Sozialmodells? Gelten sie im Kontext des deutschen Produktions- und Sozialmodells? Die
Herausforderung fur L&ngsschnittvergleiche besteht jedoch darin, dass sich Kontextfaktoren
im Zeitverlauf ebenfalls verandern.

Aufschlussreich ware es auch, die Entwicklung von formeller Beschéftigung im sozialen
bzw. haushaltsnahen Dienstleistungsbereich im Kontext Ubriger Alternativen zu erwerbsfor-
miger Arbeit zu betrachten; einschliel3lich weiterer Einflussfaktoren, die auf Entwicklung von

Alternativen einwirken. Gemeint sind vor allem die unterschiedlichen Formen bezahlter und
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unbezahlter, informeller und formeller Arbeit (vgl. Schaubild). Problematisch ist in diesem
Zusammenhang jedoch die unzureichende Datenlage in diesem Bereich (v.a. informelle Ar-

beit) und die mangelnde Vergleichbarkeit von Daten (Bsp: 'bezahlte Eigenarbeit').

Ubersicht 13: Der erweiterte Arbeitsmarkt

Deer erwenterte Arbeitsmarkt Proovathanshalt

Informell P Formell
unbezahlt
unbezahlie Eigen- chremamiliche
arbeit Arbeir
bezahlic Figen-
arbent
formelle Erwerbsarbeit mim
Ralmmen marktformmger, of-
— fentlicher oder freigemein-
v informelle niitziger Angebote von haus-
bezahlt Erwerbsarbent haltsnahen Dienstleistungen

Ownelle - Jaehriing 2004

Die Korrelation zwischen dem Arbeitsvolumen in privaten Haushalten und dem Niveau
der Einkommensdifferenzierung ist positiv. Gilt dieser positive Zusammenhang zwischen
Dienstleistungen in Privathaushalten und Einkommensverteilung auch im deutschen Produk-
tions-und Sozialmodell? D.h.: Steigt in Deutschland mit der Ausbreitung des Niedriglohnsek-
tors und der Einkommensungleichheit auch die Beschéftigung im Haushaltssektor?

Welche Folgen hat die bereits zu beobachtende wachsende Einkommensdifferenzierung
fir die Nachfrage und die Versorgung mit Dienstleistungen? Ermdglicht das deutsche Wohl-
fahrtsregime dauerhaft auch fir Bezieher niedriger Einkommen die Nachfrage nach haus-
haltsnahen oder sozialen Dienstleistungen ("Wer passt auf die Kinder der Dienstmédchen
auf')?

Die Korrelation zwischen dem Arbeitsvolumen von Frauen pro Kopf aller Frauen im er-
werbsfahigen Alter und dem Arbeitsvolumen in den sozialen Dienstleistungen ist positiv. Wie
sieht der Zusammenhang zwischen Arbeitsvolumen von Frauen pro Kopf und dem Arbeitsvo-
lumen im privaten Dienstleistungsbereich aus? Gelten die genannten Zusammenhénge unab-
hangig von der Art der Erwerbsintegration? In diesem Kontext ware vermutlich ein Vergleich

zwischen Deutschland und Frankreich aufschlussreich.
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Dem haushaltsnahen Dienstleistungsbereich wird ein groRes Potential im Hinblick auf die
Erwerbspartizipation von geringqualifizierten Frauen zu geschrieben. Zu hinterfragen ware in
diesem Zusammenhang, ob die Bewertung als Beschaftigungschance auch abhéngig ist, von
den vorhandenen Alternativen und vom Zeitpunkt im Erwerbsverlauf, in dem Beschaftigung
in Privathaushalten féllt. In Frankreich arbeiten beispielsweise mehrheitlich altere, relativ
geringqualifizierte Frauen als Tagesmitter. Zu hinterfragen ist weiterhin, ob die Qualitat der
Beschaftigungsverhaltnisse nicht durch die Art der staatlichen Subventionierung beeinflussbar
ist. Auch hier zeigt das Beispiel Frankreich, dass es durchaus zielfiihrend sein kann, Transfers
in héherem Mafe mit Auflagen beziiglich der Art der Erbringung (substanzielle Teilzeit, tarif-
liche Entlohnung, etc.) zu verknipfen. Zudem werden Uberwiegend trilaterale Beziehungen
mit punktueller oder dauerhafter Beteiligung von Dienstleistungsagenturen geférdert, die in
die Gestaltung der Arbeitsbeziehungen zwischen Haushalten und Beschéaftigen intervenieren.

Die Korrelation zwischen staatlichen Ausgaben fiir Sozialleistungen und dem Arbeitsvo-
lumen bei sozialen Dienstleistungen ist positiv. Umgekehrt gilt die Entwicklung von Alterna-
tiven zu erwerbsformiger Arbeit als Erklarungsfaktor fur die vergleichsweise geringe Auspra-
gung von erwerbsférmigen sozialen Dienstleistungen. Die Starke der Korrelation héngt also
vermutlich auch von der Art der Sozialausgaben ab: Entscheidend ist, ob Eigenarbeit gefor-
dert wird oder die Bereitstellung eines entsprechenden Dienstleistungsangebots. Ein Beispiel
flr den ersten Weg waére die Férderung von Eigenarbeit durch traditionelle Transfers (z.B. das
Ehegattensplitting) bzw. durch neue, zweckgebundene Transfers (Erziehungsgeld, Pflegegeld
= 'bezahlte Eigenarbeit’). Dieser Weg wird z.B. in Deutschland beschritten.
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6.3 Arbeitszeiten im Haushaltskontext

Nachdem im ersten Teil des Werkstattgesprachs ein groRer Bogen vom Bedarf nach neuen
Dienstleistungen uber deren Organisationsform bis zu den erwartbaren sozialen und 6konomi-
schen Implikationen gespannt wird, widmet sich der zweite Teil den damit verbundenen
Themenbereichen Zeitverwendung, Konsum sowie den kinder- und jugendspezifischen bzw.

altersspezifischen Dienstleistungsbedarfen.

Axel Schaffer, Carsten Stahmer: Zeitverwendung der Gesamtbevdlkerung — Beobachtung von

Aktivitatsmustern mit soziobkonomischen Input-Output-Tabellen (SIOT)

Dr. Axel Schaffer arbeitet an der Universitat Karlsruhe und beschaftigt sich mit der Zeitver-
wendung der Gesamtbevolkerung. Er arbeitet mit soziobkonomischen Input-Output-Tabellen
(S10T), in denen Aktivitatsmuster (gemessen in Stundenvolumina) in das Zentrum der Analy-
se gestellt werden. Die SIOT in Zeiteinheiten bilden gemeinsam mit Input-Output-Tabellen,
die monetare und Stoffstrome (CO2) messen, ein integriertes System. Dieses umfasst das ge-
samte Tatigkeitsspektrum und differenziert nach Aktivitaten der Eigenarbeit und der Er-
werbsarbeit sowie nach persdnlichen Aktivitaten. Im Rahmen des Werkstattgespréchs haben
wir Axel Schaffer gebeten, anhand einiger Fragestellungen den Nutzen dieses methodischen
Makro-Ansatzes darzustellen: Wie unterscheiden sich die Aktivitdtsmuster von verschiedenen
Alters- und Bevdlkerungsgruppen? Welche Salden lassen sich beobachten? Empfangt eine
Bevolkerungsgruppe, mehr Zeit als sie verwendet, und wer wendet diese Zeit auf? Verandern
sich die Aktivitdtsmuster, und welche Folgen kénnen daraus abgeschatzt werden? Welche
Auswirkungen hatte beispielsweise eine gesamtgesellschaftliche Reduzierung der jahrlichen
Erwerbsarbeitszeit?

Zur Erstellung einer sozio6konomischen Input-Output-Tabelle (SIOT) bedarf es einer
Vielfalt an Tabellen, Ubergangsmatrizen und Einzeldaten. Doch noch mehr erfordert es zu
wissen, wie sich die Datenfiille schlieRlich zu einer SIOT zusammenfiigen lasst. Uber beides,
Daten und Know-how, verflgte Schaffer nicht in ausreichendem Male. Die Erstellung der
SIOT 2000 ware daher ohne die vielfaltige Unterstutzung durch Mitarbeiter im Statistischen
Bundesamt nicht gelungen. Noch weniger aber ware sie ohne Carsten Stahmers unermudliche
Hilfe und sein Talent, auch fur komplizierte gesellschaftliche Zusammenhéange elegante Mat-

rizen zu entwerfen, denkbar gewesen.
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a) Motivation und Vorgehen

Die SIOT stellt die menschlichen Aktivitdten in das Zentrum der Analyse und unterschei-
det Aktivitdtsmuster von drei Altersgruppen. Um das gesamte Tatigkeitsspektrum der jeweili-
gen Bevolkerungsgruppen darstellen zu kénnen, wurden die Stunden als einheitliche Malein-
heit der Aktivitaten gewahlt. Das Zeitbudget einer Gruppe umfasst somit den 24-Stundentag
hochgerechnet auf ein Jahr und multipliziert mit der Anzahl der Gruppenmitglieder. Unter
gesamtrechnerischen Gesichtspunkten ist die Zeit als Ressource aufgrund der vollstandigen
Erfassung menschlicher Aktivitdten von Interesse. Allerdings gewinnt eine solche Analyse
von der zusatzlichen Darstellung der Aktivitaten in monetéren und physischen Einheiten. Erst
dadurch wird deutlich, welcher Wert den Aktivitaten (6konomisch) beigemessen wird (bzw.
welche Aktivitaten aus monetdrer Sicht weniger wert oder gar wertlos sind), und welchen
Beitrag die Aktivitaten, beispielsweise zur gesamten CO2-Produktion beitragen. Die SIOT ist
daher als integratives System soziobkonomischer Input-Output-Tabellen in zeitlicher, mone-
tarer und physischer Dimension zu verstehen. In einigen Féllen ist der ,,Produzent” einer Ak-
tivitat gleichzeitig deren NutznieRRer. Dies gilt insbesondere fur personliche Aktivitdten. Bei
den Aktivitaten der Haushaltsproduktion und der Erwerbstatigkeit unterscheiden sich jedoch
Produzent und NutznieRer der Leistungen in den meisten Fallen. Eine weitere Zielsetzung der
SIOT besteht daher in der Zuordnung der Aktivitaten auf die jeweiligen Nutzniel3er.

Im Vergleich zu den traditionellen Input-Output-Tabellen (IOT) stellt die SIOT nicht die
Produktion von Gutern sondern von Aktivitaten dar. Dabei tbernehmen die Bevolkerungs-
gruppen anstelle der Produktionsbereiche die Rolle der Produzenten. In dieser Funktion fih-
ren sie berufliche und nicht berufliche Aktivitdten durch. Die SIOT in Zeiteinheiten, die als
Herzstiick des integrativen Systems angesehen werden kann, umfasst das gesamte Tatigkeits-
spektrum und differenziert nach Aktivitaten der Eigenarbeit und der Erwerbsarbeit sowie nach
personlichen Aktivitaten. Die produzierten Aktivitaten sind kein Selbstzweck, sondern dienen
der Bedirfnisbefriedigung. Die Erwerbsarbeit ist daher auf die Konsumwinsche, d. h. die
Endnachfrage der einzelnen Akteure bezogen. In diesem Zusammenhang spielt die traditio-
nelle monetére 10T eine zentrale Rolle, da nur mit ihrer Hilfe die Zuordnung der Erwerbsta-
tigkeit in 71 Produktionsbereichen auf die Endnachfrage gelingt. Die Kategorien der End-
nachfrage orientieren sich daher an der Klassifikation der traditionellen 10T. Allerdings ist
sowohl der Konsum zum Zwecke der Bildung als auch fir Gesundheitszwecke separat aus-

gewiesen.
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Ubersicht 14: Soziookonomische Input-Output-Tabelle

Alters-| Alters- | Alters-|| Quali- ‘ Er-

ﬁﬁg Stdl) klasse | klasse | klasse || fika- :rif.,; Sa?éf.lt_ werbs-|| =

- 0-18 [ 19-65] 65+ || tion ' " arbeit
AK 0-18 AK
0 - Personliche Zeitverwendung / ¥
ST Aktivitaten geschaffene Werte 24
AK 65+ 365
Qualifika-
tion
Hausarbeit
— _ Empfangene Zeit /
‘Sozialarbeit||  empfangene Werte
Erwerbs-
arbeit
2o, — | -
¥ | AK * 24 * 365 | |

b) Produktion von Aktivitaten
I. Nicht berufliche Aktivitaten

In ihrer Rolle als Produzenten flihren die Personen berufliche und nicht berufliche Aktivi-
taten durch. Als beruflich gelten alle Aktivitaten der Erwerbsarbeit sowie die Fahrten zum
Arbeitsplatz. Die Ubrigen, nicht beruflichen, Aktivitaten untergliedern sich wie folgt:

1. Personliche Aktivitaten,

2. eigene Qualifikation,

3. Hauswirtschaftliche und handwerkliche Tétigkeiten,

4. Kinderbetreuung,

5. Pflege Erwachsener,

6. ehrenamtliche Leistungen.
Die Bereiche (3) bis (5) sind zudem nach Aktivitaten innerhalb und zwischen den Haushalten
unterschieden. Fur die SIOT in Zeiteinheiten lassen sich die Aktivitaten direkt aus der Zeit-
verwendung ableiten. Viele Daten werden im Rahmen der soziodkonomischen Input-Output-

Rechnung zusammengefasst. Die hier aufgezeigten persdnlichen Aktivitdten umfassen bei-
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spielsweise Aktivitaten aus den Bereichen Regeneration, soziales Leben, Sport, Hobby und
Kultur. Basierend auf der Darstellung in Stunden ist eine monetéare Bewertung der nicht be-

ruflichen Aktivitaten moglich.

Ubersicht 15: Nicht berufliche Aktivitaten

Personliche Akuvititen Haushalisprodukiion
] auswirtschl. .
Nutlﬁ Hauswirtschl. u Kinder- Pflepe
markiliche . Erwach- handwerkl. - .
R Kinder u . Quali- B belreuung Erwachsener
Aktivititen seng von | Senioren | L [atigkeiten
ot P Jugend- 18 bis 65 Jahre fika- — —1 Ehren-
(LT Fro- liche unter! obis plboJalire )L on | inner- | zwi- | inner- | zwi- | inner- | zwi- amt
duktions- |’} 3 Johren | Unter 63 | und alter) halb | schen | halb | schen | halb | schen
selte Jahre der den der den der den
HH HH HH HH HH HH
Mill. Sid. (1) (2) (3 4 (35) () (7 (8) (9 (1) |1Ir(/\
Kinder und - T e
117 574 142701 3514 25
Jugendliche
Erwachsene 326 382 6468 55441 2436
bis unter 65 1.
seniore 95 155 | 78] 20 799 4495
Senioren

S j
——

I1. Berufliche Aktivitaten

Basierend auf der Arbeitsstundenrechnung des IAB und einer Sonderauswertung des Mik-
rozensus 2000 kénnen die Arbeitsleistungen der verschiedenen Bevolkerungsgruppen in Stun-
den angegeben werden. Die Ausgangsmatrix zeigt das Arbeitsvolumen fur 59 Produktionsbe-
reiche. Unter Bertcksichtigung der Wertschopfung zeigt die daraus resultierende Matrix, wel-
che Wertschdpfung von einer Bevolkerungsgruppe im Produktionsbereich erbracht wird.

Neben der eigentlichen Erwerbstatigkeit zahlen auch die Fahrten zum Arbeitsplatz zu den
beruflichen Aktivitaten. Die damit verbundenen zeitlichen Aufwendungen der jeweiligen Be-
volkerungsgruppe sind direkt aus der Zeitbudgeterhebung herleitbar. Der vereinfachenden
Annahme gleich verteilter Arbeitswege folgend, basiert die Aufteilung auf die Produktionsbe-
reiche auf den entsprechenden Arbeitszeiten. Alternativ dazu lieRen sich die Fahrten auch aus

der Beschéftigtenzahl ableiten.
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Ubersicht 16:

Berufliche Aktivitaten

| Erwerbsarbeit (incl. Fahrten zum Arbeitsplatz)
Marktliche = -
l Aktivititen Konsum | Konsum Konsum [iir sonstige Zwecke
\ der Pro- Coum o zume ) Konsum- | Konsum- | Konsum- !}['l'“i-‘_‘ _
~ ~.\ duktions- | Zwecke [ Zwecke | ausgaben | ausgaben | ausgaben | mvesti- | Exporte
[\ I seile der der Ge- privater | priv. Orga- des tonen
‘ I Bildung | sundheit | Haushalte | nisationen | Staates
7 Mill. Stunden (12) (13) (14) (15) (16) (17 {18)
'\. /
N -
Kinder l.I]lLi 19 68 250 P 27 120 108
Jugendliche
Erwachisene 33uf 79000 23131 571 5609 9727 12656
| bis unter 65 I.
Senioren 10) 42 206 7 15 66
\\_\_4—/,_-——

I11. Empfangene Aktivitaten

Die Kategorien der Verwendungsseite entsprechen denen der Produktionsseite. Die
Darstellungsform der SIOT entspricht somit den Sozialrechnungsmatrizen (SAM).

Ein Grof3teil der nicht beruflichen Aktivitaten I&sst sich relativ schnell den verschiedenen
Personengruppen zuordnen. Die personlichen Aktivitaten bilden einen nur in der Diagonalen
belegten 1. Quadranten, und kénnen sowohl als Produktion wie auch als Konsum interpretiert
werden. Die eigene Qualifikation weist eine dhnliche Charakteristik auf. Wiederum kommt
die Durchfiihrung der Aktivitat direkt dem Produzenten zugute, der somit gleichzeitig
Konsument ist. Die Zuordnung der insgesamt aufgewendeten Zeit nach Bevélkerungsgruppen
(bzw. der damit einhergehenden Werte und Emissionen) entspricht daher der Aufteilung aus
der Produktionsseite. Gleichzeitig kommt die individuelle Qualifikation auch der Gesellschaft
zugute. Daher erscheint es gerechtfertigt, sie von den personlichen Aktivitdten im engeren
Sinne abzugrenzen.

Die Aufteilung der Haushaltsproduktion gestaltet sich deutlich schwieriger. Im Idealfall
musste fur alle Haushaltstypen bekannt sein wie lange sich die jeweiligen Haushaltsmitglieder
zu Hause aufhalten, bzw. wie oft sie an den Mahlzeiten teilnehmen. Zur Erstellung der SIOT
wurde auf eine derartig komplexe Abschatzung verzichtet. Vielmehr wird in einer ersten
Annaherung angenommen, dass alle Haushaltsmitglieder gleichermafen von den erbrachten

Leistungen profitieren. Die aufgewendete Zeit fur die Kinderbetreuung ist von ihrer
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Definition her dagegen alleine der jlingsten Bevolkerungsgruppe zuzuordnen, die alle Kinder
und Jugendlichen bis 18 Jahre umfasst. Umgekehrt kommen die Ubrigen Pflegeleistungen
ausschlieBlich der Gruppe der Senioren zugute. Von den Aktivitditen des Ehrenamtes
profitieren alle Bevolkerungsgruppen. Eine genaue Abschéatzung konnte fir die
Vereinstétigkeit anhand der Mitgliedsstruktur vorgenommen werden. Fir die vielfaltigen
anderen ehrenamtlichen Leistungen st eine solche Abschatzung nicht mdglich.
Vereinfachend wurden daher die entsprechenden Leistungen entsprechend der Gruppenstéarke

auf alle Bevolkerungsgruppen verteilt.

Ubersicht 17: Empfangene Aktivitaten

—_—\\—f—,—lk k/

Nicht marktliche und Q )imp[ungcnc Aktivitiiten
marktliche Aktivititen der Kinder u. Jugend- | Erwachsene von 18 | Senioren (635 Jahre
Konsumseite liche unter 18 Jahren | bis unter 635 Jahre und ilter)
Mill. Stunden (1 (2) (3)
Nicht marktliche Aktivititen
Qualifikation 14270 6 468 178

Hauswirtschattliche und

. et g 039 51 820 20 595
handwerkliche Titigkeiten LIEES LA Jckel

Kinderbetreuung 8962

Pflege Erwachsener 851
Ehrenamt, soziale Dienste 609 2282 582
Marktliche Aktivitiiten

Bildung 2102 1 240 79
Gesundheit 858 4 590 3189
sonstiger privater Konsum 3778 21 501 4 846
mnﬁl[g.gcr !\'unsum privater 15 9] 100
Organisationen

sonstiger staatlicher Konsum [ 136 3 881 083

Abschreibungen
Imporce

hS
M..__“___‘/i

c¢) Zusammenfigen der Puzzelteile zur SIOT

»Jetzt wéachst zusammen, was zusammen gehért.” (Willy Brandt) Nun sollen die einzelnen
Puzzleteile zusammengesetzt und ggf. die fehlenden Teile eingesetzt werden. Um die voll-
stdndigen SIOT nicht zu Uberfrachten, folgt die Darstellung in aggregierter Form und getrennt
nach Dimensionen. Die Bedeutung des Saldos ist zunachst technischer Art, da nur durch das

Hinzufugen dieser Ausgleichszeile die Gleichheit von Spalten- und Zeilensummen gewéhr-
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leistet ist. Er ergibt sich aus dem Ungleichgewicht zwischen geleisteter und empfangener Zei-
ten, Werte und damit einhergehender Emissionen. Ein positiver Saldo weist darauf hin, dass
die betrachtete Bevolkerungsgruppe mehr Leistungen erstellt als empfangen hat. Vice versa
Uberwiegen bei einem negativen Wert die konsumierten Leistungen. Es ist nicht Uberra-
schend, dass Kinder und Jugendliche einen hohen negativen Saldo aufweisen. Sie wenden
selbst relativ wenig Zeit fir andere Gruppen auf, nehmen aber viele von anderen Generatio-
nen erbrachten Leistungen (in Form von Haushaltsproduktion und Erwerbsarbeit) in An-
spruch. Ahnliches gilt fiir die Gruppe der Senioren. Sie sorgen zwar noch tiberwiegend fiir
ihren eigenen Haushalt, profitieren aber in Form von Konsumgutern und Gesundheitsleistun-
gen indirekt in hohem MaRe von der Erwerbsarbeit anderer Personen. Die ,,Netto-Zahler”

sind eindeutig die Erwachsenen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren.

Ubersicht 18: Zusammensetzung SIOT Teil 1

Basis AK AK AK %”k?j' Haus- | Sozial- | Erwerbs-
(Mrd. Std.) || 0-18 18-65 65+ . arbeit | arbeit | arbeit
AK 0-18 117,6 14.3 3.6 0,3 0.6
-Ala 8-? 3264 6.4 58,0 11,6 62,9
;}&5+_ 95,2 02 213 1,3 0,5
-QL;ifika-

14.3 6.4 0.2 | Zeitverwendung Frauven (51.2%)

] Personliche Aktivitiaten: 51.2%
Hausarbeit || 104 51,9 206 | Qualifikation: 49.2%

‘Sozialarbeitll 95 23 14 | Informelle Arbeit: 61,6%
Erwerbs- 76 301 88 Berufliche Arbeit: 36.4%

tion

arbeit
Saldo 23,0 482 77
-E 1364 4653 118.5
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Ubersicht 19: Zusammensetzung SIOT Teil 2

HTG (Ver- || Ak AK  AK || U@l | Haus- | Sozial- | Erwerbs-
Anderung || o 18 1865 65+ || T8 | arbeit | arbeit | arbeit
in %, Euro) tion

AK 0-18 -0.7 74,1 -10.1
AK 18-65 08 470  -15.0
AK 65+ -1,9 71.6 -6.,0
Qualifika-

tion

" Einkommen aus
Hausarbeit | 0.0 0.0 00| beruflicher Arbeit: ~ -14,9%

Sozialarbeit|| +48.2 +51,7 +59,5 | Geschaffene Werte
(o aus informeller Arbeit: +6.9%

Erwerbs-
arbeit -124 -14.6 -15.8 | Gesamte Verinderung
= in Werten: -9,5%
Saldo 03 -10,7 -159
B3 04 -104 14

Das Verhaltnis von beruflichen zu nicht beruflichen Aktivitaten in Stunden unterscheidet
sich signifikant von der Betrachtung in monetéren Werten. Wéhrend das Gros der verfugba-
ren Zeit in nicht berufliche Aktivitaten fliel3t, gehen die beruflichen Aktivitaten in der mone-
taren und physischen Tabelle mit deutlich héheren Werten einher. Dies hat zur Folge, dass die
am Erwerbsleben maligeblich beteiligten Mitglieder der mittleren Bevolkerungsgruppe zwar
uber das gleiche jahrliche Zeitbudget wie alle anderen Personen verfigen, pro Kopf aber deut-

lich mehr Werte schaffen.
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Ubersicht 20: Zusammensetzung SIOT Teil 3

Basis AK AK AK C%ukali— Haus- | Sozial- | Erwerbs-
(Mrd. Euro)|| 0-18 18-65 65+ tlioar; arbeit | arbeit arbeit
AK 0-18 25.5 2.0 11.6
AK 18-65 406.0 81.2 2000.8
AK 65+ 1494 9.0 17.6
Egilifika- Geschaffene Werte Frauen (51,2%)
Hausarbeit Informelle Arbeit: 61.6%

7 729 3635 1445 . ) )
Berufliche Arbeit: 33.3%

Sozialarbeit ’ 0 Q
P =1 66.4 16,0 ;8 Gesamte Arbeit: 40.6%

Erwerbs-

ar;"eit 2494 1062.1 289.9
Saldo 3496 10463 -268.1
5 39.1 2487.9 176.1

d) Fazit und Ausblick

Die Anwendungsmdoglichkeiten der SIOT 2000 sind vielfaltig. Zum einen kénnen mit
Hilfe der SIOT die Auswirkungen von sich verdndernden Aktivitdtsmuster abgeschéatzt wer-
den. So wurde die SIOT 1998 beispielsweise verwendet, um die Auswirkungen einer Redu-
zierung der jéhrlichen Erwerbsarbeitszeit aufzuzeigen.

Ein weiteres Bearbeitungsfeld ergibt sich im Zusammenhang mit der demographischen
Entwicklung. Wird z. B. ein Mindestbedarf an Pflegeleistung fur die Mitglieder der &lteren
Bevolkerungsgruppe definiert, so lielen sich, ausgehend von der Konsumseite, notwendige

Veranderungen auf der Produktionsseite abschatzen.

Wencke Gwozdz: Private Haushaltsarbeit. Bedingungsfaktoren flr den Umfang und die Auf-

teilung von Haushaltsarbeit

Der Beitrag von Wencke Gwozdz (Universitat Hohenheim) widmet sich ebenfalls der Zeit-
verwendung, wechselt jedoch die Beobachtungsebene: Statt einer Makrobetrachtung steht nun
die individuelle Zeitverwendung, also die Mikroebene, im Vordergrund. Wencke Gwozdz

betrachtet auf der Basis der Zeitbudgeterhebungen des statistischen Bundesamtes den Umfang

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



276

und die Organisation von privater Haushaltsarbeit. Von besonderem Interesse fiir die Bericht-
erstattung ist dabei die Frage, ob und in welchem AusmaR eine Veranderung der geschlechts-
spezifischen Arbeitteilung in Paar- bzw. Familienhaushalten zu beobachten ist. Welche Fakto-
ren bestimmen den Aufwand fur Haushaltsarbeit und wie beeinflussen diese die Aufteilung
der Haushaltsarbeit in eine eher partnerschaftliche oder in eine eher traditionelle Lésung?

Die Untersuchung ,,Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und die Determinanten der Zeit
flir Haushaltsfuhrung und Betreuung der Familie®, die im Folgenden vorgestellt wird, stiitzt
sich auf die Zeitbudgeterhebungen 1991/92 und 2001/02 des Statistischen Bundesamtes. Dort
wird die Bezeichnung ,,Haushaltsfuhrung und Betreuung der Familie* fur die entsprechende
Aktivitatskategorie verwendet. Aus Vereinfachungsgrinden wird Gwozdz in ihrem Vortrag

von ,,Haushaltsarbeit* sprechen.

a) Gegenstand der Untersuchung

Den Gegenstand der Untersuchung bildet, wie bereits dem Titel zu entnehmen ist, die ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung und ihre Veranderung Uber die Zeit. Zur Untersuchung
dieses Themas bilden die eben genannten Zeitbudgeterhebungen 1991 und 2001 eine sehr
gute Datengrundlage. Vor allem ermoglichen diese beiden Erhebungen eine genauere Be-
trachtung der familialen Arbeitsteilung im Haushalt. So konnte festgestellt werden, dass Frau-
en 2001 durchschnittlich weniger Haushaltsarbeitszeit verrichteten als noch 1991, ihre Partner
dagegen etwas mehr. Der Mehraufwand der Mé&nner in Paarhaushalten kompensiert aber bei
weitem nicht die Reduktion der Haushaltsarbeitszeit der Frauen. Faktisch heif3t das, die Zeit
fir Haushaltsarbeit nahm innerhalb dieser Dekade ab. Ziel dieser Arbeit ist es, mogliche Ur-
sachen fir die aufgedeckten Veranderungen zu finden. Beruhen sie auf strukturellen VVerande-
rungen (z.B. auf dem entsprechenden Riickgang der HaushaltsgroRRe) oder hat sich die grund-
sétzliche Einstellung zur Haushaltsarbeit verandert? Es sollen Determinanten der Zeit fir
Haushaltsarbeit und ihr Einfluss ermittelt werden. Im Vortrag wird die Untersuchung am Bei-

spiel der Frauen in Paarhaushalten vorgestellt.

b) Das Modell
Das Erklarungsmodell beruht auf der 6konomischen Theorie des Arbeitsangebots. Dabei
geht es vor allem darum, wie die verflgbare Zeit aufgeteilt wird. Mdglich ist die Wahl zwi-

schen Freizeit, Haushaltsarbeit und Erwerbsarbeit. In einem einfachen Modell dienen als Ar-
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gumente einer Stone-Geary-Nutzenfunktion also Freizeit, Haushaltsarbeitszeit (als Proxy flr
produzierte Haushaltsgiiter) und Konsum.

Die Haushaltsarbeitszeit der Frau hangt positiv zusammen mit der gesamt verfugbaren
Zeit und dem Nicht-Erwerbseinkommen im Verhéltnis zum Bruttolohnsatz und im Verhaltnis
zur Mindesthaushaltsarbeitszeit (die ein Proxy flr ein Mindestmal an produzierte Haushalts-
guter darstellt). Negativ verknipft ist sie mit dem Mindestkonsum, im Verhaltnis zum Brutto-
lohnsatz sowie im Verhaltnis zur Mindestfreizeit. Alle Argumente der Nachfragefunktion
nach Haushaltsarbeit sind gewichtet. Der Gewichtungsfaktor ist die Grenzneigung flr Haus-
haltsguter. Nach Erhalt dieser Nachfragefunktion nach Haushaltsarbeitszeit erfolgt die Opera-

tionalisierung der darin enthaltenen GroRen.

c¢) Die empirische Umsetzung

Im Folgenden missen Indikatoren fir die einzelnen Argumente der Nachfragefunktion
gefunden werden. Diese sollten Variablen sein, die in den Zeitbudgeterhebungen erhoben
sind. So wird angenommen, dass das Mindestmal’ an Haushaltsproduktion sich u.a. durch die
Anzahl und das Alter der im Haushalt lebenden Kinder, die Wohnungsgréfie und die Haus-
haltsarbeitszeit des Partners bestimmt. Das Nicht-Erwerbseinkommen wird i. S. der Theorie
der ,best response“-Strategie am Einkommen des Partners festgemacht. Da das Nicht-
Erwerbseinkommen durch den Bruttolohnsatz dividiert wird, der in beiden Datensétzen nicht
zur Verfligung steht, wird folgende Alternative genutzt. Als Indikatoren dienen dann das Net-
toeinkommen des Partners und die Erwerbsarbeitszeit der Frau. Der Bruttolohnsatz ist in den
Zeitbudgeterhebungen nicht erfasst, also werden als Indikatoren Humankapitalsvariablen wie
Alter, Schulbildung, Berufsausbildung etc. herangezogen. Ein Indikator fiir den Mindestkon-
sum konnte das Haushaltsnettoeinkommen sein.

Angestrebt wird ein Vergleich der Haushaltsarbeitszeit von Frauen in Paarhaushalten zwi-
schen 1991 und 2001 sowie das Auffinden mdoglicher Ursachen fiir stattgefundene Verénde-
rungen. Dazu soll die aus der Diskriminierungsforschung bekannte Oaxaca-Blinder-Methode
herangezogen werden. Sie ermdéglicht es uns, gefundene Verdnderungen in zwei Effekte zu
zerlegen. Der eine Effekt isoliert den veranderten Einfluss der jeweiligen Determinante auf
die Haushaltsarbeitszeit. Der andere Effekt ergibt sich aus der durchschnittlichen Verénde-
rung der gefundenen Determinanten der Haushaltsarbeitszeit zwischen 1991 und 2001 (z.B.

der Wohnungsgrolie).

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



278

Dies bedeutet nun fir die Untersuchung, dass sowohl lineare Regressionen fiir 1991 und
2001 geschéatzt werden missen, um die Regressionskoeffizienten, sprich den Einfluss der ein-
zelnen Determinanten auf die Haushaltsarbeitszeit, zu erhalten, als auch die arithmetischen
Mittel der jeweiligen signifikanten Determinanten.

Dies wird Gwozdz anhand eines Beispiels noch einmal genauer erlautern, und zwar am
Beispiel des Wohnens als Determinante der Haushaltsarbeitszeit. Hier sehen Sie zuerst die
durchschnittliche Verénderung der Wohnflache in 10 Quadratmeter. Die Wohnungen sind
also von 1991 bis 2001 groler geworden. Nach Oaxaca-Blinder ergibt sich durch die Veran-

derung der Wohnungsflache ein Effekt auf die Haushaltsarbeit von +3 Minuten pro Tag.

Ubersicht 21: WohnungsgroRe als Determinante der Haushaltsarbeitszeit

Die empirische Umsetzung

- Beispiel: Wohnungsgrole als Determinante der Haushaltsarbeitszeit

Haushaltsarbeits-

Verdnderung der zeit pro 10 m?2

i Wohnfliche ) Wohnfiiche
—_ 12 2

AX 10 — I:::::l Ab E [ >

8 —— 3

& - —— 5|

4 I

2 4 — 11 -17

Vi o4

Wohnung Wohnung > Haushalts-
sgrole sgrofiie arbeitszeit

Effekt der Effekt der 47
Differenz der =3 Differenz der -20
Durchschnitte Parameter

Als néchstes sehen wir die Veranderungen der Regressionskoeffizienten. Deutlich zu se-
hen ist deren Abnahme von 1991 bis 2001, d.h. pro 10 Quadratmeter Wohnflache wird 2001
weniger Haushaltsarbeit verrichtet als noch 1991. Damit kdnnen wir nach Oaxaca-Blinder
feststellen, dass der Einfluss der Wohnung auf die Haushaltsarbeitszeit um ca. 20 Minuten pro
Tag gesunken ist. Dabei kann der Verhaltensanderungseffekt auf eine héhere Produktivitét
oder aber auf eine Anderung der Einstellung zur Sauberkeit der Wohnung beruhen.

Aus beiden Effekten ergibt sich ein Gesamteffekt der Determinante Wohnflache auf die

Haushaltsarbeitszeit von -17 Minuten pro Tag.
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Nun aber zur Untersuchung selbst! Wir stellen fur die in Frage stehende Gruppe von
Frauen einen Rickgang der Haushaltsarbeitszeit im Bezugszeitraum von 44 Minuten pro Tag
fest. Diese 44 Minuten wéren nach der eben dargestellten Methode zu erklaren.

Dazu haben wir zundchst die Haushaltsarbeitszeit fur Frauen in Paarhaushalten mittels
Regressionen geschatzt. Aus methodischen Griinden werden zundchst nur Frauen unter 60
Jahren einbezogen. Damit ergeben sich fiir 1991 knapp 4500 und fiir 2001 Gber 2600 Falle.

Wir haben bis jetzt erst folgende Variablen operationalisiert: das Mindestmall an Haus-
haltsproduktion, das Nicht-Erwerbseinkommen und den Bruttolohnsatz. Die herangezogenen
Indikatoren sind: die Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder (unterteilt in 6 Altersklassen),
die Wohnungsgroie (in 10 Quadratmeter), die Erwerbsarbeitszeit der Frau (in Minuten pro
Tag), das Einkommen des Partners (in 7 Klassen) und zuvor gezeigten Humankapitalvariab-

len wie Schulbildung, Berufsausbildung und Alter.

d) Die ersten Ergebnisse

Der Aufwand flr Haushaltsarbeitszeit pro Kind nimmt mit zunehmendem Alter des Kin-
des ab. Die GroRe der Wohnung bt einen positiven Effekt auf die Haushaltsarbeitszeit aus,
die Erwerbsarbeit dagegen, wie nicht anders zu erwarten, einen negativen. Der Einfluss des
Einkommens des Partners ist fur 1991 nicht signifikant von null zu unterscheiden, muss aber
aus Vollstandigkeitsgrinden zur Anwendung der Oaxaca-Blinder-Methode in der Regressi-
onsanalyse aufgefiihrt werden. Im Vergleich der Jahre zeigt sich, dass 2001 fur Kinder jeder
Altersklasse weniger Zeit aufgewandt wird als noch 1991. Nur der Koeffizient der Kinder
zwischen 7-10 Jahren steigt an. Der Einfluss der Wohnung auf die Haushaltsarbeitszeit
scheint zu sinken, wahrend der der Erwerbsarbeitszeit ungeféhr stabil bleibt. Erstaunlich ist
der positive, signifikante Einfluss des Einkommens des Partners auf die Haushaltsarbeitszeit
der Frau fr 2001, was den Ansatz der ,,best response®-Strategie zu bestatigen scheint.
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Ubersicht 22: Der Einfluss der Wohnflache auf Haushaltsarbeitszeit

Die ersten Ergebnisse

= Entwicklungen der unabhangigen Variablen zwischen 1991/92 und
2001/02:

i m 1991/92

&
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2 0 2001/02
4 40 l
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2 20 14
La 51 (s

Wohnflache in 10 m2 Erwerbsarbeitszeit Frau Einkommen Partner

Alle Humankapitalvariablen erwiesen sich bisher als nicht signifikant. Damit sind die be-
notigten Parameterwerte der unabhangigen Variablen (also Indikatoren) erfasst. Als néchstes
miussen die Durchschnittswerte der signifikanten Variablen errechnet werden.

Die Wohnflache vergroRerte sich durchschnittlich um rund 13 Quadratmeter, wéhrend das
Einkommen des Partners sich nicht signifikant &nderte. Die Erwerbsarbeitszeit dieser Frauen
reduzierte sich innerhalb dieser Dekade um ca. 13 Minuten pro Tag.

Die Struktur der Kinder anderte sich: So gibt es weniger jingere Kinder, die Anzahl der
Kinder zwischen 7-10 Jahren andert sich kaum, dafir stieg merklich die Zahl der 11-19 J&hri-
gen.

Die Effekte, die auf den Veranderungen in der Struktur der Kinder beruhen, sind bei jln-
geren Kindern negativ. Wie bereits gezeigt, hat die Anzahl jingerer Kinder abgenommen,
folglich fallt weniger Haushaltsarbeitszeit an. Umgekehrt verhalt es sich bei dlteren Kindern.

Pro Kind wird weniger Zeit aufgewandt, au3er fiir Kinder zwischen 7-10 Jahren. Bezogen
auf alle Kinder ergeben sich, aufgrund der Strukturveranderung, knapp 2 Minuten weniger
Haushaltsarbeitszeit, weitere 2 Minuten erhalten wir durch eine Verhaltensédnderung. Die
néchste Determinante ist die Wohnflache, die ich bereits zuvor als Beispiel zur VVorgehens-
weise erldutert habe. Die Erwerbsarbeitszeit der Frau sank durchschnittlich um 13 Minuten
pro Tag, was sich auf die Haushaltsarbeitszeit mit 5 Minuten positiv auswirkte, wéahrend das
Einkommen des Partners sich zwischen 1991 und 2001 kaum &nderte und somit auch nur ei-
nen geringen Effekt hat. Anders verhélt es sich, wenn wir den Effekt der Differenz der Para-
meterwerte betrachten. Der Einfluss der Erwerbsarbeitszeit der Frau auf die Haushaltsarbeits-

zeit stieg leicht an (um 2 Minuten). Erstaunlicher aber ist, dass das Einkommen des Partners
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2001 eine viel groRere Rolle spielt als noch 1991. Hier ergibt sich ein Effekt von plus 12 Mi-
nuten. Zum Schluss bleibt noch die Konstante, die in der rechten Spalte einen Effekt von -42
Minuten pro Tag hat. Sie beinhaltet all diejenigen Determinanten der Haushaltsarbeit, die
noch nicht gefunden oder erfolgreich in die Regressionsanalyse eingebunden sind. Insgesamt
waren 44 Minuten zu erklaren. Wie setzen sich diese nun zusammen?

Aufgrund der Veranderungen in den Durchschnitten der Determinanten der Haushaltsar-
beitszeit, misste diese um 6 Minuten pro Tag angestiegen sein. Nach den Verschiebungen im
Einfluss der jeweiligen Determinanten mussten hingegen 50 Minuten weniger Haushaltsar-
beitszeit geleistet worden sein. Addieren wir beide Effekte auf, so ergeben sich wieder die -44
Minuten, die zu erkl&ren waren.

Eine andere Art der Darstellung der Ergebnisse zeigt Ubersicht 23. Im ersten Balken sind
die Erwerbstétigkeit der Frau und das Einkommen ihres Partners zusammengefasst. Beide
gelten im Modell als Indikatoren fur das Nicht- Erwerbseinkommen. Da beide Indikatoren,
anders als gedacht, sich so auswirken, dass die Haushaltsarbeitzeit zwischen 1991 und 2001
um ca. 19 Minuten ansteigt, hat Gwozdz sie hier Retraditionalisierung genannt. Die Hauptein-
flisse waren dabei die sinkende Erwerbsarbeitszeit der Frau und der stark gestiegene Einfluss
des Einkommens des Partners. Die Indikatoren Wohnen und Kinder sind in getrennten Balken
dargestellt. Wohnen hat einen Gesamteffekt auf die Haushaltsarbeitszeit von -17 Minuten.
Veranderungen der Struktur bzw. des Einflusses der Kinder wirken nur mit -4 Minuten auf

die Haushaltsarbeitszeit.

Ubersicht 23: Zerlegung der Haushaltsarbeitszeit

Die ersten Ergebnisse

- Auswirkungen der Determinanten auf die Haushaltsarbeitszeit nach der
Zerlegung nach Oaxaca-Blinder:

19

Erwerbsarbeitszeit Frau
Einkommen Partner
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in Minuten pro Tag
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Ungeklart bleiben bis hierhin 42 Minuten. Ein interessantes Ergebnis ist, dass ich nicht
nur die reinen 44 Minuten Differenz in der Haushaltsarbeitszeit erklaren muss, sondern sich
auch gegenlédufige Effekte ergeben haben. Die Konsequenz daraus ist, dass nun insgesamt
mehr als die bisher angenommene Diskrepanz der Haushaltsarbeitszeit der Frauen in Paar-
haushalten zwischen 1991 und 2001 erkl&rt werden muss. So viel zu den bisherigen Ergebnis-

sen. Nun noch einige Worte zum weiteren geplanten bzw. teilweise realisierten VVorgehen.

e) Das weitere VVorgehen

Mit linearen Regressionsanalysen allein werden sich nicht alle Determinanten der Haus-
haltsarbeitszeit einwandfrei identifizieren lassen. So konnte ich feststellen, dass die Haus-
haltsarbeitszeit des Partners nicht als Indikator des Mindestmalies an Haushaltsproduktion hO
fungieren kann, sondern eher ein Indikator der Einstellung zur Haushaltsarbeit (bzw. zu Haus-
haltsglitern) ist. Denn mit steigender Haushaltsarbeitszeit des Partners erhoht sich auch die
Zeit fur Haushaltsarbeit der Frau. Deswegen ist Gwozdz in einem nachsten Schritt zur Auf-
stellung eines Pfadmodells lbergegangen, indem unterschiedlichste Arten von Beziehungen
zwischen Variablen moglich sind. Zu beachten ist bei dem hier dargestellten Modell, dass
sich ovale Umrandungen auf nicht beobachtbare, sprich latente, Variablen beziehen, die ecki-
gen auf in den Zeitbudgeterhebungen beobachteten Variablen, sprich die Indikatoren des Mo-
dells, beziehen. Dieses Pfadmodell entspricht dem zuvor in den Regressionsgleichungen vor-
gestellten und konnte auch so belegt werden. In einem ndchsten Schritt fugte Gwozdz als la-
tente Variable die ,,Einstellung zur Haushaltsarbeit* und als deren Indikator die ,,Haushaltsar-
beitszeit des Partners* ein. Auch dieses konnte zundchst abgesichert werden. Im néchsten
Schritt wird das Konstrukt der ,,Einstellung zur Haushaltsarbeit” mit Hilfe von Zufrieden-
heitsvariablen Uberpruft. Danach erfolgt der weitere sukzessive Ausbau des Pfadmodells, in-
dem zu findende Indikatoren der anderen Argumente der Nachfragefunktion der Frau nach

Haushaltsarbeitszeit hinzugefligt werden.
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6.4 Konsumchancen im Spiegel von differenzierten Lebenslagen

Marc Ingo Wolter: Konsumchancen. Einfluss von Veranderungen der Bevolkerungsstruktur
auf den Konsum — Vorausschéatzungen durch soziookonomische Modellierung.

Mit dem Beitrag von Dr. Marc Ingo Wolter, der bei der Gesellschaft fur Wirtschaftliche
Strukturforschung in Osnabrick und fur die soziookonomische Berichterstattung arbeitet,
kommen wir von der Zeit zum Geld und ricken den Konsum privater Haushalte in den Mit-
telpunkt: Welchen Einfluss hat eine Veranderung der Bevolkerungsstruktur, am Beispiel des
demographischen Wandels, auf den zukunftigen Konsum, insbesondere auf die Konsumstruk-
tur? Auch in diesem Beitrag geht es — neben der inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem
Thema — auch um die Darstellung und Diskussion eines innovativen methodischen Ansatzes:
Marc Ingo Wolters wird die Verédnderungen der Konsums mit Hilfe eines komplexen sozio-
6konomischen Modells modellieren. Grundsétzlich erdffnet dieser Ansatz perspektivisch vie-
le weitere Moglichkeiten, z.B. lassen sich auf diese Weise auch die Wirkungen einer veran-

derten Einkommensstruktur auf die Konsumnachfrage bzw. die Beschéaftigung abschéatzen.

a) Soziookonomische Modellierung und Berichterstattung

Die sozio6konomische Modellierung, die im Folgenden noch genauer erldutert wird, ba-
siert im Wesentlichen auf der selben Grundlage, die im Vortrag von Axel Schaffer bereits er-
ldutert wurde: Modellierungsgrundlage sind Input-Output-Tabellen fir monetéare, physische
und ZeitgroRen, Kontensysteme der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sowie die
Prognosen der Bevolkerungsentwicklung. Darlber hinaus bauen Wolter und seine Kollegen
Angaben zur Zinsentwicklung, zum Erwerbspersonenpotential und verschiedene Zeitreihen in
die sozio6konomische Modellierung ein. Sozio6konomische Modellierung bewegt sich stets
auf der Makroebene, erfordert Konsistenz mit den Aggregaten der VGR und kann Verteilun-
gen lediglich zwischen hoch aggregierten soziokonomischen Gruppen betrachten.

In der Kooperationsgruppe Soziodkonomische Modellierung, die im Sommer 2004 am
Zentrum fir interdisziplindre Forschung (ZIF) der Universitat Bielefeld arbeitete, untersuch-
ten Sozialwissenschaftler/innen der sozikonomischen Berichterstattung und Okonometriker
erstmals gemeinsam die Mdoglichkeiten, das grolRe umweltdkonomische Modell PANTA
RHEI der Gesellschaft fiir Wirtschaftliche Strukturforschung um die Abbildung sozialer

Sachverhalte zu erweitern, und legten ein demografisches Modellmodul und einen Vorschlag
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flr eine Modellierung nach Qualifikation segmentierter Arbeitsméarkte vor. Eine weitere Ko-
operation zwischen Modellierung und Berichterstattung ist geplant, denn Sozio6konomische
Modellierung kann als sinnvolle Erganzung zur Sozio6konomischen Berichterstattung gese-
hen werden.

Zu Beginn eine Einschrankung und Abgrenzung: Die soziotkonomische Modellierung
kann nur eine Ergénzung, keinesfalls ein Ersatz fir die Analyse basierend auf Mikrodaten
sein. Eine soziobkonomische Modellierung wird stets auf einem aggregierten Datensatz beru-
hen, da sie einen ganzheitlichen Ansatz verfolgt. Ganzheitlich in dem hier verwandten Sinne
heift, dass private Haushalte, der Staat, die Unternehmen und das Ausland (Sektorenkonten
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) in ihren wechselseitigen Abhéngigkeiten ab-
gebildet werden. Wie flr die 6konomische Modellierung gilt damit auch fir die soziokono-
mische Modellierung das Problem des Ubergangs von der Mikro- tiber die Meso- auf die
Makroebene. Dementsprechend werden soziale Aspekte nur holzschnittartig in die 6konomi-
sche Modellierung aufgenommen werden kénnen. Eine Fokussierung auf aggregierte Grolien
zur Ursachenforschung Ubertiinchte aber auf der Mikro-Datenebene beobachtbare Zusam-
menhdnge. Die soziokonomische Modellierung als Erweiterung einer 6konomischen Model-
lierung ist daher auf Ergebnisse der soeb angewiesen und gehalten, sie — soweit wie moglich —
in die Modellierung bzw. die Szenariobildung einzubeziehen. Der Zugewinn einer soziotko-
nomischen Modellierung liegt nicht in ihrer Vereinfachung, sondern in ihrer Verknlpfung
von Zusammenhangen, die aus Mikrodaten generiert werden konnten. Das Ziel ist es, ein ge-
samtwirtschaftliches, dafur aber vereinfachtes Abbild der wechselseitigen Einflusse zu schaf-
fen.

Wahrend bei der dkologischen Erweiterung 6konomischer Modelle technisches Wissen
von Experten Eingang in die Modellierungen gefunden hat, werden bei einer sozio6konomi-
schen Modellierung soziologische und demographische Erkenntnisse in die Modellierung
Eingang finden mussen. Eine Erweiterung von 6konomischen Modellen ist also stets mit ei-
nem interdisziplinaren Ansatz verbunden.

Die soziodkonomische Berichterstattung beruht — stark vereinfacht ausgedrtickt — auf der
Auswertung bestehender Datensétze, empirischer Analysen und theoretischer Erkenntnisse.
Dabei werden verschieden Datensétze auf die gleiche Fragestellung hin untersucht und unter-
schiedliche Verhaltenshypothesen mit gleichen Datensatzen verknupft. Die sozio6konomische
Berichterstattung folgt zwar dem Leitmotiv des Produktions- und Sozialmodells Deutsch-
lands, dabei erlaubt sie aber notwendiger Weise die Analyse nicht kompatibler Datensatze mit
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unterschiedlichen Verhaltenshypothesen. Eine soziobkonomische Modellierung bedingt — wie
die 6konomische Modellierung auch — eine Festlegung auf kompatible Datensétze sowie auf
eindeutige Verhaltenshypothesen. Ersteres ist notwendig, um ,,Licken* und damit Inkon-
sistenzen zu vermeiden, die sich in nicht eingehaltenen definitorischen Beziehungen manifes-
tieren. Letzteres ist notwendig, um die Eindeutigkeit funktionaler Beziehungen zu garantie-
ren. Das heif3t nicht, dass Erklarungshypothesen nicht wechseln kénnen, sondern dass unter-
schiedliche funktionale Beziehungen in einem Modell nicht gleichzeitig existieren kdnnen.
Nur unter diesen Bedingungen kdnnen doppeldeutige Ergebnisse vermieden und die rein
technische Losbarkeit von Modellen garantiert werden. Damit muss fir die soziobkonomische
Modellierung eine Auswahl hinsichtlich der Datensétze wie auch der Erklarungsansétze ge-
troffen werden.

Ferner unterscheiden sich Berichterstattung und Modellierung auch in ihren Zielsetzun-
gen. Wahrend Berichterstattung neben der Dokumentation vergangener Entwicklungen Kau-
salzusammenhénge untersucht, will Modellierung unter Verwendung von bestehenden Ver-
haltensweisen einen Aufschluss tber allgemeine Zusammenhédnge (Simulationsrechnungen)
und zukinftige Entwicklungen (Prognose) geben. Die Modellierung fuRt damit unmittelbar
auf den Erkenntnissen der Berichterstattung und ergénzt sie im Hinblick auf Folgenabschat-
zungen.

Ubersicht 24: Berichterstattung und Modellierung

Berichterstattung ||Mode||ierung

Kann grundsétzlich verschiedene Datensédtze [Muss sich betreffend einer Fragestellung fir
verwenden, die auf gleiche Fragestellungen  [einen Datensatz entscheiden

luntersucht werden
Kann auch Datensétze verwenden, die nicht  |Sollte stets kompatible Datensatze verwenden
zueinander kompatibel sind
Kann zwischen Mikro-, Meso- und Makro-  |Gesamtwirtschaftliche Modellierung benétigt
lebene wahlen Makrodatensétze

Ist in erster Linie auf die Vergangenheit be-  [Will Zukunftsperspektiven aufzeigen

zogen
Systematischer Ansatz Systematischer Ansatz

Bisher nicht Soll und will Wirkungen von Szenarien ab-
schétzen und damit Wirkungszusammenhan-
lge aufzeigen
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b) Was ist gesamtwirtschaftliche 6konomische Modellierung?

Das Modell INFORGE und das um 6kologische Fragestellungen erweiterte Modell PAN-
TA RHEI werden seit 1996 durchgehend fir verschiedene Fragestellungen eingesetzt. IN-
FORGEL ist ein nach Branchen tief gegliedertes Prognose- und Simulationsmodell. Das Mo-
dell ist durch die Konstruktionsprinzipien Bottom-up und Vollstandige Integration gekenn-
zeichnet. Das Konstruktionsprinzip Bottom-up besagt, dass jeder der 59 Wirtschaftsbereiche
der Volkswirtschaft detailliert modelliert ist und die gesamtwirtschaftlichen Variablen durch
explizite Aggregation im Modellzusammenhang gebildet werden. Das Konstruktionsprinzip
Volistandige Integration beinhaltet eine komplexe und simultane Modellierung, welche die
interindustrielle Verflechtung (Lieferbeziehungen zwischen Unternehmen) ebenso beschreibt
wie die Entstehung und die Verteilung der Einkommen, die Umverteilungstatigkeit des Staa-
tes sowie die Einkommensverwendung der Privaten Haushalte fir die verschiedenen Guter
und Dienstleistungen.

Der Kern des INFORGE Modells besteht aus einem Input-Output-Modell (vgl. Abbildung
25). In einem ersten Schritt werden die Endnachfragekomponenten bestimmt. Der AuRenhan-
del, insbesondere die Exportnachfrage, ist ein Ergebnis der Entwicklung des Welthandels und
der aggregierten Weltimportnachfrage (25 Giiter). Die wichtigste inlandische Nachfragekom-
ponente ist der Konsum der privaten Haushalte. Dieser ist das Ergebnis der Konsumfunktion
in Abhéngigkeit vom deflationierten verfigbaren Einkommen der privaten Haushalte. An-
schlielend verteilt der Haushalt sein Konsumbudget auf die 43 Verwendungszwecke, wobeli
neben relativen Preisen auch weitere Indikatoren, wie die Bevolkerung, in die Erklarung der
Entwicklung eingehen.

Die Konsumausgaben des Staates sind abhéngig von u.a. der Bevolkerungsstruktur und
den damit verbundenen Leistungen, sowie von der wirtschaftlichen Entwicklung. Die Brutto-
anlageinvestitionen (getrennt nach Ausriistungen- und Bauinvestitionen) nach Wirtschaftsbe-
reichen werden durch die Produktionsentwicklung und den Kapitalstock erkléart. Die Preis-
entwicklung der Investitionen ist wiederum abhéngig von den Produktionspreisen, den Steu-
ern und den Handelsleistungen. Aus den Ergebnissen fur die Endnachfrage wird dann die
Bruttoproduktion nach Giitergruppen ermittelt.
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Ubersicht 25: Das Modell INFORGE

Was ist gesamtwirtschaftliche 6konomische Modellierung?

INFORGE

Stuckkosten
Endnachfrage AuRenhandel
Vorleistungen 59 Gitergruppen [€
(importiert und Anschaffungs-
heimisch) ) Bruttoanlage-
preise (AP)
investitionen nach
>|| Lohnkosten investierenden -«
Abschreibungen Ubergang AP-HP \Aﬁrts(;f:(if\tl?tt;tteéii)chen
Prod.abgaben Endnachfrage
. -
m Vorleistungs- 59 Giltergruppen Konsumder Privaten
verflechtung Herstellungs- Haushalte nach L
preise (HP) Verwendungs-
zwecken
Preisentwicklung

der Bruttf)produktlon Konsumausgaben
Bruttoproduktion 59 Gitergruppen des Staates Il
|

,_| |O-Model
Kontensystem der Volkswirtschaftlichen
. Gesamtrechnungen
o Arbeitsmarkt (Unternehmen, Priv. Haushalte, Staat und
Ausland)

Als dritte wichtige Komponente des Modells ist die Preisfindung zu diskutieren, die auf der
Kalkulation von Stiickkosten basiert. Bei der Bestimmung der Stiickkosten werden explizit
die Kostenanteile fur inldndische und importierte Vorleistungen, Lohne, Abschreibungen und
steuerliche GréRRen beriicksichtigt. Sie werden Uber einen Aufschlagssatz zur Bestimmung der
Produktionspreise verwendet. Diese sich ergebenden Preise werden dann als Angebotspreise
der Nachfrage gegentiibergestellt.

Die Ergebnisse des Input-Output-Modells gehen in den Arbeitsmarkt und in das Kontensys-
tem ein, welche wiederum Einfluss auf die Kostenstruktur sowie die Endnachfrage nehmen.
Damit werden in diesem Ansatz sowohl Aspekte der Nachfrageseite wie auch des Angebotes
zusammengefuhrt und eine Betonung der ein oder anderen Marktseite liegt nicht vor! Anzu-
merken bleibt, dass die Darstellung nur eine grobe Vereinfachung des Modells zeigt und da-

mit viele endogene Zusammenhange aus Griinden der Ubersichtlichkeit nicht abgebildet sind.

c) Ansatz einer erweiterten Konsummodellierung
Im Rahmen der hier skizzierten Modellierung erfolgt die Einkommensbestimmung fur ,,den”

Durchschnittshaushalt, den es streng genommen so nicht gibt. Aktuell wird zwar von einem
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detaillierten Konsummuster ausgegangen (43 Verwendungszwecke), aber es wird nur ein
Durchschnittshaushalt als Akteur in die Betrachtung einbezogen. Aus Sicht der Berichterstat-
tung ist die Verwendung eines Durchschnittshaushaltes als Analysegegenstand unzureichend.
Haushalte unterscheiden sich erheblich in ihrer Zusammensetzung und auch eine alleinige
Trennung nach Haushaltsgrofie ist unzureichend. Ferner ist neben dem Konsummuster auch
die Einkommensentstehung von Bedeutung. Ebenso ein sich dnderndes Geschlechterarrange-
ment in Haushalten geht einher mit einer Anderung der Bediirfnisstruktur. Eine Zunahme von
haushaltsnahen Dienstleistungen (Kinderbetreuung, haushalterische Tatigkeiten, etc.) wird
vermutet. Auch die Veranderungen des Konsumverhaltens bedingt durch eine alternde Ge-
sellschaft sind fir die wirtschaftliche Entwicklung von Bedeutung. Die bisherige Modellie-
rung im INFORGE Modell soll in diesem Punkten erweitert werden.

In Zukunft werden also Konsumprognosen méglich sein, die verschiedene Typen von
Haushalten (Zusammensetzung, Einkommenshohe, etc.) berticksichtigen. Die Relevanz einer
solchen Differenzierung mochte Wolter an einem anderen sozialen Sachverhalt demonstrie-
ren, namlich an den Effekten, die eine demographische Verdnderung auf den zukunftigen
Konsum nehmen werden.

Dazu wurde die Konsumstruktur mit Angaben zur demographischen Verdnderung ver-
knupft. Die aktuelle Konsumstruktur ergibt sich aus der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe, ebenso wie das durchschnittlich verfligbare Einkommen nach sechs Altersgruppen. Die
Angaben zur Bevolkerungsentwicklung nach Altersgruppen basieren auf der Bevoélkerungs-
fortschreibung des Statistischen Bundesamtes, den historischen Zeitreihen und der mittleren
Prognose.

Wir unterscheiden flr unsere Prognose des Konsums der privaten Haushalte zwei Szena-
rien bis zum Jahr 2015:

- Die “Business as Usual” (BAU) Prognose: Hier nehmen wir einen demographischer Wan-
del, wie ihn das StaBuA in der mittleren Variante beschreibt.

- Die ,Alternativprognose*: Es gibt keinen demographischen Wandel, sondern eine kon-
stante Bevolkerungsstruktur des Jahres 2001 bei der Berechnung des Privaten Konsums;
alle sonstigen Effekte des demographischen Wandels bleiben erhalten.
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Ubersicht 26: Bevolkerungsentwicklung

Bevdélkerungsentwicklung (unter 15-jahrige/ Uber 65-jahrige)

Vergleich

Business-as-usual (BAU) und unverédnderte Altersstruktur

(in_ Mio. Personen)
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—=— Unter 15-jahrige BAU-Szenario
Unter 15-jahrige Alternativ-Szenario
—-=— Uber 65-jahrige BAU-Szenario
Uber 65-jahrige Alternativ-Szenario
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Im Ergebnis stellen wir fest, das die gesamtwirtschaftliche Konsumnachfrage ohne den

demographischen Wandel um ca. 1% niedriger ausfallen wiirde. Darlber hinaus zeigen sich

deutliche Verschiebungen in der Konsumstruktur:

Ohne demographischen Wandel wiirden erheblich weniger Waren und Dienstleistungen

der Haushaltsfihrung und fur Haushaltsgerédte, medizinische Erzeugnisse, Textilien und flr

Reisen ausgegeben werden.
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Ubersicht 27: Privater Konsum nach Verwendungszwecken bei konstanter Bevolkerungs-

struktur. Abweichungen vom Business-as-usual-Szenario in v.H.

V7 Bezeichnung 2005 2010 2015
1 Mahrungsmittel -0 52 -1.33 211
2 Alkoholfreie Getranke -0,14 0,55 -0,86
3 Alkoholische Getranke -0,.39 -1.,70 -2 87
4 Tabakwaren 1 64 273 4 16
5 Bekleidung 0,02 -0,71 -1,31
b Schuhe 0,36 0 b4 0,96

15 Mdabel, Innenausstattung, Teppiche u & 0,60 -0,10 -0.99

16 Heimtextilien -0,80 -2 40 -3,80

17 Haushaltsgerite -0,74 -1.,81 -2 85

20 Wvaren u.Dienstleistungen . d. Haushaltstihrung -2 05 -3.,80 -5,

21 Medizinische Erzeuq., Gerate u. Ausrdstungen -2.20 -4 78 =710

24 Kauf van Fahrzeugen 1,08 0 95 (=t

Du_anstlemtungen fir den Betrieh von 074 037 0.19
Frivatfahrzeugen

26 Kraftstoffe 1,54 208 289

27 “erkehrsdienstleistungen 0,32 0,10 0,09

V7 Bezeichnung 2005 2010 2015

28 Machrichtenibermittlung 0,31 0,10 0,03

Audiovisuelle, fotografische u. Informations-

verarbeitungsgerdte u. fubehdr einschl. Rep. 1,28 188 2.7z
Anu:_len_a grifiere langlebige Gebrauchsgiter fir 156 2 06 169
Freizeit und Kultur

Gartenerzeugnisse u. “erbrauchsgater flr 0,01 048 109
Gartenpflege, Haustiere

32 Freizeit und kulturdienstleizstungen -0,20 -1 26 =231

33 Zeitungen, Blcher und Schreibwaren -0 k0 -1 .54 -2 .34

34 FPauschalreisen -1.,248 -3,34 -5,049

35 Bildungswesen 1,28 1,79 3,02

36 Yerpflegungsdienstleistungen 0,43 -0,10 -0.55

37 Beherbergungsdienstleistungen -0 &7 -2 .20 -3,71

38 Kiarperpflege 0,42 -1 .40 -2.28

39 Persidnliche Gebrauchsgegenstinde -0,34 -1 b1 -2 56

43 Sonstige Dienstleistungen -0.39 0,79 -1.,50

Umgekehrt wirde eine konstante Bevolkerung (ohne demographischen Wandel) Tabak-

herstellern und den Herstellern von audiovisuellen Geréten einen hheren Absatz bescheren.

d) Weiterentwicklungen

Wie bereits angesprochen, ist auch fur die Modellierung eine sozialstrukturell differen-

zierte Betrachtung notwenig. Unter anderem aus diesem Grund scheint eine Zusammenarbeit

~==soeb.de Zwischenbericht, August 2006



291

mit der Berichterstattung sinnvoll. Die nachfolgende Ubersicht demonstriert die nachsten
Schritte in Richtung einer voraussetzungsvolleren Modellierung von Konsum unter Beriick-

sichtigung von veranderten Lebenslagen.

Ubersicht 28: Auswirkungen von veranderten Lebenslagen auf Konsum

Auswirkungen von veranderten Lebenslagen auf
Konsum
Differenziertere Betrachtung notwendig
Zusammenarbeit mit Berichterstattung

Staatliches Handeln —

Arbeitsmarktsituation —
_.< | Differenzierte
Lebenslagen

Verhaltensédnderungen —

Restliche
Okonomie

Konsum der
privaten Haushalte

6.5 Gluckliche Kindheit? Alternative Entwicklungspfade und ihre sozialen Folgen

Christian Alt: Kinder geben Auskunft. Einfluss von Lebenslage & Betreuungsarrangements
auf die Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen.

Mit dem Beitrag von Dr. Christian Alt vom Deutschen Jugendinstitut in Minchen, widmen
wir uns einem spezifischem Bereich von sozialer Arbeit und deren Bedeutung fir ihre ,,Klien-
ten“ — namlich fur die Kinder und Jugendlichen: Erziehungs- und Sorgearbeit lediglich mit
Blick auf deren Beschaftigungswirkungen bzw. aus dem Blickwinkel von gelingender bzw.
misslingender Vereinbarkeit zu diskutieren, ware mit Sicherheit zu kurz gegriffen. Aus die-
sem Grund bitten wir Christian Alt — u.a. auf Basis seiner Arbeiten im Rahmen der Familien-
berichterstattung — Kindheit im Kontext von Familie, Peergroup und Schule zu beleuchten.

Welchen Einfluss hat derzeit die Lebenslage auf das Wohlbefinden von Kindern und die Ent-
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wicklung ihrer sozialen Kompetenzen? Welche Rolle spielen dabei die unterschiedlichen
Betreuungsarrangements? Welche Prognosen lassen sich auf Basis der umfangreichen For-
schungen am DJI uber die sozialen Folgen von alternativen Entwicklungspfaden im Rahmen
der Kinder- und Jugendbetreuung geben?

a) Sozialberichterstattung aus der Perspektive der Kinder: Das DJI-Kinderpanel

Sozialberichterstattung aus der Perspektive der Kinder — dies ist ein zentrales Anliegen
und eine Kernaufgabe des Deutschen Jugendinstituts. Seit 2001 wurde, mit der Einrichtung
eines Kinderpanels, die Datengrundlage fir diese Berichterstattung erheblich verbessert. Dar-
auf basierend kénnen wir Aussagen Uber die psychosoziale Entwicklung von Kindern in zwei
Altersgruppen (5-6 Jahrige und 8-9 Jéhrige (je 1100)) machen. Dabei wird sowohl die Per-
spektive der Kinder, deren Mitter und Vater erfasst. Das Kinderpanel ist eine vom Bundes-
familienministerium unterstutzte Langzeitstudie.

Sozialberichterstattung tber Kinder beinhaltet eine regelmaRige, rechtzeitige, systemati-
sche und autonome Information Uber gesellschaftliche Strukturen, tber die Lebensbedingun-
gen der Bevolkerung, bzw. im Speziellen der Bevolkerungsgruppe ,,Kinder®. Dies ist von
Anfang an genuine Aufgabe und Zielsetzung des DJI-Kinderpanels.

Mit dem Kinderpanel werden beide grundlegenden StoRrichtungen einer Sozialberichter-
stattung bedient: Zum ersten die reflexive Aufklarung der gesellschaftlichen Offentlichkeit im
weitesten Sinne ber Kindsein heute. Dies ist in einer von der Aufmerksamkeitsokonomie der
Medien gepragten Zeit eine wichtige Aufgabe, denn allzu oft kursieren einseitige und skandli-
sierende Bilder und dominieren den Diskurs um die soziale Situation von Kindern heute. Zum
zweiten liefert Sozialberichterstattung Materialien, Daten und Leitsatze/-empfehlungen fir die
politisch Verantwortlichen zur Gestaltung der Lebensbedingungen von Kindern im Rahmen
der Familien-, Sozial- und Kinderpolitik.

Das Kinderpanel beleuchtet das Aufwachsen von Kindern zwischen Familie, Peers und
Institutionen. Zentrale Themen sind:

- soziookonomische Lage der Familie

- Wohnsituation und regionale Merkmale
- institutionelle und private Betreuung

- Schulische Situation und Befinden

- Freunde und Spielkameraden
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Aus dieser thematischen Bandbreite werden im Folgenden einige wenige Ergebnis-

Schlaglichter prasentiert, die fur die soziobkonomische Berichterstattung von Interesse sein

kdnnten.

b) Familien - Leben

Die traditionelle Familie lebt: Noch immer wachsen rund 75% der Kinder in der traditio-
nellen Kernfamile (Mutter, Vater, Kinder) auf.

Jede fiinfte Familie hat Migrationshintergrund.

Ein Drittel der Kinder lebt in einer belasteten Wohnsituation, d.h. die Wohnung ist durch
Enge, mangelnde Riickzugsmoglichkeiten und eine schlechte Infrastruktur, etc. gekenn-
zeichnet.

Familie — ein Hort der Harmonie? - Jein!: 97% der Kinder sind mit ihrem Leben zufrie-

den. Es kommt zu Eltern-Kind-Konflikten, die aber in der Regel bewéltigt werden.

c¢) Freunde und Spielkameraden

Freunde — Helfer in der Not: Im Durchschnitt hat ein Kind vier gute Freunde bzw. Freun-
dinnen, mit denen es sich regelmaRig trifft, die sich gegenseitig helfen und aushelfen. Dar-
uber hinaus wird von sechs weiteren Spielkameradinnen berichtet.

Jedes zehnte Kind hat keinen guten Freund: Dieser Wert ist von Welle zu Welle konstant,
es sind jedoch nicht immer die gleichen 10% die keinen Freund/Freundin haben.

Madchen in belasteter Wohnsituation haben weniger Freundinnen. Dies ist gleichzeitig
auch die groRe Gruppe, die ihre freie Zeit tiberwiegend vor dem Fernseher verbringt.
Vereine lohnen sich! Mitgliedschaften in Vereinen stiitzen soziale Netzwerke und férdern

die Sprachfahigkeit.

d) Institutionelle und private Betreuung

Kindergartenbesuch ist die Norm (94% in Ostdeutschland und 96% in Westdeutschland)
und in Ost und West weiterhin unterschiedlich: In Westdeutschland besuchen Kinder in
der Regel einen Halbtagskindergarten, in Ostdeutschland ist die Ganztagsbetreuung die
Norm.

Wenige Wahlmaoglichkeiten flr Eltern, dennoch sind die Eltern mit der Betreuungssituati-
on normalerweise zufrieden. Am geringsten ist die Zufriedenheit mit den Kosten fiir die

Betreuung und mit der Qualitat der Schulvorbereitung.
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Es existieren deutlich schichtabhéngige Vorstellungen von Kindergarteninhalten: Eltern
aus niedrigeren sozialen Schichten betonen die Notwenigkeit der Schulvorbereitung.

Ergénzende private Betreuungsarrangements spielen fiir Familien groRe Rolle: In 30% der
Familien erganzen Groleltern das Betreuungsarrangement und 45% nutzen weitere Kin-

derbetreuungseinrichtungen.

e) Schulische Situation und Befinden

Die Euphorie des Anfangs nimmt leicht ab

80% macht das Lernen Spal3

25% langweilen sich — mehr Jungen als Méadchen

40% haben Angst vor Fehlern

Kinder schatzen sich besser ein als ihre Eltern

Grundschuler haben ein sehr positives Bild von sich, kennen aber auch traurige und ein-
same Momente, sie tragen Konflikte eher auf der verbalen Ebene aus oder reden Uber den
Konflikt. Nur selten werden Konflikte durch koérperliche Gewalt ausgetragen, aber: knapp

20% haben Lust am ,,Raufen und Argern*

f) Armut unter Kindern bedeutet....

weniger Ausflige/Aktivitaten, weniger Vereinszugehoérigkeit, daftr mehr alleiniger Fern-
sehkonsum

schlechtere Wohnsituation, weniger kostenfreie Infrastruktur

mehr Probleme in der Schule

mehr Versagenséngste, Kopf-/Bauchschmerzen vor Tests

schlechtere Lese- und Rechenkompetenzen

Insbesondere arme Madchen haben weniger Freundinnen

6.6 Gepflegt altern? Dienstleistungsbedarf in einer alternden Gesellschaft

Andreas Motel-Klingebiel: Dienstleistungsbedarf in alternder Gesellschaft — im Kontext der

sozialen Lage

Der Beitrag von Dr. Andreas Motel-Klingebiel vom Deutschen Zentrum fir Altersfragen in

Berlin, thematisiert den Dienstleistungsbedarf in einer alternden Gesellschaft. Auf Basis sei-

ner Forschungstatigkeiten am Zentrum fur Altersfragen bitten wir ihn, sowohl formelle als
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auch informelle Dienstleistungsbedarfe von alteren Menschen zu beleuchten. VVon besonde-
rem Interesse fur die Berichterstattung ist dabei die Realisierung dieser Bedarfe im Kontext
der sozialen Lage alter Menschen: Von welchen Faktoren und Konstellationen wird das Ver-
sorgungsniveau beeinflusst? Welche Veranderungen zeichnen sich in diesem Zusammenhang

ab?

a) Dienstleistungsbedarf und alternde Gesellschaft: Alterssozialberichterstattung
Alterssozialberichterstattung unternimmt das Deutsche Zentrum fir Altersfragen (DZA)
an der Schnittstelle zwischen sozial- und verhaltenswissenschaftlicher Forschung und wissen-
schaftlicher Politikberatung. Es geht um eine quer-und langsschnittliche Dauerbeobachtung
der Lebensbedingungen von alternden und alten Menschen im gesellschaftlichen Kontext —
unter Beriicksichtigung von objektiven und subjektiven Dimensionen. Alterssozialberichter-
stattung hat im Rahmen der Ressortforschung des Bundes —zwischen Forschung und Politik-
beratung —spezifische Begrindungs- und Verwertungszusammenhénge.
Die Alterssozialberichterstattung umfasst folgende Bereiche:
Forschung:
- Alterssurvey (national)
- OASIS (international)
- Expertisen, Datenberichte
Informationssysteme:
- GeroStat
Altenberichte
- Beteiligung an den Berichtskommissionen und deren wissenschaftliche Begleitung
- Allerdings: Berichte im Wandel von Berichterstattung zur Beteiligung und Politikgestal-
tung!
Eine wichtige Aufgabe der Berichterstattung des DZA st es, die Perspektiven des Alters-
strukturwandels zu verdeutlichen. Dieser erweist sich als eigenstandige Dimension gesell-
schaftlicher Entwicklung. Seine Wirkungen gehen tber die blo3e Veradnderung der zahlenma-
Rigen Relationen von Altersgruppen hinaus. Deutlich werden Strukturen sozialer Ungleichhei,
die im Hinblick auf die zukilnftige Ressourcenverteilung und im Hinblick auf Verteilungs-
normen berucksichtigt werden mussen. Der Altersstrukturwandel erfordert eine entsprechende
Gestaltung der Systeme sozialer Sicherung und er hat Auswirkungen auf Dienstleistungs- und
Gurtermarkte sowie auf das Verhaltnis von Produktion und Reproduktion.
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b) Dienstleistungen fir altere Menschen

Die Inanspruchnahme formeller und informeller Leistungen ist auch im hoheren Alter
voraussetzungsbehaftet. Diese Voraussetzungen sind ungleich verteilt und befinden sich im
Wandel, so dass verschiedene Generationen Alterer teilweise unterschiedliche und unter-
schiedlich viel Leistungen in Anspruch nehmen. Die Inanspruchnahme von formellen und
informellen Leistungen wird auch durch Préaferenzen/Kultur, Verfligbarkeit von Angeboten,
Information und Ressourcen bestimmt. Beispielsweise wéchst derzeit trotz verbesserter Ge-
sundheit die Inanspruchnahme formeller Gesundheitsdienstleistungen. Und die Inanspruch-
nahme variiert im Gesellschaftsvergleich.

Es ware eine unzureichende Verengung, die Frage nach Dienstleistungen fiir Altere aus-
schlielich auf die pflegerische Unterstiitzung zu begrenzen. Es existiert ein breites Spektrum
an Leistungsformen, z.B.:

- Emotionale Unterstiitzung

- Kognitive Unterstiitzung

- Materielle Unterstiitzung und Schenkung

- Kommunikationsdienstleistungen

- Transportdienstleistungen

- Haushaltsdienstleistungen (instrumentelle Unterstiitzung)

- Pflegerische Versorgung

Diese Leistungsformen stehen zum Teil in enger Beziehung untereinander. Und sie sind eng
mit der Ausgestaltung privater Netzwerke und mit der Verfugbarkeit von Ressourcen und
deren Verteilung sowie mit der sozialer Sicherung und den Angebotsstrukturen verbunden.

Altere sollten jedoch nicht nur als Empfangergruppe gesehen werden. Sie nehmen nicht
nur in Anspruch, sondern leisten auch viel. Zum Beispiel leisten ber 60ig Jahrige Aktivitaten
flr die jingere Generation im Wert von 40 Mrd. € p.a., und Ubertragen finanzielle Leistungen

von etwa 32 Mrd. € p.a.

¢) Versorgungsniveaus und -mixe

Das Bild der Leistungen an Altere variiert vor dem Hintergrund verschiedener Siche-
rungs- und Dienstleistungssysteme: Je nach Organisation der sozialstaatlichen Strukturen
werden familiale Unterstutzungen durch formelle Leistungen ersetzt oder verstarkt. Es sind
jedoch auch Mischformen denkbar, die dadurch gekennzeichnet sind, dass sie teilweise fami-
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lialer Aktivitdten durch Dienstleistungen ersetzen. Insgesamt ist das Niveau der Inanspruch-

nahme in umfassenderen Systemen hoher.
Auf der Basis einer umfassenden, landervergleichenden Untersuchung ist Alt zu folgen-

den Ergebnissen beziglich des Versorgungsniveaus gekommen:

- ErwartungsgemaR ist Gesundheit ein wesentlicher Pradiktor der Leistungsinanspruchnah-
me im hoheren Lebensalter

- Die Verfugbarkeit von Familienmitgliedern (insb. Kindern) wirkt positiv auf die Inan-
spruchnahme informeller Leistungen aber nicht negativ auf die Nutzung formeller Leis-
tungen

- Sozialstruktureffekte lassen sich in der untersuchten urbanen Population nicht generell
nachweisen; sie bestehen aber, was den Umfang der Inanspruchnahme angeht (Zugang vs.
Ressourcen)

- Familiale Unterstltzung erfolgt weitgehend unabhéngig vom Kontext

- Formelle Dienstleistungsangebote wirken stark positiv auf die Inanspruchnahme formeller
Leistungen. Sie sind verbunden mit verbesserten Dienstleistungsmixen und weiterer
Verbreitung von Unterstiitzungsleistungen an Altere

- Keine Verdrangungswirkungen sozialer Sicherung oder ausgebauter Serviceinfrastruktu-
ren auf familiale Dienstleistungen

- Es besteht von auch kein Potential fir umgekehrte Substitution

Die Daten zeigen, dass gerade im Rahmen des deutschen Sozialmodells formelle und infor-

melle Leistungen im Alter zumeist gerade nicht zeitlich parallel bezogen werden. Die spezifi-

sche Inkompatibilitat beider Leistungsformen ist nicht zwingend, wie die Beispiele von Nor-

wegen, Israel aber auch England zeigen —wenngleich auch sicher unter unterschiedlichen

Vorzeichen. Die Durchsetzung von Dienstleistungsmixen im Alter erweist sich so als kunftige

Gestaltungsaufgabe der Sozialpolitik.

d) Absehbare Veranderungen

Gesundheit ist ein wesentlicher Pradiktor der Inanspruchnahme, doch fiihrt das Anwach-
sen der Altenpopulation nicht notwendig zu einer proportionalen Zunahme des Bedarfs an
Gesundheits- oder Pflegedienstleistungen. Lineare Fortschreibungen des Hilfe- und Unter-
stitzungsbedarfs auf der Basis von Bevolkerungsvorausberechnungen sind offensichtlich we-
nig zweckmaRig. Uber die Art und Verbreitung von chronischen Krankheiten im héheren und
hohen Alter liegen allerdings nur wenige Daten vor.
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Die erwartete Steigerung der Zahl von Pflegefallen bis 2040 liegt je nach Morbiditatskon-
zept und Mortalitatsannahmen bei etwa 40-80 Prozent; die erweiterte Dienstleistungsnachfra-
ge ist schwer zu prognostizieren. Variieren durfte allerdings auch die Form des Bedarfs an
Gesundheits- und Pflegedienstleistungen. Stichworte hierfir sind:

- maoglicherweise zunehmende Multimorbiditat

- zunehmende Pravalenz demenzieller Veranderungen

- steigender Anspruch an Lebensqualitat

Die Wirkungen sind zum einen abhdngig von Entwicklungen der Technik aber auch der me-
dizinischen und pflegerischen Versorgung.

Neben den Veranderungen im Bereich der Gesundheit und Gesundheitsversorgung sind es
vor allem Veranderungen in den Haushaltsstrukturen, die sich auf den Bedarf nach haushalts-
externer Unterstltzung auswirken werden — gleiches gilt fur die raumliche Struktur familialer
und weiterer Unterstlitzungsnetze.

Die erwartbaren Verdnderungen der Haushaltsstrukturen gestalten sich deutlich ge-
schlechtsspezifisch: Unter den ber 80-jahrigen Frauen wird der Anteil der Alleinlebenden
zungunsten des partnerschaftlichen Wohnens deutlich sinken. Unter den tber 80-jahrigen
Mannern wird der Anteil der Alleinlebenden hingegen deutlich zunehmen. Ingesamt ist der
Anteil alleinlebender Alterer langfristig riicklaufig. Zurtickgehen wird auch der Anteil ver-
witweter Personen, wéhrend von einer Zunahme der Zahl geschiedener oder lediger Alleinle-
bender auszugehen ist, deren familiale Netzwerke traditionell schwécher sind.

Nicht nur die Haushalts- sondern auch die Familienstrukturen verschieben sich: Demo-
graphische Verschiebungen &uRern sich u.a. in abnehmenden Kinderzahlen und zunehmender
Kinderlosigkeit. Zudem steht die rdumliche Nahe zwischen Familienmitgliedern u.a. unter
dem Druck steigender Flexibilitatserwartungen auf dem Arbeitsmarkt. Gemeinsame Haus-
haltsfihrung erwachsener Familienmitglieder ist trotz hoher emotionaler Verbundenheit sel-
ten und ggf. vor allem durch 6konomischen Druck erzwungen. Intimitat auf Abstand erweist
sich als stabile ZielgréRe und das Haushaltskonzept erweist sich hier als zu eng zur Erfassung

der Leistungen und Leistungspotentiale.

e) Zusammenfassung

Der Prozess der demographischen Alterung wird als Altersstrukturwandel Folgen fir das
gesellschaftliche System und damit auch fir Berichterstattung tber dessen Entwicklung ha-
ben: Arbeit als vermittelnde Sphére steht unter diesem Eindruck — der Wandel betrifft das
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Verhaltnis von Erwerbs-, Eigen- und Nichtarbeit. Es ziehen sich groere Teile der Bevolke-
rung aus der Sphare der Erwerbsarbeit in den Ruhestand zuriick und auch die Beteiligung an
Eigenarbeit ist ggf. zunehmend fraglich.

Es ist richtig, dass langfristige demografische Trends in ihren gesellschaftlichen Wirkun-
gen politisch gestaltbar sind; aber die Intervention
- wirkt nur langfristig,

- selber auf die Relation von Erwerbs- und Eigenarbeit,

- modifiziert die Lebensweisen und ist selber Vermittlungsinstanz,

- verandert die demographiebedingte Zunahme des Anteils der (alten) Population mit gerin-
ger Beteiligung an Erwerbs- und Eigenarbeit nur bedingt

Die Leitbegriffe (Arbeit, Lebensweise, Teilhabe) fokussieren stark auf mittlere Lebensphasen

und waren mit Blick auf die Folgen gesellschaftlicher Alternsprozesse zu dynamisieren

Die Entwicklung einer zunehmenden und sich wandelnden Dienstleistungsnachfrage ist
absehbar. Diese Nachfrage wird nur zu einem geringen Teil durch informelle Leistungen pri-
vater Netzwerke —vor allem durch weibliche Familienarbeit— gedeckt werden kénnen. Die
(notwendigen) sozialpolitischen Interventionen zur Stabilisierung der Erwerbsarbeit (Frauen,
Migranten, ActiveAgeing) durften eher zu einer weiteren Schwachung der Potentiale privater
Netzwerke zu dieser Form der informellen Wohlfahrtsproduktion beitragen.

Ein Ausbau von Serviceinfrastrukturen und ihre Finanzierung erscheinen notwendig und
unausweichlich — von ihm wird kein Verdrangungseffekt auf informelle Leistungen ausgehen,
jedoch ist eine sich verstetigende Arbeitsteilung zwischen formellen und informellen Leistun-
gen wahrscheinlich.

Hinsichtlich der Finanzierung scheint die Bereitschaft und Mdglichkeit zur privaten Kos-
tenubernahme beschrankt. Die Ressourcen hierzu sind im hoheren Lebensalter zunehmend

ungleich verteilt und der Interventions- bzw. Umverteilungsbedarf wird wohl zunehmen.
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7. Moderierte Abschlussdiskussion: Fazit & Anregungen fur die sozio6konomi-

sche Berichterstattung

Tatjana Fuchs: Schlussbemerkungen flr den Forschungsverbund

Tatjana Fuchs dankt den Teilnehmerinnen und Teilnehmern dafir, dass sie in den vergange-
nen beiden Tagen der Einladung des Forschungsverbunds zu einer kollegialen Beratung ge-
folgt sind und versucht, die erhaltenen Anregungen zu biindeln.

Die Teilnehmer/innen des funften Werkstattgesprachs haben die hohe Bedeutung von
Haushalts- bzw. haushaltsnaher Arbeit als Beobachtungsgegenstand der sozio6konomischen
Berichterstattung hervorgehoben. Insbesondere die Organisationsform der Tatigkeiten (Ei-
genarbeit, marktformig, sozialstaatlich) als auch sozialen und institutionellen Kontextfaktoren
sollen auch in der weiteren Berichterstattung bertcksichtigt werden. Im Wesentlichen wurde
der bereits im ersten Bericht eingeschlagene Weg bestatigt, der an einigen Stellen weiteren

Konkretisierungen und Erganzungen bedarf, die im Folgenden kursorisch erlautert werden.

Kategoriale Klarheit und deskriptive Erdrterung des Berichtsgegenstandes

Fur die Kategorien Haushaltsarbeit und haushaltsnahe Arbeit wird mehr Klarheit ge-
winscht - obgleich das Werkstattgesprach gezeigt hat, dass auch der aktuelle Forschungsstand
dies bisher noch nicht leistet. Im Rahmen der zukinftigen Berichterstattung sind somit weite-
re Schritte in die Richtung einer Heuristik von Haushalts- und haushaltsnaher Arbeit notig,
die u.a. das Anforderungsniveau der Tatigkeiten, den Arbeits- bzw. Ausfiihrungsort, den
Formalisierungsgrad und die Organisationsform berlcksichtigt. Zudem erweist es sich als
notwenig, Haushalte, Familien und Individuen in Haushalten stérker von einander abzugren-
zen.

Neben verstarkten Anstrengungen im Sinne notwendiger begrifflicher Erweiterungen und
Differenzierungen besteht ein hoher Bedarf nach einer grundlegenden und ausfiihrlichen Be-
schreibung des Berichtsgegenstandes: Uber Arbeit in und fir private Haushalte ist noch im-
mer wenig bekannt. Notwendig ist eine Beschreibung des Umfangs von Arbeitsvolumina und
der (Erwerbs-) personen, die in diesem Bereich tatig sind, sowie - soweit mdglich - eine Be-
schreibung der Einkommens- und Arbeitsbedingungen. Neben dem realisierten Arbeitsange-
bot gilt es aber auch, den Bedarf nach erwerbsférmigen Haushaltsdienstleistungen zu ermit-

teln: In welchem Umfang existiert eine latente Nachfrage nach Unterstitzung im Haushalt,
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bei der Pflege, Erziehung, etc.? Vor diesem Hintergrund ist auch die Fortschreibung von
Haushaltsstrukturen, Erwerbskonstellationen auf der Haushaltsebene notwendig, da die GroRe
der Haushalte, die Erwerbsbeteiligung, Zahl der Kinder, usw. wichtige Kontextfaktoren des
potentiellen Bedarfs sind. Dies soll zukunftig durch eine entsprechende Beschreibung von
Familientypen ergénzt werden.

Beschaftigungswirkung von haushaltsnahen Dienstleistungen

Der erwerbsférmigen Verlagerung von bisher privat geleisteter Arbeit wird in der 6ffentli-
chen Debatte eine hohe Beschaftigungswirkung zugeschrieben, meist ohne Bedingungsfakto-
ren und mittel- und langerfristigen Folge- und Wechselwirkungen zu prifen. Durch die diffe-
renzierte Behandlung dieses Sachverhaltes konnte das Konzept der Berichterstattung, soziale
und 6konomische Entwicklungen aufeinander beziehen und einen hohen prognostischen Wert
entfalten. Hierflr mussen die 6konomischen, sozialen und kulturellen Bedingungsfaktoren fur
eine erwerbsformige Organisation von Haushalts-, Erziehungs-, Betreuungs- und Pflegear-
beit,, etc. ermittelt werden. Unter Beriicksichtigung des Organisationsmodus (marktférmig,
sozialstaatlich) sollen mdgliche Folge- und Wechselwirkungen im Hinblick auf die soziale
Lage der Dienstleistenden sowie der nachfragenden Haushalte, die Qualitat der Arbeit und auf
das Konsum- und Einkommensgefiige ermittelt werden.

Dienstleistungen fur besondere Lebensphasen

Umfang und Art der Haushalts- und haushaltsnahen Arbeit sind eng mit den Lebenspha-
sen der Haushaltsmitglieder verwoben — unabh&ngig davon, ob die Arbeit privat oder in Form
von Dienstleistungen organisiert wird. Besondere Relevanz fir den Bedarf nach Dienstleis-
tungen entfalten die Lebensphasen Kindheit, (doppelte) Erwerbstétigkeit und Alter. Diese
Phasen sollen im Hinblick auf den realisierten und den gewinschten Wohlfahrtsmix, beste-
hend aus privater, marktformiger und sozialstaatlicher Versorgung, in den Blick genommen
werden.

In diesem Zusammenhang wird der Existenz von kulturellen Leitbildern, die die Vorstel-
lungen Uber die Ausgestaltung des Wohlfahrtmix pragen, eine wichtige Rolle beigemessen.
Diese sind eng mit geschlechtsspezifischen Auffassungen uber die Arbeitsteilung verwoben.
Der Beobachtung von kulturellen Leitbildern, subjektiven Einstellungen und deren Konkreti-
sierung in Form von institutioneller Regulierung soll bei der Bearbeitung des Gegenstandes

eine hohe Bedeutung zukommen.
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Internationale und regionale Vergleiche, methodische Herausforderungen

Insbesondere im Hinblick auf die angesprochene Beschéftigungswirkung aber auch mit
Blick auf den realisierten Wohlfahrtmix privater Haushalte sind internationale Vergleiche
aufschlussreich: Geprift werden soll, in welchem Ausmal und unter welchen institutionellen,
sozialen und 6konomischen Voraussetzungen in vergleichbaren Léndern Haushalts- und
haushaltsnahe Arbeit erwerbsférmig organisiert wird. Hierflr sollen geeignete Indikatoren fiir
internationale Vergleiche gepriift werden, wobei die eigentliche Herausforderung in der sen-
siblen Berucksichtigung von relevanten Kontextfaktoren liegt.

Zu der Bertcksichtigung von relevanten Kontextfaktoren gehort es auch, regionale Unter-
schiede (z.B. stadtische versus landliche Regionen, Ost- Westunterschiede) einzubeziehen.
Sowohl das Angebot wie auch die Nachfrage differieren regional. Solche Unterschiede sollten
— wenn moglich — auch auf der Ebene internationaler Vergleiche beriicksichtigt werden, etwa
durch Vergleiche stadtischer Regionen.

Weitere methodische Herausforderungen bestehen darin, die vielen ,,Grauzonen® zu erfas-
sen, die gerade diesen Berichtsgegenstand charakterisieren. Da ein betrachtlicher Teil der er-
werbsférmig geleisteten Arbeit in privaten Haushalten im Bereich der Schwarz- bzw. Schat-
tenarbeit liegt, entzieht sich dies der Statistik. Die daraus resultierenden Leerstellen sollen
durch die Berlcksichtigung von qualitativen Untersuchungen verkleinert bzw. geschlossen
werden. Das Einbeziehen von qualitativen Untersuchungen ist aber auch ndétig, um etwa die
spezifischen Qualitaten von Dienstleistungsarbeit bzw. von privat geleisteter Arbeit zu ermit-
teln und zu bericksichtigen. Andernfalls bliebe die Berichterstattung — bezogen auf den Ge-
genstand Haushalts- und haushaltsnahe Arbeit — darin verhaftet, Zeitbudgets, Zeit- und Be-

schaftigungsanteile aufzulisten.
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7.1 Teilnehmer/innen der einzelnen Werkstattgesprache

Teilnehmerliste Werkstattgespréch 1: Deutschland im Modell

Gaottingen, 21./22. Februar 2006

Name Vorname Institution
1 | Albrecht-Lohmar | Gabriele Bundesministerium fir Bildung und Forschung, Bonn
2 | Alda Dr. Holger Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
3 | Bartelheimer Dr. Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
4 | Bohnke Petra Wissenschaftszentrum Berlin fur Sozialforschung
5 | Bonvin Prof. Dr. Jean-Michel Département de Sociologie, Université de Genéve
6 | Bothfeld Dr. Silke WSI der Hans-Bdckler-Stiftung, Disseldorf
7 | Brandl Sebastian Wissenschaftszentrum Berlin fur Sozialforschung
8 | Busch Dr. Ulrich Ostdeutschlandforschung am ZTG der TU Berlin
9 | Buss Klaus- Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
10 | CorneliBBen Dr. Waltraud Deutsches Jugendinstitut, Miinchen
11 | Corsten Dr. Michael Friedrich-Schiller-Universitat Jena
12 | D Alessio Dr. Nestor Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
13 | Dathe Dr. Dietmar Berlin
14 | Fuchs Tatjana Internationales Institut fir empirische Sozialékonomie
15 | Geiling Prof. Dr. Heiko Universitat Hannover
16 | Grimm Natalie Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
17 | Hacket Anne Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung
18 | Heimerl Angelika Forschungszentrum fir Umwelt und Gesundheit
19 | Hullen Gert Bundesinstitut fir Bevdlkerungsforschung, Wiesbaden
20 | Jablonowski Dr. Harry W. Sozialwissenschaftliches Institut der EKD, Hannover
21 | Jischa Prof.(em.) Dr.-Ing. Michael | Institut fur Technische Mechanik, TU Clausthal
22 | Jurgens Dr. Kerstin Universitt Hannover
23 | Karrass Anne Graduiertenkolleg ,,Europdisches Sozialmodell", Géttingen
24 | Kronauer Prof. Dr. Martin Fachhochschule fur Wirtschaft in Berlin
25 | Kimmerling Dr. Angelika Institut Arbeit und Technik, Gelsenkirchen
26 | Kurz Dr. Karin Otto-Friedrich-Universitdt Bamberg
27 | Land Dr. Rainer Thinen-Institut fir Regionalentwicklung, Bollewick
28 | LeBmann Dr. Ortrud Hamburg
29 | Marbach Jan Deutsches Jugendinstitut, Miinchen
30 | Mayer-Ahuja Dr. Nicole Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
31 | Moldaschl Prof. Dr. Manfred TU Chemnitz-Zwickau
32 | Noll Dr. Heinz-Herbert Zentrum flr Umfragen, Methoden und Analysen
33 | Ohsmann Sabine Deutsche Rentenversicherung- Bund, Berlin
34 | Paul Dr. Gerd Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
35 | Roth Prof. Dr. Roland Fachhochschule Magdeburg-Stendal
36 | Schwarz Norbert Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
37 | Seil3 Frank Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung
38 | Sondermann Avriadne Fachbereich Soziologie, Universitat Siegen
39 | Strohm Wolfgang Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
40 | Walter Helena Universitét Bielefeld
41 | Weber Carolin Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
42 | Willisch Andreas Thinen-Institut fur Regionalentwicklung, Bollewick
43 | Wolf Dr. Frieder Otto Insitut der Philosophie, Freie Universitit Berlin
44 | Ziegler Hansvolker Berlin
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Teilnehmerliste Werkstattgesprach 2: Regulierung des Umbruchs-
Umbruch der Regulierung?

Géttingen, 9./10. Méarz 2006

Name Vorname Institution

1 | Alda Dr. Holger Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

2 | Auth Dr. Diana Justus-Liebig-Universitat Gielen

3 | Baethge Prof. Dr. Martin Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen

4 | Baethge-Kinsky | Dr. Volker Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen

5 | Bartelheimer Dr. Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen

6 | Behrend Olaf Universitat Siegen

7 | Betzelt Dr. Sigrid Bremen

8 | Busch Dr. Ulrich Technische Universitét Berlin

9 | Busch Dr. Sigrid Bundesministerium fir Bildung und Forschung, Quem
10 | Buss Klaus-Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen

11 | D Alessio Dr. Nestor Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen

12 | Dostal Dr. Werner Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
13 | Fuchs Tatjana Internationales Institut fiir empirische Sozialokonomie

14 | Grimm Natalie Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen

15 | Hacket Anne Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
16 | Heimerl Angelika Forschungszentrum fiir Umwelt und Gesundheit, Miinchen
17 | Henninger Dr. Annette Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
18 | Jablonowski Dr. Harry W. Sozialwissenschaftliches Institut der EKD, Hannover

19 | Jaehrling Dr. Karen Institut Arbeit und Technik, Gelsenkirchen

20 | Koch Dr. Max Faculty of Social Sciences, University of Ulster

21 | Kress Ulrike Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
22 | Kupka Dr. Peter Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
23 | Kurflrst Anja Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen

24 | Land Dr. Rainer Thiinen-Institut fiir Regionalentwicklung, Bollewick

25 | Marquardsen Kai Universitat Gottingen

26 | Mayer-Ahuja Dr. Nicole Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen

27 | Mika Tatjana Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin

28 | Paul Dr. Gerd Soziologisches Forschungsinstitut, Goéttingen

29 | Pries Prof. Dr. Ludger Fakultat fiir Sozialwissenschaften, Ruhr-Uni-Bochum

30 | Schafer Dr. Claus Hans-Bokler-Stiftung, Disseldorf

31 | Schmidt Tanja Berlin

32 | Schmuhl PD Dr. Hans-Walter Universitét Bielefeld

33 | Sing Dr. Dorit Internationales Institut fiir empirische Sozialokonomie
34 | Solga Prof. Dr. Heike Institut fur Soziologie, Georg-August-Universitat Gottingen
35 | Sondermann Ariadne Fachbereich Soziologie, Universitat Siegen

36 | Speidel Dr. Frederic Freiberuflicher Sozialwissenschaftler

37 | Wagner Dr. Alexandra Forschungsteam Internationaler Arbeitsmarkt, Berlin

38 | Walter Helena Universitét Bielefeld

39 | Weber Carolin Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
40 | WeiRbrodt Thomas Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
41 | Wenzel Dr. Ulrich Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
42 | Wieck Markus Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
43 | Wolter Dr. Marc-Ingo Gesellschaft fiir Strukturforschung, Osnabriick
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Teilnehmerliste Werkstattgespréch 3: Ostdeutschland- Fragmentierte Entwicklung

TU Berlin, 11./12. April 2006

Name Vorname Institution
1 | Albrecht-Lohmar | Gabriele Bundesministerium fir Bildung und Forschung, Bonn
2 | Alda Dr. Holger Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nirnberg
3 | Bartelheimer Dr. Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
4 | Beer Dr. Ingeborg Stadtforschung + Sozialplanung, Berlin
5 | Béhm Dr. Birgit Ostdeutschlandforschung am ZTG der TU Berlin
6 | Busch Dr. Ulrich Ostdeutschlandforschung am ZTG der TU Berlin
7 | Buss Klaus-Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
8 | Dathe Dr. Dietmar Berlin
9 | Dienel Dr. Hans-Luidger ZTG der Technischen Universitat Berlin
10 | Engler Brigitte Berlin
11 | Franz Dr. Peter Institut fur Wirtschaftsforschung, Halle
12 | Fuchs Tatjana Internationales Institut fiir empirische Sozialkonomie
13 | Grimm Natalie Soziologisches Forschungsinstitut, Goéttingen
14 | Hacket Anne Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
15 | Hanf Dr. Thomas SFZ Berlin-Brandenburg
16 | Hauss Dr. Friedrich Braintools, Berlin
17 | Himmelreicher Dr. Ralf Deutsche Rentenversicherung Bund, Berlin
18 | Jablonowski Dr. Harry W. Sozialwissenschaftliches Institut der EKD, Hannover
19 | Jain Dr. Angela Nexus Institut, Berlin
20 | Kil Dr. Wolfgang Berlin
21 | Kollmorgen Prof. Dr. Raj Otto-von-Guericke-Universitat Magdeburg
22 | Krause Thomas Wissenschaftlicher Mitarbeiter Peter Hettlich, MdB, Berlin
23 | Kihl Alexander Institut fur Sozialékonomische Strukturanalysen, Berlin
24 | Kihl Jurgen Berlin
25 | Land Dr. Rainer Thinen-Institut fur Regionalentwicklung, Bollewick
26 | Lauinger Holger Berlin
27 | Misselwitz Dr. Hans Parteivorstand der SPD, Berlin
28 | Nolting Dr. Benjamin ZTG der Technischen Universitat Berlin
29 | Pitschmann David ZTG der Technischen Universitét Berlin
30 | Ragnitz Dr. Joachim Institut fur Wirtschaftsforschung, Halle
31 | Robischon Dr. Tobias Schader-Stiftung, Darmstadt
32 | Schéfer Prof. Dr. Martina ZTG der Technischen Universitat Berlin
33 | Schmidt Tanja Berlin
34 | Schmidt Torsten Fachhochschule flr Technik und Wirtschaft, Berlin
35 | Schmidt Jirgen Berlin
36 | Schridde Stefan Berlin
37 | Scurrell Dr. Babette Ostdeutschlandforschung am ZTG der TU Berlin
38 | Sondermann Avriadne Fachbereich Soziologie, Universitat Siegen
39 | Steiner Dr. Christine Zentrum flr Sozialforschung Halle e.V.
40 | Struck Dr. Olaf Institut fur Soziologie, Friedrich-Schiller-Universitét Jena
41 | Thomas Dr. Michael BISS, Berlin
42 | Weber Carolin Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
43 | Weiske Prof. Dr. Christine Institut fUr Soziologie, TU Chemnitz
44 | Wieck Markus Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
45 | Willisch Andreas Thinen-Institut fir Regionalentwicklung, Bollewick
46 | Woderich Dr. Rudolf BISS, Berlin
47 | Wolter Dr. Marc-Ingo Gesellschaft fur Strukturforschung, Osnabriick
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Teilnehmerliste Werkstattgespréch 4: Gesellschaft im Betrieb

Gottingen, 9./10. Mai 2006

Name Vorname Institution
1 | Alda Dr. Holger Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Niirnberg
2 | Baethge-Kinsky | Dr. Volker Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
3 | Bartelheimer Dr. Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
4 | Boes Dr. Andreas Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
5 | Busch Dr. Ulrich TU Berlin, Ostdeutschlandforschung
6 | Buss Klaus-Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
7 | D’Alessio Dr. Nestor Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
8 | Dorre Prof. Dr. Klaus Institut fir Soziologie, Universitat Jena
9 | Ellguth Peter Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Niirnberg
10 | Faber Cathleen Forschungsdatenzentrum der statistischen Landesdmter
11 | Faust Dr. Michael Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
12 | Fuchs Tatjana Internationales Institut fiir empirische Sozialékonomie,
13 | Grimm Natalie Soziologisches Forschungsinstitut, Goéttingen
14 | Hacket Anne Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
15 | Heimerl Angelika Forschungszentrum fiir Umwelt und Gesundheit, Miin-
16 | Jablonowski Dr. Harry W. Sozialwissenschaftliches Institut der ev. Kirche in
17 | Kédtler Dr. Jirgen Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
18 | Kohler Prof. Dr. Christoph Institut fir Soziologie, Universitat Jena
19 | Kratzer Dr. Nick Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
20 | Kuhlmann Dr. Martin Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
21 | Kurzer Ulrich Deutschlandfunk
22 | Land Dr. Rainer Thiinen-Institut fiir Regionalentwicklung, Bollewick
23 | Lithje Dr. Boy Institut fur Sozialforschung, Frankfurt/Main
24 | Lutz Prof. Dr. Burkart Zentrum fir Sozialforschung Halle
25 | Mayer-Ahuja Dr. Nicole Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
26 | Mittermaier Thomas Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
27 | Reindl Josef Institut fir Sozialforschung und Sozialwirtschaft, Saar-
28 | Sauer Prof. Dr. Dieter Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
29 | Schmidt Tanja Berlin
30 | Schroeder Prof. Dr. Wolfgang Universitat Kassel
31 | Seily Frank Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
32 | Struck Dr. Olaf Institut fir Soziologie, Universitat Jena
33 | Tullius Dr. Knut Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
34 | Voskamp Ulrich Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
35 | Weber Carolin Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
36 | Wieck Markus Soziologisches Forschungsinstitut, Gottingen
37 | Wiekert Ingo Zentrum fir Sozialforschung, Halle
38 | Wiethold Franziska Berlin
39 | Willisch Andreas Thiinen-Institut fiir Regionalentwicklung, Bollewick
40 | Wolf Dr. Harald Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
41 | Wolter Dr. Marc-Ingo Gesellschaft fur Strukturforschung, Osnabriick
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Teilnehmerliste Werkstattgespréch 5: Arbeit und Lebensweise im Spiegel der Haushaltsdkonomie

Gaottingen, 16./17. Mai 2006

Name Vorname Institution
1 | Alda Dr. Holger Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
2 | Alt Dr. Christian Deutsches Jugendinstitut, Minchen
3 | Bartelheimer Dr. Peter Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
4 | Bergmann Jens Universitat Bielefeld
5 | Fuchs Tatjana Internationales Institut fiir empirische Sozialokonomie
6 | Gather Prof. Dr. Claudia Fachhochschule Holzminden
7 | Geissler Prof. Dr. Birgit Universitat Bielefeld
8 | Grimm Natalie Soziologisches Forschungsinstitut, Géttingen
9 | Gwozdz Wencke Universitt Hohenheim
10 | Hacket Anne Institut fur Sozialwissenschaftliche Forschung, Miinchen
11 | Heimerl Angelika Forschungszentrum fiir Umwelt und Gesundheit
12 | Jablonowski Dr. Harry W. Sozialwissenschaftliches Institut der EKD, Hannover
13 | Jaehrling Dr. Karen Institut fur Arbeit und Technik, Gelsenkirchen
14 | Jurczyk Dr. Karin Deutsches Jugendinstitut, Minchen
15 | Klose Manfred Statistisches Bundesamt, Wiesbaden
16 | Kurzer Ulrich Journalist
17 | Land Dr. Rainer Thiinen-Institut fir Regionalentwicklung, Bollewick
18 | Mayer-Ahuja Dr. Nicole Soziologisches Forschungsinstitut, Goéttingen
19 | Motel-Klingebiel | Dr. Andreas Deutsches Zentrum fiir Altersfragen, Berlin
20 | Schaffer Dr. Axel Universitét Karlsruhe
21 | Schiller Dr. Frank Miinchner Projektgruppe fur Sozialforschung
22 | Schmidt Tanja Berlin
23 | Schupp Dr. Jirgen Deutsches Institut fir Wirtschaftsforschung. Berlin
24 | Spangenberg Dr. Joachim H. Sustainable Europe Research Institute, Bad Oeynhausen
25 | Veil Dr. Mechthild Biiro fir Sozialpolitik &Geschlechterforschung, FFM
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7.3 Materialtbersicht zu den Werkstattgesprachen

Auf der Projekt-Website www.soeb.de finden sich folgende Materialen als PDF-Dateien (mit Aus-

nahme der kursiv geschriebenen Beitrage):

Werkstattgesprach 1: Deutschland im Modell

o Flyer
e Diskussionspapier
e  Pressemitteilung
e  Ergebnisbericht
e Beitrége:
0 Peter Bartelheimer: Umbruch des Produktions- und Sozialmodells
Roland Roth: Auf der Suche nach Ubersicht in regulationstheoretischer Perspektive
Frieder Otto Wolf:Européisches Sozialmodel
Waltraud CornelifRen: Optionen der Sozialberichterstattung zur Geschlechtergerechtigkeit
Heiko Geiling: Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel
Kerstin Jirgens: Soziologie alltaglicher Lebensfiihrung
Karin Kurz: Analyse von Erwerbsverlaufen
Martin Kronauer: Teilhabekonzept, Ausgrenzung, gesellschaftliche Zugehdrigkeit
Jean Michel Bonvin: Employment and Labour Market Regulation
Ortrud LeBBmann: Lebenslage- und Capability-Ansatz
Petra Bohnke: Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept
Sebastian Brandl: Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise
Norbert Schwarz: Makrotkonomische Ansétze
Silke Bothfeld: WSI-Frauendatenreport
Jan Marbach: Veranderungen des Sozialkapitals

Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattgespréach

0O O 0O O O o o oo o o o o o o o

Tatjana Fuchs: Schlusswort

Werkstattgesprach 2: Regulierung des Umbruchs — Umbruch der Regulierung

e Flyer

e Diskussionspapier

e  Pressemitteilung

e Ergebnisbericht

o Beitrdge:
o Nicole Mayer-Ahuja: Regulierung des Umbruchs — Einleitungsstatement
o0 Nicole Mayer-Ahuja: Regulierung des Umbruchs — Folien

0 Ludger Pries: Struktur und Regulierung von Erwerbsarbeit
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Diana Auth: Regulierung von Arbeitszeit

Claus Schafer: Regulierung von Einkommen

Martin Baethge/Markus Wieck: Regulierung von Bildung
Heike Solga: Gering Qualifizierte als Regulierungsproblem
Sigrid Betzelt: Lebenslaufe und Geschlechterarrangements
Dorit Sing: Ubergang in den Ruhestand

Hans Walter Schmuhl: Geschichte der Arbeitsmarktpolitik
Max Koch: Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich
Ulrike Kress: Arbeitsmarktmonitoring

Volker Baethge-Kinsky: Monitoring und Sozialberichterstattung
Peter Bartelheimer: Schlusswort

Werkstattgesprach 3: Ostdeutschland — Fragmentierte Entwicklung

o Flyer

(o}

(o}

(o}

0O O 0o 0O o o o o

Diskussionspapier
Pressemitteilung
Ergebnisbericht

Beitrage:

Rainer Land: Ostdeutschland - Fragmentierte Entwicklung

Thomas Hanf: Problem der handlungsleitenden Grundorientierung in Ostdeutschland
Ulrich Busch: Transfergesellschaft Ostdeutschland

Joachim Ragnitz: Kritische Revision der Transfergesellschaft

Klaus-Peter Buss: Fragmentierung - eine richtige Perspektive?

Rudolf Woderich: Die Bildung neuen Sozialkapitals

Holger Alda: Sekundére Arbeitsmarktintegration

Olaf Struck: Arbeitsmarkt und Beschéftigungssysteme in Ostdeutschland

Friedrich Hauss: Risikolagen im l&ndlichsten Raum

Christine Steiner: Demografie und Erwerbseintritt der Jiingeren

Wolfgang Kil, Ingeborg Beer, Tobias Robischon, Christine Weiske: Podiumsdiskussion zum Thema
Schrumpfung: Raumordnung oder Gesellschaftsordnung.

Ray Kollmorgen: Schlusswort
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Werkstattgesprach 4: Gesellschaft im Betrieb

o Flyer

e Diskussionspapier

e  Pressemitteilung

e  Ergebnisbericht

e Beitréage:

[0}

O O 0O 0O O O O oo 0o o o o o

Anne Hacket: Einflihrung

Andreas Boes, Anne Hacket: Bringing the Firms Back In
Dieter Sauer: Reorganisation des Unternehmens

Martin Kuhlmann: Reorganisation von Arbeit

Christoph Kéhler, Olaf Struck: Beschéftigungsverhaltnisse
Holger Alda: Betriebe und Arbeitseinkommen

Nick Kratzer: Zeit im Ubergang

Tatjana Fuchs: Qualitét der Arbeit

Peter Ellguth: Betrieb und Arbeitsbeziehungen

Klaus Dorre: Fragmentierte Arbeitsbeziehungen

Volker Baethge-Kinsky: Arbeiten und Lernen

Rainer Land: Ostdeutschland

Boy Lithje: Bloody Fordism

Burkart Lutz: Abschlussreflexion

Peter Bartelheimer: Schlusswort

Werkstattgesprach 5: Arbeit und Lebensweise im Spiegel der Haushaltskonomie

e Flyer

e Diskussionspapier

e  Pressemitteilung

e  Ergebnisbericht

e Beitrage:

(o}

0O O 0O o o o o o o

Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch

Birgit Geissler: Erwerbsférmige haushaltsbezogene Dienstleitungen
Claudia Gather: Bezahlte und unbezahlte Hausarbeit

Karen Jaehrling: Soziale und haushaltsnahe Dienstleistungen

Axel Schaffer, Carsten Stahmer: Aktivitdtsmuster

Wencke Gwozdz: Private Haushaltsarbeit

Marc Ingo Wolter: Konsumchancen

Christian Alt: Kinder geben Auskunft

Andreas Motel-Klingebiel: Dienstleistungsbedarf in alternder Gesellschaft
Tatjana Fuchs: Abschlussrefelxion

312

~<=soeb.de Zwischenbericht, August 2006



	Berichterstattung zur sozioökonomischen  Entwicklung Deutschlands –  Zweiter Bericht 
	Zwischenbericht 
	 Inhaltsübersicht 
	  
	 
	 
	Teil I: Werkstattberichte 
	Auswertung der Werkstattgespräche zur  sozioökonomischen Berichterstattung im ersten Halbjahr 2006 
	  
	Inhalt Teil I: Werkstattberichte 
	 Werkstattgespräch 1: Deutschland im Modell 13 
	 Werkstattgespräch 2: Regulierung des Umbruchs – Umbruch der Regulierung? 16 
	 Werkstattgespräch 3: Ostdeutschland – fragmentierte Entwicklung 18 
	 Werkstattgespräch 4: Gesellschaft im Betrieb 22 
	 Werkstattgespräch 5: Arbeit und Lebensweisen im Spiegel der Haushaltsökonomie 28 
	 Peter Bartelheimer: Umbruch als Leitkonzept der sozioökonomischen Berichterstattung 31  
	 Roland Roth: Suche nach Übersicht in regulationstheoretischer Perspektive 38  
	 Waltraud Cornelißen: Optionen der Sozialberichterstattung zur Geschlechtergerechtigkeit  47 
	 Kerstin Jürgens: Alltägliche Lebensführung und soziale Ungleichheit 50 
	 Heiko Geiling: Soziales Milieu und sozialer Raum 55  
	 Karin Kurz: Überlegungen zu Analysen von Erwerbsverläufen 57 
	 Martin Kronauer: Teilhabekonzept, Ausgrenzung, gesellschaftliche Zugehörigkeit 59 
	 Jean-Michel Bonvin: Employment and Labour Market Regulation – A Capability Approach 64 
	 Ortrud Leßmann: Zum Verhältnis von Lebenslage und Capability 69 
	 Petra Böhnke: Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept 72 
	 Sebastian Brandl: Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise 75 
	 Norbert Schwarz: Makroökonomische Ansätze zur sozioökonomischen Berichterstattung 79 
	 Silke Bothfeld: Der FrauenDatenReport des WSI 81 
	Jan Marbach: Wechselwirkung zwischen Ökonomie und Lebensweise:  Veränderung des Sozialkapitals in Ost- und Westdeutschland 83 
	 Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattgespräch 85 
	 Nicole Mayer-Ahuja: Regulierung im Umbruch 92 
	 Ludger Pries: Kräftefelder der Strukturierung und Regulierung von Erwerbsarbeit  95 
	 Diana Auth: Arbeitszeitpolitik und Geschlechterverhältnis 98 
	 Claus Schäfer: Einkommensverteilung im Schnittpunkt von Wirtschaft und Politik  101 
	Verzeichnis der Übersichten 

	 1. Die „soeb-Werkstatt“ im Überblick 
	1.1 Ein neues Veranstaltungsformat 
	1.2 Programm und Beteiligung 
	1.3 Wichtigste Ergebnisse 
	1.3.1 Werkstattgespräch 1: Deutschland im Modell  
	Konzeptionelle Integration und theoretische Fundierung 
	Umgang mit politischen Diskursen 
	Mehr Ökonomie in der sozioökonomischen Berichterstattung 
	Lebensweise und Lebensführung 
	Teilhabe 
	Verlaufsdatenanalyse 
	Verhältnis zu anderen Berichtsansätzen 

	1.3.2 Werkstattgespräch 2: Regulierung des Umbruchs – Umbruch der Regulierung? 
	Regulierung als mehrdimensionales Kräftefeld 
	Regulierung exemplarisch beobachten 
	Negative Individualisierung 
	Diskursanalysen 

	1.3.3 Werkstattgespräch 3: Ostdeutschland – fragmentierte Entwicklung 
	Umbruch und Transformation 
	Transfergesellschaft 
	Fragmentierte Entwicklung? 
	Neue soziale Problemlagen 
	Schrumpfung 
	Sozioökonomische Berichterstattung und Ostdeutschland  

	1.3.4 Werkstattgespräch 4: Gesellschaft im Betrieb 
	Prekarisierung 
	Internationalisierung der Produktion 
	Betrieb als Knotenpunkt 
	Verschiedene Organisationseinheiten 
	Betriebs- oder Personendaten 
	Verlaufsanalysen und subjektive Indikatoren 

	1.3.5 Werkstattgespräch 5: Arbeit und Lebensweisen im Spiegel der Haushaltsökonomie 
	Kategoriale Klarheit und deskriptive Erörterung des Berichtsgegenstandes 
	Beschäftigungswirkung von haushaltsnahen Dienstleistungen 
	Dienstleistungen für besondere Lebensphasen 
	Internationale und regionale Vergleiche, methodische Herausforderungen 



	 2. Werkstattgespräch 1: Deutschland im Modell  
	(Autor: Peter Bartelheimer, SOFI) 
	2.1 Umbruch des Produktions- und Sozialmodells  
	Peter Bartelheimer: Umbruch als Leitkonzept der sozioökonomischen Berichterstattung 
	Diskussion 


	2.2 Sozioökonomische Entwicklung – Auf der Suche nach Übersicht 
	Roland Roth: Suche nach Übersicht in regulationstheoretischer Perspektive 
	Diskussion 


	2.3 Politische Diskurse 1 –Was ist dran am europäischen Sozialmodell?  
	Frieder O. Wolf: Europäisches Sozialmodell? Erste Antworten auf gestellte Fragen 
	Diskussion 


	2.4 Lebensführung, Lebensverlauf, Milieus – Das Konzept der Lebensweise im Spiegel anderer Ansätze 
	Waltraud Cornelißen: Optionen der Sozialberichterstattung zur Geschlechtergerechtigkeit  in Deutschland 
	Diskussion 
	Kerstin Jürgens: Alltägliche Lebensführung und soziale Ungleichheit 
	Diskussion 
	Heiko Geiling: Soziales Milieu und sozialer Raum 
	Diskussion 
	Karin Kurz: Überlegungen zu Analysen von Erwerbsverläufen 
	Diskussion 


	2.5 Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept 
	Martin Kronauer: Teilhabekonzept, Ausgrenzung, gesellschaftliche Zugehörigkeit 
	Diskussion 
	Jean-Michel Bonvin: Employment and Labour Market Regulation – A Capability Approach 
	Discussion 
	Ortrud Leßmann: Zum Verhältnis von Lebenslage und Capability 
	Petra Böhnke: Gesellschaftliche Teilhabe als Berichtskonzept 
	Diskussion 


	2.6 Politische Diskurse 2 – Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise 
	Sebastian Brandl: Nachhaltigkeit in Arbeit und Lebensweise 
	Diskussion 


	2.7 Der heiße Stuhl – Wie sehen uns andere Berichtsansätze? 
	Norbert Schwarz: Makroökonomische Ansätze zur sozioökonomischen Berichterstattung 
	Silke Bothfeld: Der FrauenDatenReport des WSI 
	Jan Marbach: Wechselwirkung zwischen Ökonomie und Lebensweise:  „Veränderung des Sozialkapitals in Ost- und Westdeutschland“ 
	 Heinz Herbert Noll: Kommentar zum Werkstattgespräch 
	Diskussion 


	2.8 Versuch eines Schlussworts 
	Tatjana Fuchs: Schlussbemerkungen für den Forschungsverbund 


	 3. Werkstattgespräch 2: Regulierung des Umbruchs –  Umbruch der Regulierung?  
	(Autorin: Nicole Mayer-Ahuja, SOFI) 
	3.1 Einführung: Regulierung im Umbruch als Problem sozioökonomischer  Berichterstattung  
	Nicole Mayer-Ahuja: Regulierung im Umbruch 
	Diskussion 


	3.2 Regulierung von Arbeit: Perspektiven und Dimensionen 
	Ludger Pries: Kräftefelder der Strukturierung und Regulierung von Erwerbsarbeit  
	Diskussion  


	3.3 Regulierung von Arbeitszeit und Einkommen 
	Diana Auth: Arbeitszeitpolitik und Geschlechterverhältnis 
	Diskussion 
	Claus Schäfer: Einkommensverteilung im Schnittpunkt von Wirtschaft und Politik  
	Diskussion 


	3.4 Regulierung von Bildung und Qualifikation 
	Martin Baethge, Markus Wieck:  (Wie) diskutiert man Institutionengefüge im Rahmen von Bildungsberichterstattung?  
	Diskussion 
	Heike Solga: Gering Qualifizierte als Regulationsproblem  
	Diskussion 


	3.5 Regulierung von Lebensläufen und Geschlechterarrangements 
	Sigrid Betzelt: Gleichstellungs  oder Familienpolitik: Sozialstaat, Arbeit, Genderarrangements 
	Diskussion 
	Dorit Sing: Regulierung des Übergangs in den Ruhestand  
	Diskussion 


	3.6 Regulierung des Arbeitsmarktes 
	Hans-Walter Schmuhl: Geschichte der bundesdeutschen Arbeitsmarktpolitik 
	Diskussion 
	Max Koch: Der bundesdeutsche Arbeitsmarkt im internationalen Vergleich  
	Diskussion 


	3.7 Arbeitsmarktmonitoring: Brüche oder Kontinuität der Regulierung? 
	Ulrike Kress: Nutzung arbeitsmarktpolitischer Informationssammlungen für eine  Dauerberichterstattung  
	Diskussion 
	Volker Baethge-Kinsky: Monitoring und Sozialberichterstattung. Der „Monitor Arbeitsmarktpolitik“ im Vergleich 
	Diskussion 


	3.8 Regulierung des Umbruchs – Umbruch der Regulierung? 
	Peter Bartelheimer: Schlussfolgerungen aus den Diskussionen des Werkstattgesprächs  


	4. Werkstattgespräch 3: Ostdeutschland – fragmentierte Entwicklung  
	(Autor: Rainer Land, Thünen-Institut) 
	4.1 Fragmente zum Thema Fragmentierung 
	Rainer Land: Fragmentierung, Exklusion und Schrumpfung – Leitbegriffe einer Beschreibung des Umbruchs Ostdeutschlands? 
	Diskussion 
	Thomas Hanf: Ungleichheit und Gerechtigkeit. Im Osten fehlen strukturelle Anker der  handlungsleitenden Grundorientierungen 
	Diskussion 


	4.2 Ostdeutschland – eine Transfergesellschaft. Und der Westen ist es auch 
	Ulrich Busch: Wirtschaftliche Lage, Struktur und Wirkung der West-Ost-Transfers 
	Joachim Ragnitz: Kritische Revision der Transfergesellschaft 
	Diskussion 


	4.3 Spitzengruppe im Ziel, Hauptfeld weit abgeschlagen – Fragmentierung wirtschaftlicher Entwicklung 
	Klaus-Peter Buss: Fragmentierung der wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands – Eine richtige Perspektive für die Sozioökonomische Berichterstattung? Koreferat zum Thesenpapier ‚Ostdeutschland – fragmentierte Entwicklung’  
	Diskussion 
	Michael Thomas, Rudolf Woderich: Regionale Disparitäten und Sozialkapital 
	Diskussion 


	4.4 Erwerbsarbeit mit Hilfsmotor. Der „sekundäre Integrationsmodus“ und die Gettoisierung der Überflüssigen. 
	Holger Alda: Sekundäre Arbeitsmarktintegration als Beobachtungskonzept  sozioökonomischer Berichterstattung 
	Olaf Struck: Koreferat zum Arbeitsmarkt und Beschäftigungssystemen in Ostdeutschland 
	Diskussion 
	Friedrich Hauss: Unsichere Erwerbsbeteiligung und soziale Problemlagen 
	Diskussion 
	Christine Steiner: Die demographische Falle und die verlorene Generation 
	Diskussion 


	4.5 Schrumpfung: Raumordnung oder Gesellschaftsordnung?  
	Andreas Willisch: Fragen zum Thema 
	Podiumsdiskussion mit Wolfgang Kil, Ingeborg Beer, Tobias Robischon, Christine Weiske, Peter Franz 
	a) Dekonstruktion 
	Was ist aus Ihrer Sicht auf die gegenwärtige Demographie- und Schrumpfungsdebatte die Illusion, deren Dekonstruktion Sie besonders wichtig finden?  
	b) Schrumpfungsszenarien 
	Sehen Sie Möglichkeiten, derartige Schrumpfungsszenarien und die sie beschreibenden Variablen für eine Berichterstattung zu „sortieren“? An welche Merkmale sollte man sich halten? 
	c) Gestaltungsszenarien 
	Ist Schrumpfung überhaupt gestaltbar? Wo sehen Sie die Ansätze neuer Alltagspraktiken und neuer Verfahren? Wie weit ist eine Institutionalisierung neuer Praxis der Stadtgestaltung erkennbar? Wo sehen Sie dann die Konturen einer „neuen Postschrumpfungsgesellschaft“?  


	4.6 Bericht für die Berichterstatter: Was nehmen wir mit, was sollten wir lassen?  
	Raj Kollmorgen: Kritische Revision des Werkstattgesprächs 


	5. Werkstattgespräch 4: Gesellschaft im Betrieb  
	(Autor/in: Andreas Boes, Anne Hacket, ISF) 
	5.1 Das Veranstaltungsprogramm  
	5.2 Der Betrieb im Umbruch – Forschungsperspektive in der Sozioökonomischen Berichterstattung? 
	Andreas Boes, Anne Hacket: Bringing the Firms Back in 
	Zu a) Warum Perspektivwechsel ? 
	Zu b) Betrieb in seiner Funktion als gesellschaftlicher Knotenpunkt  
	Zu c) Was kann die Forschungsperspektive Betrieb für die sozioökonomische  Berichterstattung leisten?  
	Diskussion 


	5.3 Reorganisation und Arbeitsorganisation 
	Dieter Sauer: Reorganisation des Unternehmens: Tendenzen – Dimensionen – offene Fragen 
	Diskussion 
	Martin Kuhlmann: Arbeitsorganisation und Arbeitspolitik im Wandel  
	Diskussion  


	5.4 Arbeit, Beschäftigung, Entgelt 
	Christoph Köhler, Olaf Struck: Betriebliche Beschäftigungssysteme und -sicherheit 
	Diskussion 
	Holger Alda: Entlohnungspraktiken im Spannungsfeld von Betrieben und Beschäftigten 
	Diskussion  


	5.5 Arbeit und Leben 
	Nick Kratzer: Arbeit im Umbruch – Zeit im Übergang 
	Diskussion 
	Tatjana Fuchs: Anforderungen von Beschäftigten an ‚gute Arbeit’ im Kontext von Arbeit und Gesundheit  
	Die Diskussion zu diesem Referat fällt aufgrund der vorgerückten Zeit leider aus. 


	5.6 Betrieb und Wandel der Arbeitsbeziehungen 
	Peter Ellguth: Entwicklung der Tarifbindung und der betrieblichen Interessenvertretungen  
	Diskussion 
	Klaus Dörre: Wandel der Arbeitsbeziehungen  
	Diskussion 


	5.7 Arbeit und Lernen zwischen Beruf und Betrieb 
	Volker Baethge-Kinsky: Arbeiten und Lernen 
	Diskussion 


	5.8 Betrieb zwischen Verortung und Verlagerung 
	Rainer Land: Fragmentierte Entwicklung am Beispiel Ostdeutschlands  
	Diskussion 
	Boy Lüthje: Produktionsort und Verlagerungsstrategien  
	Diskussion 


	5.8 Abschlussreflexionen 
	Burkart Lutz 
	Peter Bartelheimer 



	6. Werkstattgespräch 5: Arbeit und Lebensweisen im Spiegel der Haushaltsökonomie  
	(Autorin: Tatjana Fuchs – INIFES) 
	6.1 Lebensweisen im Umbruch – Haushalts(nahe) Arbeit 
	Tatjana Fuchs: Lebensweisen im Umbruch – Herausforderungen für die Konzeption von Haushalts(naher) Arbeit im Rahmen der sozioökonomischen Berichterstattung 

	6.2 Haushaltsbezogene Dienstleistungen – ein Forschungsfeld für die sozioökonomische Berichterstattung 
	Birgit Geissler: Die Dienstleistungslücke im Haushalt. Der neue Bedarf nach Dienstleistungen und die Handlungslogik der privaten Arbeit 
	Claudia Gather: Bezahlte und unbezahlte Hausarbeit: Der Organisationsmodus von Haushalts- und haushaltsnaher Arbeit im Spiegel sozialer Ungleichheit 
	Karen Jaehrling: Soziale und haushaltsnahe Dienstleistungen: Wechselwirkung des Ausbaus sozialer Dienstleistungen und der Beschäftigungsentwicklung 


	6.3 Arbeitszeiten im Haushaltskontext 
	Axel Schaffer, Carsten Stahmer: Zeitverwendung der Gesamtbevölkerung – Beobachtung von Aktivitätsmustern mit sozioökonomischen Input-Output-Tabellen (SIOT) 
	Wencke Gwozdz: Private Haushaltsarbeit. Bedingungsfaktoren für den Umfang und die Aufteilung von Haushaltsarbeit  


	6.4 Konsumchancen im Spiegel von differenzierten Lebenslagen 
	Marc Ingo Wolter: Konsumchancen. Einfluss von Veränderungen der Bevölkerungsstruktur auf den Konsum – Vorausschätzungen durch sozioökonomische Modellierung.  

	6.5 Glückliche Kindheit? Alternative Entwicklungspfade und ihre sozialen Folgen 
	Christian Alt: Kinder geben Auskunft. Einfluss von Lebenslage & Betreuungsarrangements auf die Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen.  

	6.6 Gepflegt altern? Dienstleistungsbedarf in einer alternden Gesellschaft 
	Andreas Motel-Klingebiel: Dienstleistungsbedarf in alternder Gesellschaft – im Kontext der sozialen Lage   

	7. Moderierte Abschlussdiskussion: Fazit & Anregungen für die sozioökonomische Berichterstattung 
	Tatjana Fuchs: Schlussbemerkungen für den Forschungsverbund 


	7. Anhang 
	7.1 Teilnehmer/innen der einzelnen Werkstattgespräche
	7.2 Auswertung Teilnehmer/innen 
	 7.3 Materialübersicht zu den Werkstattgesprächen 
	Werkstattgespräch 1: Deutschland im Modell 
	Werkstattgespräch 2: Regulierung des Umbruchs – Umbruch der Regulierung 
	Werkstattgespräch 3: Ostdeutschland – Fragmentierte Entwicklung 
	Werkstattgespräch 4: Gesellschaft im Betrieb 
	Werkstattgespräch 5: Arbeit und Lebensweise im Spiegel der Haushaltsökonomie 




